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auf die Landwirtschaft zu schaffen sich bemühte. 
Aber beweisen, glaube ich, muß man d ie Dinge, 
daß sie nämlich anders sind, als sie im „Bauern-
bündler" e inerseits und im Kammerorgan anderer­
seits dargestell t werden. Vor allem wenn von der 
Milch gesprochen wird und es dor t heißt „nur 
15 Groschen"! Das schaut aus, als ob die Bauern 
wieder einmal ganz schlecht behandelt worden wä­
ren. Meine Herren, ich wollte euch beute wirklich 
nicht ärgern, aber es bleibt mir nichts übrig, als 
auf einige Dinge doch hinzuweisen, z. B. daß in der 
Zeit der ÖVP-Regierung zwar die Konsumenten 
mit einem Schilling Milchpreiserhöhung belastet 
wurden — wir haben es schon einmal gesagt in 
diesem Hause —, die Bauern davon aber nicht 
einen Groschen bekommen haben. Aber in der Zeit 
der sozialistischen Regierung, in der verhältnis­
mäßig kurzen Zeit im Jahre 1971, wo die ganze 
internat ionale Preiserhöhung noch lange nicht so 
spürbar war, erhielten d ie Milchprodnzenten eine 
Preisverbesseraing, die die Konsumenten nur mit 
30 Groschen belastete und, liebe Frau Abgeord­
nete, den Bauern 25 Groschen gebracht hat. (Landes­
hauptmann Dr. Niederl: „Da muß ich wohl sagen, 
bei der Teuerungsrate ist das doch wohl notwen­
dig!") Herr Landeshauptmann, wir haben voriges 
J ah r im Frühjahr bis in den Sommer international 
noch nicht d iese Entwicklung gehabt, wie wir sie 
heuer haben. Jedenfalls ist es beachtenswert, daß 
von den 30 Groschen 25 Groschen den Bauern ge­
geben wurden. Das ist von de r Bauernbundseite 
mit einem „nur" quittiert worden. Ich möchte nicht 
sagen vom Herrn Präsidenten. Nun haben wir in 
der kurzen Zeit, wenn man vergleicht die Zeit der 
ÖVP-Regierung mit der Zeit der sozialistischen Re­
gierung, erstaunlicherweise schon eine zweite Milch­
preiserhöhung, d ie wiederum den Konsumenten mit 
nur 30 Groschen belastet und der Landwirt bekommt 
15 Groschen davon. (Landeshauptmann Dr. Niederl: 
„Die Investi t ionen kosten mehr als der Milchpreis 
beträgt!") Darüber möchte ich noch ein paar Wor te 
reden, Herr Landeshauptmann. Das ist e ine sehr 
erfreuliche Feststellung, über die wir uns alle 
freuen. Nur kommt vielleicht noch etwas dazu, was 
in der Bauerndbundzeitung und in der Kammerzei­
tung nicht e rwähnt wird, nämlich daß wir jetzt im 
Gegensatz zu früher keine Rücknahmeverpflichtung, 
keinen Rücknahmezwang bei Butter, Käse, Mager­
milch etc. haben und dadurch, lieber Freund Buch-
berger, auch wieder eine ganz wesentliche Verbes­
serung des ausbezahlten Milchgeldes zustande 
kommt. Da, Herr Landeshauptmann, ist schon d ie 
Bezahlung der d iversen Teuerungen drinnen. 

Es kommt noch etwas weiteres. Nicht nur die di­
rekte Preiserhöhung und nicht nur das Wegfallen 
des Zwanges der Rücknahme, sondern es kommt 
dazu, daß wir jetzt fast keinen Krisengroschen 
haben und damit eine weitere beachtliche Verbes­
serung des Einkommens auf diesem Gebiet erfolgt. 
(Landeshauptmann Dr. Niederl: „Wie sich die Agrar-
strukturgesetze 1968/1969 bewähren, mein Lieber!") 
Aber obwohl das eine sehr erfreuliche Entwicklung 
ist, kannst ruhig nachrechnen, Kollege Schauer, 
läßt man in dieser Kammerzeitung, d ie ich zitiert 
habe und von der man etwas mehr Objektivität 
e rwarten müßte, an de r sozialistischen Agrarpolitik 

kein gutes Haar. Wobei ich hier sehr deutlich sagen 
möchte, daß ich nicht d en Redakteur angreife und 
nicht die, die die Zeitung gestalten müssen, sondern 
daß das einige andere Herren betrifft. Man liest 
jedenfalls in dieser Zeitung von „nur" 15 Groschen 
und man versucht, nicht nur in der Bauernbundzei-
tung, den Bauern eine Unzufriedenheit förmlich zu 
suggerieren. (Abg. Koiner: „Ich werde doch noch 
mit e twas aufwarten, wenn du so weiter tust!") Ich 
glaube allerdings, daß dieses Suggerieren, dieses 
Einreden nicht sehr viel nützt, obwohl man es nicht 
allein bei der Milch, sondern bei anderen Dingen 
auch macht. Es scheint, abgesehen von den heute 
hier bis jetzt gehörten Reden, eine der obersten 
Bauernbundriichtlinien zu sein, den Bauern eine Un­
zufriedenheit einzureden. 

Das trifft nicht nur die Milch. Das trifft, obwohl 
das heute vom Herrn Präsidenten sehr positiv 
herausgehoben wurde, auch das Bergbauernsonder-
programm, wobei ich jetzt boshaft sein könnte, aber 
es unterlasse, nämlich den Vergleich mit den Jah­
ren 1967, 1968, 1969 und 1970. (Abg. Koiner: „Du 
kannst schon ein bisserl boshaft werden, dann werde 
ich dir antworten!") Ich sage es ohnehin nicht. Dem­
gegenüber möchte ich herausstellen, der Herr Präsi­
dent hat en passant davon gesprochen, daß der Land­
wirtschaftsminister Weiß für das Budget 1972 300 Mil­
lionen Schilling für d a s Bergbauernsonderprogramm 
in das Budget gebracht hat und daß damit, wie das 
bereits gesagt wurde, sehr viel Positives geleistet 
werden konnte. Nicht nur d i rekt für die Bergbauern, 
sondern auch in 'bezug auf die Regionalförderung, 
einbezogen der bäuerliche Fremdenverkehr, der an­
dererseits, und das wurde gleichfalls bereits er­
wähnt, wiederum für das landwirtschaftliche Ein­
kommen eine positive Rückwirkung hat. Ich habe 
eine Unterlage, die nicht uninteressant wäre, vor­
zulesen, aber ich verzichte darauf. Es ist dor t er­
wähnt, daß für das Jahr 1970 ein Fachmann des 
Agrarwissenschaftlichen Instituts, ein Dr. Benetz, 
errechnet hat, daß aus dem Fremdenverkehr im 
bäuerlichen Bereich für die Landwirtschaft ein zu­
sätzliches Bruttoeinkommen von 2 bis 2,5 Milliarden 
errechnet werden kann. Herr Dr. Benetz ist kein 
Sozialist. Er ist einer von der anderen Seite. Der 
wird schon richtig gerechnet haben. Es ist gut so, 
daß diese positive Auswirkung vorhanden ist. Im 
übrigen möchte ich sagen, das hat sich von 1970 bis 
heute noch um einiges erhöht. Diese 300 Millionen 
des Jahres 1972 sind erstens bestens angelegt ge­
wesen und sind heuer wiederum voll im Budget 
drinnen. Hätte der Herr Landwirtschaftsminister im 
J ahr 1972 nur 100 Millionen für diese Bergbauern-
sonderförderung eingesetzt, dann wäre das als ein 
positiver Schritt e rkannt worden und hätte er dann 
die fehlenden 200 Millionen heuer gegeben, dann 
hät te man auch das wohl oder übel als positive 
Sache anerkannt, aber die Bauern hät ten dadurch 
um 300 Millionen weniger erhalten. Man muß die 
Dinge so sehen, wie sie wirklich sind und nicht so, 
wie sie der Bauernbund darstellt. Wenn also so 
hohe Förderungsmittel vorausgegeben wurden, 
dann kann man nicht von e inem Verlustbudget 
sprechen, umso weniger, als zwar Verschiebungen 
im Budget erfolgten, aber im Endeffekt Verbesse­
rungen zustande kommen. 
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Darf ich nur zwei Punkte herausgreifen: Die Ko­
sten de r Landwirtschaftslehrer mit rund 130 Mil­
lionen sind aus dem Agrarbudget des Bundes drau­
ßen. Die Kosten für das Veter inärwesen mit 50 Mil­
lionen sind aus dem Agrarbudget draußen. Damit 
s ind 180 Millionen Belastung weg, aber das Agrar­
budget d e s Bundes ist deswegen nicht gekürzt wor­
den, das ist also effektiv eine Erhöhung. 

Vielleicht noch eines, was auch in den Reden 
bereits angeklungen ist; der Kollege Buchberger hat 
davon gesprochen, und zwar über die Zahl der Voll-
erwerbsbauern. Das Bundesbudget i s t nicht gekürzt 
worden, obwohl sich d ie Zahl derer, d ie davon et-
^was-zu-e ramr ten-^ben^ te ider -^esenÜi^ 
hat. So schaut es also aus. Aber nicht nur kein 
Verlustbudget, sondern überhaupt Gott sei Dank 
kein Verlustgeschäft in de r Landwirtschaft. Das ist 
zwar auch durchgeklungen, aber nicht ganz so deut­
lich, wie ich es gern gehört hätte. Wir haben in de r 
Landwirtschaft eine gute Preissituation. Bei der 
Milch habe ich es bereits gesagt. Beim Getreide ist 
es ebenfalls nicht schlecht. Beim Vieh z. B. auch 
nicht. Ich könnte hier wiederum von der Aussen­
dung der Präsidentenkonferenz der Landwirtschafts­
kammer Überschriften und ganze Absätze vorlesen: 
„Sprunghaftes Ansteigen, positive Preise, günstige 
Preise." Sind wir froh. Ich freue mich darüber. Bei 
den Schweinen is t die Schwierigkeit des Sommers 
überwunden und d ie Preise haben sich wieder gut 
entwickelt. Seinerzeit im Sommer ha t es viel Ärger 
gegeben und es wurde von bäuerlicher Seite von 
einer Flsischmaffia, vielleicht nicht zu Unrecht, ge­
sprochen. Zu Obst und Gemüse: Sie wissen, daß 
auch da die Preis- und Marktsituation erfreulicher­
weise sehr gut ist. Diese Tatsache ermöglicht es der 
Landwirtschaft, daß sie entsprechende Anschaffun­
gen machen kann. Freuen wir uns darüber, daß 
auch in der Landwirtschaft die Zahl der Autos 
wächst, wenngleich sie zwar auch mit den anderen 
Autos d ie Gegend verstinken. Aber die Landwirt­
schaft soll es haben. (Abg. Buchberger: „Wenn das 
nicht wäre! Ein Auto ist heute eine Selbstverständ­
lichkeit!") Sie kann mehr als bisher kaufen. Telefon, 
Waschmaschinen usw. (Abg. Buchberger: „Das ist 
alles nur einmalig!"} Kollege Buchberger ha t von 
den Erhebungen der Kammer gesprochen. Ich habe 
vor zwei J ahren auch darauf hingewiesen und ge­
zeigt, daß diese Erhebungen einen unglaublichen 
Nachholbedarf ergeben haben. 

Auch d a will ich nicht boshaft sein, obwohl man 
es sein könnte. Es ist gut, daß dieser Nachholbedarf 
durch d ie positive Preissituation einigermaßen be­
friedigt werden kann. Zu dem posit iven Budget, 
zu der verhältnismäßig guten Situation d e r Agrar-
preise kommen noch die a l lgemeinen Förderungs­
maßnahmen der sozialistischen Regierung für die 
österreichische Bevölkerung, die natürlich auch der 
bäuerlichen Familie erfreulicherweise sehr zugute 
kommen. (Beifall bei der SPÖ.) Sie wissen, meine 
Damen und Herren, die 15.000 Schilling Haus-
standsgründungisbeihilfe, von denen man d raußen 
dort und da hören kann, daß s ie ab 1. J änner nicht 
mehr bezahlt werden. (Abg. Buchberger: „Kein 
Mensch behauptet das!") Man versucht auch da, 
e ine gewisse Unruhe und Unklarheit hineinzubrin-
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gen; d iese 15.000 Schilling werden weiter be ­
zahlt. Dann die freien Schulbücher. Darüber 
ist schon gesprochen worden, ich will es nicht wie­
derholen. Ferner d ie freie Schulfahrt, auch darüber 
hat Kollege Laurich sehr gut gesprochen. Sie hat ge­
rade für d ie bäuerliche Familie eine eminente Be­
deutung, weil damit die Chancen der Bildungs­
gleichheit wirklich wesentlich verbessert wurden. 
Dann Geburtenbeihilfe, Studienbeihilfe etc. etc. 
Das ist kein Vorwurf, sondern nur eine Feststellung: 
Die Landwirtschaft zahlt in den Topf des Familien­
lastenausgleichs ungefähr 50 Millionen Schilling 
hinein und d iese gleiche Landwirtschaft e rhäl t aus 
diesem Topf, in d en sie 50 MilMonen Schilling hin-
eii izähltTT'ünd -^Mill iarden Schilling heraus. (Abgr 
Buchberger: „Seit wann?") Ich freue mach darüber. 
Das ist keine Kritik, sondern eine reine, positive 
Feststellung. Und es soll der Landwirtschaft nicht 
mißgönnt sein, sondern eben nur festgestellt wer­
den. Und eine solche positive Feststellung, meine 
sehr verehr ten Damen und Herren —• ich hoffe, 
man ist mir nicht bös, wenn ich etwas länger b in •—, 
ist es auch, wenn ich sage, daß im Bereich der 
bäuerlichen Sozialversicherung noch nie soviel ge­
schehen ist als ge rade in der letzten Zeit. In mei­
nem Konzept habe ich für schärfere ÖVP-Angriffe 
die Zeit ab 1925, beginnend mit dem Agrarpro-
gramm des Otto Bauer. (Erster Landeshauptmann-
Stellvertreter Sebastian: „Wir haben es ja erlebt!") 
Ich streiche diesen Teil, weil ich Sie damit nicht 
ärgern möchte, daß 25 und noch mehr J ahre leider 
effektiv nichts geschehen ist. Wenn man — und das 
darf ich sagen —• ähnlich wie bei den Arbeitern 
frühzeitig mit der Sozialversicherung, mit der Kran­
kenkasse, Altersversorgung, Invaliditätsversor­
gung auch für die bäuerlichen Menschen angefan­
gen hätte, dann würde man eben heute auch unge­
fähr so weit sein, wie es die Arbeiter und Ange­
stellten sind. (Beifall bei de r SPÖ.) Nachdem das 
aber nicht geschehen ist, wird nun vom Bauernbund 
gewissermaßen ein „sofortiges Wunder" von der 
sozialistischen Regierung verlangt. Das geht eben 
nicht. Aber Sie wissen auch, daß die Einführung 
der Ausgleichszulage und d ie Dynamisierung we­
sentliche Fortschritte für unsere alten Leute i n der 
Landwirtschaft sind. Meine sehr verehr ten Damen 
und Herren, mit der Forderung d e r Einbeziehung 
der Zuschußrentner i n die Bauernpension rennen 
Sie wirklich offene Türen ein. Alle wollen das, alle! 
Nur muß das halt auch budgetmäßig verkraftet 
werden. Und jetzt muß ich wiederum einen Pas­
sus streichen, denn hier s teht eigentlich, daß man 
viele Versäumnisse etc. etc. nachholen muß. Ich 
sag's nicht. (Gelächter.) Aber die Einbeziehung der 
Zuschußrentner in d ie Bauernpension, d ie kann — 
und das muß ich doch sagen —, d ie kann nur dann 
sehr rasch erfolgen, wenn Sie alle die Bemühungen 
der Sozialisten um einen besseren sozialen Aus­
gleich unterstützen. (Abg. Schrammel: „Wie schaut 
das aus? Das ist ein Schlagwort!" — Unverständliche 
Zwischenrufe. — Abg. Koiner: „Den Familienlasten­
ausgleich nicht vergessen!") Entschuldige, daß ich 
nicht mehr idarauf eingehe, e s ist Zeit zum Schluß 
zu kommen. 

Abschließend und zusammenfassend möchte ich 
eines sagen: Es ist eine Integration der Landwirt-
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schaff in d ie gesamte Volkswirtschaft im Gange. 
Und die sozialistische Regierung fördert diesen Pro­
zeß sehr s innvoll durch das Budget, übr igens hier 
noch nicht besprochen, das Arbeitsmarktförderungs-
gesetz, das ist auch für die Landwirtschaft von ganz 
besonderem Interesse. Ein eigenes landwirtschaft­
liches Institut ist dazu von der Landwirtschafts­
kammer geschaffen worden, die Hand aufzuhalten, 
um Geld für d iese Sache zu bekommen. Nicht nur 
durch das Budget, durch verschiedene Sozialmaß­
nahmen, auch durch verbesserte Bildungschancen, 
durch Förderung d e r Agrarpreise und andere Maß­
nahmen ist d ie Lage der bäuerlichen Menschen 
verbessert worden. (Landeshauptmann Dr. Niederl : 
„Wir haben das Bauem-PensiomsVersicherungsge­
setz verlangt!") Das sind zum Teil Forderungen, 
die fast durch ein ganzes Menschenalter von So­
zialisten erhoben worden waren. 

Ich komme zum Schluß, meine Damen und Her­
ren. Ich freue mich, daß auch das Landesbudget 
und nicht nur d a s Bundesbudget in diesem Sinne 
wirksam werden kann, wie ich bereits zu Beginn 
meines Diskussionsbeitrages gesagt habe. Selbst­
verständlich werden wir Sozialisten auch diesen 
landwirtschaftlichen Abschnitten zustimmen. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 

Präsident: Zu Wor t gemeldet hat sich der Abge­
ordnete Trümmer. Ich erteile es ihm. 

Abg. Trümmer: Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Ich werde mich sehr kurz fassen, denn be­
schlossen ist ja sowieso schon alles und wir wollen 
ja noch heute fertig werden. 

Zu deiner schönen Propagandarede, lieber Kol­
lege Zinkanell, darf ich nur eines sagen: Ich per­
sönlich will heute nur die Sorgen meines Gerichts­
bezirkes, des einzigen Grenzbezirkes, den wir in 
unserer Steiermark haben, mitteilen. Und unser 
Bezirk ist nun einmal ein Grenzbezirk. Die Ant­
worten über deine schöne Rede und etc. werden 
meine Kollegen geben. 

Das Jahr 1972 war für unseren Grenzbezirk ein 
Katastrophenjahr. Schon am 2. April und im Mai 
wurden Tausende Hektar von Hochwasser über­
schwemmt und am 3. Jul i wurden wir wieder von 
einem Hochwasser überrascht, wie es in unserem 
Grenzbezirk in hundert J ahren nur selten vor­
kommt. 18.000 Hektar s tanden eine Woche lang 
unter Wasser. Dabei waren 30 Dörfer und ein Teil 
von Mureck und der Stadt Radkersburg über­
schwemmt. 2300 freiwillige Feuerwehrmänner un­
seres Grenzlandes s tanden 6 Tage und Nächte 
ununterbrochen im Einsatz. Dazu mußten noch 
Feuerwehren von Fürstenfeld, Hartberg, Graz-Um­
gebung, Brück und Deutschlandsberg beigezogen 
werden. Auch das Bundesheer von Radkersburg, 
Straß und Leibnitz mußte zur Hilfe angefordert 
werden. Die Flurschäden allein betrugen in unse­
rem Gerichtsbezirk 34 Millionen Schilling. Darum 
müssen die Regulierungen in unserem Bezirk und 
der Bau des Murschutzdammes von Radkersburg 
fortgesetzt werden. 

Wir Grenzlänlder s ind j a Schicksalsschläge ge­
wöhnt. Aber wenn ich nun letztens in der Zeitung 
gelesen habe, daß unser Bezirksgericht Mureck auf­

gelassen werden sollte, da muß ich wohl mein 
Bedauern aussprechen. Man kann als Bundeskanz­
ler, wenn man durch unser Grenzgebiet fährt, nicht 
sagen, diesem Grenzgebiet muß geholfen werden, 
denn eine Auflassung unseres Bezirksgerichtes in 
Mureck bedeutet für uns keinen Erfolg, sondern 
nur einen ganz krassen Schaden. 

Daher müssen wir vom Grenzbezirk gegen diese 
Sache protestieren und eine Auflassung des Be­
zirksgerichtes Mureck ablehnen. (Beifall. — Abg. 
Reicht: „ÖVP-Fahrpläne sind das!" —• Abg. Ritzin-
ger: „Ihr müßt j a nicht j eden Vorschlag ausfüh­
ren!" — Landeshauptmann Dr. Niederl: „Da ist der 
Justizminister zuständig!") 

Wir haben bereits einen Einspruch von den 13 
Bürgermeistern unseres Gerichtsbezirkes an den 
Landeshauptmann und seine Stellvertretern über­
reicht und ich möchte den Herrn Landeshauptmann, 
beide Stellvertreter und die gesamte Landesregie­
rung bitten, daß man das zurückzieht und die Auf­
lösung nicht durchführen läßt. Der Justizminister 
hat es ja bereits bekanntgegeben, daher muß ich 
schon im vorhinein vorbauen, nicht erst, wenn es 
zu spät ist. (Beifall.) Ich möchte auch eines be­
tonen: Das Schicksal der Bevölkerung eines Grenz­
bezirkes ist ganz ein anderes wie das der Bevöl­
kerung eines Binnenlandes. Und daher glaube ich, 
daß bei uns für solche Maßnahmen unbedingt Aus­
nahmen gemacht werden müssen. (Beifall.) Und 
nun, meine Damen und Herren, Hohes Haus, möchte 
ich nicht vergessen, in dieser Stunde einen herz­
lichen Dank zu sagen allen braven Feuerwehr­
männern und braven Soldaten, die ihre Pflicht er­
füllten im Einsatz für unser Grenzland. (Allgemei­
ner Beifall.) 

Dritter Präsident Feldgrill: Als nächster hat sich 
gemeldet Herr Abgeordneter Schrammel, ich er­
teile ihm das Wort. 

Abg. Schrammel: Herr Präsident, verehrte Da­
men und Herren des Hohen Hauses. Die Landwirt­
schaft beschäftigt uns in diesem Budgetkapitel, es 
ist sehr erfreulich, daß von allen Seiten hier zu 
den Ansätzen in den Wortmeldungen und Ausfüh­
rungen die Zustimmung gegeben wurde. Ich möchte 
nur eines noch vorweg anbringen: Wir haben ge­
stern einiges gehört, daß Shows abgezogen werden, 
aber jetzt haben wir heute wieder eine Show, eine 
Zinkanell-Show, dargeboten erhalten (Abg. Zinka­
nell: „Ich möchte nicht mit der ,Piaty-Show' ver­
glichen werden!"), nur zieht sie nicht mehr, das ist 
eben der Unterschied. Der Piaty bringt es fertig, 
daß alle da sitzen, bei dir war das nur am Anfang, 
1965 habe ich die erste Show in dieser Art er­
lebt. Ich schätze den Kollegen Zinkanell persönlich 
sehr, aber nur wenn es alle J ahre gleich kommt, 
dann wirkt es abgenützt. (Abg. Brandl: „Er 
hat immer etwas Neues zu sagen!") Dann nützt 
es ihm auch als Alibi in der eigenen Partei nicht, 
daß man sehr kräftig zumindest beim Budget für 
die Landwirtschaft auftritt. (Abg. Zinkanell: „Du 
mußt es halt ein bisserl hinunterdrücken!") Daß 
vom Landesrat Gruber auch in die Budgetdebatte 
eingegriffen wurde, freut uns sehr. Es ist immer­
hin ein Zeichen, daß man sich von allen Seiten 

13 



1038 29. Sitzung des Steierm. Landtages, VII. Periode — 5., 6. und 7. Dezember 1972 

um die Landwirtschaft sehr sorgenvoll annehmen 
will. Hoffentlich bleibt es auch so. (Abg. Zinka-
nell: „Wohltuend!") Die Unterschiede zwischen der 
Aussage im „Steirischen Bauernbündler" und der 
Aussage zum heutigen Budget wurden vom Freund 
und,Kol legen Zinkanell herausgekehrt . Ich glaube, 
wir haben zum heutigen Budget, zum steirischen 
Landesbudget Stellung zu nehmen und das ist po­
sitiv. Das ist sehr erfreulich. Daß es positiv ist 
verdanken w i r . . . (Abg. Zinkanell: „Sie werden 
dem Koiner doch nicht vorwerfen, daß er einen 
internationalen Überblick gegeben hat! Das war 
gut so!") Das wollen wir gar nicht abstreiten. Nur 
wollen wir eines auch zurückweisen, l ieber Kol-

^etje—Zinkaneilr-daß—dn-Tneinstr~daß—crrattfeTr-ganz-
etwas anderes in negativer Form gesprochen wird 
und daß man heute versucht, positiv dazu Stellung 
zu nehmen. Ich glaube zum Landesbudget können 
wir uns alle sehr positiv stellen. 

Ich möchte eines besonders hervorkehren. Der 
Herr Landesrat Dr. Krainer hat erstmals im heu­
rigen Jahr eine Post durchgesetzt, die mit einem 
sehr merklichen Betrag für den Anfang dotiert 
wurde und zwar, daß in den ländlichen Bereichen 
der Telefonausbau gefördert werden soll. Wir wis­
sen, daß gerade vom Telefonnetz sehr viel in der 
Landwirtschaft im Zusammenhang mit der gemein­
samen Maschinenausnützung abhängig gemacht 
werden kann. 

Eines, lieber Kollege Zinkanell, haben wir uns 
sehr genau gemerkt. Du hast ausgeführt, daß die 
Kammerumlage zu gering ist. Wir werden uns das 
merken. Er ist der erste, der gemeint hat, die Kam­
merumlage wäre zu erhöhen. Die Kammerumlage 
müßte erhöht werden. Er hat Relationen angestellt, 
die das zutage gebracht haben. (Unverständliche 
Zwischenrufe.) Sehr deutlich wurde das leider von 
dort wiederholt gesagt. 

Es wurde auch zu den „Landwirtschaftlichen Mit­
teilungen" Stellung genommen. Warum"* darf man 
zur Agrarpolitik in einem Kammerblatt nicht schrei­
ben? Warum nicht? Können wir dafür, daß momen­
tan die Agrarpolitik des Bundes so negativ ist? 
Darf man das den Leuten nicht sagen? Das muß 
man auch in einem Kammerblatt schreiben. (Un­
verständliche Zwischenrufe.) Wenn das so positiv 
wäre, warum haben wir in der Einkommensent­
wicklung der Landwirtschaft einen Rückgang von 
5 %>? Jetzt frage ich dich, lieber Freund Zinkanell, 
warum haben wir in der Zeit, wo die Preise all­
gemein steigen, in der Landwirtschaft nicht gleiche 
Entwicklung? Die 5 % wurden vor einigen Wochen 
vom Minister selbst erwähnt; öffentlich sogar einige 
Male erwähnt. Wir können nur das zur Kenntnis 
nehmen, was der Landwirtschaftsminister für Öster­
reich zur Landwirtschaft gesagt hat. Wenn, lieber 
Freund Zinkanell, in der SPÖ-Regierung für die 
Landwirtschaft soviel getan wurde, warum sind im 
vergangenen Jahr 30.000 Menschen aus der Land­
wirtschaft abgewandert? Aber jetzt soll es so gut 
gehen. (Abg. Brandl: „Das wäre ja noch schlechter, 
wenn sie nicht abgewandert wären!") Das ist der 
deutliche Widerspruch. (Abg. Zinkanell: „Du weißt 
ganz genau die Ursachen. Stell dich nicht unwis­
send!") 

Ich habe diese Bemerkungen deshalb in mein 
Konzept aufgenommen, weil du so glorreich diese 
Regierung hingestellt hast. Es steckt hinter dieser 
Glorie sehr wenig dahinter. 

Ich will nicht zu den anderen Dingen Stellung 
nehmen — Milchpreis usw. Wir haben den Kol­
legen Haas, der als Fachmann dazu Stellung neh­
men wird. Er ist ein Milchbauer. (Abg. Zinkanell: 
„Hoffentlich!") 

Denn diese deine Ausführungen, Kollege Zinka­
nell, haben uns keinesfalls zufriedengestellt, vor 
allem nicht in punkto Sozialpolitik. Ich würde sa­
gen, daß wir die beste Gelegenheit hätten, dein ge-
schildertes Agrarprogramm von Otto Bauer ver-
wirklicht zu bekommen. 1969 ist unter einer ÖVP-
Regierung das Bauempensionsgesetz beschlossen 
worden. Ab 1. Jänner 1970 ist das Gesetz Wirk­
lichkeit geworden. Ein Segen für die Bauernschaft. 
Heute könnten die Sozialisten dahingehend ver­
bessern, daß die Zuschußrenten in die Bauernpen­
sion eingebaut werden. (Abg. Premsberger: „Die 
Sozialisten haben es verlangt!" — Wei tere unver­
ständliche Zwischenrufe.) 

Man könnte auch die Handelsdüngerpreiserhö­
hungen, die Verteuerungen der Betriebsmittel und 
dergleichen erwähnen. Aber ich glaube, wir haben 
noch öfter die Gelegenheit, daß wir uns in dieser 
Hinsicht auseinandersetzen. Wir werden uns damit 
im Laufe des heurigen Jahres noch beschäftigen 
können. 

Aber eines möchte ich heute hier in diesem Ho­
hen Haus auch erwähnen, daß es sehr wohl der 
steirischen Agrarpolitik gelungen ist, positive Ak­
zente zu setzen. Ich möchte hier nur die Fleisch­
versorgung herausgreifen. International wurde das 
mustergültig, vom Präsidenten schon, wie du sagst, 
wortwörtlich dargelegt. In dieser internationalen 
Sicht muß man eines positiv auch hervorheben, 
daß Österreich einigermaßen es zustande gebracht 
hat in dieser Zeit, wo Fleisch in einige Ländern 
Europas zur Mangelware geworden ist, wir aber 
in der Steiermark diese Entwicklung sehr konstant 
halten konnten. Ich möchte hier vor allem den Ver­
tretern der Landesregierung, dem Landesrat Dok­
tor Krainer und auch den Ver t re tern der Kammer, 
an der Spitze mit dem Präsidenten Koiner, danken. 
Wenn ich nur ein paar Zahlen herausgreifen darf. 
Ich will die Kälberanlieferungsentwicklung kurz her­
vorkehren. Allgemein wird vor allem in den letz­
ten Wochen davon gesprochen, daß Kälberfleisch 
zu wenig ist. Die Steiermark hat es beispielhaft 
zustande gebracht im ersten halben J ahr 1972 die 
Versorgung mit Kälberfleisch so weit in den Griff 
zu bekommen, daß wir nicht rückläufig sind. Das 
ist sicherlich sehr erfreulich, denn im Zuge der 
vielen Wohlstandserkrankungen wird Kälberfleisch 
vermehrt verzehrt. 

Die Entwicklung der Fleischsituation am Rinder­
sektor ist ganz besonders in der Steiermark sehr 
positiv. Wir sind gegenüber dem Jahr 1969 etwa 
gleich, sogar eine leichte Steigerung. Bei den 
Schweinen — kurz erwähnt — ist es so, daß wir 
im kommenden Jahre — der Herr Präsident hat 
das auch schon erwähnt — in Österreich den Markt 
decken können. 
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Und nun eine Bemerkung zum Schluß: Wenn 
man noch vor J ah ren die Meinung ver treten hat, 
daß wir in Zukunft die große Sorge haben wer­
den bezüglich e iner Überproduktion bei der Fleisch­
versorgung, so können wir heute schon sagen, daß 
diese Überproduktion keinesfalls in den nächsten 
Jahren eintreten wird, vor allem, wenn man die 
Entwicklung in der Weise betrachtet, daß eben 
täglich die Zahl der Bauern auf der ganzen Welt 
weniger wird, was auch in Österreich gleich ist. 

Einen Aufgabenbereich will ich noch hervorhe­
ben, die einjährigen Haushaltungsschulen als be­
rufsbildende mittlere Schulen, die in der Steier­
mark mit viel Erfolg in den letzten Jahren instal­
liert wurden. Ich begrüße diese Einrichtung. Sie 
ist keinesfalls eine Konkurrenz zum 9. Schuljahr, 
zum Polytechnikum, sondern e ine gute Ergänzung 
und mehr oder weniger ein Zwischenglied für So­
zialberufe, die eben Mädchen, aufbauend auf dieses 
eine Jahr , ergreifen können. Ich möchte nur bitten, 
daß für die Steiermark noch weitere derartige Schu­
len geschaffen werden. 

Es soll mir aber auch gestattet sein, zum Kolle­
gen Heidinger kurz ein paar Wor te zu sagen. Ich 
bedauere sehr, daß er es scheinbar nicht gerne 
sieht, wenn frei gewählte Mandatare sich um die 
Bevölkerung kümmern. (Abg. Brandl: „Nein, nein!") 
Wenn man interveniert, und ich glaube, diese Sache 
ist eine völlig normale Einrichtung, die uns eben 
hoffentlich auch zusteht, und dazu möchte ich nur 
ganz kurz einen Brief verlesen, weil auch er diesen 
als negativ hinstellen wollte. Der Brief stammt auch 
aus dieser Gemeinde, die er in diesem Zusammen­
hang erwähnt hat, noch dazu von einem SPÖ-
Mitglied, ich kann sogar den Namen erwähnen, 
es ist der Bruder des sozialistischen Bürgermei­
sters dieser Gemeinde. (Abg. Brandl: „Da kann er 
nichts dafür!") Ich habe sogar mit diesem Mann 
Rücksprache gehalten, ob ich seinen Namen er­
wähnen darf. Aber darf ich ihn nun kurz vorlesen, 
er ist sehr bezeichnend. Der Brief stammt vom 
18. November 1971: „Sehr geehrter Herr! . . . Sie 
haben mir Unterstützung versprochen und ich habe 
sie bekommen. So möchte ich das nennen, was 
Sie für mich getan haben. Es ist ein ausgesprochen 
gutes Gefühl für e inen Bürger dieses Staates, wenn 
er weiß, daß die Politiker für ihn da sind und seine 
Interessen, seine Sorgen und seine Anregungen 
vertreten. Dieses gute Ge füh l . . . " (Heidinger: „Wer 
weiß, ob das der Bruder ist!") Na gut, wenn er 
selbst sagt, daß er der Bruder ist, wird er 's wohl 
hoffentlich wissen. „Dieses gute Gefühl hatte ich 
bei der ersten Unterredung mit Ihnen. Sie hörten 
mich an, gaben mir Ratschläge und sagten mir 
Unterstützung zu. Wie Sie es sagten, so machten 
Sie es auch. Und da liegt der Unterschied zwischen 
verschiedenen Politikern." Und da will ich nur 
einige Dinge noch herausgreifen. „Nicht nur das 
Gefühl der Dankbarkeit, sondern auch die ange­
nehme Art" usw. „wie man in Ihrer Partei mit 
Menschen umgeht, und die Verbindlichkeit, wie 
man Hilfe zusagt und auch einhält, haben mich 
besonders bewegt. Seien Sie bitte versichert, daß 
meine Ausführungen keine i rgendwie anstands­
halber in solchen Fällen üblichen Dankesworte, 
sondern im Hinblick auf die verschiedenen ne­

gativen" — jetzt wird's interessant — Erlebnisse 
mit Herren allerdings einer anderen Farbnuance in 
der Vergangenheit ehrliche und mit vollster inne­
rer Überzeugung gemeinte Ansichten sind." Ich 
könnte noch weiter lesen. (Abg. Brandl: „Was soll 
das besagen?") 

Es besagt, wenn du diese Äußerungen nicht ver­
standen hast, daß dieser Herr die erbetene Unter­
stützung bei seinen Anliegen auf der SPÖ-Seite 
nicht gefunden hat. Aber vielleicht beschäftigst 
du dich noch näher damit. Ich danke schön. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Präsident: Als nächster hat sich zu Wor te ge­
meldet der Abgeordnete Preitler. Ich erteile es 
ihm. 

Abg. Preitler: Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Es wurde heute schon angekündigt, recht 
kurz zu sprechen. Dieser Anregung werde ich 
wirklich Folge leisten und nur ganz kurz spre­
chen. 

Es ist heute schon soviel kritisiert worden über 
die Landwirtschaft. Die Landwirtschaft ist heute 
nicht nur ein steirisches und rein österreichisches 
Problem, sondern ein europäisches Problem. Wenn 
Sie die Tageszeitungen lesen, von Frankreich an­
gefangen über Italien, Deutschland, Holland, im 
ganzen westlichen Raum hat man Sorgen mit der 
Landwirtschaft. Und diese Sorgen greifen auch auf 
unsere, auf die österreichische Landwirtschaft über. 
Wir leben jetzt in einem kolossalen ländlichen 
Strukturwandel. Wenn wir uns zurückerinnern, vor 
15 oder 20 Jahren noch, wie verpönt war da das 
Wor t „Farmer" oder wie verpönt war das Wort 
„Kolchose" oder „Kollektivwirtschaft". Na, heute 
sind wir soweit! (Abg. Trümmer: „Bleiben wir 
Steirer!") Nur ist bei uns, mein lieber Freund 
Trümmer, nicht anzuwenden im westlichen Raum —• 
du kannst Zwischenrufe machen, soviel du willst —, 
wir haben es j a in Österreich selbst praktiziert, 
wir haben Hühnerfarmen, Hühnerfabriken, wir ha­
ben auch Mastrinderställe größten Ausmaßes, in 
denen gleich Hunderte von Stieren und Mastrin­
dern gezüchtet werden. Was auch den kleinen 
Bauern wesentlich in seinen wirtschaftlichen Ein­
nahmen trifft, aber davon sagt ja n iemand ein 
Wort, davon will man auch gar nicht reden, das 
ist das, daß Österreich nun eben einmal ein Berg­
land ist. Einmal hat der heutige Präsident der 
westeuropäischen Landwirtschaft gesagt, „Öster­
reich ist ein Fremdenverkehrsland", und wir wissen, 
daß wir unser Augenmerk in der Landwirtschaft 
auf den Fremdenverkehr richten müssen. Öster­
reich ist ein Paradies, ein Paradies im Garten 
Europas. Und auf dieses Ziel, meine lieben Freun­
de, müssen wir hinstreben. Wir wissen, daß täg­
lich immer mehr Nebenerwerbs- und Zu-Erwerbs-
landwirte werden. Und wir wissen auch, daß wir 
die Produktion hauptsächlich unseren Agraringe­
nieuren zu verdanken haben. Ich denke nur an 
unsere Zuchtrinder, die wir exportieren und die 
international anerkannt werden. Das ist für uns 
als österreichische und steirische Bauern und für 
uns als Rinderzüchter ein wesentlicher, großer Fort­
schritt. Wir freuen uns, daß gerade jetzt ein aus-

13* 
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gesprochen hoher Rinderpreis zu verzeichnen ist. 
Auf jeden Fall sind die Rinderpreise so, wie sie 
noch nie waren. Auf dem Holzsektor ist es eben­
falls so. Auf dem Schleifholz- und Grubenholz­
sektor ist es im wesentlichen stabil geblieben, weil 
man in den Gruben auf die Eisenkonstruktionen 
übergeht. Aber es ist erfreulich, meine lieben Freun­
de, daß es in der Zeit der sozialistischen Regierung 
gelungen ist, wenn auch so vieles kritisiert wird, 
daß bis jetzt noch kein steirischer Landwirt auf 
Grund unserer Regierung bzw. auf Grund der 
Landwirtschaftsführung unter den Hammer gekom­
men ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident: Ich erteile dem Herrn. Abgeordneten 
Lackner das Wort. 

Abg. Lackner: Hoher Landtag! Meine Damen 
und Herren! Herr Präsident Koiner hat eingangs 
von der Erhaltung und der Förderung der Land­
wirtschaft gesprochen. Ich möchte den Faden zu­
erst ganz kurz weiterspinnen. Es geht nicht nur 
um die Förderung und Erhaltung der Landwirt­
schaft, sondern es geht auch um die Erhaltung des 
ländlichen Raumes schlechthin, wo mitten drinnen 
die Landwirtschaft eingebettet ist, die praktisch 
überhaupt erst die Voraussetzung dazu bringt. Der 
Staat ist in der glücklichen Lage, 33 Milliarden 
aus dem Fremdenverkehr einzunehmen, dadurch 
werden erst die Finanzen im Haushalt gesund. Es 
ist nicht übertrieben, daß an 60 % von diesen Ein­
nahmen die Landwirtschaft direkt oder indirekt 
Anteil hat, ob das die Vermietung ist oder die 
Zurverfügungstellung des Raumes, der lebendig 
gehalten und bewirtschaftet wird. Es ist daher not­
wendig, daß auf dieser Seite alles nur mögliche 
überhaupt getan wird. Es darf für den Staat über­
haupt keine Frage sein, ob man die Landwirt­
schaft erhalten soll oder nicht. Es ist selbstver­
ständlich. Die Bauern dürfen in Zukunft nicht mehr 
als Almosenempfänger tituliert werden oder als 
Landschaftsgestalter degradiert. Das wäre der Un­
tergang. Der Kollege Preitler hat gesagt, daß es 
nicht nur ein steirisches oder österreichisches, son­
dern ein europäisches Problem ist. Ich muß sagen, 
die Deutschen oder die Franzosen haben die Zei­
ten schon übersehen. Da gibt es schon Hunderte 
Hektar, die brach liegen und wo der Staat Mil­
liarden von D-Mark oder Franc aufbringen muß, 
damit nur das Unkraut abgemäht wird oder auf­
geforstet werden kann. So weit darf es bei uns 
nicht kommen. Wenn die Leute haben wollen, daß 
die Lebensmittel billiger sind — gerne. Wir Bauern 
müssen aus der Produktion der Lebensmittel un­
seren Lohn erstellen. Aber wenn sie billig sein 
sollen, dann muß der Staat die Lebensmittel ent­
sprechend stützen. Aber nicht, daß es so ist, daß 
man selber einen Großteil dieser Stützung dazu 
beitragen muß. 

Herr Dr. Strenitz hat vorgesteren so nett und 
begeistert davon geredet, wie viele Autos und Fern­
sehapparate wir mehr bekommen. Ich freue mich 
für jeden, der mit einem Auto fahren kann, wenn 
er auch keinen Parkplatz bekommt. Ich freue mich 
auch für jeden, der einen Fernseher hat, wenn er 

auch einen schlechten Empfang hat oder nur das 
1. Programm. Das macht nichts. 

Wir haben auch noch eine traurige Bilanz. Ge­
nau in der Zeit des Wohlstandes geht es in der 
Landwirtschaft von Jahr zu Jahr zurück. Wir sind 
jetzt bei einem Bevölkerungsanteil von 12 °/o an­
gelangt. Bei den Betrieben, die wir noch haben, 
nimmt die Verschuldung immer mehr und mehr 
zu. Der Herr Kollege Strenitz hat die Förderung 
der Landwirtschaft angekündigt. Ich habe diese 
Kunde mit Begeisterung gehört. Ich bin zwar ein 
christlicher Mensch, aber beim Glauben hapert es 
hier ein bißchen. Bis jetzt ist allerhand versprochen, 
aber nicht gehalten worden. Ich kann mich noch 
erinnern, zu Zeitefr^er_ö^vT;;R^gteTung_da_fs1r^ronr 
der SPÖ-Seite sehr deutlich die Subventionspolitik 
der ÖVP als sogenannte Gießkannenpolitik kriti­
siert worden. Ich bin auch nicht für die Gieß­
kannenpolitik. Aber die erste Tat ist voriges Jahr 
gewesen 300 Schilling für jeden Bergbauern als 
Bergbauernhilfe. Inzwischen dürfte es bis zum Land­
wirtschaftsminister durchgedrungen sein, daß das 
ein Blödsinn gewesen ist. Jetzt gibt es 2000 Schil­
ling oder 34 Millionen insgesamt. Als das ver­
kündet worden ist, da haben die der Landwirt­
schaft nicht Nahestehenden gleich gesagt, da schaut, 
wie die den Bauern das Geld hineinstopfen. Und 
dabei hat man die Bergbauern noch einmal in Berg­
bauern unterteilt und jetzt beginnt man teilweise 
mit der Aufteilung. Ich bin aber überzeugt, daß 
heuer die angekündigte Beihilfe der sogenannten 
Bergbauernhilfe von 2000 Schilling pro Bergbauer 
mit einem Katasterkennwert über 150 Punkte nicht 
mehr ausbezahlt wird. 

Der Milchpreis. Ich muß sagen, die Milchpreis­
erhöhung ist nicht befriedigend. Kein Stand würde 
sich in Österreich die Behandlung gefallen lassen, 
die sich die Bauern als selbstverständlich gefallen 
lassen müssen, die nicht 42 Stunden, sondern eine 
80-Stunden-Woche zu bewältigen haben. 

Herr Kollege Zinkanell, ich werde nicht sagen, 
daß du eine Zinkanell-Show gemacht hast, sondern 
ich werde sagen, du bist ganz wild im Tempera­
ment gewesen und hast für deine Partei wirklich 
gut gesprochen. Es gibt für jedes Für ein Wider. 
Es ist richtig, daß es eine Zeit in der ÖVP-Regie-
rung gegeben hat, wo die Milch um 1 Schilling 
teurer geworden ist, ohne daß die Bauern einen 
Groschen bekommen haben. Stimmt. Genau zu der 
Stunde, wo das passiert ist, haben die Bauern um 
15 Groschen weniger bekommen. Ist auch passiert. 
Aber du hast nicht gesagt, warum der Zustand 
gewesen ist. (Abg. Zinkanell: Oh, ja!") Die Er­
höhung um 1 Schilling war notwendig, weil die 
Molkereiarbeiter zweimal in dem Jahr eine Lohn­
forderung gestellt haben und das zur Zeit der 
Milchschwemme, wo wir schon fast ertrunken sind 
in der Milch und der Krisengroschen eingeführt 
werden mußte, um überhaupt die Ordnung in der 
Milchwirtschaft, die so wunderbar vom Minister 
Thoma aufgebaut worden ist, zu erhalten. Das war 
damals der Grund, warum die Schwierigkeiten auf­
getreten sind und warum die Bauern nicht mehr 
bekommen haben. Inzwischen war eine Milchpreis­
erhöhung. Wir hinken sowieso hinten nach. Wenn 
die Rücknahmeverpflichtung weggefallen ist — die 
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Rücknahme, die seinerzeit auferlegt worden ist, 
war eine bäuerliche Selbsthilfe, um die Ordnung 
zu erhalten —, ist dies kein Verdienst der SPÖ, 
sondern der chronische Rückgang der Milchlie­
ferung. Mir kommt die ganze Geschichte folgen­
derweise vor: ich möchte 2 Beispiele bringen. Als 
unter der Klaus-Regierung die Preise bis zu 3 % 
gestiegen sind, hat man der Regierung Klaus die 
Unfähigkeit ausgesprochen. Wenn man jetzt die 
Preise von der Sozialistischen Partei kritisiert, dann 
ist nicht der Kreisky schuld, sondern dann ist die 
Weltmarktentwicklung schuld. So kann man das 
irgendwie darlegen. Was? (Landesrat Bammer: „Die 
Sozialistische Partei hat nur einen Preis. Das ist 
der Mitgliedsbeitrag, der gleich geblieben ist!") 
Wirklich? Weil ihr soviel Geld habt. Sei froh. 
(Abg. Dipl.-Ing. DDr. Götz: Er ist schon vorher zu 
hoch gewesen!") Kollege Zinkanell, wenn du sagst, 
daß es eine Studien-, eine Lern-, eine Heim-, eine 
Familiengründungsbeihilfe und weiß ich was alles 
gibt, sind wir glücklich darüber. Aber bekommen 
das nur die Bauern? Das bekommen alle Öster­
reicher. Nur damit man ein bißchen zusammen­
kratzen kann und sagen kann, was die Landwirt­
schaft alles bekommt, reden wir von dem. Warum? 
Das müßte bei jedem Referat gesagt werden. Die 
Arbeiter und die Gewerbetreibenden, alle bekom­
men das. Das paßt nicht hinein, (Abg. Brandl: „Die 
Bauern in viel stärkerem Ausmaß!" — Abg. Zin­
kanell: „Wir sind ja so dafür! Wir sind ja dafür!") 
Das geht auch. (Abg. Prof. Dr. Eichtinger: „Zin­
kanell, dem Lackner glaube ich mehr als dir!") 
Wenn man jetzt ehrlich sein und sagen würde, 
was die Landwirtschaft wirklich bekommt, dann 
würden wir das Gruseln lernen. Sogar die Leute 
auf der Straße, die mit der Landwirtschaft nichts 
zu tun haben, würden das gleiche sagen. Man 
geht her und redet von den gesamten Mitteln, die 
im Grünen Plan verankert sind, ob das die gan­
zen Pflichtaufgaben für die landwirtschaftlichen 
Schulen oder die Gehälter vom Sektionschef bis 
zum Portier sind. Alles ist da drinnen, alles ist 
Grüner Plan. Das bekommen ja auch alle ande­
ren Beamten, daher ist das irgendwie verwischt. 
Das was wirklich übrigbleibt für die Landwirtschaft 
ist sehr spärlich und bescheiden. Wie es halt geht. 
Das Wetter ist nicht immer schön. 

Auf jeden Fall möchte ich eines noch einmal 
sagen. Ich wiederhole mich wahrscheinlich jetzt. 
Aber alles, was der Staat für die Landwirtschaft 
tut, ist die billigste Investition, die er überhaupt 
tätigen kann. 

Wegebau: das muß einmal sein. Ohne Weg zum 
Haus tut's nicht. Die Güterwegmittel sind gekürzt, 
der AI-Kredit langt nicht aus, der Schrei nach 
einem Telefon im ländlichen Raum ist groß — der 
Abgeordnete Reicht ist nicht da —, es sind sicher­
lich Schwierigkeiten, das weiß ich — da ist er —, 
aber die Post, das heißt das Telegraphenbauamt 
ist doch ein hochaktives Unternehmen, da müßt 
ihr doch besser hineinsteigen, wenn es uns ge­
lingt, ein Sonderwohnbauprogramm zu erstellen, 
müßte es auch möglich sein, ein Telefonbauson-
derprogramm zu verwirklichen, oder wir machen 
eine Anleihe. Das wäre kein Konkursunternehmen, 
haben doch auch die Bauern einen Anspruch, an 

das Telefonnetz angeschlossen zu werden. (Abg. 
Zinkanell: „108.000 Vollanschlüsse für das Jahr 
1973!") Was sagst? Ja, aber pagare, die Richtung 
muß stimmen da, aber nicht einen Unsinn ver­
langen, den kein Mensch zahlen kann. (Landesrat 
Bammer: „Jetzt bist du ein bisserl bei der Löwin­
gerbühne.") Na, na. Und dann, der Herr Kollege 
Zinkanell hat es gesagt, die Altenversorgung, da 
dürfen wir unsere alten Bauern und Bäuerinnen 
nicht vergessen, denn sie sind stille, namenlose 
Pioniere, die praktisch alles getragen und geschaf­
fen haben, damit wir in der glücklichen Lage sind, 
daß es uns so gut geht. Sie haben einen wesent­
lichen Teil dazu beigetragen. Und zugleich ist die 
Forderung der Jugend nicht zu vergessen. Wir 
sind in der glücklichen Lage, eine Reihe von gut 
ausgerichteten Landwirtschaftsschulen zu haben und 
unsere bäuerliche Jugend hat die Möglichkeit, daß 
sie sich entsprechend weiterbilden kann. Aber es 
ist halt noch allerhand nachzuholen, ein Nachhol­
bedarf an verschiedenem, Grabnerhof z. B., ich bitte 
darum, daß dem auch stattgegeben wird und tra­
gen wir ja dazu bei, daß wir der Jugend den 
Glauben nicht nehmen für die Zukunft und ihr 
vor allem die Chance geben, daß sie sieht, daß es 
wert ist, auch in Zukunft noch Bauer zu bleiben. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Der nächste Redner ist der Abgeord­
nete Haas. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Haas: Herr Präsident! Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! Wenn ich mich außer-
tourlich zum Wort gemeldet habe, so hat mich der 
Beitrag des Herrn Kollegen Zinkanell dazu ver­
anlaßt, ein paar Feststellungen hier nun zu treffen, 
die vielleicht in seinen Ohren nicht ganz so wohl­
tuend klingen, wie es die gewiß sehr sachlichen 
und sehr besonnenen Ausführungen unserer bei­
den Herren Präsidenten waren, die der Herr Kol­
lege Zinkanell dazu uminterpretiert hat, daß nun­
mehr von unserer Seite die sozialistische Agrar­
politik als gar so hervorragend empfunden würde. 
(Abg. Zinkanell: „Ich habe nur einen Unterschied 
gemacht zwischen hier und Bauernbundklima!") 
Aber, Herr Kollege Zinkanell, du hast für Reiz­
klima gesorgt und darum gestatte, daß ich also 
hier zu diesen deinen Ausführungen doch einiges 
hinzufüge. Du hast es mit sehr viel Geschick ver­
standen, die Taten oder auch Unterlassungen der 
sozialistischen Regierung als politische Glanzlei­
stungen für die österreichischen Bauern uns hin­
zustellen. Aber Herr Kollege Zinkanell, ich glaube, 
es kann deiner Aufmerksamkeit und deinem Scharf­
sinn doch nicht entgangen sein, daß dieses Bun­
desbudget 1973 doch ein echtes Verlustbudget ist. 
(Abg. Zinkanell: „Rechnen, Kollege Haas, rech­
nen!") Echt ein Verlustbudget! Daß die Land­
wirtschaft schlecht abschneidet, daß sie am schlech­
testen von allen Ressorts abschneidet, das wird uns 
von der gesamten unabhängigen Presse bestätigt 
und ich bin gern bereit, dir hier eine ganze Reihe 
von Zahlen zu präsentieren, die dir das bestätigen. 
Etwa, wenn ich dir sage, daß der landwirtschaft­
liche Wasserbau um 2 Millionen gekürzt ist, die 
landwirtschaftliche Regionalförderung, auf die man 
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sich soviel voriges J ah r zugute hielt, von 70 auf 
45 Millionen zusammengestrichen wurde, daß die 
ländliche Verkehrserschließung, für die wir im 
Lande ein Sonderprogramm entwickelt haben, um 
26,5 Millionen Schilling gekürzt worden ist, die 
Elektrifizierung um 2,5 Millionen und ich könnte 
das also noch gerne fortsetzen. Ich habe fast ein 
bisserl den Eindruck, daß die Bauern ein bisserl 
bestraft werden sollen dafür, daß sie voriges Jahr 
bei den Bauernkammerwahlen so schlecht für euch 
und so gut für uns gewählt haben und daß sie den 
großen Parteivorsitzenden Kreisky so arg enttäuscht 
haben. (Abg. Zinkanell: „Reden wir lieber nicht 
von den Bauernkammernwahlenl Ich habe das an-
ständigerweise ausgeklammert!") Aber Herr Kol­
lege Zinkanell und meine sehr geehrten Herren 
von der sozialistischen Fraktion, ein paar Wor te 
noch zur Milch. Es hat mir der Kollege Lackner 
schon einiges vorweggenommen, aber gestatten 
Sie doch noch ein paar Wor te zu diesem so harm­
los ausschauenden weißen Saft, der — glaube 
ich — nach dem Nitroglyzerin so ziemlich die ge­
fährlichste und explosivste Flüssigkeit ist. Erstens 
einmal möchte ich die Feststellung treffen, daß im 
heurigen Budget, im Budget 1972, eindeutig zu­
wenig Mittel veranschlagt worden sind für die 
Stützung, daß bereits 73 Millionen Schilling an 
Krisenfondsgeldern, die die Bauern einbringen, 
dazu verwendet werden müssen, um das Milch­
geld für die Monate November und Dezember 
überhaupt auszahlen zu können. Zweites Argu­
ment. Wir wissen, daß für das J ah r 1973 um 130 
Millionen Schilling zuwenig veranschlagt sind (Abg. 
Zinkanell: „Nachtragsbudget!"), das heißt also, daß 
wir im nächsten J ahr entweder die Molkereien aus­
hungern müssen, über Notopfer oder daß wir die 
Konsumentenpreise neuerlich erhöhen oder daß 
wir drittens den bäuerlichen Produzenten wieder 
zur Ader lassen müßten. Was also nun den neuen 
Milchpreis selbst angeht, den man so sehr als SPÖ-
Glanzleistung hervorhebt, so möchte ich zuerst ein­
mal sagen, daß es nicht 15 Groschen sind, sondern 
nur 13,02 Groschen. Man darf nämlich nicht über­
sehen, daß 15 Groschen nur für die Güteklasse I 
gegeben werden, für die Güteklasse II es nur mehr 
10 Groschen sind und für die Güteklasse III 3 Gro­
schen. Im Schnitt 13,2 Groschen. (Abg. Zinkanell: 
„Aber 9 0 % für die Güteklasse I!") Als die Mol­
kereiarbeiter im heurigen J ahr ihre Forderungen 
angemeldet haben — die sie dann auch durchge­
setzt haben — in der Weise, daß eine Erhöhung 
von 15 °/o bewilligt wurde, haben wir Bauern das 
verstanden, haben wir Bauern das auch unterstützt, 
haben auch die bäuerlichen Funktionäre der Mol­
kereien dieses Anliegen unterstützt. Dieses Anlie­
gen, das angesichts der Preisflut durchaus verständ­
lich erschien. Aber wir Bauern haben gemeint, daß 
wir das gleiche Verständnis auch bei der Hohen 
Bundesregierung für unser Anliegen finden wür­
den, daß also auch wir zu einer 15°/oigen Erhöhung 
unseres Lohnes kämen, das wären also genau jene 
38 Groschen gewesen, die als Antrag der Bundes­
regierung vorgelegen sind. Aber Sie wissen, daß 
es ke ine 38 Groschen geworden sind, es waren 
zunächst überhaupt nur viereinhalb Groschen, die 
man uns anzubieten wagte. (Abg. Zinkanell: „Das 

hat der .Bauembündler geschrieben!") Nein, nein, 
am 16. November in der amtlichen Preiskommis­
sion wurden uns 4,5 Groschen als Erhöhung des 
Produzentenpreises angeboten. Wir haben das als 
einen sehr schlechten Witz empfunden. Genauso, 
wie wir es auch als einen sehr schlechten Witz 
empfunden haben, als der Herr Bundeskanzler sich 
äußerte, daß im Hinblick darauf, daß die Landwirt­
schaft der „Hauptnutznießer" der Milchpreiserhö­
hung sei, darum auch die Landwirtschaft dafür zu 
sorgen habe, daß den Rentnern und Pensionisten 
verbilligt Milch abgegeben wird. Wahrhaftig ein 
schlechter Witz. (Abg. Zinkanell: „Die ÖVP! Die 
verlangen Preiserhöhungen, sie sollen auch sagen, 
wo sie -herkommen sollen!71) Aber HerrTCoIlege 
Zinkanell, ich bin schon am Ende, ich möchte das 
nur hier eingeflochten haben. Ich möchte dir nicht 
nahetreten, im Gegenteil, ich schätze dich als e inen 
sehr k lugen Mann, aber manchesmal muß ich sa­
gen, tust du mir echt leid. Wenn ich mir vorstelle, 
wie schwer es für dich sein muß, die politischen 
Kapriolen des Herrn Parteivorsitzenden Kreisky als 
sozialistische Agrarpolitik zu verkaufen. (Abg. Zin­
kanell : „Kapriolen ist sehr unpassend!" — Landes­
rat Bammer: „Nicht so schwer, wie sich die ÖVP 
beim AAB tut!") Ich bin der Meinung, daß dein 
Einsatz wahrhaftig einer besseren Sache wer t wäre , 
als es die Agrarpolitik der Herren Doktoren Kreisky 
und Weihs ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident: Ich erteile dem Herrn Abgeordneten 
Schaller das Wort . 

Abg. Dipl.-Ing. Schaller: Hohes Haus! In der 
Gruppe 7 Landwirtschaft macht das landwirtschaft­
liche Schulwesen einen wesentlichen Teil aus, so 
daß man doch auch ein Wort dazu sagen muß. Ich 
brauche Sie Gott sei Dank nicht mit sehr großen 
Problemen beschäftigen, weil das landwirtschaft­
liche Schulwesen in recht geordneten Bahnen läuft. 
Ich darf Ihnen nur in aller Kürze sagen, daß unsere 
Schulen voll sind. Auch heuer wieder. Wi r haben 
insgesamt nahezu 1000 Burschen und Mädchen in 
den Fachschulen und 2000 in den Berufsschulen, 
ca. 500 in den Haushaltungsschulen, also nahezu 
4000 Burschen und Mädchen im Ausbildungsprozeß. 
Wenn ich gesagt habe, wir haben keine großen 
Probleme, heißt das nicht, daß alles im alten Trott 
läuft. Im Gegenteil, wir sind immer wieder bemüht, 
unser Ausbildungssystem den neuen Erfordernis­
sen anzupassen. Es ist Ihnen auch bekannt, daß 
gegenwärtig drei Schulversuche laufen, um neue 
Modelle abzutasten. Ein Versuch läuft bereits das 
dritte J ah r mit sehr viel Erfolg, nämlich die land­
wirtschaftliche Handelsschule. Die zweijährige Haus­
wirtschaftsschule das zweite Jahr. Einen interessan­
ten Schwerpunkt bildet der bäuerliche Fremdenver­
kehr. Wir können jetzt schon sagen, daß das ein 
sehr zukunftsträchtiger Typ ist. Offen ist noch die 
Frage der Einrechnung der Schulzeit in gewerb­
lichen Ausbildungszeiten. Diesbezügliche Anträge 
liegen in Wien. Ich hoffe, daß uns die Regierung 
hier entgegenkommt. 

Wenn ich heute die SPÖ-Agrosuperleistungsshow 
des Kollegen Zinkanell gehört habe und nicht 
wüßte, wie die Dinge wirklich sind, würde ich 
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glauben, der Bauernhimmel ist schon sehr weit 
heruntergezogen. (Abg. Zinkanell: „Hängt voller 
Geigen!") Lieber Freund Zinkanell, ich hätte noch 
ein Problem, das zu lösen du vielleicht mithelfen 
könntest. Das ist die Frage der gesetzlichen Re­
gelung des landwirtschaftlichen Schulwesens. Es 
wäre recht schön, wenn nämlich die Blockierung 
der SPÖ in dieser Frage nach zehn Jahren endlich 
gelöst würde. Das wäre e twas Konkretes, was du 
wirklich sagen könntest, das ist eine Leistung, wo 
wir wirklich mitgeholfen haben. 

Nun zum Schluß möchte ich nur auf e twas hin­
weisen, das eine sehr zukunftsträchtige Sache ist. 
Wir sind bemüht, unsere landwirtschaftlichen Schu­
len auch zu Mittelpunkten der Erwachsenenbildung 
auszubauen und hier wiederum ausgerichtet auf 
die bäuerliche Bevölkerung. Ich darf Ihnen sagen 
und mit Recht große Dankbarkeit vermerken, daß 
sich ein Vorhaben sehr gut entwickelt hat, und 
zwar das Nachhollernen, welches Landesrat Jung-
wirth eingeleitet hat. Wir haben in unseren Schu­
len und ganz bewußt konzentriert Kurse laufen, wo 
ein Handelsschulabschluß, ein Hauptschulabschluß 
und auch der Abschluß der höheren Schule in Zu­
sammenarbeit mit einer Fernschule erreicht werden 
kann. Ich darf Ihnen sagen, daß der Großteil der 
Interessenten aus der Landwirtschaft kommt. Wir 
führen deshalb die Kollegtage auch in unseren 
Schulen und mit unseren Lehrern durch. Damit 
glaube ich, daß wir in diesem Bereich der Erwach­
senenbildung einen Schwerpunkt setzen können, 
der sehr wichtig ist, nämlich die Weiterbildung der 
bäuerlichen Bevölkerung auch über die eigentliche 
Berufs- und Fachausbildung hinaus. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Präsident: Es hat sich der Abgeordnete Ing. Köl­
ner zu Wor t gemeldet. Ich erteile ihm das Wort . 

Ing. Koiner: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich muß mich noch einmal zu Wort mel­
den, und zwar zum Kollegen Zinkanell. Es ist an 
und für sich mir etwas bedauerlich erschienen, die 
Debatte in der Form durchzuführen, daß man sagt, 
„ich will nichts sagen" und es dann doch sagt. 
Das hat mir nicht gefallen. Ich muß das in aller 
Deutlichkeit sagen. (Abg. Zinkanell: „Ich habe sehr 
vieles, was ich sagen wollte, nicht gesagt!") Wenn 
man solche Andeutungen macht, dann soll man 
es ruhig aussprechen. Ich habe gerne eine so 
spritzige Rede Herr Kollege Zinkanell, aber nicht, 
daß Sie sagen, wir würden in den Zeitungen des 
Bauernbundes Aussagen treffen, die die Stimmung 
bei den Bauern anheizen. (Abg. Zinkanell: „Das 
behaupte ich!") Für wie dumm halten wir unsere 
Bauern, daß sie sich über den Bauernbund sagen 
lassen müssen, wie es ihnen geht. Sie spüren das 
ganz deutlich selber. (Beifall bei der ÖVP.) In An­
betracht der fortgeschrittenen Zeit in aller Kürze. 
Nur 15 Groschen. Ich stehe zu diesen „nur 15 Gro­
schen" und du wirst sehr genau darüber infor­
miert sein, wie in der Amtlichen Preiskommission 
verhandelt worden ist. (Unverständliche Zwischen­
rufe.) Dann kann ich auch das noch mit ein paar 
Worten sagen. Wenn der Herr Abgeordnete Loidl 
sehr deutlich e rwähnt hat, wie die Baupreise in 

die Höhe gehen und daß es ihm nicht paßt und 
wenn die Amtliche Preiskommission dann feststellt, 
sie nimmt zwar die Baupreise von 1970, den Käl­
berpreis aber vom Amstettener Markt mit dem 
Ergebnis von 45 Schilling, dann muß ich sagen, dann 
kommt so eine Kalkulation heraus. Es ist sehr gut 
bekannt, daß letzten Endes auch nicht die Kal­
kulation der Amtlichen Preiskommission für die 
Milchpreisfestsetzung entscheidend ist, sondern 
daß der Minister mit Verordnung festsetzt. Auch 
das ist in diesem Kreis sehr genau bekannt. Ich 
bleibe bei diesen nur 15 Groschen, weil ich der 
Meinung bin, daß in Abgeltung der gestiegenen 
Kosten und das können wir nachweisen im Kal­
kulationsschema, das nur 15 Groschen sind und 
nicht weiß ich was für eine Bevorzugung. (Beifall 
bei der ÖVP.) Nur 15 Groschen. 

Nun ein Wort, weil du so deutlich auf das Jahr 
1967 hingewiesen hast, Herr Kollege Zinkanell. 
Es ist nicht unbekannt, daß das eine Tatsache ist. 
Man soll dann aber auch alles dazu sagen. Wir 
haben in dieser Zeit Milchüberschüsse gehabt wie 
nie und es ist sehr gut bekannt, daß es Stützungs­
beträge erfordert hat, um das abzusetzen, die weit 
über das Maß hinausgegangen sind, was heute 
erforderlich ist. Es war damals ein Verdienst des 
Schleinzer, die Umlenkung der Milch- auf die 
Fleischproduktion durchgeführt zu haben. Das ist 
heute sehr angenehm auch für den Minister Weihs. 
Eine Tatsache, die überall anerkannt ist. Die Über­
schüsse, die damals mit hohen Zuschüssen abge­
setzt werden mußten, sind faktisch mit Budget­
überschreitungsgesetzen abgedeckt worden. Auch in 
Zeiten der ÖVP-Alleinregierung. Was hat der Fi­
nanzminister im vorigen Jahr gemacht, Herr Ab­
geordneter Zinkanell? Sie wissen das auch sehr 
genau. Im Jahr 1972 sind für die staatlichen Milch­
preisstützungen 52 Groschen j e Liter vom Staat 
gegeben worden, und zwar aus sehr k laren Grün­
den, weil er interessiert daran ist, daß der Kon­
sumentenpreis um diesen Beitrag des Staates zu­
rückgeht. Das heißt niedriger ist, als er es nach 
den Erzeugerpreisen wäre. Er hat nicht für 1 0 0 % 
der Milch diese 52 Groschen zur Verfügung ge­
stellt, sondern nur für 93 % und die 7 % hat er 
aus den Mitteln genommen, die er uns in der 
Form über den Krisengroschen aus der Tasche ge­
nommen hat. (Beifall bei der ÖVP.) Das h e i ß t . . . 
(Abg. Zinkanell: „Das war abgesprochen! Nicht aus 
der Tasche gezogen, abgesprochen!" — Abg. Brandl: 
„Abgehandelt!") Herr Kollege Zinkanell, die staat­
liche Milchpreisstützung ist für diese 7 % aus 
den Absatzförderungsbeiträgen der Bauern be­
zahlt worden. 73 Millionen. Nicht abgesprochen. 
Ein Irrtum. Nicht abgesprochen. Erst durch die Ver­
einbarung ÖVP—SPÖ ist dort festgelegt worden, 
daß es das in Zukunft nicht mehr gibt. Was ist 
für das Jahr 1973 der Fall? Im Budget sind eben­
falls wieder nur 993 Millionen für diese Milchpreis­
unterstützung vorgesehen. Das werden wiederum 
1 0 % weniger sein. Wenn man heute Ihren Land­
wirtschaftsminister Weihs fragt, „was werden Sie 
tun, um dieser Sache gerecht zu werden", dann 
zuckt er die Achseln und sagt: „Ich weiß es nicht." 
(Abg. Zinkanell: „Ein Nachtragsbudget wird not­
wendig sein!") Wir lassen uns überraschen. Ich 
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muß auch dabei bleiben, es ist ein Verlustbudget. 
Ich brauche das nicht noch einmal näher ausführen. 
Es ist in den drei Posten zusammengezogen ein 
Minus von 7 Millionen. 

Die Landeslehrer sind in diesem Vergleich heuer 
nicht drinnen und waren voriges Jahr nicht drin­
nen. (Abg. Zinkanell: „Das ist nicht richtig!") Das 
spielt gar keine Rolle. Tatsächlich sind es um 7 
Millionen weniger. Es nimmt keine Rücksicht dar­
auf, sosehr wir begrüßen diese Aufstockung der 
Möglichkeit, die AIK weiterzugeben. Ich garan­
tiere Ihnen, Herr Abgeordneter, daß wir bis April 
in der Lage sind, zu sagen, es gibt keine AIK 
mehr. Das ist vorauszusehen. (Abg. Zinkanell: „Da 
sind in der Landwirtschaftskammer die Schleusen 
offen!") Die sind immer offen gewesen, selbstver­
ständlich, immer sind sie offen gewesen. Und 
schauen Sie, ich will also jetzt nicht noch näher 
darauf eingehen, aber deine Rede war aufge­
schlüsselt auf diese aufschlußreiche Bilanz in eurer 
Agrarzeitung. Ja, genau da war sie aufgeschlüsselt. 
Und da müßte man jetzt einen Posten nach dem 
anderen durchgehen, ich meine, zu sagen, was man 
für die Weinwirtschaft getan hat, ist in Ordnung, 
aber, man muß auch dazusagen, was die Mehrwert­
steuer dem steirischen Weingebiet bringen wird. 
Und ich glaube, auch darüber bist du dir sehr im 
klaren und die Gebiete unten, die von der Natur 
aus so benachteiligt sind, die im Bergweingebiet 
ganz andere Verhältnisse haben und die praktisch 
auf keine andere Kulturart überhaupt ausweichen 
können, weder auf den Getreidebau noch auf die 
Grünlandwirtschaft, weil es so steil ist, für die hat 
man also mit dieser Art der Besteuerung ein echtes 
Problem gebracht. Ein echtes Problem gebracht. 
(Beifall bei der ÖVP. — Abg. Zinkanell: „Da ist 
bestens vorgesorgt!") Ja, ich könnte das so fort­
setzen, aber in Anbetracht der Zeit nur eines, Herr 
Kollege Zinkanell. Ich möchte bitten, bei aller Not­
wendigkeit und bei allem Bedürfnis spritzig und 
interessant und auch mit einem gewissen Tempe­
rament zu reden, man soll es nicht so tun, man soll 
es nicht so tun, darzustellen, als wäre die Bauern­
schaft eine Rasse von Menschen, die erst durch 
uns aufgehetzt werden müsse. Das ist ein gefähr­
liches Unterschieben. Ich würde davor warnen vor 
dieser Art. (Beifall bei der ÖVP.) 

Abg. Zinkanell: Bitte, nur einen Zwischenruf. 

Präsident: Bitte, ein Zwischenruf. 

Abg. Zinkanell: Ich möchte nur sagen, es ist 
zwischen Präsidentenkonferenz und Landwirtschafts­
ministerium ein Übereinkommen bezüglich des glei­
tenden Absatzförderungsbeitrages. Bei mehr als 
6 % wäre der Krisenfonds in Aktion getreten, das 
wissen Sie, das ist nicht geschehen! 

Präsident Univ.-Prof. Dr. Koren: Wünscht der 
Herr Abgeordnete Koiner auch einen Zwischenruf? 
Wenn das nicht der Fall ist, erteile ich dem Herrn 
Landesrat Dr. Krainer das Wort. 

Landesrat Dr. Krainer: Meine sehr geehrten Da­
men und Herren! Der Herr Abgeordnete Zinka­
nell hat in seiner Rede davon gesprochen, daß das 

Wetter von gestern auf heute umgeschlagen habe 
in diesem Haus. Ich glaube, daß er ehrlicherweise 
Bezug genommen hat auf die Äußerungen der Her­
ren aller drei Fraktionen, die Wert darauf gelegt 
haben, sich jener Schläge unter die Gürtellinie, 
von denen vor allem auch der Herr Bürgermeister 
Götz gesprochen hat, zu enthalten. Und ich meine, 
daß er sich durchaus an diese Regel gehalten hat. 
Es ist nur andererseits verständlich, daß er, und 
ich möchte das auch nicht polemisch sagen, sich in 
einer Situation befindet, als Agrarsprecher seiner 
Fraktion, in der er nicht übersehen kann und das 
auch ehrlich sagt, daß die Entwicklung des Agrar-
budgets im Lande eine positive gewesen ist, vor 
allem aucrOür das Jahr 1973, daß es ihm aber 
nicht ganz leicht fällt, festzuhalten, daß die Agrar-
budgetentwicklung im Bund diese erfreuliche Ent­
wicklung leider nicht zeigt. (Zinkanell: „Das ist 
Ihre Meinung.") Ich möchte dazu einige Ziffern 
geben. Wir haben mit Bedauern zur Kenntnis ge­
nommen, daß die Mittel zur Verkehrserschließung 
im Bundesbudget um 15,3 Millionen Schilling ge­
kürzt wurden. Wir haben ebenso mit Bedauern 
zur Kenntnis genommen, daß die landwirtschaft­
liche Regionalförderung um 25 Millionen gekürzt 
wurde, daß für die Elektrifizierung um 12,5 Millio­
nen weniger ausgegeben wird und für Gelände­
korrekturen um 3 Millionen weniger. Es ist im 
Bundesbudget kein Beitrag für den Telefonausbau 
im ländlichen Raum vorgesehen und es wurden die 
Zuschüsse für die Verbilligung landwirtschaftlicher 
Betriebsmittel nicht erhöht, obwohl Sie sehr ge­
nau wissen, daß der Handelsdünger durch die Ein­
beziehung in die Mehrwertsteuer enorm steigen 
wird und ab 1. Juni 1973 der Dieseltreibstoff um 
weitere 40 Groschen erhöht wird. 

Von der Besteuerung im speziellen hat auch noch 
der Präsident Koiner gesprochen. Ich wollte das 
ruhig und ohne polemischen Hintergrund hier fest­
stellen. 

Für die steirische Landwirtschaft ist ja dieses 
vergangene Jahr — wie Sie sehr genau wissen — 
leider in vieler Hinsicht, von ganz wenigen Re­
gionen abgesehen, ein echtes Katastrophenjahr ge­
wesen. Der Abgeordnete Trümmer in seiner un­
vergleichlichen und großartigen bäuerlichen Art hat 
uns geschildert, in welcher Situation sich das Grenz­
land befindet und man kann das für die West-, 
man kann das für die Oststeiermark und für die 
Obersteiermark, wie das gestern der Herr Abge­
ordnete Pichler getan hat, leider genauso sagen. Das 
bedeutet, daß wir vor allem beim Getreide etwa 
20°/oige Ernteausfälle in der Steiermark haben — 
wir haben jetzt die genaue Übersicht —, die mit 
etwa 80 Millionen Schilling zu beziffern sind. Die 
Maiserträge sind um mehr als 20 % geringer, dort 
liegen die Ausfälle bei 160 Millionen Schilling. Die 
Tabakbauern und vor allem in unserem südost-
steirischen, im weststeirischen und südstei'rischen 
Raum haben ca. 60 % der Ernte verloren, was 
einem Ernteausfall von 5,5 Millionen Schilling ent­
spricht. Bei den Speckkartoffeln waren die Ernte­
ausfälle zwischen 20 und 100% und die Ertrags­
erhebungen weisen etwa 55 % der Normalernte 
aus. (Ein Ertragsausfall von 100 Millionen Schilling.) 
Im Weinbau beträgt der Ausfall 54 Millionen Schil-
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ling. Insgesamt beträgt der Ertragsausfall für die 
gesamte Steiermark etwa 400 Millionen Schilling. 

Gerade auch auf diesem Hintergrund sind meine 
vorhin dargelegten Vorstellungen nicht ohne Be­
deutung. Wir freuen uns daher, daß wir für das 
Landesbudget mit 268,7 Millionen im ordentlichen 
und einschließlich des Sonderwegbauprogramms mit 
53 Millionen Schilling im außerordentlichen Haus­
halt einen beachtlichen Zuwachs zu verzeichnen ha­
ben. Sie haben das auch festgestellt. Meine Damen 
und Herren, die Aufwendungen für den ländlichen 
Raum, das hat auch der Herr Abgeordnete Wimm-
ler angesprochen, wenn ich die Äußerungen ein­
beziehen darf in eine kurze Zusammenfassung, sind 
ja nicht nur zugunsten der Landwirte und der Forst­
wirte in unserem Lande ausgegeben, sondern sie 
kommen dem gesamten ländlichen Raum zugute, 
direkt und indirekt und damit ja auch jenen Be­
völkerungsschichten unseres Landes, die wir über­
einstimmend als jene ansehen, die sich jedenfalls 
in einem Gefälle des Wohlstandes und nicht selten 
auch der kulturellen Entwicklung befinden, ohne 
eigene Schuld, trotz vieler Bemühungen, trotz ehr­
licher Förderungen, die in den letzten Jahren mög­
lich gewesen sind. 

Wir kommen auch nicht darum herum, gerade in 
unserer Förderungspolitik echte Schwerpunkte zu 
setzen, wenn nicht, wie gesagt wurde, mit der 
Gießkanne umgegangen werden soll. Obgleich auch 
da —• und das wissen Sie sehr wohl und daher 
haben Sie es auch nicht angesprochen, sondern eher 
wieder ein Branchenfremder, obwohl es eben auch 
in der Förderung in der Land- und Forstwirtschaft 
nicht nur mit klaren Schwerpunkten geht. Wo denn 
schon? Aber im wesentlichen muß man sich einer 
Schwerpunktbildung in der Landwirtschaftsförde­
rung verbunden wissen und muß sie vertreten. Wir 
können sagen, daß auch dieses Landwirtschafts­
budget in der Steiermark der landwirtschaftlichen 
Bildung im weitesten Sinne Vorrang einräumt, der 
Abgeordnete Dipl.-Ing. Schaller, der verdienstvoll 
in diesem Bereich tätig ist, hat uns dazu Wichtiges 
gesagt, daß wir mit besonderem Akzent die Besitz­
festigung weiter fördern wollen, der Herr Landes­
hauptmann ist ja der zuständige Referent für dieses 
ganz spezielle Problem, daß wir der Zusammen­
legung unsere Aufmerksamkeit schenken, den Me­
liorationen, neuerdings der Förderung der Telefon­
anschlüsse im ländlichen Raum, die wir mit 1 Mil­
lion Schilling dotiert haben. Ich habe schon im 
Finanz-Ausschuß gesagt, nicht gigantisch, zwar nicht 
ein Tropfen auf den heißen Stein, aber auch nicht 
sehr viele; einige Tropfen auf den heißen Stein. Wir 
wollen vor allem Interessentengemeinschaften för­
dern und im Einzelfall dann helfen, wenn eben die 
Streulage es bedingt. 

Wir haben vor allem für unsere Bäuerinnen in 
der Forcierung der Familienbeihilfe und in der 
Förderung der Erntekindergärten und landwirt­
schaftlichen Betriebshelfer einen deutlichen Schwer­
punkt unserer Förderung im Landwirtschaftsbudget 
ausgeprägt. 

Das Sonderwegbauprogramm zur Verkehrser­
schließung auf dem Land ist ein besonderes Ver­
dienst des Herrn Landeshauptmannes, dem er sich 
ganz besonders angenommen hat. Wir kommen hier 

einen Schritt voran, obwohl wir genau wissen, daß 
immer noch ganz große Probleme vorliegen. Zu­
nehmend deshalb, weil im ländlichen Raum durch 
den erfreulich zunehmenden Verkehr und Fremden­
verkehr die Wege eben auch von Menschen be­
fahren werden, die nicht mit der Land- und Forst­
wirtschaft zu tun haben. 

Wir haben den Forstwegebau besser dotieren 
können, die Aufforstung in Hochlagen, die Förde­
rung von Forstschutzmaßnahmen und schließlich 
den Ausbau des Tiergesundheitsdienstes und be­
mühen uns um die Schaffung eines tierärztlichen 
Sonn- und Feiertagsdienstes. 

Daß wir den Großteil der Förderungsmittel der 
Landeskammer für Land- und Forstwirtschaft zur 
Verfügung gestellt haben, liegt unter anderem dar­
in, daß die Landeskammer für Land- und Forstwirt­
schaft bedeutend erhöhte Personalausgaben hat, 
weil sie derselben Automatik unterliegt wie das 
Land Steiermark. Es ist keine Frage, daß die Kür­
zung von Förderungsmitteln seitens des Bundes es 
notwendig macht, daß wir in die Bresche springen. 

Bei der Landarbeiterkammer haben wir eine Auf­
stockung der Mittel deshalb vorgenommen, weil 
einerseits wiederum die Personalkosten gestiegen 
sind und weil andererseits durch den Wegfall der 
Bundesförderung für die Eigenheimbau- und Fa­
miliengründungsbeihilfen ein unmittelbarer Minus­
punkt zu verzeichnen gewesen wäre, den wir nicht 
zulassen wollten. 

Alle haben sich zu diesem Kapitel kurz gehalten. 
Ich glaube, daß die Bedeutung dieses Kapitels da­
mit nicht unterbewertet sein wollte. Ich nehme auch 
an, daß das Hohe Haus, die Damen und Herren, 
die nicht unmittelbar mit der Land- und Forstwirt­
schaft in Verbindung stehen, sich dem anschließen, 
was wir immer wieder sagen: Landwirtschaft dient 
allen. Agrarpolitik ist nicht nur ein Problem ein­
facher Interessenpolitik der Bauern dieses Landes. 
Agrarpolitik ist heute eine ganz wesentliche Auf­
gabe für die Erschließung des Erholungsraumes in 
einer fortschreitend urbanisierten Welt. Dieses kost­
bare Gut, das wir in diesem Land haben, für das 
wir vieles einsetzen müssen, gerade vorbeugend 
einsetzen müssen, wenn wir nicht in späterer Zu­
kunft von uns sagen wollen, wir hätten echte Ver­
säumnisse geduldet. 

Daher danke ich den Damen und Herren des Ho­
hen Hauses abschließend dafür, daß sie diesem 
Landwirtschaftsbudget ihre Zustimmung gegeben 
haben. Ich danke den Herren Mitarbeitern in der 
Abteilung 8, der AtA, den ABBs und vor allem den 
Damen und Herren der Lehrerschaft. Ich habe ein 
bestens geführtes Referat, das darf ich auch noch 
einmal sagen, vom Herrn Landeshauptmann Doktor 
Niederl übernehmen können und es ist möglich ge-
gewesen, im Laufe dieses Jahres gute Arbeit zu 
leisten. 

Auch einige Damen und Herren dieses Ressorts 
gehen in den Ruhestand. Es sind dies Herr Hofrat 
Dr. Gottl, Herr Regierungsrat Hauser, Frau Schul­
rat Temm und Herr Direktor Alfons. Ich möchte 
ihnen und allen Damen und Herren meines Ressorts, 
die in den Ruhestand treten, einen uneingeschränk­
ten und sehr herzlichen Dank aussprechen. Ich darf 
sie bitten, diesen Dank weiterzugeben. Herzlichen 
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Dank für Ihre Aufmerksamkeit. (Allgemeiner Bei­
fall.) 

Präsident: Damit haben wir die Debatte über den 
ersten Teil der Gruppe 7 Land- und Forstwirtschaft 
abgeschlossen. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Pölzl. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Pölzl: Herr Präsident! Hohes Haus! Ich habe 
einen Antrag aller 56 Abgeordneten dieses Hauses, 
betreffend die Erlassung eines Gesetzes über die 
Bezüge und Pensionen der obersten Organe des 
iandes—(Steiera&äEk4sdies—Bezügegesete)—einzubrin­
gen. 

Auf Grund ihrer Regierungserklärung vom 
27. April 1970 und vom 5. November 1971 hat die 
Bundesregierung eine Kommission, deren Mitglie­
der vom Bundeskanzler ernannt wurden, eingesetzt 
und ihr die Aufgabe übertragen, Vorschläge be­
treffend die Politikerbesteuerung zu erstatten. Mitte 
Dezember 1970 hat diese Kommission ein Gutach­
ten über die Besteuerung der Bezüge der Organe 
der Gesetzgebung, bestimmter oberster Organe der 
Vollziehung, des Präsidenten und Vizepräsidenten 
des Rechnungshofes und einige damit im Zusam­
menhang stehende Fragen erstattet. Unter Verwer­
tung dieser Überlegungen hat die Bundesregierung 
dem Nationalrat einen Gesetzesentwurf über die 
Bezüge und Pensionen der obersten Organe des 
Bundes (Bezügegesetz) und einen Gesetzesentwurf 
über die steuerrechtliche Behandlung der Bezüge 
der Organe der Gesetzgebung, bestimmter Organe 
der Vollziehung, des Präsidenten und Vizepräsiden­
ten des Rechnungshofes sowie der Mitglieder des 
Verfassungsgerichtshofes und über im Zusammen­
hang damit stehende Vorschriften zugeleitet. 

Nach einigen durch den Finanz- und Budget-Aus­
schuß vorgenommenen Änderungen hat der Natio­
nalrat am 9. Juli 1972 den Gesetzesentwurf über 
die Bezüge und Pensionen der obersten Organe des 
Bundes (Bezügegesetz) sowie den Gesetzesentwurf 
über die steuerrechtliche Behandlung der Bezüge der 
Mitglieder der Organe der Gesetzgebung, bestimm­
ter oberster Organe der Vollziehung, des Präsiden­
ten und des Vizepräsidenten des Rechnungshofes 
sowie der Mitglieder des Verfassungsgerichtshofes 
und über im Zusammenhang damit stehende Vor­
schriften verabschiedet. Die Kundmachung erfolgte 
im 83. Stück des Bundesgesetzblattes vom 27. Juli 
1972, BGBl. Nr. 273 bzw. 274. 

Bei der Festsetzung der Bezüge wurde eine Re­
lation zu den Bezügen eines Beamten der Allge­
meinen Verwaltung der Dienstklasse IX für die Mit­
glieder des Nationalrates hergestellt. Von diesen 
ausgehend wurde auch eine bestimmte Relation für 
die Präsidenten des Nationalrates und die obersten 
Organe der Vollziehung sowie den Präsidenten und 
Vizepräsidenten des Rechnungshofes festgelegt. 

In steuerrechtlicher Hinsicht wurde von der Über­
legung ausgegangen, die bisher einkommensteuer­
freigestellten Bezüge gewisser Funktionäre in Hin­
kunft der Lohnsteuer (Einkommensteuer) zu unter­
werfen, hiebei aber ein im geltenden Einkommen­
steuerrecht (§ 9 Abs. 2 Einkommensteuergesetz 
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1967) für die Besteuerung der Bezüge von Bürger­
meistern, Vizebürgermeistern und Stadträten gel­
tendes System zu verallgemeinern. 

Durch diese beiden Bundesgesetze, insbesondere 
durch das Bundesgesetz, BGBl. Nr. 274/1972, das 
zwingend eine landesgesetzliche Regelung vor­
schreibt, ist es nunmehr erforderlich geworden, auch 
für den Bereich des Landes Steiermark eine gesetz­
liche Regelung über die Bezüge und Pensionen der 
obersten Organe des Landes vorzunehmen. 

Der vorliegende Gesetzesentwurf lehnt sich im 
wesentlichen an die bundesrechtlichen Vorschrif­
ten — unter Berücksichtigung der bisherigen Ver­
hältnisse — an. Von der in den bundesrechtlichen 
^Vorschriffen vorgesehenen Progressivität der Be­
züge der Abgeordneten und Regierungsmitglieder 
(Biennalvorrückungen) wurde jedoch Abstand ge­
nommen, weil der Grundsatz der Gleichheit aller 
Volksvertreter auch in einheitlichen Ansätzen zum 
Ausdruck kommen und die Unterschiede lediglich 
durch die Funktionstätigkeit gekennzeichnet sein 
sollen. 

Zu den einzelnen Bestimmungen ist folgendes zu 
bemerken: 

Zu Artikel I: 
Abgeordneten und Regierungsmitgliedern gebüh­

ren nunmehr Bezüge und nicht wie bisher Entschä­
digungen bzw. Amtseinkommen. Die Anpassung 
auch in der Terminologie ist durch die Bestimmun­
gen des Einkommensteuergesetzes erforderlich. 
Diese Bezüge sind nunmehr grundsätzlich steuer­
pflichtig. 

Zu Artikel II: 
Der Bezug eines Mitgliedes des Steiermärkischen 

Landtages entspricht dem Bezug eines Mandatares 
des Bundesrates, allerdings unter Zugrundelegung 
der Bezugsansätze für Landesbeamte der Dienst­
klasse IX, Gehaltsstufe 6. 

Den Bezügen der Mitglieder der Landesregie­
rung — ausgenommen den Landeshauptmann, des­
sen Bezüge durch § 6 des Bezügegesetzes des Bun­
des geregelt sind — liegen dieselben Bezugsansätze 
zugrunde wie den Mitgliedern des Steiermärkischen 
Landtages, wobei diese Bzüge dem Bezug eines 
Staatssekretärs für die Landeshauptmannstellver­
treter und für die übrigen Mitglieder der Landes­
regierung 90 v. H. des Bezuges eines Staatssekre­
tärs gleichkommen. 

Der bisherigen Regelung folgend werden sich die 
Amtszulagen für Funktionen der Präsidenten des 
Steiermärkischen Landtages nicht ändern. Es wird 
für die zweiten und dritten Präsidenten auch keine 
Erhöhung der Atmszulage von bisher zwei Dritteln 
der Entschädigung auf 90 °/o, wie es der Bund vor­
sieht, eintreten. Entgegen den Bestimmungen des 
Bundes wird eine Amtszulage für die Obmänner 
der Klubs nicht eingeführt. 

Der Pensionsbeitrag wird für die Abgeordneten 
wie für die Mitglieder der Landesregierung mit je­
weils einheitlich 7 % des Bezuges festgelegt. Die 
Einrechnung von Zeiten, die Abgeordnete oder Mit­
glieder der Landesregierung in anderen gesetzge­
benden Körperschaften oder in anderen Funktionen 
erbracht haben, erfolgt nach den Bundesrichtlinien. 
Demnach hat auch die Entschädigung bei einem Aus-
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scheiden aus einer Funktion den Bundesvorschriften 
entsprechend zu erfolgen. 

Zu Artikel III: 
Neben reinen Formalvorschriften, wie etwa über 

die Auszahlung der Bezüge, treten die Bestimmun­
gen über die Zuerkennung einer Amtswohnung und 
eines Dienstwagens für die wichtigsten Funktionen, 
wobei einschränkend zu bemerken ist, daß, obwohl 
der Bund allen Präsidenten einen Dienstwagen und 
eine Amtswohnung zur Verfügung zu stellen hat, 
nach dem vorliegenden Entwurf nur dem Ersten 
Präsidenten des Steiermärkischen Landtages ein 
Dienstwagen zur Verfügung steht. Amtswohnun­
gen werden, ausgenommen die Mitglieder der Lan­
desregierung, überhaupt nicht zur Verfügung ge­
stellt, es tritt an deren Stelle auch keine Entschä­
digung. Ähnlich wie beim Bund, werden die zu­
sätzlichen Aufwendungen, die Mitgliedern des Stei­
ermärkischen Landtages und der Steiermärkischen 
Landesregierung erwachsen, in der Form abgegol­
ten, daß den Mitgliedern des Steiermärkischen Land­
tages eine Entfernungszulage in der Höhe von 10, 
15 oder 20 v. H. ihres Bezuges bzw. eine Jahres­
fahrkarte für öffentliche Verkehrsmittel im Bereiche 
Steiermark, die auch mit einem Pauschale abgegol­
ten werden kann, zusteht. Den Mitgliedern der Lan­
desregierung wird für Dienstreisen innerhalb des 
Bundeslandes auf der Grundlage der Bundesricht­
linien eine pauschalierte Dienstreisekostenentschä­
digung gewährt, wobei festzuhalten ist, daß ent­
gegen den Bestimmungen des Bundes den Mitglie­
dern der Landesregierung keine Jahresfahrkarte für 
öffentliche Verkehrsmittel für den Bereich Steier­
mark zur Verfügung gestellt wird. 

Zu Abschnitt II: 
Abschnitt II des gegenständlichen Gesetzesent­

wurfes enthält in den Artikeln IV und V die Be­
stimmungen hinsichtlich eines Anspuches auf Ruhe-
(Versorgungs)bezug. Auch diese Bestimmungen 
gleichen im wesentlichen denen des Bundes, wobei 
allerdings auf die bisherige Regelung hinsichtlich 
der Voraussetzungen für den vollen Anspruch auf 
Ruhebezug Rücksicht zu nehmen war. Enthalten 
diese Bestimmungen für Abgeordnete wie bisher 
einige Begünstigungen in der Anrechnungsmodalität 
gegenüber dem Bund, so muß gleichermaßen darauf 
hingewiesen werden, daß für die Erfüllung der Vor­
aussetzungen für den vollen Ruhebezug bei Mit­
gliedern der Landesregierung im wesentlichen die­
selben Bestimmungen wie bisher übernommen wur­
den, die allerdings wesentlich nachteiliger sind als 
für die obersten Organe des Bundes. 

Zusammenfassend darf sohin festgestellt werden: 
Ein Mitglied des Steiermärkischen' Landtages er­

hält während der Ausübung seines Mandates 
1. den Bezug eines Mandatars des Bundesrates auf 

der Grundlage des Gehaltes eines Landesbeam­
ten der allgemeinen Verwaltung, Dienstklasse IX, 
Gehaltsstufe 6, einschließlich der Sonderzahlun­
gen und Teuerungszulagen (§ 3); 

2. eine (ablösbare) Jahresfahrkarte für alle Eisen­
bahn- und Autobuslinien in der Steiermark (§ 12); 

3. eine Entfernungszulage, die 10, 15 oder 20 v. H. 
des Bezuges beträgt (§ 13). 

Die Präsidenten des Steiermärkischen Landtages 
erhalten neben ihren Bezügen als Abgeordnete eine 
Amtszulage (§ 5), die wie folgt gestaffelt ist: 

Präsident 100 v. H. 
Zweiter und Dritter Präsident 66 v. H. 
ihres Bezuges. Weiters gebührt dem Ersten Prä­
sidenten ein Dienstwagen. 

Von den Mitgliedern der Landesregierung erhal­
ten die Landeshauptmannstellvertreter den Bezug 
eines Staatssekretärs, die übrigen Mitglieder der 
Landesregierung 90 v. H. des Bezuges eines Staats­
sekretärs auf der Grundlage des jeweiligen Gehal­
tes eines Landesbeamten der Allgemeinen Verwal­
tung, Dienstklasse IX, Gehaltsstufe 6, einschließlich 
Sonderzahlungen und Teuerungszulagen (§ 4). 

Weiters gebührt den Mitgliedern der Steiermär­
kischen Landesregierung für ao. Auslagen eine Ver­
gütung, wie sie einem Mitglied der Bundesregie­
rung zusteht (§ 6). Die Entschädigung für Dienst­
reisen innerhalb des Bundeslandes Steiermark ist 
mit 12. v. H. des Bezuges pauschaliert festgesetzt 
(§10 Abs. 2). Desgleichen gebührt ihnen eine Amts­
wohnung und ein Dienstwagen. Bei Nichtbeistellung 
der Amtswohnung gebührt eine Entschädigung in 
der Höhe von 15 v. H. des Bezuges (§ 11 Abs. 2). 

Mitglieder des Steiermärkischen Landtages haben 
eine ruhebezugsfähige Gesamtzeit von mindestens 
neun Jahren aufzuweisen, um einen Anspruch auf 
RuhefVersorgungsJbezug zu begründen. Für den Fall 
der Unfähigkeit zur Funktionsausübung gelten im 
wesentlichen dieselben Bestimmungen wie für den 
Fall der Dienstunfähigkeit von Landesbeamten. Der 
Ruhebezug beträgt nach Erfüllen der Anspruchsvor­
aussetzungen 50 v. H. des Bezuges und erhöht sich 
für jedes Jahr der ruhebezugsfähigen Gesamtzeit 
unter Berücksichtigung eines erhöhten Pensionsbei­
trages um 4,5 v. H. Der Ruhebezug darf 80 v. H. 
des Bezuges nicht übersteigen. Der Ruhebezug ge­
bührt frühestens von Vollendung des 55. Lebens­
jahres an. Die Versorgungsbezüge der Witwen und 
Waisen richten sich im wesentlichen nach den Be­
stimmungen des für Landesbeamte geltenden Pen­
sionsgesetzes. 

Mitgliedern der Steiermärkischen Landesregie­
rung gebührt nach wenigstens acht Jahren der Funk­
tionsdauer ein Ruhebezug, der 50 v. H. des Bezuges 
beträgt und für jedes weitere Jahr der Funktions­
dauer um 6 v. H. des Bezuges sich erhöht. Der 
Ruhebezug darf ebenfalls 80 v. H. des Bezuges nicht 
übersteigen. 

Hinsichtlich der Zurechnung von Zeiten einer 
Funktionsausübung bei anderen Gebietskörperschaf­
ten gelten sinngemäß die Bestimmungen des Bundes. 

Zu Abschnitt III: 
Abschnitt III enthält das Inkrafttreten dieses Ge­

setzes mit 1. Juli 1972 und Übergangsbestimmungen 
für ehemalige Mitglieder des Steiermärkischen Land­
tages und der Steiermärkischen Landesregierung so­
wie deren Hinterbliebene. 

Bei Erfüllung der nunmehr neu gesetzlich festzu­
legenden Normen hinsichtlich der Anspruchsberech­
tigung ist für die Empfänger von Ruhe(Versor-
gungs)bezügen die Überleitung in die neuen Be­
stimmungen vorgesehen und für ehemalige Mitglie-
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der des Landtages und der Landesregierung bzw. 
deren Hinterbliebene, so sie bisher keinen Anspruch 
auf Ruhe(VersorgTings)bezüge gehabt haben, die 
Gewährung solcher Bezüge unter den darin festge­
legten Bedingungen möglich. 

Die Gefertigten stellen daher den Antrag, der 
Hohe Landtag wolle beschließen: 
1. Der vorliegende Gesetzesentwurf über die Be­

züge und Pensionen der obersten Organe des 
Landes (Bezügegesetz) wird genehmigt. 

2. Die Landesregierung wird aufgefordert, das zur 
Durchführung dieses Gesetzesbeschlusses Erfor­
derliche zu veranlassen. 
Der Herr Präsident wird ersucht, den Antrag mir 

Gesetzesentwurf dem Gemeinde- und Verfassungs­
ausschuß sowie dem Finanzausschuß zur Vorbera­
tung zuzuweisen. 

Präsident: Sie haben den Initiativantrag, der die 
Unterschriften aller Abgeordneten des Hohen Hau­
ses trägt, gehört. Ich weise diesen Antrag auf Grund 
des § 29 Abs. 2 der Geschäftsordnung zunächst der 
Landesregierung zu. Nach Erledigung durch die 
Landesregierung weise ich den Antrag mit der Einl.-
Zahl 561 dem Gemeinde- und Verfassungs-Ausschuß 
und sodann dem Finanz-Ausschuß zu. 

Weiters gebe ich bekannt, daß außerdem nach­
träglich die Regierungsvorlage, Einl.-Zahl 559, be­
treffend den Ankauf von Grundstücken in Loipers-
dorf bei Fürstenfeld, 
die Regierungsvorlage, Einl.-Zahl 560, betreffend 
über- und außerplanmäßige Ausgaben gegenüber 
dem Landesvoranschlag 1972 — 2. Bericht, und 
die Regierungsvorlage, Beilage Nr. 53, betreffend 
das Gesetz, mit dem das Statut der Landeshaupt­
stadt Graz 1967 geändert wird, eingebracht wur­
den. 

Ich weise die Einl.-Zahlen 559 und 560 dem Fi­
nanz-Ausschuß und die Beilage Nr. 53 dem Ge­
meinde- und Verfassungs-Ausschuß zu. 

Besteht gegen diese Zuweisungen ein Einwand? 
Das ist nicht der Fall. 
Da auch bei den eben bekanntgegebenen Zuwei­

sungen eine dringliche Erledigung erforderlich ist, 
unterbreche ich nunmehr die Sitzung, um der Lan­
desregierung und dem Finanz-Ausschuß und dem 
Gemeinde- und Verfassungs-Ausschuß Gelegenheit 
zu geben, die Geschäftsstücke zu behandeln. 

Bei positiver Beschlußfassung durch die beiden 
Ausschüsse werde ich gemäß § 27 der Geschäfts­
ordnung des Steiermärkischen Landtages vorschla­
gen, diese als dringlich auf die Tagesordnung zu 
setzen. 

Ich unterbreche zum Zweck des Zusammentritts 
der Landesregierung und der Ausschüsse die Sit­
zung ungefähr eine Stunde, in der Hoffnung, daß 
bis dorthin die Stücke erledigt sein werden. 

Abg. Dr. Helmut Heidinger: Zur Geschäftsordnung. 
Ich bitte abzustimmen, daß von der Auflagefrist 
Abstand genommen wird. 

Präsident: Ich habe noch keine Vorlage hier. Der 
Landtag tritt wieder um 14.30 Uhr zusammen. 

Unterbrechung der Sitzung: 13.30 Uhr. 

Fortsetzung der Sitzung: 14.30 Uhr. 

Präsident: Ich nehme die unterbrochene Sitzung 
wieder auf. Wir kommen jetzt zum zweiten Teil 
der Gruppe 7, Fremdenverkehr und Wirtschafts­
förderung. 

Als erster Redner hat sich zu Wort gemeldet der 
Herr Abgeordnete Klobasa. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Abg. Klobasa: Hohes Haus! Beim Landesfremden­
verkehrstag hat der zuständige Referent, Herr Lan-

~de~stauTrtTffaTLTrJWe-gaTl̂  
Fremdenverkehrsjahr in der Steiermark 8 Millionen 
Übernachtungen zu verzeichnen waren. Das bedeu­
tet, daß gegenüber den letzten zehn Jahren in der 
Steiermark eine Zunahme von rund 100 % zu ver­
zeichnen ist. Es hat sich aber eine wesentliche Ver­
schiebung der Übernachtungsziffern zugunsten des 
Nordens unseres Landes ergeben. Vor zehn Jah­
ren führte bei den Übernachtungen der Kurort Bad 
Gleichenberg. Er wurde wesentlich überholt von 
den Fremdenverkehrsorten der Obersteiermark, 
nämlich von Ramsau, Mitterndorf und anderen. 
Betrug die Zunahme in Bad Gleichenberg nur 21 % 
in den letzten zehn Jahren, so konnten wir fest­
stellen, daß Mitterndorf rund 280 % und die Ramsau 
240 % zu verzeichnen hatten. 

Herr Landeshauptmannstellvertreter Sebastian hat 
am Parteitag der steirischen SPÖ die Leitlinien der 
Steiermark der breiten Öffentlichkeit bekanntgege­
ben und sie als Diskussionsgrundlage zur Verfü­
gung gestellt. Der Punkt 10 befaßt sich mit dem 
Fremdenverkehr. Darin heißt es unter anderem: „Ihr 
Ziel muß die Förderung der bestehenden Fremden­
verkehrszentren und die Entwicklung neuer Erho­
lungsgebiete sein." Dabei kommt zum Ausdruck, 
daß die klimatischen und geographischen Gegeben­
heiten des Landes und der Landschaft für die Er­
fordernisse der Zukunft zu berücksichtigen sind. 
Das heißt, daß Landschaftsgebiete, die geeignet sind, 
den Fremden etwas zu bieten, eine entsprechende 
Berücksichtigung bei der Erschließung für den Frem­
denverkehr finden sollen. Wenn ich diesen Gedan­
kengang auf die Oststeiermark ummünze, so müßte 
man sagen, daß es höchste Zeit ist, ein Fremden­
verkehrskonzept und ein Fremdenverkehrsförde­
rungsgesetz zu schaffen, das auch die Gebiete be­
rücksichtigt, die dazu angetan sind, den Fremden 
etwas zu bieten und auf der anderen Seite wenig 
Aussicht haben, sich auf einen intensiveren ande­
ren Wirtschaftszweig umzustellen. 

Unsere geographische Lage und die Bodenbe­
schaffenheit unseres Gebietes gestatten kaum eine 
stärkere Industrialisierung durchzuführen, gibt aber 
auf der anderen Seite wieder die Gewißheit und die 
Voraussetzung, daß hier der Fremdenverkehr noch 
gefördert werden könnte. Wir haben in der Ost­
steiermark den neuen Stubenbergsee. Er ist wun­
derbar. Er kostete 27 Millionen Schilling. Ein zwei­
ter Badesee soll auf der Teichalm errichtet werden. 
(Landeshauptmannstellvertreter Wegart: „Dort ist 
es aber zu kalt!") Sie haben es in Schielleiten selbst 
bekanntgegeben. Sie sagten auch noch in diesem 
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Zusammenhang, daß der Urlaub in erster Linie zur 
Erhaltung der Tat- und Schaffenskraft für unsere 
Menschen sein soll. Wo gibt es schönere Gebiete 
als gerade in unserer Oststeiermark? Gewiß üben 
Gebiete mit höheren Bergen vielleicht auf manche 
Leute eine größere Anziehungskraft aus, aber un­
sere lieblichen Hügel und fruchtbaren Hügelketten 
üben genau diese Anziehungskraft auf den Frem­
den aus. 

Nennen wir nun den renommierten Kurort Bad 
Gleichenberg. Eine Tagszeitung schrieb vor einiger 
Zeit einen Artikel, der zu gewissen Sorgen Anlaß 
geben müßte, und Sorgen haben die Betriebe in 
Bad Gleichberg. Warum? Erstens, ein neuer­
richtetes Kurheim hat endgültig geschlossen. Es 
wird nun durch die Berufsschule als Heim benützt. 
144 Betten hat te dieses Kurheim zu verzeichnen. 
Zweitens, ein zweites Heim wird in absehbarer Zeit 
den Betrieb einstellen. Ca. 140 Betten waren dort 
zu vergeben. Drittens weisen die meisten Beher­
bergungsbetriebe ein verhältnismäßig hohes Alter 
auf. Sie waren früher schöne und gute Häuser. Sie 
entsprechen heute kaum noch. Es unternehmen wohl 
die Besitzer alles, um die Gaststätten und Fremden­
zimmer zu renovieren und so zu gestalten, daß 
auch jetzt die Fremden sie noch besuchen. Dazu 
ist aber Geld notwendig in Form von langfristigen 
Fremdenverkehrskrediten, wie dies in den Frem­
denverkehrsländern Italien, Frankreich und der 
Schweiz der Fall ist, wo Kredite mit einer Lauf­
zeit von 25 bis zu 30 Jahren gewährt werden. 

Kredite mit einer kürzeren Laufzeit werden kaum 
gefragt und sie können auch die Betriebsinhaber 
nicht befriedigen. In Schielleiten wurde aber auch 
noch mitgeteilt, welche Orte Hallenbäder erhalten 
sollen. Und ich glaube, Herr Landeshauptmannstell­
vertreter, Sie haben vergessen zu erwähnen, daß 
auch die Stadt Feldbach konkrete Beschlüsse für 
den Bau eines Hallenbades gefaßt hat und auch 
die Planung schon konkrete Formen angenommen 
hat. Sowohl der Fremdenverkehrsverein als auch 
die Stadtgemeinde haben die Bitte an Sie gerichtet, 
doch dieses Vorhaben zu unterstützen, wo, wie Sie 
sagen, die Zusammenwirkungen zum Bau eines 
Hallenbades gerade in der Stadt Feldbach alle vor­
handen sind. Nämlich wir haben die Pflichtschulen, 
wir haben polytechnische Schulen, wir haben die 
Berufsschule, eine Handelsschule, eine Handelsaka­
demie und in nächster Zeit wird eine allgemein­
bildende höhere Schule dort eröffnet werden. Eben­
so ist dort das Bundesheer stationiert, wir haben 
Sportvereine, ein Sportverein besitzt eine Schwimm­
sektion und was steht eigentlich einer Förderung 
durch das Land zur Errichtung des Hallenbades in 
Feldbach noch im Wege. Es sind aber auch noch in 
der Umgebung die Übernachtungsziffern, die Sie 
mit 100.000 bezifferten, vorhanden, denn, wenn ich 
Kirchbach selbst, Fehring sowie Riegersburg nehme, 
br ingen wir diese Zahl leicht zusammen. Ich bitte 
Sie daher, bei einer der nächsten Vorsprachen der 
Herren vom Fremdenverkehr und der Gemeinde sie 
doch in ihrem Vorhaben zu unterstützen. 

Auf ein Problem möchte ich noch kurz aufmerk­
sam machen. Wie ich heute die „Tagespost" auf 
der dritten Seite angesehen habe, mußte ich fest­
stellen, daß nicht immer auf den Fremdenverkehrs­

referenten des Landes gehört wird, denn es ist hier 
wieder zu sehen, daß im Gebiete der oberen Enns 
ein neues Apartmentferienhaus im Bau ist. Nun, 
wir in der Oststeiermark werden kaum Gefahr lau­
fen, solche Häuser zu erhalten, aber dennoch kom­
men andere Dinge vor, vielleicht haben die Herren 
der Landwirtschaft mit mir weniger Freude, aber 
es werden Silos gebaut und riesige Stallungen, die 
nicht immer gerade die Landschaft des Gebietes 
verschönern. In einem Fall muß ich sagen, daß 
sogar ein Riesenstall, der momentan ca. 30.000, in 
späteren Zeiten bis 70.000 Hühner beherbergen soll, 
ohne ein Ansuchen an die Gemeinde errichtet und 
erbaut wird. Ich glaube, hier müßte man doch auch 
etwas schärfer vorgehen. 

Ich möchte noch auf eine Sache aufmerksam ma­
chen, und zwar: Es wurde die Brücke in Mariatrost 
beim Straßenbau erwähnt, wenn man aber vom 
Wir t Gruber nach Graz, Richtung Mariatrost fährt, 
dann hat man auf der rechten Seite, ich glaube, 
sieben bis neun Werbetafeln, die immer noch dort 
stehen und gerade dort sind drei wunderbare schöne 
Villen, deren Vorgärten mit wunderbaren Blumen­
anlagen geschmückt sind. Ich glaube, daß ist nicht 
gerade fremdenverkehrsfördernd, wenn man auch 
über die Wahlzeiten hinaus diese Tafeln stehen­
läßt. 

Nun, meine Damen und Herren, ich habe einige 
Dinge angeschnitten und ich bitte Herrn Landes­
hauptmannstellvertreter, daß auch Sie dafür Sorge 
tragen, daß auch die Stadt Feldbach die Unterstüt­
zung zum Bau des Hallenbades erhält. (Beifall.) 

Präsident: Zum Wor te gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Dr. Heidinger. Ich erteile ihm das 
Wort . 

Abg. Dr. Helmut Heidinger: Herr Präsident! Ho­
hes Haus! Sehr geehrte Damen und Herren! Der 
Abschnitt 78 Förderung der Industrie, der Unter­
abschnitt 793 Förderung wirtschaftlich entwicklungs­
bedürftiger Gebiete und vor allem im außerordent­
lichen Haushalt die Posten 78/10 bis 30 geben mir 
Gelegenheit zu einem der erfreulichsten Voran­
schlagsposten des steirischen Landesbudgets Stel­
lung zu nehmen. Erstmals 1967 wurden — wie Sie 
sich erinnern werden — im ao. Haushalt Beträge, 
und zwar 100 Millionen für die Gründung von Ar­
beitsplätzen und die Schaffung von Betrieben ein­
gesetzt. Wir halten diesmal bei 280 Millionen Schil­
ling, und ich glaube das ist bemerkenswert , bei 
einem Drittel des gesamten außerordentlichen Haus­
haltes des Landesbudgets. Und ich darf in diesem 
Zusammenhang anmerken, daß die gesamten ERP-
Beträge für den Bereich der gewerblichen Wirt­
schaft, für Rationalisierung, für die Schaffung neuer 
Arbeitsplätze 800 Millionen betragen und im Mo­
ment eine sehr unangenehme Situation eingetreten 
ist, weil nämlich die Vergabe von ERP-Krediten 
gesperrt wurde und ich könnte mir vorstellen, 
daß man jetzt versucht, auf die Landeskredite aus­
zuweichen und wenn dann die ERP-Kreditsperre 
aufgehoben wird, ist die Finanzierung dieser Vor­
haben durch ERP-Kredit in der Steiermark nicht 
mehr möglich, weil eine Umschuldung nicht statt­
haft ist. Wenn also schon eine Sperre unumgäng-
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lieh ist aus monetären Gründen, dann müßte diese 
Bestimmung gelockert werden und ich darf bitten, 
in dieser Richtung auch seitens der Landesregie­
rung vorstellig zu werden. Denn es kann nicht der 
Sinn sein, daß wir ein Landesbudget mit Kredit­
mitteln — wie der Herr Landesfinanzreferent ja 
unterstrichen hat — finanzieren und wieder Kre­
dite geben und auf der anderen Seite dann die 
ERP-Kredite nicht bekommen und sie in andere 
Bundesländer gehen. 

Und nun darf ich Ihnen kurz sagen, was seit 
1967 geleistet wurde auf dem Gebiet der Schaffung 
von Arbeitsplätzen. Es wurden 8600 neue Arbeits­
plätze gefördert, 2500 gefährdete Arbeitsplätze ge­
sichert. Die Ausgabensummen in diesen BudgefT 
Positionen waren 165 Millionen an Beihilfen, vor­
nehmlich zur Aufschließung an Gemeinden und 
875 Millionen Schilling an Darlehen. Ich glaube, 
daß, wenn man diese Zahlen in Relation setzt zur 
Zahl der Arbeitskräfte in der steirischen Industrie 
rund 100.000 und die Zunahme in den letzten bei­
den Jahren 1970 rund 4000 zusätzliche Industrie­
arbeiter, 1971 rund 3000 zusätzliche Arbeitskräfte, 
man doch sagen kann, daß die Wirtschaftsförde­
rung erfolgreich gewesen ist. 

Und hier ist der Punkt, wo ich mich mit der 
Budgetrede des Landesfinanzreferenten auseinan­
dersetzen möchte. Er hat wörtlich auf Grund einiger 
Interpretationen von Steuerstatistiken, ich werde 
später noch ausführlicher darauf zurückkommen, er­
klärt: „Es ist offenbar so, daß die bisher von der 
Steiermark getroffenen wirtschaftspolitischen Maß­
nahmen nicht dazu geführt haben, das Einkommen 
der selbstständigen Erwerbstätigen und das Lohn­
einkommen der Unselbständigen in der Steiermark 
in der Relation zu anderen Bundesländern nach­
haltig zu verbessern. Die Zahlen zeigen vielmehr, 
daß eine Verschlechterung eingetreten ist." Ich 
glaube nicht, daß dies bezogen auf die steirische 
Wirtschaftsförderung, insbesondere die Schaffung 
neuer Arbeitsplätze, die Aussage des Fachmannes 
Landesrat Dr. Klauser ist. Ich glaube schon gar nicht, 
daß es die Aussage des ehemaligen Bürgermeisters 
von Deutschlandsberg ist, der sehr wohl weiß, daß 
durch die Ansiedlungspolitik der Landesregierung 
eine Region aus einer Krisensituation herausgeführt 
werden kann, sondern ich glaube, es ist eine par­
teipolitische Aussage, eine Aussage im Sinne des 
Leitthemas am letzten SPÖ-Parteitag: Die SPÖ muß 
die Mehrheit erhalten und dazu muß man die 
bisherige ÖVP-Mehrheit im Lande angreifen. Nun, 
worauf stützt der Herr Landesfinanzreferent seinen 
Schluß, daß die bisherige Wirtschaftsförderung in 
der Steiermark nicht zielführend gewesen sei. Er 
zitiert dabei das relative Absinken von Steuerein­
gängen in der Steiermark gegenüber anderen Bun­
desländern. Dazu, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, einige Überlegungen und Zahlen. 

Zunächst zur Einkommensteuer: Die Einkommen­
steuer ist in ihrem Gesamtaufkommen indexmäßig 
von 1967, also genau dem Jahr des Beginns un­
serer Wirtschaftsförderungsmaßnahmen im großen 
Stil bis 1970, das sind die letzten publizierten Zah­
len, im österreichischen Schnitt von 100 auf 106 ge­
stiegen. Aber im Burgenland — und auch von dort 
wissen wir, daß große Anstrengungen zur Schaf­

fung von Arbeitsplätzen im gewerblich-industriellen 
Bereich geschehen, von 100 auf 96 Indexpunkte ge­
sunken. Im Bundesland Tirol ist das Aufkommen 
gleich geblieben, in Oberösterreich und in der 
Steiermark ist der Index auf 104 gestiegen, Salz­
burg und Wien hat sich auf 107 verbessern kön­
nen. Die Ursachen sind sicher mannigfaltige, eines 
aber ist bei Fachleuten unbestritten, die Tatsache, 
daß anlaufende Betriebe, selbst wenn sie gut ge­
führt, überlegt geplant sind und auch richtig in 
ihrer Marktwahl liegen, betriebsmäßige Verluste 
aufweisen. Einfach durch die Kosten für die Ein­
schulung der Arbeitskräfte, durch die unvermeid­
lichen Anlaufrektionen und schließlich durch die In-
anspruetmahme von Abschreibungen in den ersten 
Jahren der Errichtung der neuen Betriebsstätten. 
Eine Erhöhung des Einkommensteueraufkommens 
durch Investitionsmaßnahmen wird erst eintreten, 
wenn die Betriebe einige Jahre tätig sind. 

Dann darf ich auf noch etwas aufmerksam ma­
chen. Die meisten der geförderten Betriebe — und 
auch das weiß der Herr Landesfinanzreferent aus 
seiner Heimatgemeinde — sind Kapitalgesellschaf­
ten, und zwar solche, die ihren Sitz nicht ein­
mal in der Steiermark haben und daher ist das 
Körperschaftssteueraufkommen der Steiermark, die 
im übrigen ausschließlich Bundesabgabe ist, kein 
Indikator. Ich darf Ihnen aus der in den 
jüngsten „Statistischen Nachrichten" veröffentlichten 
Zahl über die Aktiengesellschaften folgende bemer­
kenswerte Relation zitieren. Es gab nun 23 Aktien­
gesellschaften im Jahr 1970, die ihren Sitz in der 
Steiermark hatten. Diese hatten ein Kapital von 
1,363 Milliarden. Es gab aber 41 Aktiengesellschaf­
ten, die ihren Hauptbetrieb in der Steiermark hat­
ten und die hatten ein Aktienkapital von 4,345 
Milliarden. Jetzt, meine Damen und Herren von 
der sozialistischen Seite, werden Sie verstehen, 
warum wir keine Freude haben mit der Fusion der 
VÖEST und es ist uns auch nicht gleichgültig, wo 
die Verwaltungsschreibtische stehen, sondern wir 
würden uns sehr gefreut haben, wenn bei der Ge­
legenheit etwas mehr in die Steiermark kommen 
würde. Vielleicht gelingt es. Lassen wir uns über­
raschen! 

Es ist noch etwas festzustellen, bezüglich der 
Lohnsteuer. Hier ist die Situation noch anders. Die 
Lohnsteuer wird bekanntlich dort abgeführt, wo die 
Lohnverrechnung erfolgt. Das hohe Lohnsteueraüf-
kommen in Wien, das auch überproportional gegen­
über der Bevölkerung ist, liegt doch darin, daß alle 
Bundesbeamten und Bundespensionisten im Zen­
tralbesoldungsamt Wien abgerechnet werden und 
selbstverständlich wird auch in Wien die Lohn­
steuer abgeführt. Es ist erfreulich und in der volks­
wirtschaftlichen Gesamtrechnung feststellbar, daß in 
den letzten Jahren die Beamtengehälter stark ge­
stiegen sind, wodurch dem Progressionseffekt ent­
sprechend, die Lohnsteuerzahlungen dieser Einkom­
mensempfänger überproportional gestiegen sind. 
Ich möchte nur ein einziges Beispiel anführen, das 
sich in den vergangenen Jahren ereignete und wo 
Sie sehr deutlich sehen, wie sich die Dinge aus­
wirken. Wir hatten früher die Heeresbesoldungs­
stelle in Graz und nun wird für alle Bundesheer-
angehörigen auch die Lohnverrechnung in Wien 
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durchgeführt und damit die Lohnsteuer in Wien 
abgeführt. Früher wurde sie vom Heeresbesoldungs­
amt Graz beim Finanzamt Graz abgeführt. Wir ken­
nen diese Vorgangsweise zufällig. Wir wissen aber 
nicht, wie viele große Betriebe möglicherweise ihre 
Abrechnung auf die EDV gelegt und damit von 
ihren Betrieben in die Zentralen nach Wien ver­
lagert haben. Die Verlagerungseffekte bei der Lohn­
steuer sind so wesentlich, daß die Zahlen, die ich 
Ihnen nun über das Lohnsteueraufkommen index­
mäßig vorbringe, durchaus verständlich sind. Von 
1967 bis 1970 ist das durchschnittliche Lohnsteuer­
aufkommen in Österreich auf 141 Punkte gestie­
gen. Im Burgenland auf 142, während Kärnten 135, 
Vorarlberg 132, die Steiermark und Niederöster­
reich 135 Punkte erreichen konnten. 

Zur Umsatzsteuer: Diese wird sehr wesentlich be­
einflußt von der Frage, welcher Art die Umsätze 
sind, ob es sich um steuerpflichtige oder steuer­
freie Umsätze e twa in der Stahlindustrie handelt. 
Hier gibt einen tieferen Einblick die Umsatzsteuer­
statistik 1968, die leider erst vor kurzem veröffent­
licht wurde und die scheinbar dem Finanzreferen­
ten bei seinen Überlegungen nicht vorlag. Aus den 
dort veröffentlichten Zahlen kann man errechnen, 
daß die steuerfreien Umsätze in Österreich 30 % 
der erfaßten Umsätze von 655 Milliarden betragen. 
Von besonderer Bedeutung darüber hinaus ist aber, 
daß in allen Statistiken die Umsatzsteuer netto 
ausgewiesen wird. Die Beiträge für die Umsatz­
steuerrückvergütung für Exporteure sind aus kei­
ner veröffentlichten Statistik ersichtlich. Die Steier­
mark mit ihrem hohen Exportanteil bei Holz, Pa­
pier, aber auch bei Eisen und Maschinen hat hier 
eine ganz andere Situation als die westlichen Bun­
desländer, die vornehmlich in indirekter Form des 
Fremdenverkehrs ihren Export abwickeln. Also 
meine ich, daß man sich zuerst mit Statistik be­
schäftigen, sie von allen Seiten betrachten muß, um 
dann eine vorsichtig formulierte Aussage zu tref­
fen. Einseitig beleuchtete Zahlen scheinen mir da­
zu zuwenig. 

Vielleicht abschließend zu diesem Kapitel darf 
ich eines festhalten, nämlich die Kraftfahrzeug­
steuer. Das Kraftfahrzeug ist heute ein Wohlstands­
index und läßt Rückschlüsse auf die verfügbaren 
Einkommen zu. Das hat sich 1967 bis 1970 wie folgt 
entwickelt. Im österreichischen Schnitt Index 123, 
Wien lediglich 118, Kärnten 124, Oberösterreich 125, 
Niederösterreich, Steiermark, Tirol aber 126 Punkte 
des Aufkommens. Wir liegen deutlich spürbar über 
dem österreichischen Schnitt. 

Betrachte ich die Aussage aus der Budgetrede 
„Der wirtschaftspolitische Weg der Steiermark war 
nicht zielführend" oder, um es jetzt schärfer zu 
formulieren, e r war falsch — scheinbar bewiesen 
durch die unzureichend interpretierten Zahlen —, 
so scheint mir dies nach der Argumentation von 
Palmström zu gehen, den Morgenstern sagen läßt 
„Und also schließt er messerscharf, daß nicht sein 
kann, was nicht sein darf", nämlich ein Erfolg der 
Wirtschaftspolitik der Landesregierung, die mehr­
heitlich von der österreichischen Volkspartei ge­
stellt wird. 

Eine zweite wirtschaftspolitische Aussage muß 
ich in diesem Zusammenhang kritisch beleuchten. 

Der Herr Landesfinanzreferent sagte zum Problem 
der Kreditaufnahme und Schulden wörtlich: „Womit 
wir einsam an der Spitze aller Bundesländer mar­
schieren" oder, um es in die War te des Mannes 
von der Straße zu übersetzen — eine Zeitung hat 
das getan —, die Steiermark und die steirische Lan­
desregierung an der Spitze der Herr Landeshaupt­
mann Dr. Niederl sind die größten Schuldenmacher 
unter den Bundesländern. Hier irrt der Herr Landes­
rat, denn er hat das sozialistisch verwaltete Bun­
desland Wien, unsere Bundeshauptstadt, vergessen. 
Sie marschiert absolut mit 7,5 Milliarden Verbind­
lichkeiten, auch relativ einsam an der Spitze der 
Bundesländer und wird diesen ersten Platz behal­
ten. (Abg. Dipl.-Ing. Schaller: „Da schau her!") Zum 
zweiten darf man derartige Vergleiche — und hier 
ist mein Respekt vor dem Fachmann Dr. Klauser 
viel zu groß, als daß ich nicht glaubte, daß auch 
er das genau weiß — nicht als absolute Vergleiche 
über Schulden und Kredite als Aussage heranzie­
hen. 

Schließlich — und ich nehme an, daß dies ein 
unbeabsichtigtes Versehen war — hat der Herr 
Finanzreferent beim Bundesland Niederösterreich 
die Schulden um eine Milliarde reduziert. Ich glaube, 
der niederösterreichische Finanzreferent wäre über­
glücklich, wenn die Zahl aus der Budgetrede des 
steirischen Finanzreferenten stimmen würde. 

Ich darf zu diesem Komplex eine Überlegung 
anstellen. Kreditbelastungsvergleiche sind doch nur 
in zwei Richtungen sinnvoll und werden in der 
öffentlichen Wirtschaft auch immer wieder in dieser 
Richtung angestellt. Der eine Vergleich betrifft die 
Frage der Verschuldung pro Kopf der Bevölkerung. 
Der zweite und aussagekräftigere ist die Verschul­
dung im Vergleich zum Ausgabenrahmen des 
Budgets. Auch dazu darf ich dem Hohen Landtag 
zur Beurteilung der Frage, ob das Schuldenmachen 
gar so verwerflich war, einige Zahlen nennen. Ich 
stütze mich hier auf eine unbestechliche Unterlage, 
nämlich die Zusammenstellung über die Finanz­
wirtschaft in Österreich bis 1970. 1970 war die Ge­
samtverschuldung im Bund pro Kopf der Bevölke­
rung 6654 Schilling, in Wien bei der respektablen 
Höhe von 4573, fiel dann in Tirol auf 1965, in Nie­
derösterreich auf 1135, Salzburg hat auch noch die 
Tausendergrenze überschritten, während der öster­
reichische Bundesländerschnitt bei 699 Schilling liegt, 
und erst dann kommt die Steiermark mit 435 Schil­
ling und das Burgenland mit 327 Schilling folgt. 
Sie sehen also, wir liegen unter dem Bundesländer­
durchschnitt, wir l iegen aber ganz gewaltig unter 
der Bundesverschuldung und der Verschuldung von 
Wien. Nimmt man aber den Verschuldungsgrad 
nach dem Budgetrahmen, so liegt wiederum der 
Bund mit 46,3 % an der Spitze, treulich gefolgt von 
Wien mit 45,8 % und dann sinken die Zahlen wie­
der. Tirol und Niederösterreich 35 % , Salzburg 23 Vo, 
im österreichischen Bundesländerschnitt ohne Wien 
l iegen sie bei 1 8 % , in Burgenland bei 11 und in 
der Steiermark sind es 1 0 % . Sie liegt also ganz 
unten in dieser Skala. Ich glaube also, daß unsere 
Verschuldung durchaus nicht übertrieben ist, schließ­
lich möchte ich zu diesem Fragenkomplex — und 
ich nehme an, daß die Damen und Herren auf den 
sozialistischen Bänken dafür besonderes Verstand-
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nis haben — die SPÖ-Leitlinien für die Steiermark 
nach der „Neuen Zeit" zitieren. Es heißt hier: Für 
langfristige Investitionen, deren wirtschaftlicher Er­
folg auch den nachfolgenden Generationen nützen 
soll, kann der Kreditweg beschritten werden. Das ist 
eine durchaus klassisch konservative Formulierung, 
die in jedem Lehrbuch der öffentlichen Finanzen 
zu lesen ist. Und ich schließe mich dieser Auffas­
sung gerne an. Und ich sage Ihnen nun, daß die 
Schulden, die das Land Steiermark laut Aussage 
des Herrn Landesfinanzreferenten, Ende 1971 mit 
657 Millionen Schilling hatte und wir können das 
ja auch in den Unterlagen zum Budget lesen, allein 
Darlehensforderungen des Landes, eben aus der 
Wirtschaffsiorderung von über 6UtTMillionen SchfF 
ling gegenüberstehen. 

Wir haben bisher, zumindest aus den Rech­
nungsabschlüssen gesehen, und das wird wohl auch 
1973 so sein, daß in der Steiermark kein Kredit­
schilling zur Bedeckung öffentlicher Konsumaus­
gaben ausgegeben wurde, sondern lediglich für In­
vestitionen, die weit in die Zukunft hineinreichen, 
in Schulen, in Straßen und eben in die Wirtschafts­
förderung. Noch vieles ließe sich zu diesem Kapitel 
sagen, zum Beispiel, daß die Gebarung der Ver­
gangenheit zumindest viel günstiger war, als die 
Voranschläge. 

Ich möchte in einem mich aber durchaus der Mei­
nung des Herrn Landesfinanzreferenten anschlie­
ßen. Er hat am Schluß seiner Budgetrede vor der 
Überforderung der öffentlichen Hand gewarnt. Ich 
möchte diese Formulierung durch ein pikantes De­
tail aus der Berichterstattung über diese Budget­
rede ergänzen. Eine Grazer Tageszeitung über­
schrieb ihren Bericht vom 28. November 1972 in 
Doppelbalken auf der Titelseite. Erstens, die Steier­
mark am meisten verschuldet. Ich mußte und konnte 
Ihnen darlegen, daß das ein Irrtum ist, und zwar 
für uns ein durchaus erfreulicher Irrtum. Und zwei­
tens die gleichzeitige SPOForderung, Antrag, Land 
soll die Kindergärtnerinnen bezahlen. Sehr geehrte 
Damen und Herren, damit kein Irrtum entsteht, ich 
habe nichts gegen das Kindergartenwesen, ganz im 
Gegenteil, ich habe selbst Anträge zu diesem Ka­
pitel eingebracht und wir haben Anträge unter­
stützt, aber man muß sich in diesem Zusammen­
hang bewußt sein, daß es ein Unterschied ist, ob 
man Schulden für laufende Ausgaben, für öffent­
liche Konsumausgaben oder für öffentliche Inve­
stitionen macht. In diesem Fall kann eine stärkere 
Verschuldung eben zum Aufholen von Rückständen 
und der Verbesserung der Wirtschaftsstruktur sinn­
voll sein. Was wir uns zu diesen Fragen gedacht 
haben, haben wir im „Modell Steiermark" formu­
liert. Erstens weitere dezentralisierte Schwerpunkt­
förderung in zentralen Orten. Ich darf als Beispiele 
Siemens/Deutschlandsberg, Philips/Lebring, Pegulan 
in Hartberg anführen. Wir stellen uns weiter vor, 
daß die Umstruktuierung in alten Industriegebieten 
weiter vor sich gehen muß und nenne als Beispiele 
Junior/Köflach, Schrack in Kindberg, Siemens in 
Fohnsdoif. Und wir stellen uns schließlich vor, daß 
Industrieparks errichtet werden sollen, der Herr 
Landeshauptmann hat der Stadt Graz in dieser 
Richtung ein Angebot gemacht, von dem ich höre, 
daß es angenommen wurde. Und wir glauben vier­

tens, daß die Forschung, gestützt auf unsere hohen 
Schulen in Graz und Leoben gefördert werden soll. 
Diese Überlegungen sind für uns der Grund, warum 
wir den bezüglichen Kapiteln aber auch ihrer über­
wiegenden Finanzierung durch Kreditaufnahmen gu­
ten Gewissens zustimmen. (Beifall der ÖVP.) 

Zweiter Präsident Ileschitz: Zum Worte gemeldet 
hat sich der Abgeordnete Dr. Dorfer. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Abg. Dr. Dorfer: Herr Präsident! Hohes Haus, 
meine Damen und Herren! In den Abschnitten 75, 
77 und 78 der Gruppe 7 gibt es die verschiedenen 
Posten der Wirtschaftsförderung in dem nunmehr 
zu beschließenden Landesbudget. Ich glaube, man 
muß dazu zunächst die Frage erheben, ist diese 
Wiirtschaftsförderung notwendig und ist diese Wirt­
schaftsförderung sinnvoll? Ich brauche Ihnen, meine 
Damen und Herren, nicht den Beweis zu führen, daß 
die steirische Wirtschaftsstruktur eine kleinstruk­
turierte ist, das heißt, daß praktisch 99 Prozent aller 
steirischen Handelskammerbetriebe Klein- und Mit­
telbetriebe sind. Ich muß dazu gleich die Frage er­
heben, weil damit die Sinnhaftigkeit der Förderung 
zum Ausdruck kommt, ist diese Kleinstrukturiertheit 
der steirischen Wirtschaft ein Nachteil für die stei­
rische Wirtschaft oder ist iddese Kleinstrukturiertheit 
der steirischen Wirtschaft überhaupt erhaltungswür­
dig? Ich darf zunächst zur Frage, ob es ein Nachteil 
sei, vielleicht folgendes sagen. Die bisherige wirt­
schaftliche Entwicklung auch unseres Landes und 
nicht nur unseres Landes, aber vor allem auch un­
seres Landes in den Jahren 1966 bis 1968, in einer 
Zeit einer internationalen wirtschaftlichen Depres­
sion, hat jedenfalls eindeutig bewiesen, daß die 
Depression in jenen Volkswirtschaften eine gerin­
gere ist, wo die Wirtschaft kleinstruktuiert ist. Es 
ist auch bei uns eindeutig nachgewiesen, daß die 
Klein- und Mittelbetriebe überhaupt keine — ich 
betone überhaupt keine — Arbeitnehmer in dieser 
Zeit freigestellt haben, während es ausschließlich 
nur die Großbetriebe waren, die dies zum Teil tun 
mußten. An sich eine sehr verständliche Sache, weil 
eben die kleineren Betriebe viel mobiler sind, um 
ihre Auftragslage zu halten. Ich möchte weiters 
feststellen, daß diese klein- und mittelbetriebliche 
Struktuiertheit unserer Wirtschaft den qualitativen 
Wohlstand für unsere Gesellschaft sichert. Den 
quantitativen Wohlstand allein könnte uns durch­
aus auch eine Wirtschaft sichern etwa mit nur 
Großbetrieben. Die kleinen Betriebe sind es aber, 
die die Qualität des Wohlstandes, gerade in einer 
Wohlstandsgesellschaft sicherzustellen vermögen. 
Ich muß leider darauf hinweisen, daß diese sozia­
listische Bundesregierung für diese Klein- und Mit­
telbetriebe sehr, sehr wenig übrig hat und ich werde 
in einigen Belangen darauf noch zu reden kommen 
müssen. Nun, wie sieht es mit der Zukunft dieser 
Klein- und Mittelbetriebe aus? Niemand kann bei 
wirtschaftlichen Prognosen für die Zukunft Prophet 
sein. Man kann aber zumindest Vergleiche mit je­
nen Volkswirtschaften anstellen, die in ihrer wirt­
schaftlichen Entwicklung schon weiter vorange­
schritten sind als Österreich, etwa die Vereinigten 
Staaten von Amerika, die Bundesrepublik oder Ja-
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pan. Wobei ähnlich s truktuierte Situationen, histo­
risch gewachsen ähnlich, J apan und Deutschland 
haben wie wir, während es in Amerika so ist, daß 
man es dort mit einer jungen Volkswirtschaft zu 
tun hat, daß man aber dort darangeht, ich möchte 
fast sagen künstlich und mit allen nur erdenklichen 
staatlichen Mitteln gefördert, die kleinen und mitt­
leren Betriebe zu fördern bzw. neue Klein- und 
Mittelbetriebe hervorzubringen durch die Small 
Business-Organisation in Washington, die sehr 
viele staatliche Kredite, günstige Kredite für solche 
Klein- und Mittelbetriebe ausgibt. Die Zukunft die­
ser Klein- und Mittelbetriebe liegt zweifelsohne 
in de r Spezialisierung im gesamten Dienstleistungs­
bereich, nicht nur im Fremdenverkehr, im Vorliefe­
rantensystem und schließlich i n den Kooperations­
formen aller Art, d ie in der Wirtschaft nur erdenk­
lich und möglich sind. Voraussetzung dafür, daß die 
derzeitige Struktur sich auf die neue Situation um­
stellen kann, ist der geistig und damit wirtschaftlich 
mobile Unternehmer. J ede Form der Förderung 
kann niemals zum Ziel haben eine Versteinerung 
der vorhandenen Branchenstruktur, sondern kann 
nur zum Ziel haben, zu fördern den geistig und da­
mit wirtschaftlich mobilen Unternehmer. Es gibt 
letzten Endes in einer Wirtschaft niemals statische 
Wirtschaftszweige, sondern höchstens statische Un­
ternehmer. Es gibt nicht Wachstumsbranchen, son­
de rn Wachstumsunternehmungen oder das Gegen­
teil. Deswegen müssen wir alles dazutun, um diese 
Förderung auf den Unternehmer auszurichten, auf 
den geistig und wirtschaftlich mobilen Unterneh­
mer. Es war eine bahnbrechende Leistung nicht nur 
für d ie Steiermark, sondern bereits vorbildlich für 
ganz Österreich, unseres Gewerbereferenten in der 
Landesregierung, Landesrat Peltzmann, daß er hier 
ein Konzept entwickelt hat, um diese geistige Mo­
bilität mit verschiedenen Institutionen, d ie da zu 
gründen waren und zum Teil noch sind, zu fördern. 
Ich nenne hier nur mit wenigen Worten Exportring, 
Umschulungszentrum, Gewerbeunterstützungsver­
ein, Verein für praktische Betriebsberatung, Gesell­
schaft für Jungunternehmerförderung, Lehrlings­
unterstützungsverein. Selbstverständlich laufen da­
neben alle Akt ionen des Wirtschaftsfördeirungs-
institutes, der gesetzlichen Interessenvertretung der 
gewerblichen Wirtschaft, de r Handelskammer. Ich 
möchte von diesen Organisationen nur in erster 
Linie auf die Gesellschaft für Jungunternehmerför­
derung eingehen, d ie vor einigen Wochen ins Le­
ben gerufen wurde und die jungen Unternehmern, 
die Betriebe gründen oder übernehmen, an die Hand 
gehen wird in beratender Weise mit Schulungen 
und schließlich auch mit Kreditstarthilfe, weil diese 
jungen Unternehmer zu einem wesentlichen Teil 
auch auslaufende Betriebe übernehmen sollen. Die 
ÖVP-Abgeordneten haben daher vor Monaten in 
diesem Hohen Haus einen Antrag eingebracht, in 
dem die Steiermärkische Landesregierung aufgefor­
der t wird, e ine Gesetzesvorlage d em Landtag vor­
zulegen und wie ich höre, wird das sehr bald ge­
schehen, Jungunternehmer-Existenzgründungskre­
dite zu schaffen für Jungunternehmer bis zum 40. Le­
bensjahr. Bei Betriebsübernahmen maximale Kre­
dithöhe 200.000 Schilling, Kredite zu 3 Prozent und 
einer Laufzeit von 10 Jahren. In diesem vorliegen­

den Budgetentwurf für das Jahr 1973 sind erstmals 
3 Millionen für diesen Zweck unter Post 751,706 
vorgesehen. 

Auf dem Kreditsektor für d ie gewerbliche Wdrt­
schaft müssen wir festhalten, daß ainbestritten sein 
dürfte, d aß d ie Baukostensteigerung eine enorme 
ist und daß gerade in die Zeit dieser Baukosten­
steigerung die Kreditrestriktdonen des Bundes 
hineinfallen und der Wirtschaft sehr, sehr weh tun. 
Ich betone, daß es selbstverständlich Restriktions­
maßnahmen der Bundesregierung geben muß. Die 
Frage ist nur, w o man Prioritäten setzt. Daß Sta­
bilisierungsmaßnahmen gesetzt werden müssen, das 
hat die ÖVP auf Bundesebene schon vor einem Jahr 
gefordert und erst vor einem Monat ist d ie soziali­
stische Bundesregierung darangegangen, einiges 
glaublich nachzuholen. Ich be tone aus voller Über­
zeugung, daß es so, wie es geschehen ist, verspä­
tete Stabilisierungsversuche dazu noch zu Lasten 
einiger weniger sind. Zu Lasten solcher, d ie partei­
politisch der SPÖ nicht weh tun, weil von den 
österreichischen Unternehmern 90 Prozent nicht 
diese sozialistische derzeitige Regierungspartei 
wählen. Ich betone, daß man Stabilisierungsmaß­
nahmen zuerst dort setzen sollte, wo unproduktive 
Ausgaben eingeschränkt werden können. Das ist 
natürlich bei der derzeitigen SPÖ-Regierungspoli-
tik oder Gefälligkeitspolitik nicht möglich. Mit Sta­
bilisierungsmaßnahmen sollte man sicher nicht dort 
beginnen, wo die Ausgaben für das weitere Wirt­
schaftswachstum am produktivsten und besten ange­
legt sind. Und d ie Kredite für diese Klein- und Mit­
telbetriebe sind die, die am produktivsten und be­
sten angelegt sind. Glauben Sie mir, das sind jene 
Investitionen, die für das weitere Wirtschaftswachs­
tum am besten in die Wirtschaft hineingesteckt 
sind. Das Wirtschaftswachstum, da s wollen wir uns 
in einer Zeit erhalten, in der wir alles zugegebener­
maßen dazutun müssen, um die inflationäre Ent­
wicklung zu bekämpfen. Das Wachstum wollen wir 
uns erhalten. Aber das können wir uns nur erhal­
ten, wenn man nicht produkt ive Investitionen in 
die Wirtschaft einschränkt. Dieses ist geschehen. 
Unproduktive Investitionen kann und will man nicht 
einschränken, weil das der Regierungspartei nicht 
gut täte. Auf Grund der Zwischenrufe, die in den 
letzten Tagen immer wieder gemacht wurden, darf 
ich vielleicht d ie Frage aufwerfen, ob Wirtschafts­
wachstum überhaupt ein Gegensatz für d ie Stabili­
tät ist. Ich darf feststellen, daß in d en freien west­
europäischen Volkswirtschaften in j enen Jahren, das 
war die zweite Hälfte der fünfziger J ahre und An­
fang der sechziger Jahre, als d ie Stabilität relativ 
am besten war, daß in j enen Jahren der relativ 
besten Stabilität das Wirtschaftswachstum am rela­
tiv höchsten war. Das beweist uns, daß diese ein­
fachen Formeln, die zwischen hineingefunkt wer­
den, nicht richtig sein können. 

ÖVP-Abgeordnete haben am Beginn dieser Land­
tagssitzung vor zwei Tagen einen Antrag einge­
bracht, wonach die Landesregierung aufgefordert 
wird, bei der Bundesregierung dahingehend vor­
stellig zu werden, daß für d ie derzeit bestehende 
Bundesförderungskreditaktion, wie z. B. Bürges­
kredite und Zinsenzuschüsse nach dem Gewerbe-
strukturverbesserungsgesetz mehr Mittel als bisher 
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zur Verfügung gestellt werden und daß von Schwer­
punkten als Positivkriterien für die Erlangung die­
ser Förderungskredite abgesehen wird. 

Ich darf nur eine Zwischenbemerkung aus persön­
licher Sicht mir erlauben. Diese Schwerpunkte sind 
schon alte, die haben mit der jetzigen Stabilisie-
rungspolitik nichts zu tun und waren immer ein 
ganz gelungener Ausweg für Handelsminister Stari-
bacher, wenn er zu wenig Geld gehabt hat, dann 
Schwerpunktbildung. Bei Bürges hat das und das, 
weiß ich aus genauer berufMeher Kenntnis, zu einer 
Negativaiuslese der Positiverledigungen geführt. 
Also eine völlig verkehrte Handhabung. 

Und drittens; daß~die^^bereits ausgesprochene -

Sperre der ERP-Mittel und Großkredite für unerle­
d ig te Ansuchen nicht gelten soll, weil Gewerbe­
treibende, d ie im Hinblick auf 'den gestellten und 
unter Umständen positiv bearbei teten ERP-Kredit­
antrag ihre Investitionen begonnen haben, in eine 
echte finanzielle Notlage gera ten könnten. 

Es ist nicht zufällig gewesen oder von ungefähr, 
daß heute in der Milchbar ein sehr guter steirischer 
Unternehmer aufgetaucht i s t und gebeten hat, den 
Herrn Landeshauptmann sprechen zu dürfen, weil er 
sogar in der Region Aichfeld-Murboden einen sehr 
bedeutsamen Betrieb zusätzlich gekauft und über­
nommen hat. Er hat um ERP angesucht, hat alle 
Voraussetzungen erbracht. Das Ansuchen liegt Mo­
nate draußen und jetzt kommt d ie Sperre. Jetzt hat 
er investiert und was soll er jetzt tun? Jetzt kann 
er mit seinem bestens geführten anderen Betrieb 
möglicherweise Pleite gehen, wenn es daraus kei­
nen Ausweg gibt. 

Glauben Sie mir, daß das keine billige Polemik 
gegen 'die derzeitige Bundesregierung ist, sondern 
daß meine Überzeugung ist, daß man es s o nicht 
machen kann. Ich betone auch, daß diese Stabili-
sierungsmaßnahmen, die ich hier erwähnt habe, 
nichts mit dem Sozialpartner-Stabilisierungsabkom­
men zu tun haben, übe rhaup t nichts, sondern daß 
der Finanzroinister und Handelsminister allein für 
Bürges zuständig sind und daß die ERP-Kreditaktion 
in d a s Ressort d e s Herrn Bundeskanzlers fällt und, 
wie bereits bekannt ist, bei der nächsten ERP-Sit­
zung diesbezüglich mit SPÖ-Mehrheit beschlossen 
werden wird. Wir wollen hoffen, daß gerade in 
d ieser Frage letzte Entscheidungen vielleicht doch 
noch nicht gefallen sind. Ich betone noch einmal. 
Wachstum der Wirtschaft wollen wir weiterhin. Die 
Inflation muß man jedenfalls mit echten antiinfla­
t ionären Maßnahmen bekämpfen. Tut man dies 
nicht, glaubt man diese Entwicklung mit wachs­
tumshemmenden Maßnahmen, sprich in diesem Fall 
übertr iebenen Kreditrestriktionen, bekämpfen zu 
müssen, dann müssen auch — wieder sage ich das, 
ohne Prophet zu sein, aber ich würde mir wün­
schen, wenn ich hier falsch prophezeien würde — 
stagflationistische Erscheinungen die Folge sein. 
Eine Stagnation trotz Inflation. Ich betone das aus 
Überzeugung und nicht aus einer polemischen Ab­
sicht heraus. Das wäre ein Ergebnis sozialistischer 
Gefälligkeitspolitiik. Es wäre traurig, wenn es so­
weit kommen müßte. Dann offenbar, Herr Kollege 
Pichler, werden auch Sie erkennen, das muß ich 
Ihnen auf Grund Ihrer mehrfachen diesbezüglichen 

Zwischenrufe sagen, daß die Alternative zur Infla­
tion nicht d ie Arbeitslosigkeit sein muß. Wenn 
Pichler und Reicht e twa gesagt haben, und ich fasse 
das fast als Ironie auf, d ie ÖVP will Arbeitslosig­
keit, ich kann nur sagen, das ist eine Gespenster-
besehwörung. Wenn man uns aber vorwirft, daß wir 
Bedenken haben, schwere Bedenken haben, daß 
7 Prozent — und es sind schon mehr — Lebens-
kostenindexsteigerung gegeben sind und bekämpft 
werden müssen mit echten Maßnahmen, nicht mit 
solchen, dann müssen wir uns jedenfalls sagen 
lassen, das sei Preishysterie, wobei heute jeder 
ernstzunehmende Wirtschaftsfachmann leider schon 
voraussagen muß, daß die Lebenskostenindexstei-
gerung 1973 d ie lÖ-Prozent-Marke erreichen wird7~ 
Gar nicht reden will ich davon, daß das Warenkorb­
bündel, das der Errechnung des Lebenskostenindex 
zugrunde liegt, nicht mehr den Lebensgewohnheiten 
des heutigen Durchschnittsösterreichers entspricht, 
das heißt, daß de facto diese Steigerung dann noch 
höher sein werde. 

Abg. Dr. Strenitz hat in der Generalrede von 
einer Wirtschaft im Aufschwung geredet. Sicher war 
die Wirtschaft in den vergangenen Jahren im Auf­
schwung, sie ist im Aufschwung, man kann sagen 
seit Anfang 1969. Das sei unbestri t ten. Aber es ist 
keine Hochmütigkeit oder ähnliches, wenn ich be­
haupte, daß dieser Wirtschaftsaufschwung zu einem 
ganz ganz wesentlichen Teil auf höchst unpopuläre 
wirtschaftspolitische Maßnahmen der vergangenen 
ÖVP-Bundesregierung zurückzuführen sind. Begin­
nend mit j enen Wachstumsgesetzen, die, ich würde 
sagen, klassenkämpferisch verteufelt worden sind, 
ich könnte Ihnen auswendig diesbezügliche Sätze 
offizieller Sozialistenfunktionäre hier vortragen, 
wenn Sie wollen, bis hinüber zu allen Maßnahmen 
des Koren-Planes, Entwicklungs- und Erneuerungs­
fonds, Kreditbürgengemeinschaften in den einzel­
nen Ländern, Gewerbestrukturverbesserungsgesetz, 
Arbeitsmarktförderungsgesetz, dann die höchst un­
populären, aber staatspolitisch notwendigen Steuer­
erhöhungen vor allem des Jahres 1968. Meine Da­
men und Herren, man braucht kein Künstler zu 
sein, um zu sagen, 'diese Dinge wirken sich natürlich 
nicht in einem Jahr aus. Es hat 1969, sicher auch 
begünstigt durch eine internationale Konjunktur­
entwicklung, begonnen und es hat sich echt erst 
ausgewirkt in den Jahren 1970 und 1971. Wie an­
ders könnte man sonst erklären, daß im Dezember 
1969, als noch eine ÖVP-Mehrheit das Budget für 
1970 beschlossen hat, die Oppositionsabgeordneten' 
dem damaligen Finanzminister Koren vorgehalten 
haben, der präliminiere d ie Einnahmen viel zu 
hoch, in Wirklichkeit sei das Defizit viel höher, als 
Koren d ies voraussage in seinem Budgetentwurf und 
jetzt haben wir natürlich längst den Rechnungsab­
schluß 1970 und aus dem Rechnungsabschluß sehen 
wir, daß er also nicht ein parteipolitisches oder 
wahltaktisches Budget gemacht hat, sondern, daß um 
etwa 2 Milliarden mehr e ingegangen sind, als Ko­
ren präliminiert hat, also genau das Gegenteil von 
dem, was man ihm vorgehal ten hat! Außerdem 
müßte man dazu sagen, daß zu .allen diesen un­
populären Maßnahmen die SPÖ seinerzeit dagegen-
gestimmt hat, bitte, soll sie es, aus der Opposition 
heraus schärfstens dagegen angerannt ist, d ie Dinge 
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aber bis heute nicht abgeschafft hat, sondern davon 
profitiert hat. Als Vertreter der Profitierer dieser 
zweifelos staatspolitischen Wirtschaftspolitik hat der 
Generalredner Dr. Strenitz etwa auch gesagt, diese 
Bundesregierung hat nach der Erstarrung einer vier­
jährigen konservativen Regierung Maßnahmen ge­
setzt wie noch keine Bundesregierung. Bitte, er­
starrt ist vor 1970 einiges, das weiß ich, aber ich wür­
de meinen, erstarrt ist damals die nackte Gefällig­
keitspolitik. 

Und Maßnahmen sind seit 1970 sehr viele gesche­
hen, auch sehr viele Maßnahmen, die man meinet­
wegen, ohne viel herumzureden, als Augenauswi-
schereien dieser Bundesregierung bezeichnen 
könnte. Oder, wenn Dr. Strenitz sagt, dieses Ein­
kommensteuergesetz sei sozial gerechter, ja, meine 
Damen und Herren, was ist denn da sozial gerech­
ter, wir reden von den Klein- und Mittelbetrieben, 
die wir hier fördern in der Gruppe 7, die Abschaf­
fung des Freibetrages für 'die mittätige Ehegattin, 
ist das eine sozial gerechtere Lösung gerade für die 
Tausende kleinen und Mittelbetriebe? Das ist für 
diese Betriebe nachgewiesenermaßen ein echter 
Nachteil, zu sagen, man könne jetzt die Gattin an­
stellen, ist auch finanziell gesehen, abgesehen von 
allem anderen, überhaupt nicht möglich bzw. trotz­
dem ein Nachteil. Und daß dieses Einkommensteuer­
gesetz echt familienfeindlich ist, hat schließlich auch 
der familienpolitische Beirat beim Amt der Steier-
märkischen Landesregierung beschlossen, ohne daß 
die dort dabeisitzenden Sozialisten ein echtes Ge­
genargument bringen hätten können. Die derzeitige 
Kreditrestrikbionspolitik, das betone ich noch ein­
mal, der Bundesregierung ist ein Weg des geringe­
ren Widerstandes aus rein parteipolitischer Sicht, 
weil es eben leichter ist, einige Wirtschaftstreibende, 
die keine SPÖ-Wähler sind, in ihrer Mehrheit zu 
verärgern als Gefälligkeitspolitik der Masse gegen­
über in irgendeiner Form einzuschränken, obwohl 
es nur dort wirksam und echt notwendig wäre. Meine 
Damen und Herren, wir alle leben von der Produk­
tivität der Wirtschaft. Die Wirtschaft sind wir alle. 
Wenn in der Wirtschaft irgend etwas schiefgeht, sind 
die ersten, die da spürbar draufzahlen, die kleinen 
Einkommensempfänger, nur wird man in der Argu­
mentation das immer so hindrehen, und das sind 
wir ja geradezu schon gewohnt, daß natürlich nie­
mals die derzeitige Wirtschaftspolitik der Bundes­
regierung schuld wäre. Die Folge dieser Kredit­
restriktionen auf Bundesebene ist, meine Damen 
und Herren, daß ein ungeheurer Druck auf die na­
turgemäß viel kleineren Kreditlandesfonds gegeben 
ist. Im Fonds für gewerbliche Darlehen geschieht 
das Möglichste. Ich darf mit Hochachtung vor unse­
rer Landesregierung und ihren zuständigen Referen­
ten, die 'diesen Betrag, ich möchte sagen, hineinge­
kämpft haben, feststellen, daß der vorliegende Bud­
getentwurf 10 Millionen Schilling Landeszuschuß 
für 1973 vorsieht. Ihren Anteil wird selbstver­
ständlich auch die Handelskammer Steiermark da-
zuzahlen. Trotzdem war es im laufenden Jahr 
etwa nicht möglich, diese kleinen Anträge, 100.000 
Schilling, was ist das schon, überhaupt zu befriedi­
gen. Man mußte kürzen, man mußte zum Teil so­
gar liegen lassen und kann die Dinge erst nach 
dem 1. Jänner erledigen. 

Meine Damen und Herren, und nun noch einiges 
zu einem Anliegen, das ich habe für die Fremden­
verkehrswirtschaft auf dem Kreditsektor. Notwen­
dig wäre für den Fremdenverkehr eine Kreditaktion 
für die Küchenbetriebe. Es gibt auch bei uns in der 
Steiermark schon vor allem kleinere Fremdenver­
kehrsorte, aber nicht uninteressante Fremdenver-
kehrsorte, in denen es überhaupt keinen öffent­
lichen Gast- und Schankgewerbebetrieb mehr gibt, 
der auch auskocht. Bekanntlich ist der Küchenbetrieb 
sehr wenig rentabel, macht sehr viel Arbeit, das 
Personal fehlt und man muß, um diese Grundlage 
des Fremdenverkehrs, die Küche, zu retten, hier 
zusätzliche Aktionen starten und ich darf sehr er­
suchen, die Landesregierung genauso wie dann die 
Bundesebene, wo wir diesbezügliche Bemühungen 
noch starten werden, daß diese Küchenbetriebe mit 
günstigeren Krediten ausgestattet werden und sie 
bekommen können. Der Fremdenverkehr ist für 
unsere wirtschaftliche Entwicklung gerade in den 
ländlichen Gebieten von grundlegender Bedeutung. 
(Abg. Pölzl: „Herr Präsident, läuten Sie für den 
Dr. Dorfer? Ich habe gedacht, vielleicht ist es un­
angenehm, was er sagt!") 

Ich möchte nur mit einem Satz erwähnen, daß der 
Fremdenverkehr von existentieller Bedeutung für 
unsere kleine und außenhandelsorientierte Volks­
wirtschaft ist, weil nur durch diesen Fremdenver­
kehr unsere Zahlungsbilanz ausgeglichen sein kann. 
Die Handelsbilanz ist es bekanntlich nie bei uns. 

Die Frage, ob ein Fremdenverkehrsgesetz, von 
uns betrieben, bald beschlossen werden soll oder 
nicht, bin ich nicht in der Lage eindeutig, meine 
Damen und Herren, mit ja oder nein zu beantwor­
ten. Denn fest steht eines, daß diese Frage genau 
geprüft werden muß. Ein Fremdenverkehrsgesetz 
allein bringt noch lange keinen Vorteil für die stei-
rische Fremdenverkehrswirtschaft. Ich würde aber 
trotzdem den zuständigen Referenten, Landeshaupt­
mannstellvertreter Wegart, bitten, sich der Dinge 
anzunehmen und die Wirkungen eines steirischen 
Fremdenverkehrsgesetzes überprüfen zu lassen. 

Nicht weiter erwähnen brauche ich, weil es von 
Wegart immer bestens vertreten wird, 'die Notwen­
digkeit, daß wir die Voraussetzungen für unseren 
Fremdenverkehr erhalten. Die Voraussetzung da­
für ist unsere Erholungslandschaft. Und die Apart­
menthausseuche, die auch bei uns schon um sich 
greift, ich würde vorsichtig sagen, müssen wir zu­
mindest auch gesetzlich in den Griff bekommen. Es 
wäre ein Unsinn zu behaupten, wir müssen jeden 
Apartmenthausbau abschaffen. 

Und zum Schluß, meine Damen und Herren, weil 
ich annehme, daß ich in dieser Sitzung das letztemal 
reden kann, darf ich vielleicht, wie es heute schon 
Landesrat Dr. Krainer getan hat, meiner Verwun­
derung ein bißchen darüber Ausdruck geben, daß 
über die Art der Diskussionen und Auseinander­
setzung hier in diesem Hohen Haus offensichtlich 
mit einem doppelten Maß gemessen wird, wobei ich 
das weder jemandem nachtrage noch der Meinung 
bin, daß man die Dinge überbewerten soll. 

Wie ich mich überhaupt für meine Person niemals 
beleidigt gefühlt habe und ich jeden sehr ersuchen 
würde, mir nachzuweisen, wann ich jemandem ge­
genüber persönlich geworden wäre oder bin. 

14* 
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Ich möchte aber feststellen, daß ich kein Soziali­
stenfresser bin und daß ich mit ruhigem Gewissen 
die Fragen einiger sozialistischer Kollegen in die­
sem Hohen Haus heute in der Früh, welchen So­
zialisten ich heute zum Frühstück gegessen hätte, 
beantworten kann und zwar, daß es keiner gewe­
sen ist. Ich werde morgen oder übermorgen, falls 
ich ihn treffe, den Kollegen Zinkanell nicht fragen, 
welchen Bauernbündler er morgen oder übermorgen 
zum Frühstück gegessen haben wird. (Abg. Zinka­
nell: „Wenn, dann nur in Essig und öl!") Das über­
lassen wir, glaube ich, der Zukunft. Außerdem, 
Zwischenrufe und Hinweise auf das Jahr 1934 finde 
ich völlig unverständlich! Ich wurde 1935 geboren! 

schaft, die in die Industrie überwechseln müssen, 
zu Drehern, Schweißern, Maschinenschlossern und 
Werkzeugmiachern umgeschult wurden. Und zwar 
sind 'das bereits über 70 Leute, 'die heute als beste 
Facharbeiter in Wirtschaft und Industrie tätig sind. 
Bei diesen Umschulungskursen ist geplant, auch 
solche für Tischler durchzuführen und auch für tech­
nische Zeichner. 

Das nächste ist der Verein für praktische Be­
triebsberatung. Er wurde im Vorjahr gegründet und 
hat bisher bereits über 3200 Betriebsbesuche durch­
geführt, bei denen über 18.000 Beratungswünsche, 
besonders in betriebswirtschaftlicher Hinsicht, ge-
äußert wurden. Es ist ein derart einschlagender Er-

Ich glaube, daß es gut ist, daß der Wettersturz 
vorbei ist, daß das Reizklima vorbei ist. Persönlich 
bin ich auch nicht für ein föhniges Klima, denn da 
bekommt man leicht ein bißchen Kopfweh. Da ist 
mir schon lieber ein frisches obersteirisches Klima, 
wenn Sie es so haben wollen. 

Ich würde aus echter Überzeugung sagen, er­
laubt, meine Damen und Herren Sozialisten, darf 
nicht nur das sein, was den Sozialisten gefällt, wenn 
ich mir auch darüber im klaren bin, daß es nicht 
das gleiche ist, wenn zwei das gleiche tun —• im 
öffentlichen Leben und in der Politik. Darüber 
könnte man Hunderte Beweise in den letzten Jah­
ren der politischen Geschichte unseres Landes füh­
ren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist der Abg. Stoi-
ßer. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Ing. Stoißer: Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich habe zur 
Gruppe 7 Wirtschaftsförderung zu isprechen und 
kann mir einiges ersparen, nachdem der Kollege 
Dr. Heidinger ganz ausgezeichnet über die wirt­
schaftlichen Verhältnisse in unserem Land gespro­
chen hat. Ich möchte nur 'die Posten für das Wirt­
schaftsförderungsinstitut, die heuer mit 1,5 Mil­
lionen dotiert sind und für die praktische Betriebs­
beratung mit 3,5 gegenüber 2,3 Millionen im Vor­
jahr erwähnen. 

Im außerordentlichen Haushalt wurden 2 Mil­
lionen für das Umschulungszentrum in Leoben do­
tiert. Ebenso wurde ein beachtlicher Betrag für den 
Exportring dotiert. Der Exportring ist für 'die Klein­
gewerbetreibenden, die versuchen, auf dem Welt­
markt Fuß zu fassen, eine ganz bedeutende Hilfe. 

Das Wirtsdiaftsförderungsinstitut ist eine Or­
ganisation der Handelskammer und hat als solche 
in diesem Jahr über 900 Betriebsberatungen durch­
geführt. Ebenso an die 250 Rationalisierungs­
aktionen in Bau-, Fremdenverkehrs- und Holz-
bearbeitungsbetrieben. Es wurden über 1000 Kurse 
mit 23.000 Besuchern durchgeführt. Es waren dies 
technische Kurse, Betriebswirtschaftskurse und 
volkswirtschaftliche Kurse. Ebenso wurden beson­
ders im heurigen Jahr über die Mehrwertsteuer 
Kurse durchgeführt, bei denen fast 50.000 Betriebs­
inhaber mit ihren Mitarbeitern dabei waren. Es 
wurden auch vom Wirtschaftsförderungsinstitut in 
Zusammenarbeit mit dem Landesarbeitsamt in den 
letzten zwei Jahren vier Umschulungskurse durch­
geführt, bei denen die Söhne aus der Landwirt­

folg, daß eine Ausweitung unbedingt notwendig ist. 
Man denkt daran, drei weitere Leute für den Außen­
dienst und für den Innendienst eine Person aufzu­
nehmen. Alle diese Maßnahmen dienen der Struk­
turverbesserung der steirischen Wirtschaft und der 
Existenzsicherung. Dies ist sehr notwendig, wenn 
wir uns die Zahlen betrachten, wie viele Gewerbe­
treibende in den letzten Jahren bereits ihre Existenz 
aufgegeben haben. In der Steiermark sind es in den 
letzten 15 Jahren über 13 Prozent gewesen. Die Zahl 
der Gewerbetreibenden ist von 37.000 auf 32.000 
zurückgegangen. In ganz Österreich ist der Schwund 
von 300.000 auf 254.000. Das sind über 15 Prozent. 
Das ist ganz sicher eine allgemeine Erscheinung und 
liegt in der Entwicklung der Industrie und Wirt­
schaft und der Organisation in der Wirtschaft be­
gründet. Von den übriggebliebenen 32.000 Ge­
werbetreibenden in der Steiermark sind über 80 Pro­
zent Kleinbetriebe mit weniger als 10 Beschäftigten 
oder mit keinem Beschäftigten. Das sind immerhin 
25.000 Leute. Mit ihren Familienangehörigen ist 
das ein Personenkreis von etwa 80.000. Diese wer­
den in letzter Zeit sehr unsicher. Ein Kaufmann 
wird unsicher, wenn er sieht, daß im Nachbarort 
«ein Kollege zusperren muß, weil er vom Umsatz 
und vom Gewinn, den er erzielt, nicht mehr leben 
kann, oder wenn sich im nächsten größeren Ort ein 
anderes größeres Geschäft seßhaft macht, das auch 
seine Existenz gefährdet. 

Ein Handwerksmeister wird .unsicher, wenn er 
nicht mehr in der Lage ist, sich eine neue Maschine 
zu kaufen oder wenn er den Lohnforderungen nicht 
mehr nachkommen kann. Das ist eine Entwicklung 
der Wirtschaft. Aber diese Gewerbetreibenden wer­
den auch verunsichert. Die Kleingewerbetreibenden 
werden verunsichert durch Äußerungen von führen­
den sozialistischen Funktionären. Wenn z. B. Vize­
kanzler Häuser erklärt, es ist nach wie vor der Sinn 
des Sozialismus, alle Wirtschaftsunternehmen zu 
verstaatlichen. Oder wenn Otto Probst erklärt, die 
SPÖ lehnt die westliche Marktwirtschaft ab. Sie 
will einen Weg zwischen westlichem und kommu­
nistischem System. Dieser Weg wäre die demokra­
tische Kontrolle der Wirtschaft. Das verunsichert 
unsere Gewerbetreibenden. (Abg. Gross: „Aus wel­
cher Zeitung stammt das, was Sie da sagen?") Im 
Juli 1971 erklärte das der Vizekanzler Häuser beim 
ÖGB-Kongreß in Wien. Otto Probst, Zentralsekre-
tär und 3. Präsident des Nationalrates, hat dies er­
klärt bei einer Bezirksversammlung in Wien-Favo­
riten, ebenfalls im Juni 1971. Das liegt etwa ein­
einhalb Jahre zurück. (Abg. Premsberger: „Aber 
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Dr. Kreisky ha t d ie Erklärung abgegeben, daß nicht 
verstaatlicht wird!") Das glaube ich Ihnen. Aber 
wenn man nun . . . (Weitere unverständliche Zwi­
schenrufe.) Man kann sagen, daß das Ausrutscher 
sind. Wenn wir aber nun das sozialistische Wirt­
schaftsprogramm hernehmen, so liest man bereits in 
der Einleitung: „Der Mangel an Dynamik ist eine 
bedauerliche Erscheinung vieler Teile unserer Pri­
vatindustrie. Österreich braucht mehr unkonven­
tionell denkende Unternehmer." (Abg. Loidl: „Das 
ist wahr!") Natürlich. Es ist eine Pauschalverdäch­
tigung der österreichischen Unternehmer. Oder: 
„Eine der wichtigsten Voraussetzungen für einen 
neuen Aufschwung der österreichischen Industrie 
ist d ie Stärkung des verstaatlichten Sektors. Zwei­
fellos kann die verstaatlichte Industrie wieder der 
Motor der industriellen Entwicklung werden. Nur 
sie kann der Mittelpunkt eines Industrieblocks sein, 
der auch eigentumsmäßig und in der Führung öster­
reichisch ist." Oder: „Die Dringlichkeitsstufen für die 
staatlichen Investit ionspläne: 1. Bund, 2. Länder, 
3. größere Gemeinden, 4. Wohnbau, 5. Energiewirt­
schaft, 6. verstaatlichte Industrie, 7. Konzernunter­
nehmungen der Banken und 8. andere führende Un­
ternehmungen-einzelner Branchen." — Ich frage Sie, 
wo bleiben hier die M i t t e l und Kleinbetriebe, die 
sind einfach nicht vorhanden im sozialistischen 
Wirtschaftsprogramm. Oder über Kreditvergabe: 
„Für die Kreditvergebung der Zukunft dürfen nur 
gesamtwirtschaftliche Gesichtspunkte maßgebend 
sein. (Abg. Zinkanell: „Da haben Sie den falschen 
Abschnitt aufgeschlagen!") Oder leistungsfähiger 
Konsumentenschutz (Abg. Zinkanell: „Den Ge­
werbeabschnitt haben Sie nicht drinnen!"): „Wird 
zunächst die administrative Preispolitik verbessert." 
Wir sehen es jetzt bereits. Verbraucherrat, man ver­
gißt dabei aber, daß die Wirtschaft selbst j a der 
größte Konsument ist. Oder hier — „Wegen dieser 
Zurückgebliebenheit de r österreichischen Industrie 
und der gewerblichen Wirtschaft müssen d ie pro-
tektionistischen Schutzbestimmungen fallen." (Abg. 
Zinkanell: „Steht nicht i n eurem Programm!") Es 
sind hier eine Menge von Dingen, wenn man die 
weiß, wenden auch die Maßnahmen, die zur Zeit 
getroffen werden auf d iesem Gebiete, i rgendwie 
klar. Das neue Einkommensteuergesetz beispiels­
weise. Der Abg. Dorfer hat bereits darüber gespro­
chen, daß gerade das Fallenlassen, das ersatzlose 
Fallenlassen des Freibetrages der mittätigen Ehe­
gattin gerade d ie k leinen Gewerbetreibenden trifft, 
den kleinen Handwerksmeister draußen, den klei­
nen Kaufmann oder wo der Betrieb so klein ist, 
daß die Gattin oder der Gatte einer anderen Neben­
beschäftigung nachgeht, d iese Leute trifft es am ehe­
sten. Oder soll vielleicht ein Ehepaar, wo beide 
schon über 50 sind, soll der Mann seine Frau anmel­
den, damit sie dann Pensionsversicherungsbeiträge 
zahlt, d ie sie gar nicht mehr nützen kann, weil 
sie nicht mehr die J ahre zusammenbringt? Es macht 
die kleinen Gewerbetreibenden, die wirklich schwer-
stenis arbeiten und damit wesentlich beitragen 
zum Gedeihen der österreichischen Wirtschaft, auch 
irgendwie unsicher, wenn sie die ganze Gefällig-
keitsdemokrafcie hören und sehen, überal l ist Null­
tarif (Abg. Zinkanell: „Wo ist denn ein Nulltarif?"), 
wo man hinschaut und das muß natürlich bezahlt 

werden. Ja, durch unsere Steuern, Herr Kollege 
Premsberger. Das muß alles bezahlt werden (Zahl­
reiche unverständliche Zwischenrufe.), j a natürlich 
von uns allen, auch von Ihnen, nicht nur von uns . 
Die s teigenden Verwaltungskosten des Bundes sind 
ja schon ein schlagender Beweis dafür, ü b e r 50 Mil­
liarden Schilling werden heuer bereits in der Ver­
waltung des Bundes ausgegeben. Ein bekanntes De­
tail dabei sind 11 Prozent Zuschüsse und Gehalts­
nebenkosten. Das sind fünfeinhalb Milliarden, das 
ist um einiges höher als das Wehrbudget in diesem 
Jahre, nur so am Rande bemerkt. Und besonders 
verunsichert sind die Gewerbetreibenden und die 
Unternehmer durch die PreistoeschuLdigungen durch 
Ihre führenden Funktionäre, vom Bundeskanzler 
über den Finanzminister angefangen bis über d ie 
Gewerkschaftsfunktionäre. Und auch Ihr General­
redner hat erklärt, d ie Unternehmer e rhöhen die 
Preise und sie wurden dazu aufgefordert. Das ist 
eine Unterstellung und dagegen möchte ich mich 
hier im Namen der Unternehmer schärfstens ver­
wahren. (Beifall bei der ÖVP.) Der Kollege Loidl 
hat heute erklärt, 2 bis 3 Prozent Gewinne wären 
für Bauunternehmen lange Zeit genug gewesen und 
jetzt sind sie bereits auf 8 bis 10 Prozent oben. So, 
meine Herren, Herr Kollege Loidl, Sie haben ge­
sagt, jetzt sind bessere Zeiten, jetzt werden wir die 
Gewinne erhöhen, ja natürlich muß das ein Unter­
nehmer machen, d enn ein Unternehmer, der Pleite 
macht, bekommt ke ine Arbeitslosenbeiträge. (Abg. 
Lcidl: „Sie sind ein Tischler, aber bei einem Bau­
arbeiter oder Maurer ist das ganz anders! Der Um­
satz ist nicht so schnell! Ich habe von den Bau­
unternehmungen gesprochen!" — Abg. Dipl.-Ing. 
Fuchs: „Sie haben ja keine Vorstellung von 2 bis 
3 Prozent!") 

Jetzt darf ich Ihnen noch etwas sagen. Ich darf den 
Herrn Präsidenten Ileschitz zitieren, der in einem 
Interview mit der „Kleinen Zeitung" . . . (Zweiter 
Präsident Ileschitz: „40 bis 50 Prozent Lohnerhö­
hungen!"), mit 2, 3 Prozent Gewinn kann doch kein 
Betrieb leben, Herr Kollege, ist doch unmöglich. 
Darf ich noch zu den Preiserhöhunen etwas sagen? 
Der Herr Präsident Ileschitz hat in einem Interview 
mit der „Kleinen Zeitung" erklärt, daß er in den 
letzten zwei J ahren für seine Branche 40 bis 
45 Prozent Lohnerhöhungen durchgesetzt hat. Und 
ich muß das für unsere Gegend hier bestätigen und 
ich möchte auch ausdrücklich dazu sagen, ich freue 
mich für diese Arbeitnehmer, daß sie das durchset­
zen konnten, weil wir hier in dieser Gegend tat­
sächlich einen Nachholbedarf haben. Ich möchte 
aber dazu auch bemerken, da können wir stolz auf 
unsere Unternehmer sein, die in der Lage waren, 
eine 40- bis 45prozentige Lohnerhöhung mit nur 
10 bis 12 Prozent Preiserhöhungen wettzumachen. 
(Abg. Ritzinger: „Das ist halt ein Unternehmer!") 
Ich glaube, dafür gebührt d iesen Leuten ein ganz 
besonderes Lob. Und überhaupt, d ie Preise, es 
heißt immer, der Unternehmer setzt einfach die 
Preise in die Höhe oder er macht da Phantasie­
preise. Ich glaube, i n d en Gewerkschaftsschulen 
wird ja überall sehr genau Volkswirtschaft und 
Betriebswirtschaft gelehrt. Da werden Sie wissen, 
daß sich ein Preis aus Kosten zusammensetzt. Im 
wesentlichen sind das d re i Arten, und zwar Mate-
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rialkostenj Lohnkosten und die sogenannten Ge­
meinkosten und was darüber ist, ist Gewinn. Wenn 
nun die GnindmateriiaMen steigen, so muß auch 
zwangsläufig de r Endpreis steigen. Und wenn die 
Lohnkosten steigen und man will das abfangen, 
dann muß man rationalisieren. Und zum Rationali­
s ieren braucht man Geld (Abg. Pölzl: „Und Ge­
winn vorher!") und Gewinn vorher. Und dieses 
Geld, wenn man es selbst nicht hat, kommt sehr 
teuer, wenn man es bei einer Bank ausborgt. Und 
unter 'diesen Gemeinkosten sind also die Investi­
t ionen und d ie Steuern und d ie Zinsen und andere 
ganz wesentliche Kosten, vor allen Dingen auch d ie 
Steuern. Ich möchte i n diesem Zusammenhang noch 
sagen, jeder ÜhternehmerTder das nicht berucfcsicK^ 
tigt und keinen Gewinn macht, den finden Sie jeden 
Tag in den Zeitungen in der Rubrik Insolvenzen 
als Konkurs oder als Ausgleich. Ist Ihnen 'dies etwa 
lieber? Denn wenn ein Betrieb in Konkurs oder 
Ausgleich geht, ist das für d ie ganze Volkswirt­
schaft einen Schaden und nicht nur für den einzelnen 
Unternehmer und für die dort beschäftigten Arbeit­
nehmer. Wenn nun ein Unternehmer insolvent wird, 
hat er sein Leben lang zu zahlen und wird bis zu 
seinem Existenzminimum gepfändet. Ein Angestell­
ter oder ein Manager in einem solchen Betrieb, der 
Pleite macht — und wir haben so was schon erlebt 
und es wurde auch schärfstens kritisiert von Ihrer 
Seite —, der kommt dann mit seiner Abfertigung 
sogar bei der Konkursmasse unter bevorrechtigte 
Forderungen hinein und bekommt eine Arbeits­
losenversicherung auch noch. (Abg. Pölzl: „Und 
wird Generaldirektor irgendwo.") Dieses Sicher­
heitsnetz hat der freie Unternehmer nicht und wenn 
er da einmal wirklich, was ihm nahezu im frischen 
Wind der Konkurrenz ja gar nicht möglich ist, 1 
oder 2 Prozent mehr Gewinn macht, damit er ein 
bißerl einen Speck für magere Zeiten hat, das muß 
man ihm doch wohl zugestehen. 

Eine Eigentumsbildung an Produktionsmitteln ist 
in der heutigen Zeit sowieso nicht mehr möglich und 
sehr problematisch. Wenn Sie die Bankleute fragen, 
wird Ihnen jeder bestätigen, daß die Verschuldung 
der österreichischen Industrie beinahe schon bei 
70 Prozent angelangt ist. 

Ich möchte nur noch sagen, daß sich über d i e Un­
ternehmer, d ie einen Schilling mehr ungebührliche 
Preiserhöhungen machen, nur der Finanzminister 
freuen kann, denn drei viertel Schilling kassiert er 
ja sowieso in Form von Steuern. Außerdem möchte 
ich noch sagen, daß die Unternehmer bei diesen 
Preiserhöhungen in guter Gesellschaft sind, in gu­
ter Gesellschaft mit der verstaatlichten Industrie, 
in guter Gesellschaft beim Konsum und vor allen 
Dingen beim Finanzminister. Wenn Sie so wollen, 
sind 'die S teuern der Preis für die Dienstleistungen, 
die de r Staat uns bietet. Diese Steuern wurden bis 
jetzt noch alle erhöht. Das war schon früher so. Da 
hat es eine lOprozentige Sondersteuer gegeben. Die 
hat de r jetzige Finanzminister auch nicht mehr auf­
gelassen. Er hat dann noch durch d ie Inflationsrate 
eine zusätzliche Steuereinnahme gehabt. Das kön­
nen wir alle in den vergangenen Finanzberichten 
lesen. Ich meine, man sollte damit aufhören, bei 
den Preiserhöhungen die Schuld nur den Unterneh­
mern zuzuschreiben. 

Ich möchte zum Schluß noch sagen, Sie und wir, 
die Wirtschaft sind wir alle. Lassen wir diese Wirt­
schaft in Ruhe arbeiten. Sie ermöglicht ja, sämtliche 
Forderungen, die im Nationalrat für den Bund, die 
hier in d iesem Haus für das Land und in den zahl­
reichen Gemeinden draußen gestellt werden, er­
füllt werden können. (Beifall bei de r ÖVP.) 

Präsident: Zu Wor t gemeldet ist der Abg. Lau-
rich. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Laurich: Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Ein Diskossiionsredner hat beim letzten 
Fremdenverkehrstag 'diesen Tag als die Heerschau 

~ctes~steiriischen Fremdenverkehrs bezeichnetr~Wir~ 
konnten dort mit Freude erfahren, daß die Nächti-
gungsziffer in de r Steiermark im abgelaufenen Jahr 
wieder beachtlich gestiegen ist und sowohl für die 
Sommer- als auch für die Wintersaison d en Bumdes-
durchschnitt überschritten hat. Dazu t ragen für die 
Sommersaison nicht zuletzt die neu geschaffenen 
Freibäder bei und wir freuen uns, daß auch der 
Stübenbergsee mit seinen vielen Möglichkeiten der 
Freizeitgestaltung schon im ersten Jahr eine so be­
achtliche Frequenz aufweist. Ich möchte hoffen, daß 
der Antrag, den idde Sozialisten hier eingebracht 
haben, nämlich die Bettenaktion für das Gebiet um 
den Stübenbergsee, die entsprechende Unterstüt­
zung erfährt. 

Waren es die Bäder für die Sommersaison, so 
sind es in der Wintersadson in erster Linie d ie Seil­
bahnen und Lifte, die zur Belebung dieser Saison 
beitragen. Ich möchte heute von dieser Stelle aus 
der Steiermärkischen Landesregierung danken, ganz 
besonders aber dem Landesfinanzreferenten herzli­
chen Dank dafür sagen, daß er d e n wirtschaftlichen 
Problemen des oberen Ennstales so viel Verständnis 
entgegenbringt. Ich darf anführen, daß mit Hilfe des 
Landes d ie Planeiseilbahn d en Probebetrieb bereits 
aufgenommen hat und daß wir zu Weihnachten mit 
dem ordentlichen Betrieb beginnen werden. Ich er­
wähne ferner d ie Förderung für 'die Reiteralmlifte 
und den Galsterberglift und ich darf erwähnen, daß 
auch das Projekt Riesneralm in Donnersbachwald 
die Unterstützung des Landes fänden wird. (Abg. 
Dipl.-Ing. Fuchs: „Bravo Wegart!") Ich habe der Lan­
desregierung gedankt. Der Herr Landeshauptmann 
Wegart ist selbstverständlich in den Dank einge­
schlossen. Aber er kommt extra. (Landeshauptmann­
stellvertreter Wegar t : „Ich bin zutiefst gerührt!") 
Ich darf ferner meiner Freude Ausdruck verleihen, 
daß erst vor wenigen Tagen der Doppelsessellift 
auf d ie Hochwurzen durch d ie Unterstützung des 
Landes realisiert werden konnte. 

Es waren im Jahr 1972 viele Mittel eingesetzt 
für den Bäderbau, für den Bau von Hallenbädern 
und für den Bau von Badeseen. Es wurden insge­
samt bis heute rund 11 Millionen vom Land aus­
gegeben. Es sind auch die Ansätze für 1973 — und, 
Herr Landeshauptmann Wegart , herzlichen Dank für 
Ihren Einsatz — erhöht worden. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Herr Landeshauptmannstellvertreter Wegart , Sie 
haben gestern gesagt, daß in den letzten Jahren 
ein beachtliches Bäderprogramm aus dem Boden ge­
stampft wurde. Gestat ten Sie mir e ine Anmerkung. 
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Manche Gemeinde hat von dem Stampfer nur einen 
leichten Tritt verspürt oder mit anderen Worten, Sie 
haben manche Gemeinden etwas stiefväterlich be­
handelt mit dem Hinweis, daß das keine Fremden­
verkehrsgemeinden sind. Ich bin überzeugt, daß in 
Ihrer Brust auch das Herz des Sportreferenten der 
Steiermärkischen Landesregierung schlägt und daß 
Sie für d ie Volksgesundheit auch für solche Ge­
meinden, d ie keine ausgesprochenen Fremdenver­
kehrsgemeinden sind, entsprechende finanzielle 
Mittel übrig haben. Wenn nun die Finanzkraft sol­
cher Gemeinden herangezogen wird, so möchte ich 
feststellen, daß solche meistens Industriegemeinden 
sind oder, wie die Eisenbahnergemeinde Selzthal, 
beachtliche Pflichtaufgaben zu erfüllen haben. Ich 
denke an Schulbauten, Wohnbauten, Kanalbauten, 
Wasser le i tungsvorhaben usw. In der letzten Land­
tagssitzung wurde St. Gallen erwähnt, daß diese 
Gemeinde auf eine Million Schilling verzichtet hat. 
Es ist richtig, Sie haben ein Schreiben bekommen, in 
dem mitgeteilt wurde, daß im Hinblick auf 'die finan­
ziellen Schwierigkeiten der Marktgemeinde Sankt 
Gallen dieses Bädervorhaben zurückgestellt wer­
den soll. Sie haben sich bereit erklärt und das 
möchte ich mit Freude feststellen, eine Million für 
das Freibad zur Verfügung zu stellen, allerdings 
mit e inem kleinen Wermutstropfen, auf vier Jahre 
aufgeteilt. 

Herr Landeshauptmann, ich möchte Sie ersuchen, 
daß Sie die Vergabe der Mittel, also der Subven­
tionen für 1973, gewissenhaft überprüfen und daß 
auch solche Gemeinden, die sich zu Recht benachtei­
ligt fühlen, eine entsprechende Förderung bekom­
men. Mit anderen Worten, daß Sie vom Stiefvater 
zum sorgenden Nährvater werden. Sie heißen zwar 
nicht Josef, aber auch Franz von Assisi war ein gu­
ter Mensch, der sehr viel Gutes getan hat. (Beifall. 
— Landeshauptmannstel lvertreter Wegart : „Ich 
freue mich, daß das ein Bibeltext ist!" —Heiterkeit .) 

Ich habe noch ein zweites Anliegen vorzubrin­
gen. Sie wissen, daß der Wirtschaftszweig Frem­
denverkehr mehr und mehr verschärften Wettbe­
werbsbedingungen unterliegt und daß die Zeit 
längst vorbei ist, wo man den Fremdenverkehr oder 
die Arbeit für den Fremdenverkehr als Nebenberuf 
in de r Freizeit, sozusagen als Hobby, machen 
konnte. Es ist längst Tatsache, daß die einzelnen 
Fremdenverkehrsleistungen eines Ortes oder eines 
Gebietes als Ware oder Produkt anzusehen sind, die 
in der modernen Wirtschaft mit Mitteln und Metho­
den des neuzeitlichen Marketings und eines um­
fangreichen Managements verkauft werden müssen. 
Es gibt in der Steiermark zahlreiche Orte, in denen 
Fremdenverkehrsvereine, Reisebüros, Zimmernach­
weise und Informationsstellen errichtet wurden. 
Manchmal führen diese Arbeiten auch die Gemein­
den durch. Ich möchte hier betonen, daß die dort Be­
schäftigten mit viel Idealismus ihrer Aufgabe nach­
kommen und daß sie ihre Pflichten nach bestem 
Wissen und Gewissen und nach bestem Können er­
füllen. Immer deutlicher wird die Erkenntnis, daß 
diese Arbeit doch gewisse Grundkenntnisse und 
fachliche Eignung voraussetzt und daß es daher eine 
Ausbildungs- und Fortbildungsmöglichkeit für alle 
im Fremdenverkehr haupt- oder nebenberuflich Tä­

tigen geben muß. Der Kurdirektor von Bad Ischl, 
der als Gast beim steirischen Fremdenverkehrstag 
in Schielleiten war, hat auf dieses Problem hinge­
wiesen. Da es auch im Fremdenverkehr eines qua­
lifizierten Nachwuchses bedarf, möchte ich d ie zu­
ständigen Stellen dringend ersuchen, Vorarbeiten 
dahingehend durchzuführen, daß in der Steiermark 
eine Fachschule für Fremdenverkehr errichtet wird, 
wo in Seminaren und Kursen alle, d ie ehrenamtlich 
oder hauptamtlich tätig sind, aber auch Kommunal­
politiker d ie Gelegenheit haben, sich wichtige 
Kenntnisse für diesen Wirtschaftszweig anzueignen. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist der Herr Abge­
ordnete Götz. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Dipl.-Ing. DDr. Götz: Hohes Haus, sehr ge­
ehrte Damen und Herren! Die Wirtschaft ist be­
reits Gegenstand einiger der letzten Debattenbei­
träge gewesen und ich darf mir daher erlauben, vor­
erst auf einige Ausführungen zurückzukommen, die 
ich als Generaldebattenredner der freiheitlichen 
Landtagsfraktion abgegeben habe. Es handelt sich 
dabei primär um die EWG-Verträge und ich möchte 
mir ersparen, von vorgestern auf heute zu wieder­
holen, daß diese EWG-Verträge nicht im Augen­
blick, sagen wir eine sehr kurzfristige, sondern lei­
der Gottes eine sehr lange Geschichte haben und 
eine, die nicht immer in der Entwicklung erfreulich 
ist. Vor allem eine, mit de ren Federn sich weder 
d ie jetzige Regierung noch die frühere Regierung 
schmücken könnte über einen Zeitraum von über 
10 Jahren hinaus, als die Freiheitlichen als einzige 
von den Herren der sozialistischen Fraktion und 
der österreichischen Volkspartei als EWG-Partisa­
nen bezeichnet wurden. (Abg. Dipl.-Ing. Fuchs: 
„Oje!") Aber, meine Damen und Herren, na, das 
Oje, geb' ich Ihnen vollkommen recht, nu r haben 
wir das schon vor zehn Jahren gesagt, Herr Abg. 
Fuchs, Sie haben halt ein bisserl länger gebraucht, 
aber das macht ja nichts. Aber eine Feststellung, 
leider Gottes macht es was. Als es nach der Para­
phierung dieser Verträge zu Informationsrunden 
zwischen der Regierung und den Oppositionspar­
teien gekommen ist, haben die Funktionäre der 
Freiheitlichen Partei in diesem Gespräch zwei For­
derungen erhoben. Forderungen, von denen wir 
meinen, daß sie d ie Schwierigkeiten, d ie Anpas-
sungsschwierigkeiten, erheblich zu mindern in der 
Lage wären. Das war erstens einmal die Forderung 
nach einer EWG-Eröffnungsbilanz, die auch im Zeit­
ablauf der bisher durchgeführten Schillingeröff­
nungsbilanz mit rund 15 Jahren, diesmal wären es 
e twas mehr gewesen, durchaus am Platze gewesen 
wäre und das zweite, d ie Forderung, entweder nach 
einem Bundesfonds, um für die kleinen und mittle­
ren Betriebe im besonderen Maße die Umstellungs­
finanzierung durchführen zu können, oder, wenn der 
Bund selbst nicht in der Lage wäre, dies zu schaffen, 
zumindest eine Bundesbürgschaft für derar t ige Kre­
ditaktionen von Kreditanstalten. Leider sind beide 
Forderungen nicht, eine zur Gänze nicht, wenngleich 
der Finanzminister Androsch angekündigt hat, daß 
so e twas zu einem späteren Zeitpunkt denkbar 
wäre, und das war die Eröffnungsbilanz und das 
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zweite noch nicht erfüllt. Bedauerlicherweise ist aber 
auch ein diesbezüglicher Resolutionsantrag der frei­
heitlichen Abgeordneten hier in diesem Landtag auf 
keine Gegenliebe gestoßen und ich bedauere das 
um so mehr, als ich den Ausführungen des Abg. 
Dorfer in Bereichen, die sich auf den Klein- und 
Mittelbetrieb beziehen, ebenso wie die des Herrn 
Abg. Stoisser weitgehend recht geben muß. Ich 
möchte nur etwas noch hinzufügen. Meine Damen 
und Herren, ich hoffe — und deswegen sage ich 
es —, daß hier die offene Sprache, das Aufzeigen 
dessen, was vor uns steht, nicht gleichgesetzt wird 
mit dem Wunsch, es möge so werden. Warum ich 
das sage? Es ist der österreichischen Bauernschaft 
^^TmidndaTÜb'er war ja iinnersteii TeäHdieseriBud^ 
detgruppe die Rede — auch jahrelang, auch von 
Seiten und besonders seitens Ihrer Berufsvertretung, 
nicht klar gesagt worden, wie die wirtschaftliche 
Entwicklung geht und darum lege ich Wert auf 
jene Worte, die Dr. Dorfer in der Frage, wo liegen 
die Chancen der Klein- und Mittelbetriebe, Dienst­
leistungen, Spezialisierung und Kooperation? Aber 
ich möchte mir erlauben zu ergänzen, nicht weil es 
mir Spaß macht oder weil ich meine, daß das gut so 
ist, sondern weil es eine Realität sein wird, daß 
über 30 Prozent der Klein- und Mittelbetriebe mit 
der Integration in die europäische Wirtschaft und 
in die Weltwirtschaft einer absoluten Gefährdung 
ausgesetzt sind und diese Gefährdung nur dort 
überwunden werden kann, wo eben die Hilfe, und 
zwar die besondere Hilfe in der Spezialisierung, in 
der Umstellung dieser Betriebe, in der Finanzie­
rung 'des know how erfolgt, eine Finanzierung, die 
bekanntlicherweise von den Geldinstituten allein 
nicht durchgeführt wird. 

Meine Damen und Herren, Dr. Dorfer hat dann 
noch etwas gesagt, auch sehr richtig, daß mit dazu 
und neben allen diesen finanziellen Grundlagen 
auch und im besonderen Maß die Mobilität des 
Unternehmers zu rechnen ist. Zweifellos richtig. Ich 
möchte sogar noch hinzufügen, nicht nur die Mo­
bilität des Unternehmers, ebenso die Mobilität sei­
ner Mitarbeiter. Nur, meine Damen und Herren, 
eine sehr offene Frage, geht das, was wirklich im 
Bereich der öffentlichen Körperschaften, geht das, 
was wirklich von Staats oder Landes wegen ge­
schieht, parallel mit der ständig erhobenen For­
derung nach mehr Mobilität? Ist es wirklich so, daß 
der Unternehmer ebenso wie der Arbeitnehmer in 
der Mobilität die berufliche Chance sieht, oder sieht 
er heute nicht viel mehr darunter die existentielle 
Bedrohung? Und so lang er also den Wechsel des 
Arbeitsplatzes auf der einen Seite als Arbeitneh­
mer, oder den Wechsel eines Betriebszweiges, eines 
Produktionszweiges, einer Erzeugung als Unterneh­
mer als Gefährdung und nicht als Chance für die Zu­
kunft sieht, so lange ist, glaube ich, noch viel, sehr 
sehr viel, leider, zu tun, um diese geistige Einstel­
lung zu wandeln und wirklich die Chance aufzu­
zeigen, die da ist, aber die auch genützt werden 
muß. Die auch 'die Bereitschaft voraussetzt, auf 
allen Seiten, aus eingefahrenen Bahnen und Vor­
stellungen auszubrechen und die Herausforderung 
des Wettbewerbs anzunehmen und in diesem Wett­
bewerb zu bestehen und nicht die Hoffnung zu 
haben, daß es irgendwo schon welche Behörden 

oder staatliche Apparate geben wird, die einen da­
vor beschützen, daß der Wettbewerbswind einem 
um die Ohren weht. Das, meine Damen und Her­
ren, möchte ich hinzugefügt haben und gestatten 
Sie mir, daß ich zum zweiten Teil, zum Problem 
des Fremdenverkehrs, einiges sage. 

Es ist sicher erfreulich, wenn wir heute im Vor­
anschlag feststellen können, daß sich im Gegensatz 
zum Vorjahr allein in der ordentlichen Gebarung 
die Mittel des Fremdenverkehrs um rund 10 Mil­
lionen Schilling, also rund von 80 auf 90 Mil­
lionen Schilling erhöht haben, nimmt man noch den 
Kongreßhausansatz, der zwar nicht in die Gruppe 6 
gehört, aber zumindest eigentlich dazuzurechnen 
wäre und das Kurmittelhaus dazu, dann sind es 
in der außerordentlichen Gebarung auch noch 
10 Millionen, dann sind die 100 Millionen über­
schritten, wonach der Fremdenverkehrsreferent, 
wenn ich es so sagen darf, schon etliche Zeit girrt. 
Aber, meine Damen und Herren, man muß auch 
einiges zu den einzelnen Posten sagen. Ich möchte 
es zu einem Posten tun. Und ich sage ausdrücklich, 
jetzt nicht, in diesem Fall nicht als Vorwurf gegen­
über dem Referenten, sondern als Hinweis darauf, 
daß bei der österreichischen Fremdenverkehrswer­
bung, wo der anteilsmäßige Betrag der Steiermark 
immerhin in diesem Budget 2,5 Millionen Schilling 
ausmacht, nicht alles ganz so läuft, wie es die Steier­
mark als Fremdenverkehrsland erwarten kann. Bei­
spielsweise ist es unbestritten, sagen wir das viel­
leicht zuerst, es ist unbestritten, überall dort, wo 
der unmittelbare Kontakt etwa Land, Kammer, Stadt, 
Außenstelle der Fremdenverkehrswerbung herge­
stellt wird, daß dort natürlich diese Stellen funk­
tionieren. Aber die Frage ist, funktionieren sie 
dann, wenn nicht der unmittelbare Kontakt da ist? 
Nun, man hat sich schon abgefunden und das ist 
passiert, daß also steirische Plakate nach dezenter 
Entfernung des Wortes Steiermark und Ergänzung 
desselben oder Ausbesserung desselben durch das 
Wort Tirol, zur Auslagengestaltung verwendet wur­
den — auch von der österreichischen Fremdenver­
kehrswerbung. Aber es ist einigermaßen peinlich, 
wenn einem ein Katalog in die Hände flattert, der 
in dieser Art ein komplettes Anbot über den Win­
terfremdenverkehr in Österreich bringt. Geschehen 
ist dies durch die österreichische Fremdenverkehrs­
werbung in Stockholm, die für dieses Anbot ver­
antwortlich zeichnet. Fluginklusivtouren — und 
zwar sind das zum Teil recht günstige Arrange­
ments über Alpach, Hinterglemm, Kitzbühel, Maria 
Alm, Reith, Brixlegg, Saalbach, Neustift, Kaprun, 
Obertauern, Obergurgl, Zell am See, Innsbruck, 
Lienz, Wagrein, Wien, Soll, Feistenau, Fuschl, Sankt 
Anton. Nur 'die Steiermark existiert darin überhaupt 
nicht. Nun muß ich sagen, wenn man die Bemühun­
gen um die zweite Saison kennt, wenn man die 
Anstrengungen der Fremdenverkehrsregionen, im 
Bereich des Ennstales im besonderen der Planei, der 
gesamten Schladminger Gegend, von Tauplitz, Tur-
rach kennt, dann muß man sich die Frage stellen, 
ob hier nicht der Beitrag des Landes, der etwas mehr 
als ein Anerkennungsbeitrag ist, auch rechtfertigt, 
daß die Steiermark neben den privilegierten tra­
ditionellen Fremdenverkehrsländern auch eine ent­
sprechende Berücksichtigung dort findet, wo ganz 
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konkrete Angebote, ganz konkrete Offerte gestellt 
werden. Und zwar unabhängig davon, ob nun 
schwedische Gäste in größerem oder kleinerem Aus­
maß auf Grund eines solchen Anbotes die Steier­
mark besuchen. Es ist nur so, daß jedes derart ige 
Werbemittel den Bekanntheitsgrad der ohnehin be­
kannten Wintersportzentren vers tärkt und unseren 
Nachholbedarf an diesem Bekanntheitsgrad dann 
schwächt, wenn die Steiermark keine Aufnahme fin­
det. Ich würde den Referenten ersuchen bzw. auch 
die Abteilung, dafür zu sorgen, ich weiß nicht, ob 
das ein Einzelfall ist, aber es ist zufällig einer, den 
ich vor kurzem in die Hand bekommen habe, daß 
die Bundesländer im gleichen Ausmaß von der öster­
reichischen Fremdenverkehrswerbung betreut wer­
den. 

Ich möchte noch e twas sagen, was die Wirtschafts­
überlegungen zum Fremdenverkehr in der Steier­
mark betrifft. Ich habe schon anklingen lassen, daß 
die freiheitlichen Abgeordneten nicht die Auffassung 
teilen, daß die Jagd nach Nächtigungsziffern zen­
traler Maßstab de r Fremdenverkehrswirtschaft sein 
sollte. Ich möchte sagen, warum wir glauben, daß 
das nicht richtig ist. Wenn Sie die Entwicklung in 
bestimmten Teilen, u. zw. durchaus zentralen Frem­
denverkehrsgebieten von Kärnten verfolgt haben, 
wo das Bestreben besteht, Nächtigungsziffern noch 
und noch zu heben, also Beherbergungsbetriebe aus 
dem Boden zu stampfen, so hat dies schon vor Jah­
ren dazu geführt, daß dieVerköstigungskapazität er­
heblich hinter der Beherbergungskapazität zurück­
geblieben ist. Als weitere Folge ist der qualitative, 
sprich auch zahlende Gast oder mehr ausgebende 
Gast in den Hantergrund getreten und heute der 
weniger zahlende Gast, der außerdem noch unzu­
frieden ist, weil er s tändig Schwierigkeiten mit der 
Verköstigung hat, die Norm eines zentralen Frem­
denverkehrsgebietes in Kärnten geworden. Es 
ist berechtigt vorzusorgen, daß nicht in der Steier­
mark in bestimmten Gebieten eine gleiche Entwick­
lung Platz greift. Dazu gehören auch die schon wie­
derholt vorgebrachten, aber immer wieder wieder­
holten Forderungen, doch im Rahmen eines Frem­
denverkehrsgesetzes, eines Fachbeirates jene ge­
zielten Investit ionen des Fremdenverkehrs zu tä­
tigen, d ie wir meinen, daß sie in jenen ausgewiese­
nen und nach allen Gesichtspunkten hin mit den 
Vorteilen von Fremdenverkehrsgebieten behafteten 
Gegenden der Steiermark nötig sind. Ich glaube, daß 
dieser Fachbeirat sich auch darüber zu unterhal ten 
hä t te und auseinanderzusetzen hätte, wo denn 
solche Einrichtungen 'des Fremdenverkehrs, die 
heute schon eine zwingende Notwendigkeit dar­
stellen, die das Angebot eigentlich erst vollständig 
machen — das geht von den Bädern bis zu den 
verschiedenen Freizeiteinrdchtungen —, wo denn 
derartige Einrichtungen der Reihe nach gesetzt wer­
den sollten. Ein Beitrag hat zumindest darauf hin­
gewiesen. Natürlich ist heute das Bestreben da, 
überall Hallenbäder, wo überall möglich Schipisten, 
Pflegegeräte, Sauna und was noch alles dazu ge­
hört, Kegelbahnen, kurz Freizeiteinrichtungen der 
verschiedensten Art, zu errichten. Aber ich glaube, 
daß es doch entscheidend ist, daß wir in den Zen­
tren des österreichischen Fremdenverkehrs, richtiger 
des steirischen Fremdenverkehrs, diese Einrichtun­

gen komplett schaffen, bevor wir sie in anderen Ge­
genden zum Teil schaffen. Diese Schwerpunktbil­
dung und die Prüfung, wo denn die Schwerpunkte 
richtig gesetzt sind, das wäre Aufgabe jenes Bei­
rates, der im Zuge des unmittelbar vor der Tür 
s tehenden Fremdenverkehrsgesetzes zu entscheiden 
hätte. Ich hoffe, daß bereits d ie nächste General­
debatte keine Notwendigkeit bringt, dieses Thema 
neuerlich zur Sprache zu bringen. (Allgemeiner Bei­
fall.) 

3. Präsident Feldgrill: Ich erteile dem Abg. Aich-
hofer das Wort. 

Abg. Aichhofer: Hohes Haus! Wir haben derzeit 
in der Steiermark 699 freiwillige Feuerwehren und 
58 Betriebsfeuerwehren mit einem Mannschafts­
stand von über 32.000. Diese Feuerwehren erfüllen 
nicht mehr nur den Zweck, Feuer zu löschen. Sie 
werden jetzt sehr vielseitig eingesetzt. Sei es im 
Zivilschutz, in der Bergung, in der Wasserwehr 
und noch vieles mehr. Daher war es wichtig, daß 
die Steiermärkische Landesregierung beschlossen 
hat, in Lebring die Landesfeuerwehrschule zu bauen. 
Seit 1969 ist diese wirklich sehr moderne Feuer­
wehrschule in Bau und wir hoffen, daß sie im Jahr 
1973 in Betrieb genommen werden kann. Aber trotz 
des Baues sind die Feuerwehren auf dem breiten 
Land in d ieser Zeit nicht benachteiligt worden. Die 
Mittel für den Bau wurden zusätzlich aufgebracht. 

Verehrte Damen und Herren, aber Geldmittel 
und die schönste Feuerwehrschule würden nichts 
nützen, wenn nicht die rund 33.000 freiwilligen 
Helfer ihren Dienst freiwillig für den Nächsten täg­
lich, man kann auch sagen bei Nacht, leisten wür­
den. 

Diese Feuerwehrmänner fragen nie, wie soll ge­
holfen werden oder was bekomme ich für meinen 
Einsatz, denen geht es nur darum, da zu sein für 
den Nächsten, wenn er in Not gerät. Und daß wir 
eine gut ausgebildete und ausgerüstete Feuerwehr 
dringend brauchen, hat auch d ie Naturkatastrophe 
1972 gezeigt. Durch den raschen Einsatz war es 
möglich, Millionenwerte zu retten, d ie sonst wahr­
lich der Mur entlang hinuntergeschwommen wären. 
Trotzdem war es nicht möglich, die Überschwem­
mung Hunderter Hektar Felder aufzuhalten, aber 
e s war möglich, die überschwemmten Häuser und 
Keller so schnell als möglich wieder auszupumpen 
und wohnbar zu machen. Meine Damen und Her­
ren, dieser Einsatzfreudigkeit und Einsatzbereit­
schaft gebührt voller Dank. Diesen Dank möchte ich 
hier im Hohen Haus diesen b raven Männern aus­
sprechen. Wir haben auch gehört, daß wir 870 Ju­
gendliche haben, die sich bereitgestellt haben, Dienst 
für den Nächsten zu tun. Verehrte Damen und Her­
ren, ich möchte dazu sagen, dies in einer Zeit, wo 
praktisch der Idealismus vom Materialismus lang­
sam verdrängt wird. Verehrte Damen und Herren, 
wir haben eine gute Jugend, wir müssen sie nur 
mit Aufgaben betrauen. Die Jugend ist meines Er-
achtens so gut, wie s ie vom Elternhaus entlassen 
wird. 

Verehrte Damen und Herren, nochmals recht herz­
lichen Dank allen Feuerwehrleuten für den heurigen 
Einsatz bei dieser großen Katastrophe. (Allgemeiner 
Beifall.) Ich möchte aber auch dem Herrn Landes-
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rat Peltzmann sagen: Herr Landesrat Peltzmann, 
Ihre Legionen, auf 'die können Sie stolz sein. Ich 
danke schön. (Beifall.) 

Präsident: Ich erteile dem Herrn Abgeordneten 
Gross das Wort. Der nächste Redner ist der Herr 
Abg. Ritzinger. 

Abg. Gross: Hohes Haus! Meine Damen und Her­
ren! Ich habe grundsätzlich nicht 'die Absicht ge­
habt, mich zu diesem Kapitel zu Wort zu melden, 
aber ich bin eigentlich durch zwei Wortmeldungen 
dazu gebracht worden. Das waren die Wortmeldun­
gen des Kollegen Dr. Dorfer und des Kollegen Ing. 
IStöiBerr^IchTn^Me^üersr^rirnralr^^ 
des Kollegen Ing. Stoißer bezüglich einer Aussage 
des Vizekanzlers Häuser auf dem ÖGB-Kongreß, be­
züglich des Versprechens, eine Verstaatlichung im 
großen Ausmaße anzustreben, etwas sehr deutlich 
sagen: Ich habe hier nicht das Original. Ich wage 
aber zu behaupten, daß es sich um eine nicht rich­
tige Ziterung handelt. Ich beton, sehr vorsichtig. 
Häuser wurde nämlich am Bundeskongreß des ÖGB 
darauf konkret angesprochen, was er damit ge­
meint habe. Und Häuser hat erklärt, es wäre zu 
erwägen, ob man nicht prüfen sollte, die Elektrizi-
tätswirtschaft in diesen Verstaatlichungskomplex 
einzubeziehen. Das war seine einzige konkrete Aus­
sage in diesem Fall, er hat aber gleichzeitig gesagt, 
wir denken nicht daran, andere Wirtschaftszweige 
auch in eine solche Verstaatlichung mit hineinzu­
nehmen. Das sage ich deshalb so deutlich, weil man 
unterschwellig uns Sozialisten versucht zu unter­
schieben, wir versuchen einfach alles in diesem 
Lande zu verstaatlichen, so sind die Dinge also 
nicht zu sehen. 

Und nun hat der Kollege Dorfer, der hier von 
einem Redner in 'einem Zwischenruf, glaube ich, 
als SoziaMstenfresser bezeichnet worden ist, in 
einem Zwischenruf festgestellt, er ist ein Fein­
schmecker; ich müßte darauf sagen, da müßte er 
dann wirklich immer nur die Sozialisten fressen, 
wenn er ein Feinschmecker ist. Und ich glaube, 
meine Damen und Herren, wir sind es diesem 
Hohen Haus schuldig, daß wir versuchen, hier 
einige Dinge in aller Ruhe und Sachlichkeit klar­
zustellen. Es sind im Rahmen der Debatte, das hat 
schon bei der Generaldiskussion begonnen, Dinge 
gefallen und Worte, die mir als Gewerkschafter 
nicht sehr angenehm sind. Es sind hier Worte ge­
sagt worden, wie die größte Teuerungskampagne 
aller Zeiten, die alles in den Schatten stellt, Lohn­
forderungen, die einfach die Preissituation anhei­
zen und andere Dinge mehr, Tariferhöhung der 
öffentlichen Hand willkürlich vorgenommen, schran­
kenlos, all das bringt uns auf dieses Niveau. (Abg. 
Dipl.-Ing. Schaller: „Es ist aber leider wahr!") 

Nun darf ich dazu vielleicht, Herr Kollege Schal­
ler, folgendes sagen. Wir halten heute bei einer 
Teuerung im Index von 7,4 Prozent gegenüber dem 
Vorjahresindex. Hier ist betont worden, daß wir 
uns damit bereits in der Spitze befinden. Meine 
Damen und Herren, das ist für uns keine Beruhi­
gung, wenn ich sage, auch nicht als Gewerkschafter 
"und Sozialisten, aber die Spitze stimmt nicht. Wir 
befinden uns derzeit noch im Mittelfeld. Schauen 

Sie sich Statistiken an, nehmen Sie zum Beispiel die 
Schweiz, die bereits im Vorjahr, als eines der sta­
bilsten Länder bekannt, bei 7,3 Prozent gehalten hat. 
Und, meine Damen und Herren, jeder von Ihnen, 
der diese Dinge sehr ernst nimmt, muß doch zu­
geben, daß das keine Entwicklung ist, die wir allein 
in Österreich hier mitmachen. Man soll daher, glaube 
ich, Wörter wie hausgemachte Inflation vermeiden. 
Ich glaube nicht, daß das in diesem Ausmaß zu­
trifft und es gleichzeitig dann mit der Feststellung 
koppeln, die Regierung hat nichts getan, um diese 
Preispolitik in den Griff zu bekommen. Lassen Sie 
mich sachlich nur ein paar Dinge sagen, was diese 
Regierung sich bemüht hat zu tun. Ich werde ver­
suchen zu sageirr^wiewetlres-geTungen i3tr~SieHbörF 
nen anderer Meinung sein. Diese Regierung hat zu­
erst versucht, auf gesetzgeberischem Wege diese 
Dinge besser in 'die Hand zu bekommen. Ich darf 
Sie daran erinnern, daß sowohl die Gewerkschaften 
als auch die Regierung der Meinung waren, daß die 
derzeitige Gesetzgebung nicht ausreichend befunden 
wurde, um jene Leute in der Wirtschaft, die über 
das Maß dessen hinaus, was vertretbar ist, Preise 
erhöhen, wirklich ernsthaft zur Rechenschaft ziehen 
zu können. Wir meinen hier das Preistreiberei­
gesetz und wir meinen hier das Preisregelungs­
gesetz. Beide Gesetze sollten im Parlament novel­
liert werden. Wie Sie wissen, sind Preisgesetze 
Verfassungsgesetze und können nur mit einer 
Zweidrittelmehrheit beschlossen werden. (Abg. Ing. 
Stoißer: „Aber nicht beim Preisregelungsgesetz!") 
Die ÖVP und FPÖ haben gegen die Novellierung 
dieser Gesetze gestimmt. Nachdem man das getan 
hat, Herr Kollege Ing. Stoißer, und der Regierung 
die gesetzliche Möglichkeit hier entzogen hat, ern­
ster einzugreifen, ist man hinausgegangen und hat 
erklärt, die Regierung macht nichts auf diesem Ge­
biet. Die Regierung hat dann versucht, durch flan­
kierende Maßnahmen diese Preisauftriebstendenzen 
abzufangen. Erste Maßnahme: 10°/oige Autoson­
dersteuer, Sie wissen, fällt also weg, Auswirkung 
für den Konsumenten praktisch null. (Abg. Ing. 
Stoißer: „Die Autos sind billiger geworden!") 
Nächste Maßnahme: flankierende Maßnahmen bei 
Gütern, die wir vor allem aus dem EWG-Raum be­
kommen haben. Entfall für das Budget: rund 480 
Millionen Schilling. Auswirkungen für den Konsu­
menten praktisch null. Und hier noch eine beson­
dere Delikatesse, wenn Sie wollen. Wir sind im 
September auf Oktober im Preisindex hinaufge­
schnellt auf 7 Prozent. Und gerade diesen Zeitraum 
September und Oktober hat die Regierung durch 
Zollerleichterung verstärkt versucht, billiger Obst 
und Gemüse in dieses Land hereinzubekommen. 
Und wissen Sie, was vom September auf Oktober 
die stärkste Preissteigerungsrate ausgemacht hat, 
die Steigerungsrate bei Gemüse, nämlich 31 Pro­
zeit. (Abg. Ing. Stoißer: „Das ist ein Beweis, daß es 
vom Ausland her doch nicht beeinflußt wird!") 
Doch, wesentlich, Herr Ing. Schaller, Sie wissen das 
genau, daß wir nicht eine Insel der Seligen sein 
können. Österreich ist ein exportorientiertes Land 
und wir sind sehr wohl vom westeuropäischen 
Markt hier abhängig. Diese sozialistische Regierung 
hat auch das Abkommen mit der EWG, das Interims­
abkommen, das ab 30. Oktober wirksam geworden 
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ist, mit e iner 30prozentigen Zollermäßigung erreicht. 
Zollermäßigung wird oft verwechselt mit Preisermä­
ßigung. Wi r haben durchgerechnet, daß bei diesen 
Waren aus den EWG-Staaten, die unter diese Zoll­
ermäßigung fallen, eine Senkung für den Konsumen­
ten zwischen 2 und 4 Prozent e intreten müßte. Wir 
hoffen sehr, daß das noch kommt. Momentan er­
gaben Überprüfungen der Arbeiterkammer und des 
Gewerkschaftsbundes, daß leider auch diese Zoll­
senkungen an d ie Konsumenten zum Großteil nicht 
wei tergegeben werden. Man sagt, man hat noch 
alte Lagerbestände und war te t vielleicht auf die 
Mehrwertsteuer, wo man sich einiges richten kann. 
Bei der Mehrwerts teuer wird der Regierung der 
Vorwurf gemacht, sie hätte zu rasch gehandelt, 
unüberlegt d ie Dinge gemacht. Ich kann Ihnen nur 
empfehlen, das stenographische Protokoll des Na­
tionalrates aus dem Jahr 1968 nachzulesen. Da hat 
der damalige Finanzminister Koren erklärt, wenn 
wir in diesem Jahr, das war 1968, in die EWG kom­
men würden, wäre es bereits für uns zu spät. Je tzt 
am 1. Jänner 1973 erklärt derselbe Mann, das ist 
viel zu früh, das ist unüberlegt. An das soll man sich 
auch erinnern, damit es nicht in Vergessenheit ge­
rät. (Abg. Dr. Dorfer: „Das ist völlig verdreht!") 

Aber, meine Damen und Herren, darf ich Ihnen 
auch noch eines sagen. Sie wissen ganz genau, daß 
in einer florierenden Wirtschaft, in einer Wirtschaft, 
die sich in einer Hochkonjunktur wie nie zuvor be­
findet, Preisauftriebstendenzen einfach vorhanden 
sind. Ich bin so loyal, Ihnen zuzugeben, daß wir 
allein mit Gesetzen diese Dinge nicht in den Griff 
bekommen können. Für Sie war es eine Selbstver­
ständlichkeit in der Diskussion heute, daß das alles 
so ist in Österreich. Aber eines sage ich Ihnen als 
Gewerkschafter. Wir schlagen uns lieber herum mit 
1, 2 oder 3 Prozent Preissteigerungen auf oder ab 
als mit 5 bis 6 Prozent Arbeitslosen in diesem Land. 
(Abg. Dr. Dorfer: „Das ist ein billiger Bauernfang. 
Das ist keine Alternative!") Kollege Dr. Dorfer, 
darf i ch , Ihnen dazu sagen. In derselben Zeit, wo 
Sie sagen, das ist ein billiger Bauernfang, das war 
bereits im Vorjahr so, haben die prosperierenden 
EWG-Länder eine Arbeitslosigkeit gehabt von 
2 Millionen. Die Regierung Heath in England, eine 
konservat ive Regierung, welche die Restriktions­
maßnahmen durchgeführt hat, hat den teuersten 
Preis gezahlt mit einer Million Arbeitslosen und die 
größte Preissteigerungsrate mit 9,1 Prozent. Das ist 
Ihr Rezept für diese Dinge. (Landesrat Peltzmann: 
„Jetzt widerlegt er sich selber!") Herr Landesrat, ich 
werde sofort einige Zahlen auch noch sagen. (Abg. 
Stoißer: „Nach Ihrer Rechnung ist die österreichische 
Gewerkschaft ganz phantastisch gegenüber der bri­
tischen Gewerkschaft!") Danke vielmals. Darf ich 
Ihnen jetzt einige Zahlen von der OECD sagen. 
Diese wurde h ier so oft zitiert. Ich nehme an, daß 
sie hier als neutral gelten kann, wenn sie als Be­
weis angeführt und zitiert wird. .Die OECD sagt in 
ihrem letzten Bericht und prognostiziert für alle 
westeuropäischen Industriestaaten im letzten Jah­
resviertel 1972 e ine Inflationsrate von durchschnitt­
lich 8 Prozent. Bitte lesen Sie das in diesem Bericht 
nach. (Abg. Dipl.-Ing. Schaller: „Es ist traurig, wenn 
ein Gewerkschafter Beschwichtigungspolitik spielen 
muß!") Herr Dr. Dorf er, ich möchte hier keine Wech­

selgespräche machen, aber eines sage ich hier in die­
sem Haus im vollen Bewußtsein der Verantwortlich­
keit als Gewerkschaftsfunktionär. Wir werden die 
Interessen der Arbeitnehmer dieses Landes gegen­
über jeder Regirung, auch einer sozialistischen, ver­
treten. Das können Sie gerne verwerten, wenn Sie 
wollen. (Beifall bei der SPÖ. — Landesrat Peltz­
mann: „Wann ist es soweit?") Wenn Sie mich 
fragen, wann es soweit ist, Herr Landesrat, darf 
ich Sie gleich erinnern. Wir haben bei der Haft­
pflichtversicherung bei der Vorlage des Finanz­
ministers e ine andere Auffassung gehabt als die Re­
gierung. Wir haben in der Steuerreform bis drei 
Wochen vor dem Abschluß auch eine andere Auf­
fassung als die Regierung gehabt. Wir sind ke in 
Anhängsel der Regierung. Wir haben 2^> Millionen 
Arbeitnehmer zu vertreten. Aber diese Regierung 
ist verantwortlich für 7 Millionen Menschen in die­
sem Land und das sollten wir auch berücksichtigen. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn Sie immer kommen, wie schlecht es gewor­
den ist in der Zeit der sozialistischen Regierung, 
dann sage ich Ihnen nüchterne Zahlen, und zwar 
Zahlen Ihrer Regierungszeit und dann einer Regie­
rungszeit, d ie von den Sozialisten bestimmt wird. 
1967 9,4 Prozent Lohnsteigerung im Durchschnitt, 
amtliche Zahlen, Statistisches Zentralamt. 4 Prozent 
Preissteigerung, also 5 Prozent ohne Steuerprogres­
sion. 1968 6,7 Prozent Lohnsteigerung im Schnitt 
und 2,8 Prozent Preissteigerung. Eine Reallohn­
erhöhung von 3,9 Prozent und diese ist für uns als 
Gewerkschafter entscheidend. 1969 7,7 Prozent Lohn­
erhöhung und 3 Prozent Preissteigerung, macht 
4,7 Prozent Reallohnerhöhung aus. 1970, und hier 
darf ich sagen, das ist noch ein Budget, das wir von 
Ihnen übernommen haben, daß Sie nicht sagen, da 
habt ihr schon regiert dabei. 1970 also 7,9 Prozent 
bei den Löhnen und 4,4 Prozent Preissteigerung, eine 
Reallohnsteigerung von 3,5 Prozent. Jetzt nehmen 
wir das J ah r 1971, das Budget, das eine sozialistische 
Regierung zum erstenmal beschlossen hat. Hier ha­
ben wir eine Preissteigerungsrate, das geben wir 
offen zu, im Jahr 1971 von 4,8 Prozent, aber wir 
haben eine durchschnittliche Lohnerhöhung von 
12 Prozent. Das heißt eine Steigerung des Realein­
kommens von 7 Prozent. Das hat es in d en letzten 
10 Jahren in diesem Land noch nicht gegeben. (Bei­
fall bei der SPÖ. — Abg. Dipl.-Ing. Schaller: „Was 
ist mit den Rentnern und Pensionisten?") Herr Ing. 
Schaller, ich werde Ihnen gleich noch etwas dazu sa­
gen. Sie können sagen und was fällt durch d ie 
Steuerprogression weg. Die Steuerprogression wird 
durch die größte Steuerreform, die je in der Zwei­
ten Republik durchgeführt worden ist und die mit 
1. Jänner wirksam wird und diesem Staat über 
5 Milliarden kostet, eine wesentliche Milderung er­
fahren. Die ÖVP-Regierung hat ebenfalls eine 
Steuerreform durchgeführt im Jahr 1968. Sie erin­
nern sich daran vielleicht noch alle. Ich darf Ihnen 
sagen, diese Steuerreform hat eines glanzvoll be­
wirkt, das können Sie an Zahlen nachlesen, sie hat 
d a s Verhältnis der Lohn- zur Einkommensteuer fast 
umgedreht. Das war eine soziale Steuerpolitik, wie 
Sie sie vorgesehen haben und das wird die soziali­
stische Regierung reparieren. Wir haben alle La­
sten zu tragen, aber wir werden sie gerechter ver-
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teilen, als Säe das getan haben. (Beifall bei der 
SPÖ. — Abg. Ing. Stoißer: „Das war jetzt pole­
misch!") Jetzt sind wir endgültig in jenem Stadium 
angelangt, wo jeder sagt, was können wir noch tun, 
wo man auf Regierungsebene und der Ebene der 
Sozialpartner sich bemüht, eine gewisse Stabilisie­
rung zu erreichen. Ich bekenne mich als Gewerk­
schafter wirklich zu diesen Vereinbarungen, die wir 
getroffen haben. Wenn wir von einer Durststrecke 
gesprochen haben und des wird uns wiederholt an­
gekreidet, vielleicht wird es morgen die „Wahrheit" 
wieder tun, wir stehen trotzdem dazu. Wir glauben, 
•daß wir im Hinblick auf 'die EWG, auf den großen 
europäischen Markt, wo wir anpassungsfähig sein 
wollen, auch ein Jahr aut uns nehmen werden mus-
sen, wo wir keinen Reallohnverlust erleiden, aber 
nicht mehr in jenem Ausmaß eine Reallohnsteige­
rung erleben, wie vielleicht im Jahr 1971/72, der 
sich jetzt in einem Kaufkraftzuwachs von 6 Prozent 
naturgemäß 'ausgewirkt hat. 

Ich glaube also, meine Damen und Herren, wir sol­
len in dieser Situation jetzt, es ist wirklich 5 vor 12, 
alle uns gemeinsam bemühen, hier diese Stabilität 
zu sichern. Wir Sozialisten als Gewerkschafter sind 
dazu bereit, die Sozialpartner haben sich dazu be­
kannt, und wir hoffen, daß wir also durch diese 
Vereinbarungen die Dinge besser als bis heute in 
den Griff bekommen. 

Meine Damen und Herren, wir haben hier in 
diesem Haus Österreich, wenn ich so sagen kann, 
in Zeiten der Opposition oft sehr viel kritisiert. Und 
es ist das Recht der Opposition, es steht mir gar 
nicht zu, es zu verurteilen, das ist selbstverständlich 
das Recht einer staatstragenden Partei überhaupt. 
Wir haben gleichzeitig oft auch Vorschläge ge­
macht, wie man die Dinge anders machen kann. Und 
ich sage Ihnen eines, meine Damen und Herren, wir 
haben Verständnis, daß man Unruhe in dieses Haus 
bringt, vielleicht sehr große Unruhe, aber wir wer­
den dann nicht mehr zuschauen, wenn wir den Ver­
dacht nicht los werden, daß es sogar darum geht, 
dieses Haus ein wenig anzuzünden. Da stehen wir 
zu sehr auf dem Boden der Republik und für diese 
Republik Österreich. Das möchte ich Ihnen auch sa­
gen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und ich darf zum Generalredner der ÖVP, Ing. 
Hasiba, noch etwas sagen. Er hat zum Beispiel er­
wähnt: „Na, Sie kritisieren zuviel den ORF, na, die­
sem ORF haben Sie es ja zu verdanken, daß Sie 
zwei Wahlen gewonnen haben." Ich möchte es ab­
wandeln und sagen: Welch großes Vertrauen besit­
zen wir Sozialisten in der Bevölkerung, daß wir 
trotz des ORF zwei Wahlen gewonnen haben. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 

Präsident: Ich erteile dem Abgeordneten Dr. Eich-
tinger das Wort. Der nächste vorgemerkte Redner 
ist der Abg. Brandl. 

Abg. Prof. Dr. Eichtinger: Hohes Haus! Meine Da­
men und Herren! Herr Kollege Gross, wenn Sie als 
Gewerkschafter vor einigen Jahren so geredet hät­
ten, dann wären Sie heute glaubwürdig, aber so 
sind Sie vollkommen unglaubwürdig. Da möchte ich 
zum Vizekanzler Häuser sagen, er hat schon so oft 
Dinge geredet, die er zurücknehmen mußte, daß wir 

immer wieder annehmen, der spricht das, was im 
Geheimkonzept für die nächste Zukunft drinnen 
ist. (Abg. Fellinger: „Aber nein!") Er nennt die 
Dunge beim Namen und Sie haben heute noch Angst, 
das zuzugeben. Wir sind aber gewarnt und wir sind 
auf der Hut. Und wenn heute hier von 7,4 Prozent 
gesprochen wurde, Herr Gewerkschafter Gross, so 
eine Preissteigerung hat es noch nie gegeben, so 
eine Geldentwertung in diesem Ausmaß hat es 
noch nie gegeben und das ist zurückzuführen auf 
eine verfehlte Regierungspolitik. Und ich kann auch 
noch feststellen, wir haben zu flankierenden Maß­
nahmen Stellung genommen, wir haben Vor­
schläge unterbreitet, nur haben Sie sie ja nicht an­
genommen. Der~Herr~Hannes Androsch war ja zu 
großmütig, ihr habt es ja nicht notwendig, von der 
ÖVP ein Rezept anzunehmen; nur heute, wo es 
brennt, heute redet man sich aus auf das Ausland, 
wobei es ja eine Tatsache ist, daß wir vor einer 
richtigen hausgemachten Inflation stehen. Wir stel­
len aber auch objektiv fest, 'daß selbstverständlich 
Auslandseinflüsse mit eine Rolle spielen. Ich habe 
oft mit Gewerkschaftern gesprochen und sie gefragt, 
sagt's einmal ehrlich, was hättet ihr getan, wenn 
wir jetzt eine ÖVP-Regierung hätten? Na, ich kann 
sagen, die haben ganz klar erklärt, dann würden wir 
in den Betrieben eine Sprache führen, daß der ÖVP 
Hören und Sehen vergeht. Und ich glaube, meine 
Herren Gewerkschafter, Sie haben es wirklich 
schwer, denn innerlich werden Sie ja ganz anders 
denken, innerlich werden Sie selbstverständlich ko­
chen, aber Sie dürfen ja nicht, Sie dürfen ganz ein­
fach nicht, weil Sie heute die Befehle von oben ha­
ben und weil Sie die ganz einfach berücksichtigen 
müssen. Schauen Sie, das sagen Kollegen, wenn man 
mit ihnen spricht und da sagen sie auch die Wahr­
heit. (Unverständliche Zwischenrufe.) 

Und noch eines möchte ich sagen, Herr Kollege 
Gross, Sie reden vom Jahr 1970 und 1971. Schauen 
Sie, Sie haben Glück gehabt, Sie haben von unserer 
Regierung etwas übernommen (Abg. Gross: „Schul­
den!"), wo Sie sagen können, das war in Ordnung. 
Wir haben Ihnen einen Staat übergeben, da war be­
reits die Vollbeschäftigung, da ist es bereits auf­
wärts gegangen, meine Herren, das sind auch Tat­
sachen. Und sind Sie froh, daß Sie kein Rezessions­
jahr 1967 zu meistern haben, denn das hätten Sie nie 
zustande gebracht, wie wir es gemeistert haben. Das 
wage ich hier ganz klar und eindeutig zu sagen. 
Und wenn dann hier die Rede vom Herrn Gewerk­
schafter Gross kommt, ja, wir wollen keine 5 bis 
6 Prozent Arbeitslosen haben, Herr Kollege Gross, 
da kann ich Ihnen eines sagen. Wir haben eine Re-
gierungspolitik geführt, die sich so ausgewirkt hat, 
daß wir in Österreich keine Arbeitslosen hatten. 
(Abg. Hammerl: „Warum sind Sie dann abgewählt 
worden?") Und was haben Sie hier gesagt, 150.000, 
200.000 Arbeitslose wird es in Österreich geben. 
(Abg. Gross: „Wer hat das gesagt?") Sie, von Ihrer 
Seite ist das gekommen, 150 bis 200.000. (Zwischen­
ruf von der SPÖ: „Bei Ihnen hat es die Gesund­
schrumpfung gegeben!") Sie müssen zuhören, es ist 
auch nicht zum Gesundschrumpfen gekommen, wir 
haben auch nichts zugesperrt, sondern wir haben ge­
zeigt, daß wir diesen Staat übergeben haben in 
einem blühenden Zustand, meine Herren. Das muß 
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einmal klar gesagt werden. (Beifall bei der ÖVP.) 
Und noch etwas, meine Herren. Schauen Sie, Herr 
Dr. Kreisky hat doch erklärt, jetzt kommt die Zeit, 
wo es in Österreich keine Armen mehr geben wird. 
Wenn Sie heute hinaussehen, dann werden Sie be­
merken, die Armen sind in Wahrheit ärmer gewor­
den. Leider Gottes! Und wenn Sie, meine Damen 
und Herren, schauen, wie es heute dem Sparer geht, 
so wird ganz offen gesprochen: Was man heute be­
treibt, das ist Betrug am österreichischen Sparer. 
(Abg. Premsberger: „Aber, aber! Das hat die CDU 
auch gesagt!") Das hat es noch nie gegeben und wir 
hätten uns in der ÖVP-Zeit wahrlich geschämt, so 
eine Wirtschaft zu führen, die die Sparer am meisten 
schädigt. Soweit zu Herrn Kollegen Gross, zu sei­
nen Ausführungen, die so polemisch waren, daß es 
notwendig war, ihm diese Dinge zu sagen. Aber, 
Herr Kollege Gross, ich habe Verständnis für Sie, 
Sie müssen ja heute so reden, Sie dürfen ja gar 
nicht anders, das ist mir ja vollkommen klar. Und 
so geht es natürlich anderen auch. Und wenn wir 
noch zum ORF kommen, Herr Kollege Gross, na, 
warum sind Sie heute gegen den ORF? (Abg. Zinka-
nell: „Weil wir die Wahl gewonnen haben!" — 
Weitere Zwischenrufe.) Weil Ihr Sonnenkönig nicht 
mehr so glanzvoll dasteht, weil man merkt, daß es 
hier schon sehr dunkle Flecken drinnen gibt, daß 
seine Glanzzeit bereits vorüber ist, daß die öster­
reichische Bevölkerung daraufgekommen ist, der 
Mann hat viel versprochen, aber sehr, sehr wenig 
gehalten. (Zwischenrufe von der SPÖ: „Ja, ja!") 

Und nun zu dem Thema, das ich eigentlich be­
sprechen wollte. Herr Kollege Gross hat ja so pro­
vozierend geredet, daß es notwendig war, das ein­
mal klarzustellen. Ich weiß es selbstverständlich. 
Meine Damen und Herren, wenn Sie in der letzten 
Zeit die Rechenschaftsberichte der größeren Firmen 
gelesen haben, dann werden Sie überall herausge­
hört haben, die Rohstahlproduktion nimmt zu, lei­
der Gottes sinken aber die Erträge, wird die inter­
nationale Konkurrenz immer stärker. Und das ist 
heute mit ein Grund, daß es in der Obersteiermark 
zu einer außerordentlichen Unruhe gekommen ist. 
(Abg. Pichler: „Wo?") Generaldirektor Steinbauer, 
ich werde es Ihnen gleich sagen, Herr Kollege, ich 
komme noch dazu, hat erklärt, wir verkaufen heuer 
unter Vorjahrspreisen. Von der Alpine kann man 
lesen, der Umsatz wurde zwar größer, aber der Er­
trag wurde kleiner. Das ist ein Grund der Unruhe. 
Der zweite Grund, das ist die große Angst vor der 
Fusion. Nun möchte ich gleich sagen, wir bejahen 
sie. Wir haben dazu auch in der Regierung Stel­
lung genommen, wir haben dazu draußen Stellung 
genommen und haben erklärt, sie öffnet uns Chan­
cen für die Zukunft. Nur eines darf nicht passieren, 
daß die Steiermark benachteiligt wird. Wenn man 
hineinhorcht in die arbeitende Bevölkerung der 
Obersteiermark; dann spürt man, daß die Leute 
Angst haben. Sie fühlen, daß bei diesem Abkommen 
die Steiermark zu kurz kommt. Ich darf an meinen 
Ort Kindberg erinnern. Auch hier herrscht im Be­
trieb ein außerordentliches Unbehagen. Man be­
fürchtet Härte, man verlangt Ersatzbetriebe. Das, 
was ich gesagt habe, das war in einem SPÖ-Dring-
lichkeitsantrag, der in der Gemeinde Kindberg ein­
gebracht wurde. Man spürt, daß die Politik, so wie 

sie jetzt durchgeführt wird, durchaus nicht zum Se­
gen für die Obersteiermark und zum Segen für die 
Alpine ist. Das ist die Antwort dazu. Kollege Ile-
schitz, befragt in einem Interview, hat erklärt, das, 
was sich heute abspielt mit den großen Erfolgen der 
Kommunisten, das ist ein Alarmzeichen. Herr Prä­
sident, ich unterstütze das. Sie haben das richtige 
Gefühl zum Ausdruck gebracht. Die Bevölkerung 
fürchtet dort, daß sie bei dieser Fusion ins Hinter­
treffen kommt. Warum ist es so weit gekommen? 
Ich darf Ihnen sagen, eine Schuld liegt darin, daß 
der Böhlerbetrieb ein Konzept herausgegeben hat, 
in dem drinnenstand, daß man, wenn man rationell 
denkt, den großen Hochofen in Linz erbauen soll. 
Mit anderen Worten, Alpinegewerkschafter haben 
erklärt, das ist ein Dolchstoß gegen die Alpine. Das 
wäre furchtbar für Donawitz. Es wäre auch furchtbar 
für Kindberg, wenn dieser Plan zur Durchführung 
kommen würde. Da beginnt die Unruhe und Angst. 
(Abg. Premsberger: „Darf ich Sie an ein Gutachten 
erinnern?") 

Wenn ich Sie noch erinnere an den steirischen 
Erzberg. Kollege Schön hat darüber gesprochen, 
daß die jungen Menschen auswandern, weil sie 
kein gutes Gefühl mehr haben. (Abg. Premsberger: 
„Der redet was zusammen!") Zur Zeit der ÖVP-
Regierung hat es diese Unruhe in der verstaatlich­
ten Industrie nicht gegeben. Damals haben wir 
Sorge getragen, daß. der Abbau am Erzberg weiter­
geht. Heute bangt man wieder, weil man weiß, daß 
der Mann, der in Linz dirimiert, für uns und unseren 
Erzberg zu einer Gefahr werden kann. Das ist eine 
Tatsache. (Abg. Grätsch: „Herr Kollege, warum ha­
ben Sie die Wahl verloren?") Herr Kollege Grätsch, 
Sie sind natürlich nervös. Ich verstehe es ja, weil Sie 
die Betriebsratswahlergebnisse zur Kenntnis neh­
men müssen. Oder wenn Sie zur Kenntnis nehmen 
müssen, daß der ORF objektiv berichtet und damit 
Ihre Fehler aufzeigt. Nun möchte ich Ihnen einen 
Rat geben. Es gibt so oft Betriebsversammlungen, 
die vor den Wahlen stattfinden. Was machen Ihre 
Vertreter dort? Zwei bis drei Stunden lang spricht 
man bei diesen Versammlungen gegen den öster­
reichischen Arbeiter- und Angestelltenbund, gegen 
die Christlichen Gewerkschafter. (Abg. Sponer: „Wa­
ren Sie schon bei einer dabei?") In den Betrieben 
gibt es auch Christliche Gewerkschafter, die genauso 
ihre Beiträge bezahlen und da müßte man anneh­
men, daß in solchen Zeiten auch dem ÖAAB ein 
Lebensraum gegeben wind. (Beifall bei der ÖVP.) 
Um diesen bißchen Lebensraum bitten wir Sie. Un­
sere Leute haben Angst. (Abg. Grätsch: „Die haben 
Angst, daß sie diese Wahl auch nicht gewinnen!") 
Aus Erfahrung kann ich sagen, es ist nicht leicht 
für sie. Ich habe sie nicht und ich sage es jederzeit. 
Es ist wahrlich nicht leicht, sich in einem solchen Be­
trieb zu uns zu bekennen. Da muß man manches 
mitmachen. Es gibt so viele Dinge, wie man Leute 
fertigmachen kann im stillen, aber mit Auswir­
kungen, die furchtbar sind, meine Herrschaften. 
Vielleicht wäre es besser, man würde den ÖAAB 
nicht so bekämpfen und würde dorthin schauen, von 
wo die echte Gefahr kommt, das ist von der kom­
munistischen Seite. Die ist zu befürchten. (Beifall 
bei der ÖVP. — Abg. Premsberger: „Man müßte 
Sie bei uns als Lehrer einsetzen!") 
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Wenn Sie eine offene Diskussion durchführen 
würden in den Betrieben, wenn Sie keine Geheim­
niskrämerei betreiben und die sogenannte Trans­
parenz üben würden, dann wäre es für so manchen 
Betriebsangehörigen leichter, die Zusammenhänge 
zu verstehen. Darf ich Ihnen ein Beispiel bringen, 
das in der >,Neuen Zeit" zu lesen war? Da stand 
„ Alpine-VÖEST-Konflikt". Worum ist es da gegan­
gen? Alle Betriebsräte, die vom ÖAAB und auch die 
Sozialisten, haben sich bitter beklagt und haben 
schwerstens dagegen protestiert, daß man in Linz 
bereits Organisationspläne ausarbeitete, die keine 
Arbeitsplatzsicherung für diese Leute boten. 

treten, damit es bei den Betriebsratswahlen zu an­
deren Ergebnissen kommt, bitte ich Sie noch darum, 
für einen Betrieb einzutreten. Es ist der Betrieb 
Schoeller-Bleckmann. Bei Schoeller-Bleckmann in 
Hönigsberg-Mürzzuschlag sind . . . (Landesrat Gru­
ber: „Habt ihr schon ein Mandat erhalten bei den 
Betriebsratswahlen?") Ja, wir haben ein Mandat be­
kommen, obwohl man uns bekämpft hat bis aufs 
letzte. Aber diese Leute sind dagestanden und ha­
ben bewiesen, daß sie trotzdem ihren Mann stehen. 
(Landesrat Gruber: „Toll, ein durchschlagender Er­
folg!" — Weitere unverständliche Zwischenrufe.) 

Und nun bitte ich zum Schluß, Herr Landesrat 
•ftramd^rf-r«±r^xrcbr-aiif-emerr-weiteren--Artikel GruberT—fÄr-^dioeller^aiedanannJn-Jy[üriZuscblag_ 

hinweisen. Es war bei einer Jubilarehrung, ich 
glaube in Donawitz oder Eisenerz, da hat General­
direktor Sernetz . . . (Landesrat Gruber: „Er kennt 
ja niemand, aber reden tut er!") Herr Kollege Gru­
ber, da können Sie unbesorgt sein. Ich kenne die 
alle. Daß man sie kennt, ist selbstverständlich. Ich 
kenne Generaldirektor Steinbauer und alle diese 
Herren. Man interessiert sich letzten Endes. Wir 
dürfen nicht alles ihnen überlassen. Da liegt eis 
nicht immer in 'den besten Händen. (Landesrat Gru­
ber: „Das ist Ihr großer Irrtum!") Dieser Herr Ge­
neraldirektor Sernetz hat erklärt: „Ich bitte euch, 
helft mir in diesen schweren Wochen und glaubt an 
das, was ich durchführe." Meine Damen-und Her­
ren, das ist in der „Neuen Zeit" zu lesen. Wenn der 
Generaldirektor das sagt (Landesrat Gruber: „Dann 
müssen Sie es glauben, das ist klar!"), dann weiß 
er, daß es für ihn nicht einfach sein wird. 

Einige Zeit später liest man vom Arbeiterbe­
triebsratsobmann in Donawitz, der gesagt hat: „Wir 
wollen keine Worte haben, sondern wir wollen 
richtig einmal erfahren, was los ist." Das sagt Ihr 
Mann. Deshalb habe ich eine Bitte an Sie von der 
sozialistischen Seite. Helfen Sie in verstärktem Aus­
maß mit, daß es zu einer Lösung kommt, bei der 
die Interessen der Alpine nicht zu kurz kommen. 
Das ist eine Bitte von mir, aber im stillen ein Auf­
trag aller Arbeitnehmer, die in der Alpine beschäf­
tigt sind. Deshalb der Wunsch, den ich ausspreche. 
(Landesrat Gruber: „Ich kann mich nicht erinnern, 
daß euch so viele gewählt haben, daß sie euch 
einen Auftrag gegeben haben!") Herr Landesrat 
Gruber, nicht dirigieren lassen von Wien, sondern 
eigene steirische Politik. Herr Landesrat Gruber, 
nicht umfallen in Wien, sondern geradestehen. Nicht 
eine doppelte Sprache ausführen, sondern eine klare 
steirische Sprache. Herr Landesrat Gruber, diese stei­
rische Sprache müßte heißen . . . (Landesrat Gruber: 
„Da brauche ich Ihre Demagogie, um irgendwo zu 
stehen, da werde ich noch was von Ihnen lernen! 
Sie haben ja von den Betrieben keine Ahnung!") 
Herr Landesrat! Herr Landesrat! Wenn ich an das 
Böhlerkonzept denke, wo Sie Mitwisser waren, da 
möchte ich Ihnen sagen, schweigen Sie bei dieser 
Alpinefrage. Schweigen Sie! Es ist viel besser für 
Sie! Jawohl, das möchte ich sagen. (Landesrat Gru­
ber: „Sie sind ja in der Schule ein guter Lehrer, 
aber von den Betrieben verstehen Sie nichts, da 
kommen halt Ihre Belehrungen nicht an!") 

Nachdem ich an Sie appelliert habe, endlich stei­
rische Interessen wahrzunehmen und richtig zu ver­

einzutreten, schon deshalb, weil wir erreichen möch­
ten, daß es in Mürzzuschlag zur selben Beruhigung 
kommt wie in Krieglach. (Abg. Dr. Strenitz: „Das 
ist Professor Eichtingers Märchenstunde!") Denn in 
Krieglach ist in der Zeit, wo die ÖVP allein die Ver­
antwortung getragen hat, selbst gegen große Wider­
stände, das Streckreduzierwalzwerk errichtet wor­
den. (Landesrat Gruber: „Großartig!") Und dieses 
Streckreduzierwalzwerk garantiert die Arbeits­
plätze. Es war immerhin eine Investition von 140 
bis 150 Millionen. Herr Landesrat, tun Sie das nur 
nicht heruntersetzen, das haben Sie nicht notwen­
dig! (Landesrat Gruber: „Ich habe gedacht, Sie kom­
men zum Schluß!") Und zum anderen, ich möchte 
Ihnen nur eines sagen, wir haben uns (Landesrat 
Gruber: „Hat die ÖVP das durchgesetzt? Antworten 
Sie mir!"), ja, eine Antwort, aber natürlich (Landes­
rat Gruber: „Hat die ÖVP diese Investition be­
schlossen? Ich frage Sie, geben Sie mir eine Ant­
wort!"). Na hören Sie mich doch an, Sie reden ja 
immer weiter, ich werd's Ihnen gleich sagen, ja las­
sen Sie mich doch reden (Landesrat Gruber: „Wer 
hat sie beschlossen, diese Investition?!" — Abg. 
Dipl.-Ing. Fuchs: „So lassen Sie ihn doch ausreden!"), 
noch immer nicht, noch immer nicht (Landesrat Gru­
ber: „Sie sind so ein guter Lehrer, ruinieren Sie 
nicht Ihren Ruf!" — Abg. Dr. Strenitz: „Leer, Leh­
rer, Oberlehrer!"), ja, ich möchte eine Antwort ge­
ben, Herr Landesrat. Auch damals hat es Bestrebun­
gen gegeben, 'dieses Reduzierwalzwerk woanders 
zu errichten, aber da haben wir uns durchgesetzt 
und es wurde in Krieglach gebaut. (Landesrat Gru­
ber: „Schon während der ÖVP-Alleinregierung ist 
beschlossen worden, daß man nicht ausweicht in 
die Finalindustrie bei der Alpine!" — Abg. Dipl.-
Ing. Fuchs: „Von wem?") Das ist wieder was anders, 
da kann ich auch etwas sagen dazu, natürlich, 
aber Herr Landesrat, auch dazu ein Wort. (Lan­
desrat Gruber: „Wollen Sie es schriftlich ha­
ben?") Ich glaube, jetzt wird es ruhiger. i(Glok-
kenzeichen. Präsident: „Ich bitte, den Redner 
weiterreden zu lassen!") Und jetzt wirklich ab­
schließend, möchte ich sagen, es wurde gesprochen. 
(Abg. Dr. Strenitz: „Zum dritten Mal machen Sie 
jetzt Schluß!") Ja, ich wurde ja gefragt, Herr Dok­
tor, und dann wurde ich noch etwas gefragt. Ja was 
hat die Steiermärkische Ländesregierung mit der 
Industrieförderung getan? Auch hier eine Antwort. 
Man hat z. B. in der Obersteiermark geholfen, daß 
die Firma Schrack in dieses Gebiet kommt und es 
werden etwa 350 bis 400 neue Arbeitsplätze ge­
schaffen. Das ist ein Zeichen, daß 'die ÖVP-Landes-
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politik vorausschauend ist, eben (Landesrat Bam­
mer: „Hallo! Die Firma hat die Gemeinde gebracht, 
der Bürgermeister von Kindberg hat das gemacht, 
die haben allein verhandel t in Wien!"), selbstver­
ständlich auch d ie Gemeinde Kindberg. Und ich darf 
dazu sagen, in dieser Gemeinde Kindberg, in der 
wir ein Verhältnis von 12 zu 13 haben, ver treten 
wir gemeinsam die Meinung, wir müssen diese Fa-
briksgründung, hochgeschätzter Herr Landesrat, för­
dern. Wir wa ren nicht hinten nach, sondern wenn 
Sie diesen Bericht von Schrack lesen, dann werden 
Sie auf Seite 2 oder 3 lesen können, daß über Inter­
vent ion und Vorsprache von Herrn Landesrat 
Peltzmann zum erstenmal auf diesen Betrieb die 
Sprache gekommen ist. Dies zur Klarstellung, ge­
schätzter Herr Landesrat. 

Nun wirklich zum Abschluß. (Gelächter von der 
SPÖ. — Abg. Dr. Strenitz: „Zum viertenmal!") Ja, 
ich wende j a dauernd unterbrochen und gefragt, 
nicht wahr. Diese Unkenrufe, die hier über d ie Lan­
despolitik gesprochen wurden, entsprechen nicht 
den Tatsachen und die Politik, die wir nach unse­
rem Modell Steiermark führen, wird zum Nutzen 
dieses Landes sein. (Beifall bei der ÖVP. — Abg. 
Dr. Strenitz: „Wie gut Sie waren, geht daraus her­
vor, daß während Ihrer Rede Ihre ganze Regie­
rungsfraktion d raußen war!") Ich habe j a für euch 
gesprochen. 

Präsident: Ich erteile dem Abgeordneten Brandl 
das Wort . Der nächste ist der Abgeordnete Ritzin-
ger. 

Abg. Brandl: Hoher Landtag 1 Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! Es ist unbestritten, daß 
der Fremdenverkehr in Österreich, aber auch ge­
nauso in unserem Bundesland Steiermark einen 
Volkswirtschaftszweig ersten Ranges darstellt. Es 
ist ebenso unbestrit ten, daß dieser Volkswirtschafts­
zweig, wenn die Prognosen stimmen, auch sehr 
große Entwicklungsmöglichkeiten hat. Der Fremden­
verkehr ist jedoch keine Einbahnstraße in eine Rich­
tung, es muß ein vielfältiges Angebot vorliegen, 
denn für den Gast sind es zwei Überlegungen, die 
für ihn sehr entscheidend sind. Die ers te Über­
legung, seine persönliche Vorstellung von der Ur­
laubsgestaltung und die zweite Frage, seine finan­
ziellen Möglichkeiten, wieweit er seine eigenen 
Vorstellungen von einer Urlaubsgestaltung ent­
sprechend verwirklichen kann. Ich möchte mich 
ganz kurz j enem Bereich von Gästen, von Urlau­
bern zuwenden, die sich nicht in einer Vollpen­
sion binden lassen wollen, sondern die für sich 
i rgendwie in ihrer Gestaltung frei sein wollen. Wir 
wissen, daß wir heute rund ein Drittel, wenn es 
nicht e twas mehr sind, von Nächtigungen in Pri­
vatzimmern haben, wir wissen auch, daß 5 Prozent 
der Nächtigungen auf Campingplätzen verbracht 
werden. Bei den Privatzimmern müssen wir fest­
stellen, daß dies eine sehr notwendige und zum 
Teil eine sehr erwünschte Nebenerwerbseinnahme 
ist, sowohl im Bereich unserer kleineren Siedler 
als auch vor allem im Bereich der Landwirtschaft, 
ich denke vor allem an die Aktion „Ferien am 
Bauernhof" und dergleichen mehr. 

Es wird vielleicht notwendig sein, daß wir auch 
auf diesem Gebiet größere Anstrengungen machen, 
um zu einer gewissen Qualitätsverbesserung unse­
rer Privatzimmer zu kommen. Ich habe mir daher 
gestattet, den Vorschlag im Finanz-Ausschuß zu 
machen, daß wir auch in Steiermark ein Privat­
zimmervermietungsgesetz schaffen bzw. hier be­
schließen sollten. Es wurde mir von seifen der 
österreichischen Volkspartei gesagt, daß dies nicht 
möglich ist, weil es Bundessache wäre. Ich wohne 
ja bekanntlich an der niederösterreichischen Grenze, 
meine Nachbargemeinde Mitterbach ist eine nieder­
österreichische Fremdenverkehrsgemeinde und ich 
weiß, daß Niederösterreich ein eigenes Landesge­
setz auf diesem Gebiet hat. Dieser Resolutionsan­
trag kommt hier nicht zur Sprache, er hat im Fi­
nanz-Ausschuß nicht die erforderliche Mehrheit ge­
funden. 

Wir sind auch der Meinung, daß wir bei den 
Privatzimmervermietern doch etwas tun sollen, um 
eine gewisse Hilfsstellung zu leisten. Eine Hilfs­
stellung in der Form, daß man mit Kurzseminaren 
auch jenes Wissen vermitteln könnte, das dann auch 
beitragen soll, zu einer gewissen Qualitätsverbesse­
rung zu kommen. 

Der zweite Bereich, Campingplätze, kann ich 
auch hier sagen, daß wir in Steiermark sehr viele 
und sehr schöne Campingplätze haben und daß sich 
aus der Erfahrung heraus auch Investitionen auf 
diesem Gebiet lohnen. In meiner Gemeinde, in Sankt 
Sebastian, ist ein solcher Campingplatz am Erlauf­
see. Wir haben uns hier angestrengt, haben also 
Investitionen vorgenommen und es ist uns gelun­
gen, in >einem Jahr die Einnahmen um 40 Prozent 
zu steigern. Das ist der Beweis dafür, daß auch auf 
diesem Gebiet manches noch geschehen kann. Und 
nun zu einem weiteren Bereich, der in jüngster 
Zeit sehr aktuell gewesen ist, der zum Teil das 
Lieblingsthema unseres Landesfremdenverkehrsre­
ferenten, des Herrn Landeshauptmannstellvertreters 
Wegart , ist. Das Thema ist leicht zu erraten. Es sind ' 
die Apartmentbauten. Ich möchte in diesem Zu­
sammenhang sagen, nicht allein die Frage und das 
Problem der Apartments, sondern wir m ü s s e n . . . 
(Landeshauptmann: „Kein Lieblingsthema! Es muß 
unter Anführungszeichen gesetzt werden!") Ich bin 
vielleicht falsch verstanden worden. Ein oft auf­
gezeigtes Thema. Ich würde in diesem Zusammen­
hang sagen, überhaupt das Problem der Ferien­
wohnungen. Ich glaube, daß es auch hier notwen­
dig ist, nicht eine gefühlsbetonte, sondern eine 
sachliche Feststellung zu machen. Es ist nun ein­
mal, und das ist verständlich, das Bestreben vieler 
Städter, hinauszukommen aus ihren Steinwüsten 
und i rgendwo in der natürlichen Landschaft die 
Möglichkeit zu haben, ihr Wochenende zu verbrin­
gen, den Urlaub zu verbringen. Die Fremdenver­
kehrsgemeinden wissen ein Lied davon zu singen. 
Sie wissen, wie s tark der Andrang ist und wie an 
allen möglichen und unmöglichen Stellen versucht 
wird, durch Parzellierungen hier wesentlich bei­
zutragen, daß unser Landschaftsbild sehr stark auch 
auf dem Gebiet gestört wird. Es sind Parzellenab­
verkäufe, wo es sehr schwer für die Baubehörde 
möglich ist, i rgendwie dagegen einzuschreiten und 
wo es zum Teil für die Natur- und Landschafts-
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schutzbehörden schwierig und~ problematisch ist. 
Die Bürgermeister kennen das Problem. Wenn ich 
in der Zeitung richtig gelesen habe, hat der Bür­
germeister von Spital am Semmering das Problem 
am Landesfremdenverkehrstag aufgezeigt. Er liegt 
auch in dem Einzugsbereich aus dem Wiener Raum 
und weiß genau, was auf ihn zukommt. Ich möchte 
sagen, daß es hier in erster Linie eine Frage der 
Raumordnung, eine Frage der Flächennutzung ist, 
weil es selbstverständlich ist, daß es hier gewisse 
Grenzen geben muß. 

Es wird auch zum Teil gesagt oder die Behaup­
tung sehr häufig aufgestellt, daß nun diese Apart-

^ments£uche^ejLeinbjdchLIdi_^ 
wo es eine Seuche gibt, dort muß ein Bazillus sein. 
Das ist selbstverständlich. Das ist der Ausgangs­
punkt. Es hat angefangen im Westen; sehr stark 
in Tirol, sehr sehr stark in Salzburg und natür­
lich auch in Kärnten, überall dort an den schönsten 
Plätzen und Orten unserer Fremdenverkehrsgebiete, 
zum Teil in Dimensionen, die weit über das hin­
ausgehen, was noch natürlich verkraftbar ist. Ich 
möchte hier, ohne im Detail allzu lange zu sein, zu­
sammenfassend folgendes sagen. Wenn man sich 
die Dinge sehr genau und sachlich überlegt, dann 
muß man zu dem Schluß kommen, daß man sowohl 
bei den Apartments als auch bei den Ferienwoh­
nungen kein generelles Ja, aber auch kein gene­
relles Nein sagen kann. Ich glaube, das ist eine 
sehr entscheidende Frage. Es erscheint mir auch 
nicht ganz zweckmäßig, daß an die Bürgermeister 
gewisse Drohungen ausgesprochen werden, sie wer­
den dann keine Förderungsmittel bekommen. Damit 
ist das Problem nicht gelöst. 

Ich möchte hier versuchen, ganz kurz ein paar 
Punkte aufzuzeigen, wo ich glaube, daß wir hier 
zu einer richtigen und vernünftigen Entwicklung 
kommen könnten. Erstens. Der Schutz unserer Er­
holungslandschaft hat unbedingt Vorrang. Ich 
glaube, da sind wir einer Meinung hier in diesem 
Haus. Keine willkürlich ausgesuchten Bauplätze 
für Ferienwohnungen in den schönsten Gegenden 
unseres Landes. Das bedingt, daß wir natürlich ra-
schestens Vorsorge durch gesetzliche Maßnahmen 
sowohl in der Raumordnung als~äuch im Land­
schaftsschutz treffen müssen. Es ist durchaus ver­
tretbar, daß man in dafür geeigneten Gemeinden 
eben Bauflächen in geordneter Form für Ferien­
wohnungen zur Verfügung stellt. 

Dann noch eine zweite Frage. Bei der Einreihung 
geplanter Ferienwohnungsprojekte vor der Ertei­
lung der Widmungs- und Baugenehmigung Bera­
tungen im Gemeinderat durchzuführen, um hier auf 
breiter Basis zu einer Diskussion zu kommen, diese 
Frage im gesamten im Gemeinderat abzusprechen, 
um nicht nachher die Schwierigkeiten innerhalb des 
Gemeinderates und die Schwierigkeiten nach einer 
Entscheidung des Bürgermeisters als Baubehörde 
erster Instanz zu haben. 

, Dann bin ich drittens der Meinung, daß auch die 
Bürgermeister heute schon als Baubehörde erster 
Instanz verschiedene Möglichkeiten haben, die ge­
setzlich fundiert sind, daß sie bei Vorliegen solcher 
Projekte Vorsorgen dafür, daß die Gemeinden nicht 
belastet werden, daß ihnen all diese Dingen von 

denen man redet, mit dem Ausbau der Infrastruk­
tur nicht nachher auf den Kopf fallen, sondern daß 
man vorher schaut, daß eine entsprechende Ab­
sicherung getroffen wird. 

Viertens könnte ich mir vorstellen, daß auch der 
Hohe Landtag jenen Gemeinden, in denen Ferien­
wohnungen bereits bestehen oder in weiterer Zu­
kunft entstehen werden, dadurch helfen könnte, 
daß er sich entscheidet, durch ein eigenes Gesetz 
eine Abgabe für Ferienwohnungen festzulegen. 

Ich habe versucht, in diesen Ausführungen zu einem 
Problem Stellung zu nehmen, das mit dem stei­
genden Wohlstand immer stärkere Bedeutung, im-
mer stärkere Auswirkungen bekommen wird. Ich 
habe auch versucht, einige Lösungsmöglichkeiten 
auf diesem Gebiet vorzuschlagen. Ich danke. (All­
gemeiner Beifall.) 

Präsident: Der Herr Abgeordnete Stoißer hat 
sich zu einer kurzen tatsächlichen Berichtigung zu 
Wort gemeldet. Ich erteile ihm nach der Geschäfts­
ordnung § 37 das Wort. 

Abg. Ing. Stoißer: Der Herr Abgeordnete Gross 
hat vorhin erklärt, daß meine Zitierung des Vize­
kanzlers Häuser nicht richtig wäre. Ich stehe aber 
weiterhin zu meiner Behauptung und zitiere die 
„Salzburger Nachrichten" vom 25. September etwas 
erweitert als vorhin: „Zwar trete er und seine Par­
tei nur für die Verstaatlichung der Schlüsselindu­
strien ein, doch könnte sich unter Umständen die 
Notwendigkeit für eine weitere Verstaatlichung 
ergeben." Als Beispiel meinte er nicht, wie hier 
vom Kollegen Gross gesagt wurde, die Elektro­
industrie, sondern die Arzneimittelerzeuger. 

Präsident: Ich erteile dem Herrn Abgeordneten 
Ritzinger das Wort. 

Abg. Ritzinger: Hohes Haus! Meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren! Die Fluggastfrequenz 
des Grazer Flughafens Thalerhof nimmt einen sehr 
guten Verlauf. 1971 war die Fluggastfrequenz 
56.000, 1972 bis jetzt ca. 75.000. Die Frachtrate ist 
von 1971 auf 1972 um 280 Prozent gestiegen. Diese 
Zahlen beweisen, daß der Bau der Verlängerung 
der Landebahn eine unerläßliche Notwendigkeit ist. 

Aber etwas anderes noch, meine Damen und Her­
ren. Der Flughafen Graz-Thalerhof hat uns hier im 
Hohen Haus und auch die Öffentlichkeit in letzter 
Zeit doch bereits einige Male befaßt und beschäf­
tigt. Eigentlich immer mehr oder weniger negativ. 
Zuerst war es der aufwendige und protzige Bau 
des Flughafengebäudes, im Anschluß daran waren 
es dann die aufgetretenen Baumängel, dann ging 
es um den Luftkrieg zwischen Wien und Graz und 
zwar wegen des grenzüberschreitenden Luftver­
kehrs, später war es dann und zwar vor nicht all-
zulager Zeit haben wir Gelegenheit gehabt, aus 
der Presse pikante Details zu entnehmen über die 
Praktiken des Geschäftsführers und seine Tüchtig­
keit, Eignung und Fähigkeit und zum Schluß war 
es die Vorgangsweise, bei der Verlängerung der 
Landebahn, nämlich bei den Grundablösen. Was 
ich aber heute hier in diesem Hohen Hause er­
fahren möchte, ist folgendes. •Im Sommerflugplan 
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1971 der Lufthansa war bereits eine Ankündigung 
vorhanden, daß eine Linie eröffnet wird und zwar 
von Frankfurt d i rekt nach Graz und zurück. Die 
Lufthansa hat aber auch 1971 einen Prospekt auf­
gelegt mit dem Slogan „Willkommen in Graz, im 
weltweiten Lufthansa-Netz". Das war, das werden 
wir doch alle zugeben, für uns erfreulich und wir 
haben eigentlich immer gewartet, bis also die erste 
Lufthansa-Maschine dieser Linie in Graz landet. In 
der Zwischenzeit sind Monate vergangen und keine 
Maschine ist noch gelandet. (Abg. Dr. Heidinger: 
„Das wa r anscheinend eine Bruchlandung!") 

Ich möchte also fragen und zwar ganz konkret, 
warum diese Linie nicht zustande gekommen ist. 
Diese Linie und das Nichtzustandekommen soll — 
so hört man — darauf zurückzuführen sein, daß man 
sie von österreichischer Seite abgelehnt hat. Außer­
dem weiß ich aber konkret, daß es die Steiermär-
kische Landesregierung nicht war, daher frage ich 
jetzt, war es der Herr Verkehrsminister, waren es 
die Verantwortlichen der Stadt Graz, oder wer 
war es sonst? Ich ersuche, mir diesbezüglich Ant­
wort zu geben und ersuche gleichzeitig die Steier-
märkische Landesregierung, Aktivität zu entwik-
keln, damit die Lufthansa mit einer direkten Linie 
Graz anfliegt. Das wäre eigentlich das wesentliche 
meiner Wortmeldung gewesen, aber ich muß eines 
sagen, d e r Herr Kollege Gross hat j a so wunder­
bare Ausführungen gebracht, daß man also nicht 
umhin kann, doch ganz kurz etwas dazu zu sagen. 
Kollege Gross, ich kann mir vorstellen, in welch 
unguter Situation Sie sich als Gewerkschafter be­
finden, jetzt sozusagen die Bundesregierung und 
alles das zu verteidigen. Eines steht auf alle Fälle 
fest, daran können wir rütteln, wie wir wollen. 
Ich sage Ihnen noch etwas vorher. Wir bedauern 
es, daß es so ist und zwar, weil es uns j a genau­
so geht. Es steht fest, daß Österreich heute in der 
Preisentwicklung im Spitzenfeld steht. (Abg. Gross: 
„Das stimmt nicht!") Und wenn Sie hier sagen, Sie 
haben flankierende Maßnahmen getroffen, Ihre Re­
gierung, so ist das richtig, aber ich sage Ihnen, Sie 
haben zuerst die Tarife erhöht und dann viel zu 
spät diese flankierenden Maßnahmen beschlossen. 
Nicht wahr, wie es zu spät war. (Abg. Gross: 
„Sieben Jahre habt ihr beim Strompreis nichts ge­
macht.") Ja, aber der Zeitpunkt, Kollege Gross, war 
nicht in Ordnung, das müssen Sie doch selbst zu­
geben. Und jetzt das nächste, schauen Sie, Sie 
haben eine wunderbare Vernebelungstaktik, ich wun­
dere mich überhaupt, daß es Leute gibt, die Ihnen 
das glauben. Ich muß Ihnen das ehrlich sagen. Es 
ist eine Vernebelungstaktik, wenn man sagt, uns 
sind lieber, so sagen Sie es doch, 2 bis 3 Prozent 
Preissteigerung als auf der anderen Seite 2 bis 
3 Prozent Arbeitslosigkeit, Herr Kollege Gross, bitte, 
ich mein' wir sind doch letzten Endes alle nicht so 
dumm, Sie wissen es ja letzten Endes auch, daß 
wir in unserem Lande über 200.000 Fremdarbeiter 
haben, da kann man doch nicht mit dem Feuer der 
Arbeitslosigkeit zündeln (Abg. Loidl: „Das geht 
schneller, als d u denkst!"), wenn auf der anderen 
Seite Arbeitskräfte gebraucht werden. Das glaubt 
Ihnen doch niemand. (Abg. Premsberger: „Wie wol­
len Sie die Bundesbahn modernisieren, wenn das 
Defizit immer größer wird, der Bacher verlangt beim 

Rundfunk auch eine Erhöhung!") Ja , Herr Kolllege, 
entschuldigen Sie, Sie kr iegen es ja doch über das 
Bundesbudget, oder nicht? 

Und zum dritten, folgendes: Der Kollege Gross, 
das muß man auch noch sagen, Sie sind ein red­
licher Bursche und ein mutiger Mann, aber e r 
hat von seinem großen Herrn und Meister schon 
sehr viel gelernt. Nämlich, große Ankündigungen 
zu machen und ganz kleine Taten folgen zu las­
sen. Er hat also gesprochen von der großen Lohn­
steuerreform. Ja, Herr Kollege Gross, alles recht 
und schön, erstens darf ich Ihnen sagen, auch als 
Gewerkschafter jetzt, s ie i s t zu spät, sie wäre 
schon längst 1970 fällig gewesen, ganz offen ge­
sprochen. Zweitens, daß sie was kostet ist richtig, 
aber auf der einen Seite geben Sie und auf der 
anderen Seite nehmen Sie. Geben ist richtig mit 
der Lohnsteuerreform, der Einkommensteuerreform, 
aber nehmen tun Sie mit der Endverbrauchsteuer, 
mit der Mehrwertsteuer, indem Sie anstatt 14 Pro­
zent 16 Prozent verlangen. 

Und abschließend, Herr Kollege Gross, folgendes. 
So großzügig und so wie Sie und Ihre Partei tut, 
ist diese Lohnsteuer- und Einkommensteuerreform 
nicht, das wissen Sie selbst ganz genau. Und zwar 
werde ich Ihnen das in zwei Sätzen charakterisie­
ren. Alles das, was die Steuerreform dem Arbeit­
nehmer als Vorteil bringt, wird vom Herrn An­
drosch und Ihrer Regierung stabilisiert und alles 
das, wofür der Arbeitnehmer zu zahlen hat und 
zwar laufend zu zahlen hat und was ihm zum Vor­
teil gereicht, wird dynamisiert. (Beifall bei der 
ÖVP. — Abg. Gross: „Der Bundesvorstand des 
ÖGB hat die Steuerreform gutgeheißen, auch mit 
den Stimmen der ÖVP!") 

Präsident: Ich erteile das Wort dem Abgeordne­
ten Buchberger. Als nächster Redner ist der Abge­
ordnete Loidl vorgemerkt. 

Abg. Buchberger: Meine sehr verehr ten Damen und 
Herren! Es war in der letzten Zeit immer wieder 
möglich, dank der Unterstützung der Landesregie­
rung in verschiedenen dezentralen Gebieten un­
seres Landes neue Betriebe und Arbeitsstätten zu 
schaffen. Und es ist vor allem auch in der letzten 
Zeit immer wieder gelungen, bereits bestehende 
Betriebe entsprechend aufzustocken und auszubauen 
oder ihnen die Möglichkeit eines Ausbaues zu ge­
währen. Und ich darf auch in dem Zusammenhang 
eines sagen, daß ich als Weizer die Feststellung 
machen kann, daß es auch im Laufe der letzten 
Jahre, nicht erst der letzten zwei Jahre, sondern 
der letzten drei, vier J ahre möglich war, auch die 
Situation im Werk der Elin Weiz entsprechend zu 
konsolidieren. Und Sie kennen ja die Situation im 
Werk Weiz, wo man versucht hat, dort eine Ar­
beitsteilung zu treffen, insofern, daß man den Klein­
motorenbau nach Wien abgeschoben hat und der 
Meinung war, der Großmotorenbau, der wäre in 
Weiz am richtigen Platz. 

Meine sehr verehr ten Damen und Herren, wie 
ist jetzt die Situation? Wir müssen leider die Fest­
stellung machen, daß der Kleinmotorenbau in Wien, 
der von der Elin Weiz nach Wien verlegt worden 
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ist, dort nicht konkurrenzfähig ist und daß wir. am 
Sektor des Großmotorenbaus in der Elin in bezug 
auf die Generatoren und Transformatoren nun die 
paradoxe Situation vorfinden, daß wir auf dem 
Sektor des Abtransportes dieser Großmaschinen 
die größten Schwierigkeiten haben. Es ist inter­
essant, daß man erst jetzt auf diese Umstände 
drauf kommt. Man muß jetzt die Feststellung ma­
chen, daß man diese Großmaschinen durch den 
Tunnel Richtung Graz nicht durchbringt. Und man 
kommt jetzt drauf, daß die Traglast des Oberbaues 
auf der Wechselbahnstrecke zu schwach ist. Und 
Versuche und Überprüfungen haben ergeben, daß 
es notwendig sein wird in der nächsten Zeit, das 
"wnc^eirrerlrebensfrage des~J5rinw erkes-i ir-Weiz-seüv 
nun diesen Oberbau entsprechend auszubauen. Und 
ich danke dir, Herr Landeshauptmann, daß du dies­
bezüglich Initiativen entwickelt hast und ich möchte 
dich im Interesse der Arbeitnehmer des Elinwer-
kes und der dort wohnenden Bevölkerung bitten, 
beim Minister Frühbauer wiederum vorstellig zu 
werden (Landeshauptmann Dr. Niederl: „Habe ich 
bereits getan!"), daß die notwendigen Mittel, man 
schätzt ungefähr 200 Millionen Schilling, für diesen 
Zweck in der nächsten Zeit freigestellt werden. Herr 
Landeshauptmann, ich darf dir dafür recht herzlich 
danken. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
bin kein Betriebsrat in der Elin, aber ich hä t te 
eine Bitte, ich hät te gar nicht die Chance, wenn 
ich auch beschäftigt wäre in der Elin, als Betriebs­
rat kandidieren zu dürfen, weil ich nicht die rich­
tige Farbe habe, meine sehr Verehrten. In der 
Elin in Weiz ist es nur zwei Fraktionen seit eh 
und je möglich gewesen und nur diesen zweien, 
alle anderen, d ie es versucht haben, sind hinaus­
geflogen. Ich könnte Ihnen Namen der Reihe nach 
nennen. (Abg. Gross: „Namen nennen!") Buchgraber 
Ernst. Er hat versucht, eine Liste aufzustellen. Ihm 
war es möglich, 25 Unterschriften zu erreichen. Die 
restlichen fünf waren nicht mehr möglich, weil man 
in der Elin erfahren hat, daß einer von uns unter­
wegs ist, die Unterschriften zu sammeln. Dann hat 
man gesagt, wer noch unterschreibt, der muß mit 
allen Dingen rechnen. Der von uns genannte Spit­
zenkandidat hat beim Marko in Weiz in aller Be­
scheidenheit anfangen müssen. 24 Jahre war er in 
der Elin beschäftigt. Ein zweiter, der genauso ge­
gangen worden ist, hat angefangen in der Anato­
mie im Landeskrankenhaus in Graz. Was dort für 
Arbeitsbedingungen sind, wie schwierig dort eine 
Arbeit ist, das können Sie sich vorstellen. Seiner­
zeit auch schon einer, meine sehr Verehrten. Der 
ist in St. Peter seit zehn Jahren beschäftigt. (Zwei­
ter Präsident Ileschitz: „Aber, aber, hören Sie doch 
auf damit!" — Abg. Dr. Dorfer: „Traurig, traurig!") 

Ich hätte eine Bitte, meine sehr Verehrten. Un­
terstützen Sie die in Bedrängnis geratene sozia­
listische Fraktion in der Elin in bezug auf den 
Lohnausgleich mit den Beschäftigten in Wien. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Es gibt ja wenige Fälle, daß man Betriebsräte 
einfach aus einem Betrieb hinauspikt. Herr Prä­
sident, weil ich Sie gerade vor mir sehe, wenn ich 
an den Fall Knoll denke. Das war ein frei gewähl­
ter Betriebsrat. Der ist auch hinausgeflogen. (Zwei­

ter Präsident Ileschitz: „Lieber Freund, das war 
e in Gerichtsverfahren; das ist doch eine unerhörte 
Frechheit so etwas!") Solche Dinge findet man, 
wenn man will. Ich sage das im Interesse der Ar­
beitnehmer der Elin in Weiz, weil dort keiner die 
Möglichkeit hat, diese Frage aufzuzeigen. (Beifall 
bei der ÖVP. — Zweiter Präsident Ileschitz: „Das 
war ein Gerichtsverfahren! Das ist eine unerhörte 
Frechheit!") 

Ich darf Ihnen sagen, bei uns im Raum Weiz 
gibt es keine Berufsinteressen oder politischen Mei­
nungsdifferenzen. Bei uns ist es so, wenn einer das 
Vertrauen hat, wird er auch von den Sozialisten 
gewählt, wenn ich an verschiedene Gemeinderats-
^w"airteTrteT[keT^Be±fairhbBrdeT"ÖVp7) 

Wenn schon ein. in der Elin Beschäftigter nicht 
die Möglichkeit hat, die Meinung zu sagen, so 
fühle ich mich dazu berufen, diese Meinung wei­
terzugeben. (Zweiter Präsident Ileschitz: „Lieber 
Freund, jetzt sage ich Ihnen etwas, wir halten uns 
an eine gerichtliche Entscheidung!" — Landesrat 
Bammer: „Eine Verleumdung ist das!") Ich hätte 
noch eine Bitte. (Landesrat Bammer: „Nur nicht 
bitten, verleumdet hast du uns vorher!" — Zweiter 
Präsident Ileschitz: „Er fordert zu einem offenen 
Rechtsbruch heraus!") Abschließend. hätte ich noch 
eine Bitte. Ich möchte die sozialistische Fraktion im 
Landtag ersuchen, ihre in Bedrängnis geratenen 
Kollegen in der sozialistischen Fraktion im Be­
triebsrat in der Elin zu unterstützen in bezug auf 
den Lohnausgleich mit den Beschäftigten in Wien. 
Meine Herren, unterstützen Sie die sozialistische 
Fraktion, ansonst passiert es bei den nächsten Be­
triebsratswahlen, daß sich die Kommunisten im 
Betriebsrat bis zum Obmann installieren. Wir wol­
len dies doch gemeinsam verhindern. (Beifall bei 
der ÖVP. — Landesrat Bammer: „Vor zwei Tagen 
habt ihr die Kommunisten beklatscht!") Es ist eine 
Zumutung, wenn Sie sagen, daß wir die Kommu­
nisten unterstützen. Ich verwahre mich dagegen! 
(Abg. Prof. Dr. Eichtinger: „Bei Festreden werden 
die Gewerkschaften gelobt! Dort aber dürfen sie 
nicht reden!" — Weitere unverständliche Zwischen­
rufe.) 

Präsident: Ich erteile dem Abgeordneten Loidl 
das Wort. 

Abg. Loidl: Meine Damen und Herren! Ich finde 
es eigenartig, daß ein Vertreter der Landwirt­
schaft . . . (Zahlreiche unverständliche Zwischenrufe.) 
Ich möchte mich jetzt auf dieses Gebiet nicht be­
geben. Ich könnte Ihnen als Vertreter . . . (Zahlreiche 
unverständliche Zwischenrufe.) Ich könnte Ihnen 
als Vertreter einer Gewerkschaft, d ie mit keinem 
verstaatlichten Betrieb zu tun hat, wo es sich aus­
schließlich um Privatunternehmer handelt, eine 
ganze Reihe von Fällen zeigen, wo mit rücksichts­
loser Brutalität verhindert wird, daß überhaupt 
ein Betriebsrat erstellt wird. Es würde mir nie 
einfallen, für eine solche Vorgangsweise e twa den 
Wirtschaftsbund, die Industriellenvereinigung oder 
die Innung oder gar die ÖVP verantwortlich zu 
machen. Dafür sind die betreffenden Unternehmer­
persönlichkeiten zur Verantwortung zu ziehen und 
wir tun das auch im Rahmen unserer Möglichkei-



29. Sitzung des Steierm. Landtages, VII. Periode — 5., 6. und 7. Dezember 1972 1071 

ten. Das möchte ich zu dieser Sache sagen. Das 
sind Tatsachen, die eben vorhanden sind. Ich möchte 
noch ein paar Wor te . . . (Abg. Dipl.-Ing. Fuchs: 
„Genauso wie es da und dort einen üblen Unter­
nehmer gibt, hat es da und dort einen Betriebsrat 
gegeben, der sich nicht so benommen hat, wie es 
sich für e inen Demokraten geziemt!" — Landesrat 
Bammer: „Das war eine Verleumdung!" — Abg. 
Dipl.-Ing. Fuchs: „Das war keine Verleumdung!") 
Wir gehen in einem solchen Fall zum Einigungsamt, 
das dafür zuständig ist und wir beugen uns dann 
dem Spruch des Einigungsamtes. Ebenso muß sich 
der Unternehmer diesem Einigungsamtsspruch beu­
gen. 

Nun zu Ihnen, Kollege Stoißer, weil Sie uns an­
gesprochen haben und gesagt haben, wir hätten zu 
wenig Verständnis für die Sorgen und Nöte der 
Gewerbetreibenden. Ihr Betrieb würde, wenn er 
organisiert wäre, zu uns gehören. Ich weiß, welche 
Schwierigkeiten auch gerade d ie Gewerbetreibenden 
haben. 

Wir führen alle zwei Jahre Lohnverhandlungen. 
Wir sitzen Tage und Nächte beisammen. Wir sind 
sehr geduldig. Der Kommerzialrat Urban braucht 
drei Stunden, um uns anzujammern, wie schlecht 
es ihm geht und wie furchtbar es ist, wieder etwas 
geben zu müssen. Wir haben die Übung, daß wir 
nach diesen zwei Stunden ins Geldtascherl greifen 
und ihm einen Schilling hinüberschieben über den 
Tisch und er kassiert das lächelnd ein. (Landesrat 
Peltzmann: „Ihr jammert beide! Der eine will 
mehr haben, der andere will nichts hergeben!") 
Natürlich. Tatsache ist, daß es ihnen, ob nun Ge­
werbetreibender oder Industrieller oder auch Arbei­
ter, das weiß ich auch ganz genau, noch nie so gut 
gegangen ist im allgemeinen gesehen, als das der­
zeit der Fall ist. (Abg. Ing. Stoißer: „Ich habe 
nicht gesagt, daß es uns schlecht geht, ich habe 
darauf hingewiesen, daß die kleinen Gewerbetrei­
benden verunsichert werden!") 

Und wenn man Ihnen zugehört hat, ich stelle 
mir vor, das ist ein Zuhörer, der es ausgehalten 
hat hier drei Tage lang, der muß doch das Ge­
fühl haben, daß in Österreich die größte Mißwirt­
schaft herrscht, daß es drunter und drüber geht 
und daß es den Leuten noch nie so schlecht gegan­
gen ist als jetzt; nie so schlecht den Unternehmern, 
nie so schlecht den Bauern und nicht so schlecht 
letzten Endes den Arbeitern. Ich will mich da orien­
tieren, weil ich e twas wirre geworden bin, wie es 
nun wirklich ausschaut. Und was mache ich, ich 
nehme die Wirtschaftsberichte des Institutes für 
Wirtschaftsforschung, im Vorstand sitzt der Herr 
Landeshauptmann drinnen, es sitzen also Repräsen­
tanten aller Parteien, der Präsident Sallinger, der 
Präsident Hrdlicka sitzt drin, es ist das bestimmt 
eine objektive Berichterstattung und in jedemMonat 
überschrieben: „Die Wirtschaftslage in Österreich". 
Und da habe ich mir jetzt herausgesucht drei Mo­
nate im zweiten Jahr der ÖVP-Alleinregierung mit 
absoluter Mehrheit und drei Monate der SPÖ-Allein-
regierung mit absoluter Mehrheit. Und zwar August, 
September, Oktober, das ist das aktuellste. Aber 
ich möchte noch etwas sagen. Ich bin nicht der 
Auffassung, daß alles, was damals schlechter oder 

schlecht war, die alleinige Schuld der Österrei­
chischen Volkspartei ist. Ich wage auch zu be­
haupten, daß nicht alles, was jetzt so gut ist, oder 
wir es als gut bezeichnen, nur das alleinige Ver­
dienst der sozialistischen Regierung ist. Was ich 
will, ist, nur klarzustellen, ob das stimmt, was Sie 
sagen, daß es jetzt so schlecht ist, schlechter, als es 
jemals zuvor war (Abg. Jamnegg: „Das ist ein 
Irrtum!" — Abg. Stoißer: „Ich habe nicht gesagt, 
daß es uns schlecht geht, ich habe darauf hinge­
wiesen, daß die kleinen und mittleren Gewerbe­
treibenden verunsichert werden!") Aber schauen 
Sie, gut und schlecht, das ist ja alles relativ, uns 
geht es beileibe noch nicht so gut, wie wir uns 
das wünschen, vielleicht Ihnen auch nicht. Sie kön­
nen doch nicht behaupten, daß jetzt eine Mißwirt­
schaft betrieben wird, denn wenn das so wäre, 
wie Sie es behaupten, dann müßte es uns schlecht 
gehen. (Abg. Dr. Dorf er: „Eine Gefälligkeitswirt­
schaft!") Was ist eine Gefälligkeitswirtschaft? Ist 
es eine Gefälligkeit, wenn man Schulfreifahrten gibt, 
ist es eine Gefälligkeit, wenn man eine Steuermil­
derung macht, ist es eine Gefälligkeit, wenn man 
für die Gesundheit etwas tut, ja, sagen Sie, was 
man nicht tun soll, wo wir nicht gefällig sein sollen, 
gerade Sie, wo Sie ununterbrochen lizitieren und 
noch mehr lizitieren auf allen Gebieten, die nur 
möglich sind. Aber ich möchte Ihnen jetzt das ge­
genüberstellen, ganz ruhig und sachlich und Ihnen 
dann selbst das Urteil überlassen, oder dem Zu­
hörer, der also nicht befangen ist. 

Da haben wir den August 1967, ich sage noch 
einmal, nicht alles Schuld der ÖVP. Konjunktur 
unveränder t schwach, s tagnierende Industriepro­
duktion, schrumpfendes Stellenangebot, Arbeits­
losigkeit nur wenig höher als im Vorjahr, die Nah­
ostkrise war damals und hat den Groß- und Ein­
zelhandel belebt, die Zahlungsbilanz trotz geringe­
rer Erträge im freien Verkehr weiter aktiv, Ver­
braucherpreise infolge Verteuerung der Saison­
produkte 4,3 Prozent höher als im Vorjahr, das 
haben Sie nicht gemerkt. Kommen wir zu 1972 
((Abg. Dr. Dorfer: „Das ist ein schlechter Ver­
gleich!") August 1972: Höchststand der Beschäftigten 
2,430.000, s tarke Zunahme der Fremdarbeiter, ge­
ringere Abwanderung in die Bundesrepublik, kräf­
tige Industrieproduktion und anhaltender Bauboom, 
schwächerer Energieverbrauch, Belebung der Ex­
porte, verstärkter Preisauftrieb, günstige Entwick­
lung der Bundesabgaben, lebhafte Spartätigkeit, 
also wie es Leuten, die mehr kaufen und auch noch 
mehr sparen können, schlecht geht, das müssen 
Sie mir nicht erklären — starke Expansion usw. 

September 1967, Wachstum weiterhin 2 Prozent, 
meine Damen und Herren, sinkende Nachfrage nach 
Arbeitskräften, Konsum und Investition anhaltend 
schwach, Ver teuerung von Saisonprodukten über­
deckt Beruhigung des Preisauftriebes und eine ge­
ringe Lohnbewegung. September 1972, also machen 
Sie den Sprung mit uns. Bruttonationalprodukt 
wächst kräftig weiter, erstmals mehr als 200.000 
Gastarbeiter, lebhafter Konsum, Belebung des 
Außenhandels, s tarke Zunahme der Währungsre­
serven, Beschleunigung des Preisauftriebes und 
kräftige Tariferhöhungen. Das waren die Tarif-
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erhöhungen, von denen hier schon so oft gespro­
chen wurde. Und nun haben wir den Oktober 1967: 
weitere Abschwächung der Konjunktur, Industrie­
produktion niedriger als im Vorjahr, höhere Ar­
beitslosigkeit, so schnell, meine Damen und Herren, 
kann es mit den Arbeitslosen gehen, Verteuerung 
zahlreicher Dienstleistungen, erhöhter Verbraucher­
preisindex und vor neuer Lohnwelle. 

Meine Damen und Herren, und jetzt kommt das 
Jahr 1972, Oktober 1972 der SPO-Alleinregierung: 
saisonwidrige Zunahme der Beschäftigung, kräftige 
Industrie- und Baukonjunktur, Belebung der In­
dustrie- und Exportnachfrage, Exportzuwachs über-
-trifft erstmals-seit zwei Jahren Tmpiulzuwachs,_gün^ 
stige Entwicklung der Bundesabgaben, Preisauf­
trieb auf den Verbrauchermärkten ungebrochen. 
Meine Damen und Herren, ich glaube, man braucht 
dem nichts mehr hinzuzufügen, man wird sich eben 
damit abfinden müssen, daß die sozialistische Re­
gierung keine Mißwirtschaft betreibt. Wir können 
Sie nicht daran hindern, meine Damen und Herren 
der ÖVP, daß Sie überrascht sind, aber daß Sie das 
bedauern, ist doch nicht gut möglich, weil ja da­
von die ganze Bevölkerung betroffen wäre und was 
Ihnen bleibt — und das haben Sie auch zur Ge­
nüge versucht hier zu tun — das ist, sich wie ein 
Ertrinkender förmlich an einen Strohhalm zu klam­
mern, dieses weltweite Problem der Teuerung. 
(Abg. Jamnegg: „7,4 Prozent! Das ist kein Stroh­
halm mehr!") Meine Damen und Herren, uns Ge­
werkschaftern glaubt bestimmt jeder, daß wir uns 
ununterbrochen damit beschäftigen und bereit sind, 
das Menschenmögliche zu tun, um die relative Sta­
bilität zu erreichen, wir sind ja am meisten daran 
interessiert. 

Aber, meine Damen und Herren, wenn man Ihre 
Propaganda, wenn man Ihre Lizitationspolitik, die 
Sie überall in einem noch nie dagewesenen Aus­
maß betreiben, betrachtet, so kommt einem ein­
fach der Verdacht, daß Sie innerlich hoffen, daß 
die Stabilisierungsmaßnahmen nicht den erwünsch­
ten Erfolg haben, denn, meine Damen und Herren 
von der ÖVP, sonst könnten Sie nichts anderes 
mehr tun als in dem vielen, was in der kurzen 
Zeit gemacht wurde, jeweils ein Haar in der Suppe 
zu suchen und natürlich auch manches Mal eines zu 
finden. Aber das ist halt zu wenig für eine so 
große Partei. Und bis jetzt sind Sie uns auch den 
Beweis schuldig geblieben und das haben auch die 
heutigen Debatten nicht geändert, daß Sie die Sta­
bilisierungsmaßnahmen wirklich und aus innerer 
Überzeugung unterstützen wenden. Aber glauben 
Sie mir, die Wähler wissen es ganz genau, von 
wem und wie letzten Endes die Verbraucherpreise 
gemacht, bestimmt und beeinflußt werden. Ich bin 
zwar persönlich davon überzeugt, daß ein Großteil 
der Wirtschaftstreibenden so vernünftig sein wird, 
um die Stabilisierungsmaßnahmen, die die Sozial­
partner ausgehandelt haben, zu unterstützen, daß die 
Regierung die begleitenden Maßnahmen setzt und 
daß das dann hinsichtlich des Preisauftreibes auch 
Erfolg haben wird. Das ist mehr wert, meine Damen 
und Herren, als hier den einzigen politischen Schla­
ger bei der Beurteilung der wirtschaftlichen Lage 
unseres Landes zu haben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident: Zum Worte gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Dipl.-Ing. Hans Georg Fuchs. Ich er­
teile es ihm. 

Abg. Dipl.-Ing. Fuchs: Hoher Landtag, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Die Debatte der 
letzten halben Stunde würde mir Stoff für ein­
einhalb Stunden geben und ich würde mich mit 
wirklichem Vergnügen mit verschiedenen Punk­
ten auseinandersetzen. Nachdem ich jetzt schon in 
der zweiten Periode diesem Hohen Hause ange­
höre, weiß ich, daß regelmäßig um diese Zeit und 
bei dieser Gruppe wir etwa in dieses Fahrwasser 
kommen, da erregen sich die Gemüter ungemein 
und am Schluß kommt man dann dazu, daß man 
sagt, es war ja alles nicht so gemeint und es ist 
halt so ein bisserl, das muß man so sagen. Ich 
bitte vielmals, Sie sagen, der Abgeordnete Loidl 
war der Letzte, der gesagt hat, Sie werfen uns, 
also der Regierung, Mißwirtschaft vor und einer, 
der herkommt, möchte also meinen, alles ist schlecht 
in Österreich. Ja, lieber Kollege Loidl, und was 
tun denn Sie, wenn Sie von der Landesregierung 
und der ÖVP in diesem Lande reden. Ich habe 
auch nur gehört, daß alles schlecht ist und ich 
möchte also nicht zum zweitenmal noch das zitie­
ren, was der Herr Landeshauptmannstellvertreter 
am Parteitag gesagt hat über die Politik in diesem 
Land Steiermark. Wenn man sich das anhört, so 
sind unsere Äußerungen der Bundesregierung ge­
genüber recht zahm und harmlos und noch dazu, 
wo er also wirklich seit zwölf Jahren in der Lan­
desregierung sitzt und, soweit ich weiß, immer sein 
Pratzerl mitgehoben hat, wenn es darum gegangen 
ist, etwas zu beschließen. (Erster Landeshauptmann­
stellvertreter Sebastian: „Sie machen mich immer 
um ein halbes Jahr älter!") Also elfeinhalb Jahre, 
Herr Landeshauptmann, bei Ihrer Erfahrung hätte 
ich also glatt geglaubt, daß Sie schon zwölf Jahre 
dort sind, so überlegen sind Sie immer. Es ist 
sicher so, daß man über die Wirtschaftspolitik ver­
schiedener Meinung sein kann. Und es ist auch so, 
glaube ich, daß man natürlich verschiedener Mei­
nung ist und es wäre traurig, wenn wir diese ver­
schiedenen Meinungen hier nicht äußern dürften. 
Man soll nur nicht, glaube ich, oder von mir aus 
kann es auch so weit gehen, nur tut man damit 
der Sache keinen guten Dienst, wirklich in die 
unteren Ladein hineingreifen und so ein paar Sa­
ger herausholen, die sich zwar wahnsinnig gut 
anhören, aber von denen man halt selber nicht 
einmal überzeugt sein kann, wenn man es sagt. 
Denn der Abgeordnete Gross hat also hier ge­
sagt, uns ist lieber 1 bis 3 Prozent mehr Preise 
und dafür nicht 5 bis 6 Prozent Arbeitslosigkeit. 
Ja, Herr Kollege Gross, die Alternative gibt es 
nicht, Sie wissen es ganz genau, es geht auch nicht 
um 1 bis 3 Prozent, sondern es geht im Moment 
um 7,4 Prozent und es geht auch nicht um ein 
halbes Prozent Arbeitslosigkeit, sondern es geht 
einfach darum, daß man sich doch wohl noch als 
Abgeordneter fragen darf, ob die Bundesregierung 
wirklich alles im richtigen Zeitpunkt eingeleitet 
hat, was sie hätte einleiten sollen. Als Kronzeugen 
•für diese meine Behauptung, daß die Bundesregie­
rung vielleicht doch nicht alles zum richtigen Zeit-
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punkt eingeleitet hat und nicht alle die Maßnah­
men ergriffen hat, die sie hä t te tun können, darf 
ich zwei Politiker anführen, die, glaube ich, auch 
bei Ihnen unbestr i t ten sind. Der eine ist der Herr 
Bundeskanzler Dr. Bruno Kreisky und der zweite 
ist der Herr Landesrat Dr. Klauser, die beide über­
einstimmend erklärt haben und zwar innerhalb 
eines Zeitraumes von drei Wochen, daß die Bun­
desregierung tatsächlich in ihrer Beurteilung der 
Konjunktur des heurigen Jahres von falschen Vor­
aussetzungen ausgegangen ist und nicht das Rich­
tige getan hat. Der Herr Landesrat Gruber war in 
Kapfenberg bei dem Vortrag, den dort der Herr 
Bundeskanzler Dr. Kreisky gehalten hat, bei dem 
ich auch war, weil er vor dem Rotaryklub gehal­
ten wurde. Ich habe den Herrn Landesrat dort 
freundlich begrüßt. Der Bundeskanzler hat gesagt 
zur Frage der Preissteigerung: „Meine sehr ge­
ehrten Herren, wir haben im vergangenen Jahr 
die Situation anders beurteilt, als sie sich dann 
herausgestellt hat." Wenn ein Bundeskanzler das 
zugeben kann, dann dürfen doch wir vielleicht 
sagen, daß die Preissteigerungen nicht nur vom 
Ausland gekommen sind und daß das nicht nur 
die Versäumnisse der letzten ÖVP-Regierung wa­
ren, sondern daß vielleicht auch die derzeitige Re­
gierung ein bißchen dazu beigetragen hat. Ich wer­
de Ihnen etwas sagen. (Zwischenruf von der SPÖ: 
„Das waren die Prognosen vom Wirtschaftsfor­
schungsinstitut!") Eine Regierung, d ie sich auf e in 
Institut ausreden muß, hat es verwirkt zu sagen, 
die Erfolge gehören mir und die Mißerfolge sind 
die vom Wirtschaftsforschungsinstitut. Das ist zu 
billig, meine Herren. Das funktioniert nicht. Ge­
nauso wie es nicht funktioniert, daß man sich hie-
her stellt, Herr Abgeordneter Gross. Wir wissen, 
daß fast alle Gewerkschafter sehr vernünftig in 
wirtschaftlichen Fragen denken und in den Betrie­
ben kommen wir auch immer auf eine gemeinsame 
Meinung. (Zweiter Präsident Ileschitz: „Müssen wir 
uns das gefallen lassen?" — Wei tere unverständ­
liche Zwischenrufe.) Ich habe gesagt, fast alle. Es 
ist heute so viel gesagt worden auch von Ihrer 
Seite, daß man nicht sagen darf, der hat das ge­
sagt und der dieses. Aber, daß Sie sagen 1 Million 
in Großbritannien, einer konservat iven Regierung 
und dann sich hinstellen und schreien: „Das ist 
Ihr Rezept." Herr Abgeordneter, das ist nicht unser 
Rezept. Das ist eine demagogische Behauptung, 
wenn Sie sich so an uns wenden und sagen: „Das 
ist Ihr Rezept." Und so haben Sie es gesagt. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

So wird es im Protokoll zu lesen sein. Wenn es 
im Protokoll so nicht zu lesen ist, dann werde ich 
verlangen, daß man mir das Tonband vorspielt, 
weil ich habe diese Wor te mitgeschrieben. Sie ha­
ben gesagt: „Das ist Ihr Rezept." Das ist nicht un­
ser Rezept, auch nie gewesen und Sie wissen das 
in Wirklichkeit ganz genau. (Zwischenruf des Ab­
geordneten Gross.) Herr Abgeordneter Gross, das 
ist nicht wahr. Jetzt will ich Ihnen etwas anderes 
erzählen. Die Regierung hat das EWG-Arrangement 
vollzogen und soweit ich weiß, hat die Volkspar­
tei dem zugestimmt und wenn Sie wollen, sogar 
Applaus gespendet. Das war eine Politik, die wir 
fast so lange wie der Abgeordnete Dr. Götz, aber 

zumindest sehr lange verfolgt haben. Er tut sich 
in den Frage e twas leichter, weil seine Partei um 
die Zeit vielleicht nicht ganz die Verantwortung 
gehabt hat wie damals d ie Koalitionspartei. (Abg. 
Dipl.-Ing. Dr. Götz: „Man hat nur zugesehen, was 
passiert!") Es tut mir j a leid, daß ich d ie sozia­
listischen Regierungsmitglieder in Schutz nehmen 
muß. Man kann leicht behaupten, das muß sein. 
Wir waren sehr dafür. Sie wissen, daß der Lan­
deshauptmann Krainer immer dafür war, es war 
die ÖVP immer dafür. (Abg. Dipl.-Ing. Dr. Götz: 
„Sie wissen genau, daß die Bundeswirtschaftskam­
mer dagegen war und daß Raab dagegen war!") 
Es hat Strömungen gegeben, die dagegen waren. 
Nur die Zeit ist jetzt reif. Man darf sich von die­
sem EWG-Arrangement nicht die Wunderdinge er­
warten, die hier hingestellt wurden und jetzt pla­
katiert man: „Mehrwertsteuer ist Steuer zu neuen 
Märkten." Das ist ein Unsinn. (Von der SPÖ: „Na, 
na!") Ich bitte vielmals um Entschuldigung. Was 
müssen Sie einführen? Italien war Gründungsmit­
glied der EWG und hat sie bis heute nicht einge­
führt. (Zweiter Präsident Ileschitz: „Die führen's 
ja ein, die sind ja dabei!") Warum denn nicht? Sie 
bringt doch nicht nur Vorteile. Wenn Sie vom 
EWG-Arrangement sprechen — ich sage nochmals, 
ich begrüße es —, aber reden Sie doch nicht immer 
nur von der Industrie, die den Letztverbraucher 
beliefert. Reden Sie von der Industrie, die dem 
Weiterverarbeiter die Produkte liefert. Reden Sie 
mit den Herren von der VÖEST, mit den Herren 
von Schöller-Bleckmann und fragen Sie diese, was 
sie von der Mehrwertsteuer halten. Jeder wird 
sagen, es ist eine Notwendigkeit. Aber, daß man 
sich hinstellt und sagt, dort ist unser Glück ge­
legen, von dem werden alle reich und großartig 
und den sozialen Fortschritt bekommen. Das ist 
nicht der Fall. (Abg. Premsberger: „Ein hoher Wirt­
schaftsexperte von Ihrer Seite hat gesagt, das ist 
die moderne Steuer!") Sie ist d ie modernere Steuer. 
Die Mehrwerts teuer ist zweifelsohne eine moderne 
Steuer, sie ist eine gerechte Steuer. Aber ob sie 
allen Betrieben und gerade den Betrieben, die 
Ihnen angeblich auch am Herzen liegen, gut tun 
wird, das möchte ich dahingestellt sein lassen. 
(Zweiter Präsident Ileschitz: „Es gibt ja ke in Pa­
tentrezept!") Gibt es ja nicht. Ich habe nie gesagt, 
daß es so schlecht ist. Aber Sie plakatieren, daß es 
so gut ist. Wahrscheinlich noch mit Steuermitteln 
wird das plakatiert. Denn es ist nicht von der 
sozialistischen Partei, sondern das ist ein Plakat 
der Bundesregierung. Aber dafür habe ich ein Ver­
ständnis. Ich möchte nur gesehen haben, was Sie 
gesagt hätten, wenn wir solche Plakate aufgehängt 
hätten. Das Geschrei! Was ist denn da geschrieben 
worden von der mißbräuchlichen Verwendung von 
Steuergeldern. Das ist kein Mißbrauch? Das ist 
es doch, meine Herren. (Unverständliche Zwischen­
rufe.) Jawohl. (Abg. Premsberger: „Das Volk muß 
aufgeklärt werden!") Herr Kollege Premsberger, 
das Volk muß aufgeklärt werden. Aber bitte ge­
statten Sie uns auch, und jetzt beziehe ich mich 
auf die Ausführung von Dr. Strenitz, gestatten Sie 
der Opposition auch, daß sie dem Volk sagt, wie 
sie über die Dinge denkt. 
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Ich bitte, ich werde Ihnen eine kleine Aneinan­
derreihung von Maßnahmen der Regierung vor­
legen und dann überlasse ich Ihnen zu sagen, ob 
diese Regierung wirklich in allen Dingen so vor­
ausschauend, weise und vorsorglich gehandelt hat, 
wie Sie es uns gerne immer darstellen möchten. 
Wofür ich auch wieder Verständnis habe, aber es 
ist halt nicht ganz richtig. 

Wir haben die Mehrwerts teuer eingeführt mit 
e iner zwölfprozentigen Besteuerung der Investi­
tionen, die stufenweise abgebaut wird. Wir haben 
ein EWG-Arrangement vollzogen und haben dann 
als flankierende Maßnahme, die nicht von Ihnen 
vorgeschlagen wurde, sondern in einer Parteien­
verhandlung nach Vorschlägen der Bundeshandels­
kammer von Ihrer Regierung akzeptiert wurde, 
e ine 30prozentige Abschreibung auf die Dauer von 
drei Jahren eingeführt. Das sind an sich zwei Maß­
nahmen, die einander widerstreiten. Ist ganz klar. 
Eine Investitionssteuer auf der einen Seite und 

"eine Sonderabschreibung auf der anderen Seite. Das 
sind Dinge, die sich i rgendwo aufheben oder gegen­
seitig widerstreitend beeinflussen. (Zweiter Präsi­
dent Ileschitz: „Das ist zeitlich begrenzt!") Aber 
dem nicht genug. Das Gesetz ist noch nicht be­
schlossen worden, das ist nur versprochen worden. 
Man hat schon wieder gesagt, jetzt müssen wir das 
machen, was uns der Herr Abgeordnete Gross gerne 
unterschieben- möchte, jetzt müssen wir drosseln. 
Was machen wir? Wir senken die Kreditmöglich­
keiten, wir erhöhen die Bankrate. Das drit te, was 
dagegen ist. Wi r haben innerhalb von wenigen 
Wochen drei Maßnahmen der Bundesregierung ge­
sehen, eine gegen die Investitionen, eine für die 
Investitionen und wieder gegen die Investitionen. 
Dann erwarten Sie von uns, daß wir uns hinstellen 
und dieser weisen Bundesregierung unseren Ap­
plaus spenden. Das ist wirklich nicht drinnen. (Zwei­
ter Präsident: „Darf ich kurz unterbrechen?") Bitte 
gerne, Herr Präsident. (Zweiter Präsident Ileschitz: 
„Das ist eine Regierung, die sich etwas sagen läßt. 
Man hat sich mit der Nationalbank und mit der 
Bundeswirtschaftskammer zusammengesetzt und hat 
das neuerlich durchgesprochen. Ist das ein Fehler, 
wenn man rechtzeitig einen Fehler verhindert?" — 
Abg. Koiner: „Wollen Sie damit sagen, die Bun­
deskammer hat der Bundesregierung einen Blöd­
sinn eingeredet?" — Abg. Pölzl: „Wenn der Kopf 
einmal ab ist, hat es nicht viel Sinn, ihn wieder 
aufzusetzen!" — Präsident: „Das genügt für einen 
Zwischenruf!") Ich werde Ihnen etwas sagen. Wenn 
einmal eine Regierung unrecht gehabt hat in der 
Beurteilung wirtschaftlicher Gegebenheiten und 
wenn sie sich dann von einer Opposition nach­
weisen lassen muß, daß sie vielleicht doch nicht das 
Richtige gemacht hat, dann schnell eine Gegen­
maßnahme trifft, so eine Regierung ist ein bißchen 
unglaubwürdig geworden in wirtschaftlichen An­
gelegenheiten, ohne daß ich damit sage, daß alles 
schlecht ist. Aber manches ist nicht richtig. (Zweiter 
Präsident Ileschitz: „Bei jeder Geburt gibt es We­
hen! Bei einer so umfassenden Reform kann nicht 
auf den ersten Anhieb alles recht gemacht werden!") 
Herr Präsident. Es geht nicht um unsere Wünsche. 
Es geht nicht darum, allen alles richtig zu machen, 
sondern es geht vielleicht darum, daß auch Ihre 

Regierung nicht alles richtig gemacht hat. Wenn 
wir so reden, dann verstehen wir uns auch und 
brauchen uns nicht streiten. Es ist ein Fehler ge­
macht worden. Dann hat man den Fehler ausge­
bügelt und jetzt hat man e twas Drittes gemacht. 
Sie wissen, daß ich selbst ein Unternehmer bin. 
Wir haben heute, ungefähr 22 Tage vor Einführung 
der Mehrwertsteuer, noch keine Formulare, wir 
haben keine Durchführungsbestimmungen und wir 
und die Finanzämter wissen noch nicht genau, wie 
man es machen muß. Wenn man sich das erlaubt 
zu sagen und wenn man dazu s ag t . . . (Abg. Dok­
tor Dorfer: „Das ist sozialistische Planung!" — Zwei­
ter Präsident Ileschitz: „Bleiben Sie hinter dem 
~MoiiTi~Tnlt~^&nren7~Bemerkungen, Herr DrT Dor le rH 
Ich möchte Sie einmal bei Verhandlungen auf Bun­
desebene sehen!" — Abg. Pichler: „Den könnt 's 
ihr gerne einmal zu Haus lassen!" — Präsident: 
„Herr Abgeordneter, bitte weiterzusprechen!") Herr 
Präsident, ich bin nicht so stimmgewaltig wie der 
Abgeordnete Gross und ich mag nicht so schreien 
hier. Ich tue das nicht so gern. 

Wenn man sagt, daß eine Regierung etwas über­
hastet beschließt, indem sie eine sechsmonatige 
Ubergangsphase erlaubt für eine Steuer, die nach 
ihrer eigenen Aussage die größte Änderung im 
Steuersystem der letzten 50 Jahre war und wenn 
man 22 Tage vor Inkrafttreten dieser Steuer noch 
keine Durchführungsbestimmungen hat, was ist 
denn überhastet? Das ist doch lächerlich. Wie sol­
len wir in den Betrieben mit den Dingen zu Rande 
kommen, wenn wir die Unterlagen nicht bekom­
men und dann ab 1. Jänner mit einem neuen Sy­
stem operieren sollen, das in großen Konturen nur 
vorgezeichnet ist? 

Ich bin damit am Ende. Ich habe meine Zeit 
ohnehin überzogen. Es wird mir nicht gelingen, Sie 
zu überzeugen. (Abg. Brandl: „Wahrscheinlich 
nicht!") Es hat mich gedrängt in dieser Phase der 
Diskussion, doch meinen Beitrag auch zu leisten. 
Wenn man glaubt und das werden mir die Kolle­
gen Ileschitz und Premsberger auch bestätigen, daß 
gesetzgeberische Maßnahmen, e twa wie ein Preis­
treibereigesetz oder dergleichen in der Lage sind, 
vom Index auch nur ein halbes Prozent hinunter­
zukommen, dann hat man sich groß getäuscht. Man 
kann doch nicht sagen, wir sind für die Wirt­
schaftspolitik, wir sind für die soziale Marktwirt­
schaft. Wir haben die Dinge alle studiert und wir 
können durch Verordnungen dies und das beschlie­
ßen. Die Bundesregierung hat sich bemüht, durch 
Festsetzung der Entlastungssätze bei den einzelnen 
Produkten bei Einführung der Mehrwerts teuer sozu­
sagen vom Preis überall e twas hinunterzukommen. 
Für die Dinge, die ich in meinem Betrieb über­
blicke, hat man einen Satz gewählt, der um 1,4 Pro­
zent höher liegt als das, was tatsächlich gegeben 
ist. Die wirklichen Preise werden diktiert davon, 
wie das Angebot ist und die Nachfrage. Da können 
Sie mit gesetzgeberischen Dingen überhaupt nichts 
erreichen. Das Gesetz, das Sie beschließen wollten, 
war ein reines Alibigesetz. 

Wenn der Herr Abgeordnete Gross sagt, mit 
solchen Spannen, dann bitte, Herr Abgeordneter 
Gross. Wir haben in Österreich bei den Betrieben, 
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ob es Einkommen- oder Körperschaftssteuer ist 
plus Gewerbesteuer, eine Besteuerung um die 70 
Prozent. Wo sind dann die großen Gewinne? Dann 
rufen Sie nach Investitionen, nach Forschung und 
dann rufen Sie immer nach verstärkten Exporten 
und dann sagen Sie, zwei bis drei Prozent Ge­
winn ist auch genug. Dann rechnen Sie mir vor, 
wie ein Betrieb mit 10 oder 100 oder 200 Millio­
nen Umsatz nur eine angemessene Investition durch­
führen soll, ohne sich ständig weiter zu verschul­
den, mit Ihren großen Spannen, Herr Abgeordneter 
Gross. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Univ.-Prof. Dr. Koren: Zum Wort ge­
meldet hat sich der Herr Landesrat Peltzmann. Ich 
erteile es ihm. 

Landesrat Peltzmann: Meine sehr geehrten Da­
men und Herren! Die Diskussion über die Wirt­
schaft hat sich eine Weile hingezogen, ich darf mir 
aber doch erlauben, Sie erst einmal über das Feuer­
wehrwesen einige Minuten in Anspruch zu neh­
men. Meine Damen und Herren, wenn sich der 
Herr Bürgermeister meldet, brauchen wir öfter 
was zum Löschen, es ist zwar meist ein Strohfeuer, 
aber es könnte auch durchaus was passieren. Wir 
haben doch in der Steiermark das Glück, 32.818 
freiwillige Feuerwehrleute in den freiwilligen Orts­
und Betriebsfeuerwehren ständig bereit zu haben, 
um dann in die Bresche zu springen, wenn Men­
schen in Not sind. Der heurige Einsatz hat sieben 
Todesopfer gefordert. Es war das der Oberfeuer­
wehrmann Hugo Wolfsberger aus Preg, ein Vater 
von drei Kindern, und es war der Feuerwehrhaupt­
mann Karl Meißlingcr aus Großlobming, ein Vater 
von fünf Kindern. Meine Damen und Herren, wir 
können nur versuchen das materielle Leid der 
Frau und der Kinder zu lindern. Das persönliche 
Leid, das sie durch den Verlust des Mannes und 
Vaters erleiden mußten, können wir ihnen nicht 
abnehmen. Die Abgeordneten zum Landtag Kit­
zinger, Eichtinger, Marczik und Schrammel haben 
einen Antrag eingebracht, der jetzt in Bearbeitung 
steht. Ich bitte um Verständnis des Hohen Hauses, 
wenn dieser Antrag über die Regierung als Vor­
lage zur Abstimmung kommt. Es wird hier eine 
Ehrenpension vorgeschlagen, errechnet aus der 
Differenz zwischen der vom Sozialversicherungs­
träger tatsächlich zu leistenden Hinterbliebenen­
pension und dem Durchschnittseinkommen der letz­
ten Jahre . Ich möchte jedoch darauf aufmerksam 
machen, daß hier den Hinterbliebenen zu wenig 
Gerechtigkeit zuteil wird. Man müßte doch den 
Mut haben, nicht das Durchschnittseinkommen, son­
dern das Einkommen, das er erreichen hätte kön­
nen, sofern ihm das Leben geblieben wäre, als 
Grundlage der Berechnung zu nehmen. Als zwei­
tes wäre noch zu klären, wieweit die Einrechnung 
einer solchen Ehrenrente von seiten der Sozial­
versicherung erfolgt. Ich glaube, daß ich heute 
schon sagen kann, daß der Steiermärkische Land­
tag, der seine Feuerwehrfreundlichkeit in all den 
J ahren bewiesen hat, diesem Vorschlag die Zu­
stimmung gewähren wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ganz 
kurz noch zur Landes-Feuerwehr- und Zivilschutz­
schule. Wir hatten nach unserer Planung vor, im 
Spätherbst 1972 in Betrieb zu gehen. Durch das 
Auslassen einer größeren Lieferfirma ist es zu 
Verzögerungen beim Bau gekommen, so daß wir 
erst im März 1973 diese, ich will nicht sagen die 
modernste, aber doch sehr moderne Schule für die 
Ausbildung unserer Feuerwehr- und Zivilschutz­
leute in Betrieb nehmen können. Die Eröffnung 
derselben werden wir anläßlich des Bundesfeuer-
wehrtages, der 1973 in der Steiermark anfällt, ma­
chen. 

Nun, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
ganz kurz noch — zu soviel Gescheitem und we­
niger Gescheitem, ich will versuchen das weniger 
Gescheite nicht auch noch in die Länge zu ziehen — 
zu den Wirtschaftsfragen, die aufgeworfen wur­
den. Ja, meine Damen und Herren, ich habe ge­
stern schon gesagt, ich habe das menschliche Ver­
ständnis für die linke Reichshälfte im steirischen 
Landtag. Aber, wenn man letztendlich alles für gut 
und als das Beste bezeichnet, was von Wien kommt, 
so weit haben wir uns von der rechten Reichs­
hälfte zur Zeit der ÖVP-Alleinregierung nicht de­
gradieren lassen. (Abg. Brandl: „Jeden Blödsinn, 
haben Sie vor zwei Tagen gesagt!") Da können 
Sie im Protokoll nachschauen, meine Damen und 
Herren. Und gegen was wehren wir uns von der 
Wirtschaft? Schauen Sie, wir sehen heute die ver­
fehlte Tarifpolitik der bestvorbereiteten Regie­
rung aller Zeiten mit ihren 1400 Experten, For­
schern, Künstlern. Ich weiß nicht, was sie noch 
alles gehabt haben, nur sind die alle eines plötz­
lichen Todes gestorben, von einem Massenbegräb­
nis haben wir allerdings nichts gehört. Dort, wo 
gearbeitet wird, werden auch Fehler begangen. 
Was wir dieser bestvorbereiteten Regierung vor­
werfen, ist, daß man nicht den Mut hat, diese 
Fehler zuzugeben, sondern immer die Schuld den 
anderen gibt. So wie der kleine Hanserl, der die 
Fensterscheiben eingehaut hat, Mutti, ich war 's nicht, 
der Peterl war 's. So ähnlich kommt mir dieses Spiel 
hier vor. (Landesrat Bammer: „Er ist schon wieder 
auf die Freiheitlichen losgegangen!" — Heiterkeit.) 
Herr Bürgermeister Götz, das war eine Unterschie­
bung, Sie wissen, daß ich das nicht getan habe. 
Meine Damen und Herren, ich will die Tarifer­
höhungen gar nicht heranziehen, Sie wissen das 
selbst am allerbesten. Ob das die Strom-, die Bahn-, 
die Fernheizwärme- in Graz (Abg. Gerhard Hei­
dinger: „Haben wir ja mitgemacht bei den Landes­
bahnen!"), die Gastarife waren, auch die haben 
angezogen. Aber, meine Damen und Herren, mir 
wäre es bei diesen Auseinandersetzungen, ganz 
gleich in welchem Rahmen und vor welchem Fo­
rum, noch nie eingefallen, den Arbeitnehmern die 
Schuld zuzuschieben an Preiserhöhungen. Nein, sind 
Sie mir nicht bös', natürlich haben Sie genauso 
das Recht, etwas mehr zu verlangen, meine Damen 
und Herren, der gesunde Egoismus ist überhaupt 
die Triebfeder einer florierenden Wirtschaft und 
ich stehe auf dem Standpunkt, wenn wir heute 
alle sagen, es reicht, wir brauchen nicht mehr, wir 
wollen nicht mehr, na, vor 100 Jahren wären wir 
wieder beim Lendenschurz angelangt! Aber das 
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Mehrwollen mit dem Mehrleisten in Einklang zu 
bringen, das sind die Schwierigkeiten und das hat 
der Kreisky nicht erreicht („Haha!" von der SPÖ.), 
da können Sie machen, was Sie wollen. Nur liegt 
sein Fehler nicht am Wollen, sondern am Nicht-
können, meine Damen und Herren. (Beifall bei der 
ÖVP. —• Unverständliche Zwischenrufe.) Nein, das 
magische Dreieck ist ja ein Fünfeck und aus dem 
Kreis kommt ihr nicht heraus, denn ein Dreieck 
könnten wir im Bann halten, beim Kreis rasselt 
man herum. 

Schauen Sie, meine Damen und Herren, nun frage 
ich Sie alle, in wessen Händen ist die Stahlerzeu­
gung, von der Urproduktion bis zum Vormaterial? 
Wo sind die Privaten? In der Steiermark fangen 
wir an. Ich schätze sehr den Herrn Großschädel, 
aber ich glaube, er hat nicht einmal 1 %, und 99 
Prozent der Erzeugung liegt in den Händen einer 
Industrie, die uns gehört. Natürlich, die verstaat­
lichte Industrie, aber der Eigentumsvertreter ist 
nach dem Gesetz der große, weise Kanzler Kreisky 
und warum. . . (Abg. Gerhard Heidinger: „Er qua­
lifiziert sich ja selbst mit dem Blödsinn!") steigt 
zum Beispiel allein das Flacheisen um 6,5 Prozent, 
aber nicht nur von Erzeugung her. Die Greinitz 
gehört ja auch der Alpine, daß Ihnen nichts weh 
tut, mit dem Märchen kommen Sie jetzt nicht an 
im privaten Handel oder daß es weniger als 9,2 
Prozent gestiegen ist. Ich habe meinen Kollegen 
Gruber schon einmal gefragt, aber er hat mir keine 
Antwort gegeben; er sagte mir, er wird meine Aus­
führungen bei den nächsten Lohnverhandlungen 
als Grundlage nehmen, gelt Sepperl, das kannst 
mir nicht erzählen, daß du euren Preiskatalog nicht 
kennst, allein die Hartmetallwerkzeugsteigerung 
bei Böhler möcht' ich nicht in Prozenten anführen, 
weil das für eine Weltfirma nicht gut wäre, wenn 
man das nennen würde. (Abg. Premsberger: „Das ist 
so bekannt!") Bei der Generaldiskussion, da wart 
ihr ja so stark da in bezug auf die Wirtschaft, nur 
heute habt ihr eine sehr lange Anlaufzeit gebraucht. 
Aber bitte den Konsum habt ihr eingeworfen. Ich 
kenne das ja vom Kollegen Bammer. Er hat so 
nach einem neuen Referat geschnappt, jetzt hat er's, 
ich würde es ihm nicht mehr abnehmen, da könnt' 
er mir was zahlen dafür. Jetzt soll er doch bewei­
sen, was man für Gesetze machen kann, warum 
nicht alles billiger wird, seitdem der Herr Landes­
rat Bammer von der SPÖ der Preisbehörde des 
Landes Steiermark vorsteht. (Landesrat Bammer: 
„Den Preis haben wir gut gemacht beim Fleisch!" — 
Abg. Premsberger: „Beim Fleisch haben wir ganz 
gut abgebremst!") Meine Damen und Herren. Wir 
haben einen geduldigen Präsidenten, lassen Sie 
mich weiterreden, bevor der Herr Präsident zu 
Klingeln beginnt. Ich habe am 5. Dezember ca. von 
10 bis 12 Uhr die öffentlich ausgezeichneten Preise 
von Fleischwaren in Graz abschreiben lassen. Rind­
fleisch, Hinteres 88 Schilling, 86 Schilling, 75 Schil­
ling, 69 Schilling. Die zwei teuren Preise sind von 
der Konsumfleischhauerei. (Beifall bei der ÖVP.) 
Ich habe es auch fotografieren lassen, damit nichts 
passieren kann. (Von der ÖVP: „Was sagt die Frau 
Rupar?" — Abg. Gross: „Ich kann Ihnen 16 Fleisch­
hauer nennen, bei denen das gleiche passiert ist!") 
Meine lieben Freunde von der SPÖ . . . (Landesrat 

Bammer: „Warum hast du denn nicht angezeigt?") 
Ich habe mir vier von einem Grazer nennen las­
sen, der nicht gewußt hat, um was es geht und 
dort haben wir diese Aktion durchgeführt. 

Schauen Sie, meine Frau schenkt mir zu Weih­
nachten eine neue Brieftasche. Sie wird etwas hin­
eintun. Ich lasse sie vergrößern, dann schenke ich 
jedem von Ihnen eine als Weihnachtsgeschenk. 
Was wollte ich damit sagen. Ich will Sie nicht an­
greifen. Will ich ja gar nicht. Das ist eine volks­
wirtschaftliche Weisheit, wenn die Kosten eines 
Betriebes steigen, ganz gleich ob er dem Staat ge­
hört oder einem Privaten, muß sich das letzten 
Endes auf die Preise niederschlagen. Ich habe heute 
^Trtöblied~gehört auf viele-Beamte. Dann muif 
ich eine schlechte Abteilung haben, denn lauter 
glänzende Beamte habe ich nicht. Ich habe ein paar 
ausgezeichnete Beamte, ein paar mittelmäßige und 
ein paar Nieten. Deswegen werde ich nie sagen, 
das sind Nieten. Wir verwahren uns dagegen, wenn 
der eine oder andere vielleicht in Gewinnsucht eine 
Handlung setzt, die nicht schön ist und man sagt 
dann: „Die Wirtschaft!" Jetzt frage ich die Herren 
von der Gewerkschaft. Legen Sie die Hände auf 
das Herz. Haben Sie nicht auch hie und da einen 
dabei, von dem Sie sagen, ich schäme mich, daß 
ich den vertreten muß. Dort liegen die Dinge. Die 
Verallgemeinerung ist es, die das Klima in diesem 
Land vergiftet, meine Damen und Herren. Von dem 
sollen wir uns hüten. (Beifall bei der ÖVP.) Die 
soll man aufzeigen und die werden wir nicht schüt­
zen. Das können Sie mir glauben. 

Der Landesrat Bammer hat die Möglichkeit, den 
gesamten Aktengang der Preisbehörde der letzten 
zehn Jahre zurückzuverfolgen. Dort liegen doch die 
Dinge. 

Ganz kurz zur Mehrwertsteuer. Meine Vorred­
ner haben die Dinge so klar dargelegt, daß ich nur 
mehr ein paar Scheffel Wasser in die Mur tragen 
kann. Ich sage Ihnen eines. Ich habe mich, seit die 
Mehrwertsteuer in Österreich zur Diskussion ge­
stellt wurde, zur Mehrwertsteuer bekannt. Zu einer 
Zeit, wo ich in der Kammer dazu gestanden bin 
und andere hintenherum gezeigt haben, der ist 
blöd. Ich habe meine Gründe gehabt. Ich bin ganz 
gleicher Ansicht wie Ihr Finanzminister Anidrosch. 
Aber nur, wie er sie 1968 gehabt hat, aber zu der 
steht er heute nicht mehr. (Beifall bei der ÖVP.) 
Er sagte, ich zitiere eine sozialistische Zeitung, 
„Der Selbständige", vom 31. Mai 1968. (Abg. Brandl: 
„Das ist ja schon verjährt!"—Weitere unverständ­
liche Zwischenrufe.) So schnell gehen bei euch die 
Wirtschaftsansichten über die Bühne? Er greift nie­
mand an. Dort spricht Androsch als Fachmann und 
er greift niemanden an. Gehen Sie nicht gleich so 
in die Höhe. Nicht einmal die eigenen Genossen 
wollen sie hören, wenn man sie ihnen zitiert. 
Schämen Sie sich nicht. Er ist ein guter Mann. 
Dort sagte er: „Die Erfahrung zeigt aber, daß bei 
einer Umstellung sehr sorgfältig auf die kulturelle 
Situation Bedacht genommen werden muß, um nicht 
recht unerwünschte Nebenwirkungen auszulösen." 
Obwohl in Deutschland die Beratungen über das 
neue System sich über einen sehr langen Zeitraum 
erstreckt hatten, war zuletzt die Vorbereitungszeit 
vor allem für die Unternehmer zu kurz. Meine 
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Herrschaften, in der Bundesrepublik Deutschland 
hat man den Unternehmern 18 Monate gegeben 
und uns sechs. Und Sie haben heute schon gehört, 
bei den Durchführungsbestimmungen wissen wir 
nicht, wie sie ausschauen. Die bekommen wir erst. 
Lesen Sie doch die „Arbeiterzeitung" vom 25. Juni 
1968. Ich will sie Ihnen nicht vorlesen, weil Sie 
Ihrer eigenen Zeitung auch nicht glauben. (Heiter­
keit bei der ÖVP.) Um das geht es. Meine Damen 
und Herren. Ich darf noch einmal sagen, es hat kei­
nen Sinn, die Dinge zu verallgemeinern. Wir ha­
ben Ihnen den Vorwurf gemacht, daß Sie die Wirt­
schaft krankjammern. Wir wollen sie nicht krank­
jammern. Wir bi t ten Sie, diese Wirtschaft nicht 
krankzuverwalten. Das ist unsere Bitte. (Beifall 
bei der ÖVP.) Lassen Sie uns den Freiheitsspiel­
raum, den wir brauchen, laßt uns die Luft, die wir 
brauchen, um exist ieren zu können. Wir wollen 
niemanden krankjammern. (Abg. Gerhard Heidin­
ger: „Jetzt schreit er wie ein Messeausrufer!" — 
Zahlreiche unverständliche Zwischenrufe.) Schauen 
Sie, eine Zeitung, die sich selbst klein nennt, hat 
gestern geschrieben, beim Schreien hat mich der 
Gruber schon überholt. Das lasse ich mir nicht ge­
fallen. Ich möchte auf die teilweise guten Aus­
führungen von euren Abgeordneten kommen. Wenn 
ich den Kollegen Gross anschaue, dann denke ich 
mir, wenn er da redet, ist ja ganz k l a r . . . (Erster 
Landeshauptmannstellvertreter Sebastian: „Wenn er 
beim Wirtschaftsbund wäre, wäre das schön!") Wi r 
würden ihn nehmen. So engherzig sind wir nicht. 
Das würden wir machen. Solche Kapazitäten, wenn 
wir sie bekommen könnten, lassen wir nicht laufen. 
Ich weiß genau, er sagt das um der Parteidisziplin 
willen, was er selbst nicht glaubt. („Haha!" von 
der SPÖ.) Das ist mir vollkommen klar. (Abg. Dok­
tor Dorfer: „Das ist ein gläubiger Mensch, der 
Gross!") Nun, in einem gebe ich Ihnen recht. Wir 
s tehen sogar gegen die Ansicht meiner Partei. Als 
1970 von der FPÖ verlangt wurde, d a s Preistreibe­
rei- und das Preisregelungsgesetz zu novellieren, 
war ich dafür und habe mich das öffentlich zu sa­
gen getraut. Wissen Sie warum? Wenn ihr glaubt, 
mit den Gesetzen die Preise in Ordnung zu brin­
gen, dann soll er sagen: Hansi Bammer, versuch's, 
du kriegst einen goldenen Sessel von mir, wenn 
es dir gelingt. (Von der SPÖ: „Bravo!") Ich habe 
mit diesen Dingen zu tun gehabt. Mir ist es nicht 
gelungen. Schauen Sie, ich kann eine gewisse Wa­
rengruppe zwingend einbinden. Ich kann eine Preis­
bindung sofort vollziehen, wenn ich Bezugsscheine 
ausgebe, das heißt, wenn ich keinen freien Wa­
renlauf zulasse. Wir haben es selber erfahren. Ein 
Paar Schuhe auf dem Bezugsschein haben 2,5 Mark 
gekostet, am Schwarzmarkt hat man 12 Mark be­
zahlt und hat sich auch nicht aufgeregt darüber. 
So sind die Dinge. Sie liegen im Zusammenwir­
ken aller volkswirtschaftlichen Kräfte, im Erken­
nen, daß die heutige Volkswirtschaft halt ein ge­
meinsames Boot geworden ist. Wenn wir hinein­
fallen, ersaufen Sie als Arbeitnehmer genauso wie 
wir als Arbeitgeber. Ersaufen wollen wir doch alle 
nicht. Ich kann gar nicht schwimmen. Das kommt 
auch noch dazu. (Erster Landeshauptmannstellver­
treter Sebastian: „Warten Sie auf die Engländer, 
die werden absaufen!") Lieber Landeshauptmann­

stellvertreter! Jetzt kommt er auch wieder mit den 
Engländern. Mein Gott, mein Gott. Wir von der 
Wirtschaft anerkennen die Struktur. Wir halten 
sie für notwendig. Wir sagen immer, wenn es sie 
nicht gäbe, sie müßte sofort geschaffen werden, 
die meiner Ansicht nach vorzüglich organisierte 
Gewerkschaftsbewegung in Österreich. Ich habe in 
der Gewerkschaftszeitung von einer Studienreise 
von Gewerkschaftsfunktionären gelesen, die in 
England waren. Das Urteil — ich hätte es fach­
lich nicht so aussprechen können, weil ich es nicht 
so verstehe — war hinreißend. Es will keiner nach­
machen. Eines muß euch auch klar sein. Einmal 
Industrie verstaatlichen, einmal entstaatlichen, dann 
wieder verstaatlichen, d a s hält keiner aus. Die 
ÖVP hat sich seit 1945 zur verstaatlichten Industrie 
bekannt. (Zweiter Präsident Ileschitz: „Wir auch!") 
Ja warum streiten wir dann darum. Meine Damen 
und Herren, um was geht es uns? Und ich könnte 
mir vorstellen, wenn heute die Regierung XY — 
nur dürfte sie nicht rot sein — in Wien sitzt und 
man würde den Zirkus machen, den man heute mit 
der Verstaatlichung macht, mit Recht würden Sie 
auf die Straße gehen, nur heute dürfen Sie es nicht, 
das ist der Unterschied. (Beifall bei der ÖVP. — 
Zweiter Präsident Ileschitz: „Die Fusion ist doch 
miteinander beschlossen worden!") 

Meine Damen und Herren, ich möchte eines noch 
ins richtige Licht stellen und zwar nur, weil es hier 
etwas verzerrt dargebracht wurde und der ehe­
malige Bürgermeister aus Kindberg dem Kollegen 
Bammer darüber nicht Einsagen machen will, die 
nicht stimmen und die Sie im Eröffnungsprotokoll 
des Schrack-Werkes nachlesen können. Sonst sag' 
ich gar nichts, weil es einem Regierungsmitglied 
nicht ansteht, zu sagen, ich habe das gemacht. Wir 
sind für alle da, für Kindberg, für Wartberg, für 
Knittelfeld und Judenburg, wir sind für dieses 
Land da und wir haben auf die Verfassung dieses 
Landes einen Eid abgelegt; aber zu sagen, wir 
waren die ersten, ist ja auch etwas kindisch, wenn 
man es genau weiß, daß es anders war. Meine 
Bitte, meine Damen und Herren, verlieren wir 
doch bei diesen Dingen bei aller politischen Aus­
einandersetzung — und was wäre denn eine De­
mokratie ohne Partei? —, sie muß j a sein und sie 
soll sein — nicht das Bindende und ich möchte 
meine Worte schließen mit einem Ratschlag, den 
mir der damals bereits todkranke Dipl.-Ing. Figl, 
Landeshauptmann von Niederösterreich, gab. Wir 
hatten eine Veranstal tung und ich durfte als eines 
der jüngsten Regierungsmitglieder damals den Lan­
deshauptmann, Bundeskanzler a. D., von der nie­
derösterreichischen Seite auf die steirische Seite 
herüberführen. Da blieb er s tehen und wir rede­
ten über das eine und das andere und er sagte, 
zu einem darf es nicht mehr kommen, daß die 
Politiker, ganz gleich aus welchem Lager, sich in 
diesem Land auf keiner menschlichen Ebene mehr 
finden. Das wäre der Untergang der Zweiten Repu­
blik. (Beifall.) 

Präsident: Ich gratuliere dem Herrn Landesrat 
Peltzmann, daß e r heute, an seinem 52. Geburts­
tag, sich uns mit dem Temperament eines 25jährigen 
präsentierte. (Beifall.) Ich möchte mit dieser Gra-
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tulation die Glückwünsche des Hohen Hauses un­
serem lieben Freunde ausgesprochen haben. Als 
Nächster zum Wort gemeldet ist der Herr Landes­
hauptmannstellvertreter Franz Wegart . Ich erteile 
ihm das Wort . 

Landeshauptmannstellvertreter Wegart: Ver­
ehrte Damen und Herren! Wenn die Budgetdebatte 
in die Zielgerade gelangt, kommt naturgemäß auch 
der Fremdenverkehr an die Reihe. Wenn ich so ein 
wenig im Saale herumblicke, dann vers tehe ich, daß 
Sie das Bedürfnis nach Erholung haben und dann 
vers tehe ich, daß Sie sagen, jetzt ist einmal bald 
Zeit, daß es aus ist, daß wir wieder in unsere bei-

könnte, ob wir es nicht vielleicht anders, in einem 
Fall mehr und in dem anderen Fall weniger tun hät­
ten können. Diese Frage lasse ich gerne zu, weil 
ich der Auffassung bin, und ich habe das schon vor 
Wochen hier gesagt und jetzt wiederhole ich es. 
Meine Damen und Herren, es nützt j a gar nichts, 
wir können nicht Fremdenverkehr im Landtag und 
nicht auf der Regierungsbank machen. Fremdenver­
kehr spielt sich in den Gemeinden d raußen ab, in 
den Betrieben, in de r Privatzimmervermietung, 
wenn Sie wollen, auf dem Campingplatz, Fremden­
verkehr spielt sich ab in der Initiative derer, die 
draußen bereit sind, sich mit der Sache zu befassen 
und d ie bereit sind, sich dort einzusetzen. Wenn 

matlichen Gefilde zurückkehren können. Aber Ihnen 
kann ich es trotzdem nicht ersparen, daß ich noch, 
e twa in der gleichen Kürze wie es Toni Peltzmann 
gemacht hat, zu ein paar Fragen des steirischen 
Fremdenverkehrs Stellung nehme. Ich möchte aber 
zunächst einmal gewohnheitsmäßig auf das ein­
gehen, was in der Diskussion von mehreren Red­
nern heute hier angemeldet und zum Ausdruck 
gebracht wurde. 

Herr Abg. Klobasa, Sie sind der Meinung, es sei 
zwingend notwendig, ein Fremdenverkehrsgesetz 
und, wenn ich es richtig vers tanden habe, ein Frem­
denverkehrsförderungsgesetz hier im Hohen Hause 
zur Beschlußfassung vorzulegen. Ich darf Ihnen zu­
nächst einmal sagen, wir haben uns mit der Frage 
eines solchen Entwurfes schon längere Zeit beschäf­
tigt. Wir haben auch das Fremdenverkehrsgesetz 
von Salzburg, von Kärnten studiert, ich habe auch 
Gelegenheit gehabt, mit Kollegen dieser Bundes­
länder einen Gedankenaustausch zu führen, auch mit 
Bürgermeistern von Fremdenverkehrsgemeinden in 
beiden Bundesländern und soweit ich jetzt mir 
einen Überblick darüber verschafft habe, möchte ich 
zumindest sagen, die reine Glückseligkeit ist ein 
Fremdenverkehrsgesetz jedenfalls nicht. (Abg. Ger­
hard Heidinger: „Aber die Vorstufe dazu!") Jeden­
falls gibt es dort so viele Stimmen, d ie sagen, so­
lange Sie es verhindern können, sollten sie es ver­
hindern. Und zwar mit einer sehr wichtigen Ar­
gumentation. Solange der Fremdenverkehr sich in 
Aufrüstung befindet, soll man ihm nicht gesetzliche 
Fesseln anlegen. Das ist die Meinung. Man soll 
den Zeitpunkt hiefür richtig tempieren. Das, glaube 
ich, werden wir auch in diesem Falle bei uns in un­
seren Überlegungen für die Vorlage eines solchen 
Gesetzes ins Auge fassen. Und was das Förderungs­
gesetz anlangt, so glaube ich zumindest so viel 
Phantasie zu besitzen, um zu wissen, was Sie damit 
verfolgen werden oder möchten. Sie sind der Mei­
nung, es wäre zweckmäßig, dem Referenten eine ge­
wisse Fessel anzulegen, wie er e twa die Mittel ein­
teilt. Ich möchte dazu folgendes sagen: Ich kann 
persönlich keinen Groschen ausgeben, eigenmächtig, 
den nicht die Regierung beschließt. Und die Regie­
rung hat bisher den Ansätzen, den Vorschlägen und 
den Anträgen, d ie ich gestellt habe, jedesmal — 
ich kann mich nicht ein einzigesmal entsinnen, daß 
wir einen Mehrheitsbeschluß gefaßt hä t ten — ein­
stimmig zugestimmt. Daraus konnte ich zumindest 
mit Berechtigung ablesen, daß das wei testgehend 
richtig gewesen ist, wobei ich gerne einräume, daß 
es d a und dor t sicherlich darüber einen Streit geben 

^die das wollen, wenn sie uns Vorschlage hereinbrin-
gen, wenn wir feststellen, daß Initiativen entwickelt 
werden, dann fällt uns die Förderung leicht. Aber 
es gibt auch Leute, die der Auffassung sind, wir 
müßten hinauskommen, wir müßten an Ort und 
Stelle al les besorgen, nach Möglichkeit die ganzen 
Förderungsbeträge hinlegen und vielleicht auch 
noch zusätzlich etwas anderes und dann sei eigent­
lich Fremdenverkehr gemacht. Das ist nicht mög­
lich. Es gibt keine Förderung, ich stelle d a s aus­
drücklich fest, d ie nicht von der Voraussetzung aus­
geht, daß zuerst einmal den Löwenanteil eines Pro­
jektes derjenige t ragen muß, der das Projekt dor t 
selbst verfolgt. Ob es der Bau eines Schwimmbades 
ist oder der Bau eines Hallenbades, eines Tennis­
platzes, um Beispiele zu nennen, gar nicht zu reden 
von den Betrieben, d ie investieren, die Vorausset­
zung ist, er muß einmal zuerst selber Mittel auf 
den Tisch legen, ehe wir bereit s ind mitzufördern. 
Und daher würde ein Fremdenverkehrsförderungs­
gesetz zu gar nichts führen, denn die Budgetansätze, 
wenn Sie das aufmerksam durchlesen, so werden 
Sie feststellen, ich kann etwa mit der Schwimm­
bäderpost nicht Tennisplätze fördern, um nur ein 
Wort zu sagen, ich kann mit der Campingplatzpost 
nicht Wanderwege fördern, sondern ich bin schon 
ohnehin auf ein Geleise gestellt, auf dem ich zu 
fahren habe. Innerhalb dieser Bandbreite, wenn Sie 
wollen, braucht auch der Referent eine bestimmte 
Bewegungsfreiheit. Das zu dieser Frage. 

Sie haben dann das Problem angeschnitten Bad 
Gleichenberg und daß die Landesregierung von der 
Pensionsversdcherungsanstalt das Haus gekauft 
hätte. Es ist nicht Schuld der Landesregierung, 
wenn die Pensionsversicherung ihren Betrieb dort 
stillgelegt hat. Sie hat angekündigt, sie wird ihn 
stillegen, ohne Rücksicht darauf, ob nun das Land 
oder wer immer dieses Haus kauft. Und es ist wei­
ters festzustellen, es wurde dann die Argumentat ion 
gebracht, ja, weil die Kurkommission oder d ie Kur-
AG. nicht die Heilmittel zurücklasse im Haus selbst, 
ja d a darf ich Ihnen jetzt sagen, in Bad Hall wird 
es auch aufgelassen, obwohl dort die Heilmittel im 
Hause sind. Ich habe das eigens deshalb prüfen 
lassen. Und zwar wurde eben festgestellt, wir ha­
ben hier eine Konzentration vorgenommen und da­
her führen wir diese Form von Betrieben nicht 
weiter. Es hat gar keinen Zweck daraus etwa sagen 
wir ein Politikum zu machen, ich glaube, wir kön­
nen froh sein, das sage ich jetzt ganz bewußt, daß 
dieses Haus vom Land erworben wurde, daß es 
der Landesberufsschule für das Gastgewerbe zur 
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Verfügung gestellt ist und daß wir damit auch den 
Ansturm der Lehrlinge, der erfreulicherweise sehr 
groß ist, zumindest jetzt ausweiten und bewält igen 
können. Ich betrachte das auch für Bad Gleichenberg 
in weiterer Folge als einen bestimmten wirtschaft­
lichen Fortschritt. Jedenfalls sind natürlich die Über­
nachtungsziffern in einem bestimmten Umfang ge­
senkt. Ich weiß, daß auch die Kur-AG. sicher zu 
leiden haben wird. Aber andererseits muß man sa­
gen, wenn man von einer Sache ein wenig d ie Ver­
gangenheit ausleuchtet, daß Gleichenberg einen 
enormen Aufstieg in den letzten zehn Jahren zu 
verzeichnen gehabt hat, vielleicht einen Aufstieg 
wie keine Kur- und Fremdenverkehrsgemeinde in 
der Steiermark, daß jetzt eine gewisse Umstruk­
turierung dortselbst Platz greift. Das weiß ich des­
halb sehr genau. Die Betriebe, die sich modernisiert 
haben, die die Qualität pflegen, die sind vollkom­
men in Ordnung. Die Betriebe, die geglaubt haben, 
man könnte es so tun, wie man es vor einer Gene­
ration getan hat, die mußten zur Kenntnis nehmen, 
die Rechnung geht nicht auf. Wir sehen hier, daß 
sie langsam draufkommen, man muß sich in diesem 
Zusammenhang auch den Wünschen der Gäste an­
passen. 

Was den Wunsch anlangt nach langfristigen Kre­
di ten — Vergleiche mit Spanien und Italien wurden 
angeführt —, so darf ich sagen, wir haben 20jährige 
Kredite. Der ERP-Kredit wird auf 20 Jahre gewährt. 
Es ist nur die Frage, daß wir 'diese Kredite nicht in 
dem Umfang zur Verfügung haben. Es ist kein Vor­
wurf. Hier reicht es nicht. Dazu kommt noch, daß 
wir 7 verschiedene Arten von Krediten für d ie 
Fremdenverkehrswirtchaft an und für sich zur Ver­
fügung haben; 3 im Land und 2 bei der Kammer 
und neuerdings noch 2 im Bund, während wir bei 
den Zinsenzuschüssen jeweils zwischen dem Bund 
und Land gemeinsam die Zinsenzuschüsse bewälti­
gen. Das hat sich bewährt . Ich kenne die Wünsche 
der Fremdenverkehrswirtschaft nach verbesserten 
Kreditbedingungen. Ich habe hier nur eines zu sa­
gen: Ich bekenne mich zum Beispiel zu dem Stabili­
tätsabkommen, ich bekenne mich dazu, daß es nicht 
gut ist, wenn unentwegt nur hineingeblasen wird. 
Wenn wir fernab von jeder Brillenfärbung das be­
trachten, wenn wir den Mut hätten, das auch aus 
der volkswirtschaftlichen Situation zu sehen, dann 
müssen wir uns doch alle, jeder selber an seine ei­
gene Brust klopfen, wieviel er dazu beigetragen 
hat, daß diese Auftriebstendenzen entstanden sind. 
Wenn jeweils geredet wird, „Kaufen Sie jetzt, denn 
in 3 oder 5 Monaten wird es wieder teurer", dann 
entsteht der Teufelskreis, mit dem niemand mehr 
fertig wird. (Abg. Premsberger: „Das ist es!") Das 
muß auch gesagt werden. 

Wenn wir jetzt zu der Kreditsituation kommen, 
dann glaube ich folgendes feststellen zu können: Ich 
sage es jedem einzelnen Kreditwerber, sie müssen 
sich zuerst überlegen, denn der Kredit ist kein Ge­
schenk, sondern er ist für sie eine Belastung inso­
fern, weil sie ihn auf den Groschen genau zurück­
zahlen müssen. Auch wenn sie von de r Spekulation 
ausgehen, daß er in einer gewissen Zeit eine Ent­
wertung erfährt, so nützt das gar nichts. Am Ende 
muß er ihn mit Zinsen und Zinseszinsen zurückzah­
len. Es soll sich das in jener Ordnung bewegen, von 

der ich glaube, daß sie volkswirtschaftlich vertret­
bar ist. Nämlich beim einen fängt es an, daraus 
entsteht eine Lawine und am Ende entsteht das, was 
wir alle gemeinsam ganz sicher nicht wollen. Ich be­
gebe mich ganz bewußt nicht auf eine Betrachtungs­
ebene, von der man sagen könnte, daß sie eine 
Brillenfärbung hätte, weil ich mir darüber im klaren 
bin, daß der Lernprozeß und die Bemerkung möchte 
ich mir nicht ersparen, ein großartiger Lernprozeß 
für unsere Demokratie ist. Das ist der enorme Vor­
teil . . . (Landesrat Dr. Klauser: „Aber ein Plagiat, 
das hat schon d e r Landeshauptmann Krainer ge­
sagt!") Es ist e in großartiger Lernprozeß deshalb, 
weil wir das alles in vielen J ahren in diesem Haus 
verteidigt haben und weil Sie jetzt zum Glück fast 
annähernd die gleiche Sprache sprechen, die wir 
vor 1970, als es um die Vertretung dieser Dinge 
ging, sprachen. Ich glaube, das ist ein sehr großer 
Fortschritt. Wenn sich die Verhältnisse ändern und 
sie werden sich ändern, werden wir uns viel leichter 
finden und treffen. Ich könnte jetzt ein Wort sagen 
und ich weiß, es ist sehr gefährlich, weil verschie­
denes herausgelesen werden könnte. Es zeigt sich 
halt immer mehr und ich darf als politisch denken­
der Mensch auch ein politisches Argument sagen, 
daß eine Einparteienregierung in unserer Republik 
leider auf die Dauer gesehen überfordert ist. Das 
scheint jetzt so langsam sichtbar zu werden. Wir 
werden Überlegungen anstellen müssen. Das wird 
nicht unsere Aufgabe sein, das wird der Wähler 
zeitgerecht besorgen, weil er draufkommt, er hat 
das eine probiert, er hat das andere probiert, er 
hat vorher e twas Drittes probiert und er wird drauf­
kommen, daß es vielleicht auch andere Konstruk­
tionen gibt. Sie haben sich berufen auf den verstor­
benen Landeshauptmann. Er hat nicht von ungefähr 
in einer sehr bi t teren Stunde unserer Partei ge­
sagt — nicht von ungefähr, da steckt eine Lebens­
erfahrung und eine politische Erfahrung drinnen, 
die sich über einen großen Bogen erstreckt —, daß 
es doch zweckmäßiger wäre, zu einer Regierungs­
form, wie sie die Schweiz hat, zu kommen. Glau­
ben Sie, daß es auf die Dauer möglich sein wird, daß 
wir gegen Sie i rgendwo regieren oder auf der 
anderen Seite Sie gegen uns? Hier sind zwei große 
traditionelle Lager. Wir leben miteinander. Wir 
müssen miteinander auskommen. Wir haben es 
einmal probiert, nicht miteinander auszukommen. 
Dann haben wir gesehen, wohin das führt. Wir ha­
ben gemeinsam diese Zeche bezahlt und aus diesem 
Grund wird es gut sein, wenn wir auch hin und wie­
der einmal, fernab von politischen Leidenschaften, 
ein wenig zurückkehren zu den Überlegungen und 
wenn Sie wollen, selber sagen, was möglich ist 
und was dr innen liegt. Ich habe diesen Ausflug nur 
unternommen, obwohl er nicht hieher gehört, aber 
ich wurde angeregt durch diese Wünsche. (Erster 
Landeshauptmannstellvertreter Sebastian: „Aus­
flüge gehören zum Fremdenverkehr!") Abgesehen 
davon, daß ich für diese Bemerkung dankbar bin, 
•ist der Fremdenverkehr ja in der Fachsprache mit 
dem Begriff der Ortsveränderung verbunden. 

Nun darf ich vielleicht noch Herrn Kollegen Klo-
basa ein Wort sagen zur Frage des Hallenbades 
Feldbach. Damit hänge ich alles das an, was in die­
sem Zusammenhang anzuhängen ist. Ich lese keinen 
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Vorwurf heraus. Sie wollen, daß man es fördert. 
Wir fördern vom Fremdenverkehr naturgemäß zu­
erst Hallenbäder, Freibäder, Badeseen in Fremden­
verkehrsgemeinden, denn der Sinn ist, daß wir dort 
das Angebot verbessern. Natürlich gibt es Ge­
meinden, die mit dem Fremdenverkehr nichts zu 
tun haben, aber die auch ein Hallenbad bauen. Ich 
denke an eine Gemeinde, die mir einiges zu schaf­
fen gemacht hat. Das ist Trieben. Trieben haben 
wir nicht so gefördert wie etwa Ramsau. Denn 
Trieben ist eine Industriegemeinide. Aber die 
Ramsau ist eine Fremdenverkehrsgemeinde, die 
vom Fremdenverkehr lebt. (Abg. Zinkanell: „Ein­
zugsgebiet Hohentauern!") Schau, da werde ich 
"gleich etwas sagen dazurMifdem Eiimigsgebietrdas" 
ist ein Schlagwort. Das ist ein Schlagwort deshalb, 
weil wir genügend Vergleichsmöglichkeiten haben. 
Es ist ein Irrtum anzunehmen, daß die Leute sozu­
sagen 100 oder 50 km fahren, um in ein Hallenbad 
gehen zu können. Wir wissen es aus den Unter­
suchungen. Ich sage Ihnen ein Beispiel. Es ist so, 
daß die Leute, die im eigenen Haus das Hallenbad 
haben, es nicht benützen. Aber sie haben die Ge­
wißheit, daß sie schwimmen können, wenn sie wol­
len. Wir wissen auch ganz genau, daß viele Gäste 
sagen, sie möchten dort schwimmen, aber sie wol­
len nur wissen für den Fall, daß es gewünscht wird, 
daß sie es können. Aber wenn es nicht dort ist, 
dann haben wir gewisse Schwierigkeiten. 

Feldbach ist für uns nicht das, was wir eine Frem­
denverkehrsgemeinde nennen. Feldbach ist eine Be­
zirksstadt mit Handel, Gewerbe, Handwerk, sogar 
mit Industrie und wir werden im Rahmen auch die­
ser Angemessenheit das Hallenbad von Feldbach 
mitfördern. Jedoch nicht in dem Umfang wie in 
einer Fremdenverkehrsgemeinde. Das muß auch ge­
sagt werden. 

Nun, der Kollege Dr. Dorfer wünscht begünstigte 
Kredite für den Küchenbetrieb und urgiert das 
Fremdenverkehrsgesetz. Darf ich dazu folgendes sa­
gen: 

Erstens, wir fördern mit billigen Krediten nur 
mehr Fremdenverkehrsbetriebe, die zwei Voraus­
setzungen erfüllen, erstens daß sie im eigenen Be­
trieb den Küchenbetrieb haben und zweitens, wenn 
sie Fremdenzimmer machen, daß sie den Komfort 
und 'Standard haben, den wir nicht nur für jetzt, 
sondern für die Zukunft brauchen, also Badezim­
mer, Dusche, sanitäre Anlagen, die heute Vorausset­
zung und gang und gäbe sind. Wenn diese Voraus­
setzungen der Kreditwerber nicht erfüllt, dann schei­
det er bei uns mit der Förderung durch einen Kre­
dit von vornherein aus. Nur so können wir es len­
ken, daß wir nicht in die berühmte Schere kommen, 
immer mehr Betten und immer weniger Küchenkapa­
zität und am Ende sind wir jener Gefahr ausge­
setzt, die in so vielen Fällen schon eingetreten ist. 
Wir kennen das aus Beispielen in Nachbarbundes­
ländern, wo sie nicht mehr in der Lage sind, den 
Gast in der Form zu befriedigen, wie er es, gerade 
was das Essen anlangt, wünscht. 

Zum Apartmentbau nehme ich noch gesondert in 
meinem, übrigen Referat Stellung. 

Und nun, Herr Abg. Laurich, auch hier, glaube ich, 
darf ich sagen, wir werden im heurigen Jahr nicht 

im Herbst, sondern jetzt bzw. in den nächsten Wo­
chen mit einem Seminar beginnen. Es ist ein Ver­
such, mehr sage ich nicht, weil ich erstens einmal 
selbst auf eine gewisse Erfahrung neugierig bin, 
die wir in diesem Zusiammenhang sammeln und weil 
ich feststellen möchte, ob das notwendige Interesse 
vorhanden ist. Zuerst -wird gerufen, wir möchten 
geschult werden, wir möchten unterwiesen werden 
und dann, wenn wir so ein Seminar ansetzen, möch­
ten wir nicht vor einem gähnend leeren Saal stehen. 
Wir werden diesen Versuch einmal unternehmen, 
weil es zweifelsohne von Nutzen ist zu wissen, ob 
wir auf dem Gebiet etwas tun können. 

Und nun, Herr Abg. Götz, was die Frage anlangt 
^Steigerung der Qualität, Verhältnis Küche und Bet-
tenangebot, habe ich bereits beantwortet. Was das 
Fremdenverkehrsgesetz anlangt, habe ich die Stel­
lungnahme abgegeben, was den Fremdenverkehrs­
beirat anlangt, so darf ich also sagen, daß ja der 
Landesfremdenverkehrsverband das demokratische 
Forum ist, in welchem wir uns laufend über Fragen, 
die den isteirischen Tourismus bewegen, unterhal­
ten. Ich habe Ihnen schon einmal gesagt, ich lade 
Sie ein, in diesem Vorstand mitzuwirken. Es würde 
dies auch eine Bereicherang des Vorstandes sein. 

Und nun, meine Damen und Herren, zur Frage, 
die ja immer wieder unentwegt zur Diskussion ge­
worfen wird, nämlich die Frage der sogenannten 
Schwerpunktbildung auf der einen und das soge­
nannte Gießkannenprinzip auf der anderen Seite. 
Jeder will den Schwerpunkt, wenn er bei ihm statt­
findet, nur wehe, wenn er woanders stattfindet, 
dann ist der Schwerpunkt falsch, dann ist er nicht 
überlegt, dann ist er nicht durchdacht und was weiß 
ich. Also wir wissen beiläufig, daß es Projekte gibt, 
die ohne Schwerpunktbildung nicht möglich sind, 
aber ich muß es doch auch sagen, auch das Gieß­
kannenprinzip hat seine nützliche Methode, denn 
viel Gemüse in 'diesem Lande könnte nicht ge­
deihen, wenn nicht .die Gießkanne zur Hand genom­
men würde. Das gilt auch, für den Fremdenverkehr. 
Ich muß Ihnen das sagen, denn es würden viele 
Wanderwege nicht gebaut, viele Ruhebänke nicht 
aufgestellt, viel Blumenschmuck nicht gemacht wer­
den, nicht Tennisplätze gebaut werden, nicht 
Schwimmbäder, wenn nicht überall Bereitschaft da 
wäre, mit einem Wort da mitzutun und nur zu för­
dern wie halt alle diese Dinge, natürlich kann man 
in den Verdacht kommen, ha, das ist ein Gießkan­
nenprinzip. Das ist das Prinzip, viele Dinge anzu­
gehen und sie voranzutreiben; daß wir in dieser 
Frage richtig gelegen sind, zeigen ja auch die Er­
gebnisse, zu denen ich in wenigen Minuten ngch 
etwas sagen kann. 

Und nun, Herr Abg. Brandl, 'die Privatzimmer­
vermietung. Die Frage eines Privatzimmervermie­
tungsgesetzes; dazu darf ich also folgendes sagen. 
Ich habe immer einen Horror, wenn nur nach Ge­
setzen gerufen wird, denn das alles ändert ja nichts 
an der Situation, die Privatzimmervermietung ist 
eine gegebene Tatsache, sie hat sich in diesem 
Lande eingebürgert, sie ist auch, wenn Sie wollen, 
stärker im Kommen. Ich würde mir wünschen und 
dort haben wir leider keinen Einfluß, auch wenn 
wir ein Gesetz schaffen würden, haben wir keinen 
Einfluß, daß auch das Angebot, das die Privatzim-
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merverrnietung bat, ebenfalls mit dem Angebot de r 
gewerblichen Fremdenverkehrswirtschaft in der 
Qualität mithält. Das können wir nicht beeinflus­
sen, weil d ie Privatzimmervermietung keine bil­
ligen Kredite bekommt, grundsätzlich davon ausge­
schlossen ist. Also, es würde uns das auch nichts 
nützen. Ich will aber das niederösterreichische Pri-
vatzimmervermietungsgesetz genau studieren, viel­
leicht ist es eine zusätzliche Anregung. Das sind die 
Anfragen, die gestellt wurden und nun in wenigen 
Sätzen zur Frage des abgelaufenen Fremdenver­
kehrsjahres. Meine Damen und Herren, wir haben 
also 1971/72 überzeugend die 8-Millionen-übernach-
tungsgrenze überschritten. Davon 6 Millionen im 
Sommer und 2 Millionen im Winter. Aber vor al­
lem ist i n dem abgelaufenen Fremdenverkehrs jähr 
eines aufgetreten und ein Umstand, auf den wir mit 
einiger Genugtuung sehen, nämlich die Steiermark 
kriegt auch langsam den Ausländerfremdenverkehf 
in den Griff. Wir haben im heurigen Jahr e ine Zu­
nahme des Ausländertourismus, d ie weit über dem 
Bundesdurchschnitt liegt, nämlich bei 12 Prozent. 
Und es ist gegenwärtig e twa so, wenn ich das Jah­
resergebnis e twa aufteile auf Inländer- und Auslän­
dergäste, das sind 70 Prozent Inländer und schon 
30 Prozent ausländische Gäste, wobei das eine 
Steigerung innerhalb der letzten drei J ah re von 
21 Prozent auf 30 Prozent ist. Das ist also ein enor­
mer Zuwachs, wobei ich auch sage, daß d ie Ausge­
wogenheit des inländischen und ausländischen Ga­
stes auch von uns in unseren fremdenverkehrs­
politischen Bestrebungen verfolgt wird, weil wir der 
Meinung sind, wir sollten dem Österreicher zu­
reden, soweit als möglich seinen Urlaub auch im 
eigenen Lande zu verbringen, wobei wir gar nichts 
e inzuwenden haben, wer auch in alle Wel t geht, 
aber ich bin immer der Meinung, daß der Inlands­
gast so e twas ähnliches wie eine eiserne Ration im 
Fremdenverkehr darstellt. Das hat sich bewährt und 
wir sind damit letzten Endes auch gut gefahren. 
Wir haben aber im heurigen Jahr auch festgestellt, 
daß d ie extremen Wetterbedingungen uns Schwie­
rigkeiten gemacht haben. Und hier, glaube ich, ist 
auch e ine Erkenntnis, hier setzen wir den Schwer­
punkt, das darf ich Ihnen in diesem Zusammenhang 
ankündigen, nämlich, daß die erforderlichen 
Schlechtwettereinrichtungen, d ie wir für den Touris­
mus brauchen, nun auf Grund auch vor allem der 
Erkenntnisse de s heurigen Jahres forciert werden. 
Sie werden nicht zuletzt auch deshalb forciert, weil 
es sich herausstellt, die Leute stört das gar nicht, 
wenn es einmal regnet, oder wenn es länger regnet 
und wenn das Wet te r nicht berühmt ist, sie wol­
len nur die Möglichkeit haben, daß sie sich beschäf­
tigen können. Und daß sie sich beschäftigen kön­
nen, d a s bedeutet, daß wir Schlechtwettereinrich-
tungen schaffen müssen. 

Und nun zum Hallenbadbau. Wir haben Hallen­
bäder im Bau zur Zeit in Hartberg, in Wenigzell 
und in Gleichenberg, Feldbach ist bereits genannt 
worden, wir haben vielleicht eines der schönsten 
Hallenbäder, das hat der Herr Landeshauptmann im 
heurigen August in der Ramsau seiner Bestimmung 
übergeben können, aber wie es schon mit e inem 
solchen Bau eines Hallenbades ist, meine Damen 
und Herren, d ie Projektierung und alles, was wir 

an Offerten gesehen haben, hat 12 Millionen Schil­
ling ausgemacht und wie es dann fertig war, ha t es 
leider 20 Millionen Schilling gekostet. Aber es geht 
nicht um die Frage des Hallenbadbaues als solches, 
sondern es geht immer um die Frage, ob wir in der 
Lage sind, d ie Betriebskosten eines Hallenbades 
zumindest abzudecken. Ein Hallenbad dieser Grö­
ßenordnung kommt im Jahr auf e twa 3500 bis 
4000 Betriebsstunden. Die Betriebsstunde eines 
25-m-Beckens liegt nun e inmal bei 200 bis 220 Schil­
ling, man kann sich also ausrechnen, daß das nahezu 
8 bis 900.000 Schilling sind, d ie im Jahr allein an 
Betriebskosten anfallen. Die Betriebskosten müssen 
natürlich durch die Führung des Hallenbades 
hereingebracht werden. Es gibt Beispiele jetzt schon 
zur Genüge, wo die Betriebskosten nicht mehr 
hereingebracht werden. Daß wir das nicht aus För­
derungsmitteln abdecken können, das muß — glaube 
ich — nicht näher betont werden. Deshalb gehen 
wir davon aus, daß ein Hallenbad nur als Zentral­
hallenbad gebaut werden kann in einem Gebiet, 
wo mindestens 25 bis 30.000 Einwohner da sind, 
wenn wir es vom Tourismus her sehen, dann müssen 
es wenigstens 100.000 Übernachtungen pro Jahr 
sein, das ist, wenn Sie wollen, d ie unterste Grenze, 
von der aus man ein solches Risiko e ingehen kann. 
Denn eines hat sich herausgestellt in Fremdenver­
kehrsgemeinden, man geht immer davon aus und 
sagt, ja es werden ja viele Einheimische ins Hallen­
bad gehen. Ich sage Ihnen die Statistik. Bei den 
100.000 Übernachtungen sind 97 Prozent Gäste, die 
dort h ingehen und nur 3 Prozent Einheimische, das 
ist nämlich die Wahrheit . Und mit 3 Prozent Ein­
heimischen kann man kein Hallenbad führen. Wenn 
man es sich leisten kann, ist gar nichts zu sagen 
und daher muß ich also sagen, ich habe immer ein 
bißchen Bedenken auch im Falle Feldbach, denn 
das bedeutet naturgemäß in weiterer Folge für die 
Gemeinde, für die Stadtgemeinde eine enorme jähr­
liche Ausgabe, die sie nicht so ohneweiters bedek-
ken kann. 

Wir haben auch den Freibadbau forciert und auch 
unsere Freizeitseen. Wir haben zur Zeit Freibäder 
im Bau in Arnfels, in Oberwölz, in Leutschach, in 
Gnas und in St. Georgen ob Murau, wir haben den 
Freizeitsee auf der Teichalm knapp vor der Voll­
endung und wir projektieren den Freizeitsee in 
Kumberg. Das Beispiel des Stubenbergsees, der war 
ein solcher Schwerpunkt, was man im Fremden­
verkehr zustande bringt und was das für e in Ge­
biet bedeutet. Wir haben damit nicht Stubenberg 
wirtschaftlich aufgerichtet, sondern, man kann ruhig 
sagen, d a s befruchtet einen Umkreis von wenigstens 
30 Kilometern. Es hat sich jedenfalls hier gezeigt, 
hier einen Schwerpunkt zu setzen war außerordent­
lich nützlich. 

Und nun, meine Damen und Herren, darf ich auch 
noch von einer erfreulichen Sache berichten, in 
weiterer Folge, ich ha t te Gelegenheit im vergange­
nen Jahr, in New York mit einer Reihe von Reise­
büromanagern Gespräche zu führen, und bei der 
Gelegenheit bin ich auf einen Mann gestoßen, der 
für d ie Schweiz und für Holland d ie amerikanischen 
Radfahrklubs angezapft hat, und so haben wir ab 
dem heurigen Mai auch eine Luftbrücke New York— 
Zürich—Salzburg—Graz zustande gebracht u nd wir 
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haben zum erstenmal mehrere hundert Amerika­
ner hier gehabt aus amerikanischen Radfahrklubs, 
d ie acht Tage in Graz sich aufgehalten haben und 
wei tere acht Tage in Bad Gleichenberg und die bei 
der Gelegenheit dann jene Straßen mit ihren Fahr­
rädern bevölkert haben, die sie j a d rüben nicht in 
der Form zur Verfügung haben. Und ich darf Ihnen 
mitteilen, daß wir im nächsten Jahr wahrscheinlich 
eine Verdreifachung der Kapazität auf diesem Ge­
biet auch durchsetzen. Es bat sich gezeigt, daß wir 
hier also auch einen sehr großen Markt eigentlich 
jetzt anzapfen konnten. 

Was wir im wei teren Ausbau und Aufbau des 
Tourismus sehen, das ist der Ausbau unserer touri-
stischerr^tofrastruktur, alles das, was b e r e i t s ^m 
Budget seinen Niederschlag gefunden hat. Und wir 
gehen immer davon aus, daß die Hebung der Qua­
lität eigentlich die entscheidende Basis für den Aus­
bau unserer wei teren Fremdenverkehrsbestrebun­
gen ist. 

Und nun, meine Damen und Herren, zu d em 
Problem, das j a mehrfach genannt wurde in der 
heutigen Diskussion und das auch in der Öffent­
lichkeit, glaube ich, Freunde und Gegner d ieser 
Sache bewegt, nämlich der Apartmentbau. Wir müs­
sen einmal zunächst bei dieser Problematik vier 
Dinge unterscheiden. Das erste s ind einmal die 
Wochenend- und Ferienhäuser, d ie in den letzten 
15 J ahren errichtet wurden und von denen ich sage, 
daß sie ganz entscheidend zur Zersiedelung unse­
rer Landschaft beigetragen haben. Das muß festge­
stellt werden. Das zweite, das sind d ie Apartment­
häuser auf der Basis des Wohnungseigentums, d ie 
nicht nach dem Prinzip eines Hotels oder einer Gast­
stätte geführt werden, und das dr i t te sind Apart­
menthäuser, idie weitervermietet werden, und das 
vierte s ind Apartmenthotels auf der Basis des Ho­
telbetriebes. Und jetzt müssen wir bitte davon aus­
gehen, warum und weshalb sind wir gegen eine 
bestimmte Form dieser Zersiedelung und vor allem 
dieses Apartmentbaues. Ich muß das ausdrücklich 
jetzt einmal doch auch heute hier e twas näher er­
läutern. Meine Damen und Herren, was werden 
wir vor allem heute und morgen im modernen Tou­
rismus dem Gast anbieten können? Neben vielen 
Dingen, d ie er wünscht, ist und bleibt es die Land­
schaft. Ohne unsere Landschaft wird es keinen Tou­
rismus geben. Und wenn wir beginnen, diese Land­
schaft langsam zu zerstören, dann müssen wir auch 
zur Kenntnis nehmen, daß wir die Basis des Frem­
denverkehrs zerstören und damit auch die Basis 
eines Wirtschaftszweiges, der heute jedenfalls zur 
Wachstumsbranche Nr. eins in Österreich gehört. Das 
ist ja allgemein bekannt. Und ich freue mich über 
d ie Einstellung, d ie ich auch in agrarischen Kreisen 
gefunden habe. Es hat mir kein Geringerer als 
Präsident Koiner in einem Gespräch gesagt, daß er 
der Meinung ist, er kann nicht gutheißen, daß ein 
oder zwei Mann ein Bombengeschäft machen beim 
Grundstückverkauf und damit einer ganzen Ger 
meinde d ie Basis dafür entziehen, daß eine Ge­
meinde wegen der entstehenden Zersiedelung nicht 
mehr d ie Möglichkeit hat, das zu tun, was wir für 
die Erhaltung der Landschaft brauchen. Warum ich 
das sage? Es s tehen mir die letzten Untersuchungen 
eines deutschen Marktforschungsinstitutes über die 

Fremdenverkehrswerbung zur Verfügung. Es wur­
den Deutsche gefragt, was sie vor allem bewegt, 
nach Österreich zu fahren. Und wenn Sie dann hö­
ren, daß sie sagen, die Landschaft führt mit Ab­
stand als erstes als das Reiseziel Österreich, als das 
zweite, das ist erstaunlich, daß es das angenehme 
Klima ist und das dri t te wird gesagt, das korrespon­
diert damit, die Ausflugsmöglichkeiten. Und wenn 
ich das addiere, dann sind es nahezu 95 Prozent 
aller Befragten, d ie sagen, ich fahre nach Österreich 
wegen der Landschaft, d ie ich dor t antreffe. Und 
d iese Landschaft wollen wir Zug um Zug zerstören 
und in Frage stellen? Das ist das eine. Das zweite, 
meine Damen und Herren, es muß auch gesagt wer­
b e n , was bezweTken wir denn letzten Endes, wenn 
wir uns leidenschaftlich bemühen, den Fremdenver­
kehr in diesem Lande aufzurüsten. Wir haben 
ohnedies genug Scherereien mit unserer Industrie 
und sie werden nicht kleiner, sondern sie werden 
größer, übera l l werden wir nicht einen Industrie­
betrieb hinbringen können, es wäre ein Unglück, 
wenn wir das könnten, denn die Landschaften, die 
sich bei uns dafür anbieten, daß wir Fremdenver­
kehr machen können, die werden wir eben für d ie 
Erholungslandschaft bereitstellen und wir haben 
den überzeugenden Beweis, dafür können wir 
Ihnen Ziffern nennen, daß wir mit der Aufrüstung 
einer solchen Landschaft über den Fremdenverkehr 
zu den gleichen wirtschaftlichen Ergebnissen gelan­
gen, als wenn wir dort einen Industriebetrieb hin­
stellen würden. Ich möchte Ihnen das an einem Bei­
spiel demonstrieren. Die Gemeinde Ramsau hat im 
abgelaufenen Jahr 600.000 Übernachtungen zu­
stande gebracht. Wenn ich 600.000 mit 200 Schilling 
multipliziere, Vollpension und Übernachtung und 
das, was ein Gast verbraucht, das ist e twa ein Mit­
telwert in der Ramsau, 600.000 mal 200 Schilling 
heißt, daß im Jahre 1972 120 Millionen Schilling in 
die Bergbauerngemeinde Ramsau geflossen sind. 
Man muß sich das vor Augen halten, was das be­
deutet, bei nur 1800 Einwohnern. Und es gibt noch 
ein weiteres, überzeugenderes Argument. Die Berg­
bauerngemeinde Ramsau ha t im Jahre 1971 eine 
Steuerkraftkopfquote von 2850 Schilling gehabt, die 
Industriegemeinde Kapfenberg von 2500 Schilling. 
Das heißt, d ie Steuerkraftkopfquote ist in der 
Ramsau höher, in einer Fremdenverkehrsgemeinde, 
als in der Industriegerneinde Kapfenberg. Es gibt 
keinen überzeugenderen Beweis dafür, daß der 
Fremdenverkehr naturgemäß für ein Gebiet auch 
die gleiche wirtschaftliche Möglichkeit bringt. Und 
das ist der zweite entscheidende Grund, warum wir 
uns gegen eine solche Zersiedelung wehren. Denn 
wer steckt denn hinter d iesen Zersiedelungen? Es 
sind einmal zunächst Spekulanten, ich sage das hier 
vor diesem Hohen Hause, d ie Steuerfluchtkapital 
und anderes Kapital in unser Land bringen, die 
hier Häuser bauen, die sie hier verkitschen und 
verschneiden, die uns die Landschaft versauen und 
die dann der Gemeinde in weiterer Folge das zu­
muten, was sie selber nicht bereit sind zu besorgen. 
Denn, meine Damen und Herren, sicherlich, ich 
kann nicht bestreiten, der, der ein Grundstück ver­
kauft, macht einmal ein Geschäft, der, der baut, 
macht auch ein Geschäft, aber dann is t es vorbei. 
Alles was darnach kommt, die Verkehrsfläche, die 
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Wasserversorgung, die Abwässer, die Müllabfuhr, 
dann die Elektroversorgung, die Steweag hat es 
mir ausgerechnet, für ein Apartmenthaus kostet die 
Zuleitung de r elektrischen Leitungen in etwa 
4000 Schilling und der Stromerlös liegt bei 300 Schil­
ling im Jahr. Ja, da muß ich auch fragen, wo ist 
da der volkswirtschaftliche Vorteil in einem solchen 
Zusammenhang. Und dann kommt noch ein weiteres 
hinzu. Glaubt man denn wirklich, daß wir in un­
seren Fremdenverkehrsgemeinden, aber nicht nur 
dort, sondern auch überall ad infinitum Wasser­
verbrauch anstellen können, in der Gemeinde — ich 
könnte auch eine steirische Gemeinde nennen, ich 
nenne sie nicht aus bestimmten Gründen — Mönich-
kirchen, am Wechsel oben, da haben drei Zweit-
wohnungsbesitzer aus Wien sich eine schöne Villa 
gebaut und überall ein schönes Hallenbad hinein. 
Sie haben, als sie Ende August das Haus ver lassen 
haben, im Hallenbad das Wasser ausgeleert, knapp 
vor Weihnachten 'sind sie aber wieder gekommen 
und haben die Hallenbäder vollaufen lassen und 
dann hat die Gemeinde Mönichkirchen, die voll be­
setzt war mit Gästen, 14 Tage kein Wasser gehabt 
und der Tourismus ist ihnen zusammengebrochen. 
Ja, meine Damen und Herren, wenn das so ist, daß 
wir sagen, no, der eine oder der andere kann's, 
aber die, die dort leben, die ihre Existenz dort ha­
ben, für die gilt das nicht, bitte, dann muß ich sa­
gen, wenn das auch ein Weg ist, r iskieren wir ihn, 
wir werden nur feststellen, die Rechnung geht nicht 
auf und dazu kommt ein weiteres, wenn diese Häu­
ser die meiste Zeit des Jahres nicht besetzt sind, 
hat j a das auch einen weiteren Umstand, der j a die 
Gaste sehr schwierig macht. Und dann kommt ein 
Umstand noch hinzu, auf den ich nicht genug auf­
merksam machen kann. Nichts darf sich in unserem 
Lande so gründlich organisch entwickeln wie der 
Fremdenverkehr. Meine Damen und Herren, es muß 
ja verschiedenes mitwachsen, nicht nur die Betten­
kapazität und die Verpflegungskapazität, es muß 
ja auch das mitwachsen, was wir die Fremdenver­
kehrsgesinnung nennen. Es muß mitwachsen die Be­
reitschaft, es auf diesem Gebiet zu versuchen und 
zu tun, vom Bürgermeister angefangen bis über 
den Gemeinderat usw. usw., sie alle müssen ja 
bereit sein, auf dem Gebiete etwas zu tun, wenn sie 
das aber nicht bereit sind zu tun, dann dürfen wir 
uns nicht wundern, daß da nichts draus wird. Und 
jetzt stellen wir uns vor, wie der Versuch unter­
nommen wurde, e twa in der Gemeinde Tauplitz, 
ich sage das heute, weil ich jetzt richtig in Fahrt 
gekommen bin, wie man so sagt. Wir haben jetzt 
1900 Betten in Tauplitz und auf der Tauplitzhöhe 
und ich bin der Meinung, das ist schon eine obere 
Grenze und jetzt kommt eine sogenannte Tauplitz-
erschließungsgesellschaft und will uns noch einmal 
1800 Betten hinbauen. Wissen Sie, was das bedeu­
tet, ich spreche das hier im Landtag ans, das ist 
einem gesunden Organismus ein Krebsgeschwür 
injizieren. Das verkraftet die Gemeinde Tauplitz 
nicht. Mittlerweile hat sich ja herausgestellt, daß 
das sowieso nicht hinhaut, denn jetzt sagt man ja, 
wo nimmt der Mann 700 Millionen Schilling her, 
wie finanziert er das usw. usw., man ist j a schon 
auf der Suche nach diesen Leuten, weil sie sich mitt­
lerweile hier abgesetzt haben. Ich will also nur sa­

gen, so können wir das nicht sehen, sondern, wenn 
wir dagegen auftreten, dann deshalb, weil wir de r 
Meinung sind, Fremdenverkehr sollen die machen 
können, ob sie es in der gewerblichen Fremdenver­
kehrswirtschaft tun oder in der Privatzimmerver­
mietung, die dort leben und für die wir eine Exi­
stenz dort absichern wollen, die ihre Landschaft 
pflegen und das sind die Menschen, die dort orts­
ansässig leben. Vom Fremdenverkehr sollen die et­
was haben, die dort mit einem Wor t eine andere 
Möglichkeit nicht sehen. Aber nicht Leute, die her­
kommen, uns d ie Gegend zersiedeln, die Landschaft 
schänden und futsch machen und dann uns auch 
noch die Basis, d ie wir im Fremdenverkehr haben, 
zerstören. Und aus diesem Grunde darf ich also 
sagen, daß wir nichts e inzuwenden haben gegen 
ein Apartmenthotel, wir haben z. B. eines in Rohr­
moos, das Apartmenthotel Kogler, das ist — ich 
würde sagen — ein Musterbeispiel, wie man es ma­
chen kann, ich bin schon etwas skeptisch bei Apart­
menthäusern, die weitervermietet werden können, 
weil es sich aus Erfahrung herausstellt, daß das 
nicht immer hält, denn da gibt es ja Leute, das 
wissen wir aus Untersuchungen in der Bundesrepu­
blik, da tun sich mehrere Familien zusammen, der 
eine kauft's auf Teneriffa, der zweite kauft's im 
Allgäu, der dritte kauft's in der Steiermark und der 
vierte kauft's i rgendwo in Jesolo und dann machen 
sie im Ring herum und dann lassen sie einen fünf­
ten, der etwa noch hinein will, nicht mehr hinein, 
weil s ie sagen, ich hab's einmal gekauft, ist ja ganz 
wurscht, ob das im ganzen Jahr leersteht oder nicht. 
Aber wegbringen tun wir sie nicht. 

Und ich darf Ihnen jetzt ein Beispiel sagen. Ich 
war im vergangenen Jahr in Florida unten und ich 
kann das ruhig sagen, wie es sich abgespielt ha t 
beim Bürgermeister von Miami Beach, wo man 
diese Apartmentwelle hat rollen lassen. Er hat mir 
auch Wiener genannt, die dort Apartments gekauft 
haben, dann habe ich ihn gefragt, was sagen Sie 
zu dieser Situation und dann sagt er zu mir, ich zi­
tiere ihn jetzt: „Wissen Sie, wir waren zuerst der 
Meinung, mit der Apartmentwelle würden wir unser 
Gebiet mächtig wirtschaftlich aufrüsten. Jetzt, nach­
dem das fast mehr als perfekt entstanden ist, sehen 
wir die Katastrophe." Frag' ich, na, und was können 
Sie jetzt dagegen unternehmen, da hat er mir eine 
echt amerikanische Antwort gegeben, indem er ge­
sagt hat, die einzige Möglichkeit, d ie es gäbe, wäre, 
ich würde ein Geschwader bei der amerikanischen 
Luftwaffe mieten. Ich darf also nur sagen, meine 
Damen und Herren, wenn es einmal dort steht, dann 
bringen wir es nicht mehr weg, dann ist es aus 
und das ist jetzt der Grund, warum wir etwas schär­
fer in dieser Frage waren. Und wenn hier gesagt 
wurde, lieber Herr Kollege Brandl, wir hät ten ge­
droht, wir haben nicht gedroht. Ich weiß ja, der 
Bürgermeister ist in der Regel überfordert, er ist 
ja dem Druck ausgesetzt, nicht, d a wird ihm ge­
sagt, du wirst nicht mehr gewählt, wenn du da nicht 
das Bauen zuläßt und ähnliches mehr. Ich weiß 
auch, was sich sonst abspielt, ich höre es ja, sie 
kommen ja laufend herein, weil sie jetzt einfach mit 
dieser Sache konfrontiert sind, und jetzt müssen wir 
sie einmal schrecken. Jedenfalls weiß ich genau, daß 
die geschickten Bürgermeister sagen, sie möchten 
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sich's mit allen verscherzen, nur nicht mit uns, weil 
sie sagen, die brauchen wir doch etwas öfter. Und 
das hat seine Wirkung schon gehabt. Wir haben ja 
auch zum Glück das Grundverkehrsgesetz novel­
liert, das ist vielleicht ein Teil der Bremse, berühmt 
ist sie nicht, weil man sie unterlaufen und über­
laufen kann, aber jedenfalls ist es ein Versuch. 
Es ist heute mehrfach in der Budgetdebatte in den 
Tagen angemeldet worden die Frage einer moder­
nen Raumordnung. Ja, wir wenden sicher nicht 
darum herumkommen, nicht allein wegen des Frem­
denverkehrs, sondern überhaupt aus der Entwick­
lung für die Zukunft, meine Damen und Herren. 
Der Raum ist ja letzten Endes unser Leben und dann 
Tjlaute^cfar^cnr^aiieni für deir-FreniderrveTkehr-tlas-
entscheidende Leben. Und aus diesem Grunde, 
glaube ich, hab' ich heute etwas mehr zu dieser 
Frage hier vor dem Hohen Hause versucht zu sa­
gen, als es meine Zeit gestattet hat und nun darf 
ich in die Zielgerade kommen, um nur noch zu 
sagen, in unserer Werbung haben wir nicht nur das 
Inland berücksichtigt, sondern wir sind in die Ziel­
punkte gegangen, wo die Gäste herkommen. Wir 
sind jährlich bei der Touristenbörse in Berlin. Wir 
haben Holland angezapft. Ich habe von der Ost­
küste Amerikas berichtet. Wir zapfen den italieni­
schen Markt an. Wir haben auch den jugoslawischen 
Markt angezapft. Wir haben uns um ein redliches 
Verhältnis bemüht, von dem ich glaube, daß es ein 
sehr gutes ist und wir sind interessiert, es auch 
weiterhin in aller Freundschaft zu pflegen, weil wir 
glauben, daß wir den südlichen Nachbarn brauchen 
und daß er auch uns braucht. Ich glaube, daß der 
Tourismus entscheidend dazu beigetragen hat, daß 
wir zu einem guten Verhältnis gekommen sind. 

Ich darf am Schluß einen herzlichen Dank sagen. 
Zunächst einen herzlichen Dank allen in der Frem­
denverkehrswirtschaft Tätigen. Ob es unsere Gast­
wirte oder Gastwirtinnen sind, ob es die Beschäftig­
ten in der Fremdenverkehrswirtschaft oder in der 
Privatzimmervermietung sind, ob es unsere Bürger­
meister sind, unsere Fremdenverkehrsobmänner 
und alle, die mittun, auch unsere Exekutive. Ich 
darf einen herzlichen Dank sagen der Presse, dem 
Rundfunk und Fernsehen, weil sie entscheidend mit­
geholfen haben, daß der Tourismus in diesem Land 
auch im Gespräch geblieben ist. 

Ich darf aber zum Schluß einen herzlichen Dank sa­
gen dem Landeshauptmann und der Regierung und 
auch dem Finanzreferenten für das Verständnis, das 
ich bei meinen Wünschen gefunden habe. Dem Ho­
hen Haus danke ich schon im vorhinein, daß Sie nun 
in der nächsten Minute den Ansätzen Ihre Zustim­
mung geben werden. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Eine weitere Wortmeldung liegt nicht 
vor. Ich erteile dem Herrn Berichterstatter das 
Schlußwort. 

Abg. Hermann Ritzinger: Hohes Haus! Ich ersuche 
Sie, den Ansätzen der Gruppe 7 Ihre Zustimmung 
zu erteilen. 

Präsident: Sie haben den Antrag des Herrn Be­
richterstatters gehört. Ich bitte um ein Händezei­
chen, falls Sie ihm zustimmen. (Geschieht.) 

Die Gruppe 7 ist angenommen. 

Wir kommen zur Gruppe ß: Wirtschaftliche Un­
ternehmungen und Beteiligungen. Berichterstatter 
ist Abgeordneter Alois Seidl. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Abg. Seidl: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich darf zur Gruppe 8 berichten. Die 
Gruppe 8 umfaßt wirtschaftliche Unternehmungen 
und Beteiligungen. Im Abschnitt 83 Landesbahnen 
sind veranschlagt auf der Einnahmenseite 
1,884.000 Schilling, auf der Ausgabenseite 
31,475.000 Schilling. Im Abschnitt 85 Unternehmen 
der Verkehrsförderung auf der Einnahmenseite 
69.000 Schilling, Ausgaben 6,650.000 Schilling, Ab­
schnitt 86 land- und forstwirtschaftliche Unterneh­
men Einnahmen 17,692.000 Schilling, Ausgaben 
22,660.000 Schilling, Abschnitt 87 industrielle und 
gewerbliche Unternehmen Einnahmen 18,425.000 
Schilling, Ausgaben 6,760.000 Schilling, Abschnitt 89 
sonstige Unternehmen keine Einnahmen, Ausgaben 
15,506.000 Schilling. Die Gesamtsumme der Gruppe 8 
lautet auf der Einnahmenseite 38,070.000 Schilling, 
auf der Ausgabenseite 83,051.000 Schilling. Ich darf 
vermerken, daß beide Ansätze auf der Einnahmen-
und Ausgabenseite um ca. 6 Prozent höher sind ge­
genüber dem Voranschlag dieses Jahres. 

Ich darf das Hohe Haus um Annahme dieser Vor­
anschlagsansätze ersuchen. 

Präsident: Eine Wortmeldung liegt nicht vor. Sie 
haben den Antrag des Herrn Berichterstatters ge­
hört. Ich bitte um ein Händezeichen, falls Sie ihm 
zustimmen. (Geschieht.) 

Die Gruppe 8 ist angenommen. 

Wir kommen zur Gruppe 9, Finanz- und Vermö­
gensverwaltung. Berichterstatter ist Abgeordneter 
Josef Loidl. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Loidl: Hohes Haus! Meine Damen und Her­
ren! Nun gilt es, die letzte Gruppe, die Gruppe 9, 
Finanz- und Vermögensverwaltung, zu behandeln 
und zu beschließen. Es muß immer wieder betont 
werden, daß diese Gruppe, wenn sich auch keine 
Abgeordneten zu Wort melden, in ihrer Bedeutung 
nicht unterschätzt werden darf. Mit der Beschluß­
fassung der Gruppen 0 bis 8 haben Sie die Einnah­
men der Gruppe 9 praktisch schon wieder ausgege­
ben. Ich darf daher annehmen, daß Sie sich mit der 
Gruppe 9 beschäftigt haben und ich stelle namens 
des Finanz-Ausschusses den Antrag, die Gruppe 9 
anzunehmen. 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich Herr Lan­
desrat Dr. Klauser. Ich erteile ihm das Wort. 

Landesrat Dr. Klauser: Hohes Haus! Meine Damen 
und Herren! Ich werde mich bemühen, es dem Be­
richterstatter nachzutun, wenn es auch nicht in die­
ser Kürze gehen wird. Mir wurde vom Herrn 
Abg. Hasiba vorgeworfen, daß ich bei der Budget-
einbegleitungsrede vom Janusgesicht des Voran­
schlages gesprochen habe. Ich müsse doch als Fi­
nanzreferent hinter dem stehen, was als Verhand­
lungsergebnis vorgelegt worden sei und er könne 
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nicht verstehen, wieso ich hier sozusagen die Dop­
pelgesichtigkeit noch unterstütze. Ich habe für diese 
Vorwürfe vielleicht nicht das nötige Verständnis. 
Wenn man die Debatte des Hohen Hauses durch 
drei Tage hindurch verfolgt hat, so kann man eines 
sagen. Nichts wird so deutlich als der Umstand, 
daß man die Dinge von verschiedenen Standpunk­
ten aus sehen kann und daß sich die Dinge in ver­
schiedenem Licht zeigen können und daß niemand 
hier den Anspruch e rheben sollte, eine Art Abso-
lutheitsanspruch und eine Ar t Ex-cathedra-Weis-
heit zum besten geben zu können. Daher sehe ich 
nicht ganz ein, Herr Kollege Hasiba, wieso ich nicht 
meine Meinung hier wiedergeben kann, daß dieses 
Budget durchaus 2 Seiten hat, daß man die Dinge 
von verschiedenen Standpunkten her betrachten 
kann, daß man sehr wohl der Meinung sein kann, 
d ie Auswei tung sei enorm, daß man dennoch die 
Ansicht ver t re ten kann, man könne noch mittun, 
weil immerhin durch die e ingebauten Bremsen 
die Gewähr dafür gegeben sei, daß die Dinge nicht 
überzogen werden können. Nichts anderes habe ich 
bei der Budgeteinbegleitung gesagt. 

W a s d ie Ziffern anlangt, die der Kollege Dr. Hei-
idinger vorgetragen hat, so muß ich darauf hinwei­
sen, daß es zwar richtig ist, daß bei Niederöster­
reich e in Fehler passiert ist. Ich bitte um Entschuldi­
gung. Es hät te mir auch auffallen sollen — dies 
gebe ich zu. Aber im übrigen sind d ie Ziffern, die 
Sie genannt haben und die ich genannt habe, durch­
aus d ie gleichen. Nur d ie Relation, in der wir sie 
sehen, ist anders und etwas ist auch noch anders. 
Ich habe die Dinge dargestellt , wie sie sind, ohne 
eine Bewertung vorzunehmen, d ie Sie mir in den 
Mund gelegt haben, Herr Kollege. Ich will nicht be­
streiten, daß sich das, was Sie mir in d en Mund 
gelegt haben, zu einem Großteil mit meiner Ansicht 
deckt. Nur haben Sie das gesagt und nicht ich, Herr 
Kollege. 

Was d ie Verschuldung anlangt, so ist es unrichtig, 
Herr Dipl.-Ing. Hasiba, daß ich bei der Einbeglei-
tung d en Landtag sozusagen irregeführt hätte, denn 
ich habe d ie Vergleichsjahre genannt. Es ist aller­
dings richtig, daß mir damals nicht aus allen Bun­
des ländern d ie Ziffern desselben Jahres zur Ver­
fügung gestanden sind. Für das J ah r 1973 habe ich 
die Voranschlagsziffern aus sämtlichen Bundeslän­
dern einschließlich 'der Bundeshauptstadt. Obwohl 
ich der Meinung bin, daß die Bundeshauptstadt des­
wegen nicht in d iesen Vergleich einbezogen werden 
kann, weil im Voranschlag de r Gemeinde Wien und 
des Landes Wien a l s Einheit alles drinnen ist, was 
zu dieser Gebietskörperschaft gehört, nicht nur jetzt, 
was vom Land her dazu gehört und was von der 
Verwal tung der Gemeinde her dazu gehört, sondern 
auch d ie ganzen Stadtwerke. Von den 7,5 Milliar­
den, die z. B. im Jahr 1971, und ich nehme an, das 
wa ren d ie Ziffern, auf d ie Sie sich bezogen haben, 
den Schiuldenstand des Landes Wien ausgemacht 
hat, entfallen allein 5,242 Milliarden auf die Stadt­
werke, so daß d ie 2,311 Milliarden beim Land und 
de r Gemeinde Wien verbleiben. Es ließe sich noch 
darüber streiten, ob man bei Land und Gemeinde 
in einer einzigen Post e inen echten Vergleich zu 
den Budgets der übrigen Länder ziehen kann, weil 
Sie genausogut wissen wie ich, daß einiges a n Ge­

meindeaufgaben da dr innen steckt, was in den Län­
derbudgets der anderen Bundesländer nicht vor­
handen ist. 

Was d ie Ziffern 1973 anlangt, so sehen s ie aus 
wie folgt: Beim Burgenland ist der im Voranschlag 
1973 ausgewiesene Schiuldenstand mit 73,7 Mil­
lionen enthalten, in Kärnten mit 215,5 Millionen, in 
Niederösterreich nur mehr mit 1.147,900.000, im 
Jahr 1971 waren es 1.395,300.000 Schilling, für Ober­
österreich 1,330,000.000 Schilling, für Salzburg 586,5 
Millionen, für Tirol 835 Millionen, für Vorarlberg 
269,5 Millionen und für die Steiermark 2.740,000.000 
Schilling. 

Wenn Sie nun sagen, daß das keine Vergleichs­
ziffer sei, weil naturgemäß die Verhältnisse über­
all verschieden sind und die Einwohnerzahl und das 
Aufkommen unterschiedlich ist, so kann ich Ihnen 
die Kopfziffern nennen, die wie folgt ausschauen: 
Burgenland 271 Schilling, Kärnten 410 Schilling, 
Niederösterreich 812 Schilling, Oberösterreich 1087 
Schilling, Salzburg 1460 Schilling, Tirol 1544 Schil­
ling, Vorarlberg 993 Schilling und Steiermark 2298 
Schilling. 

Wenn Sie das in Relation zu den Ertragsanteilen 
setzen, die in den Voranschlägen aufscheinen, so 
ergeben sich folgende Prozentziffern: Für das Bur­
genland Verhältnis des ausgewiesenen Schulden­
standes zu d en ausgewiesenen Einnahmen an Er­
tragsanteilen 16,5 Prozent, Kärnten 22,4 Prozent, 
Niederösterreich 45 Prozent, Oberösterreich 58 Pro­
zent, Salzburg 68,4 Prozent, Tirol 78,3 Prozent, 
Vorarlberg 46,6 Prozent, Steiermark 127 Prozent. 

Sie sehen, daß ich durchaus Grund habe, d ie Am­
bivalenz des Voranschlages herauszustreichen, wo­
bei e s mir fern liegt zu bestreiten, daß man die 
Dinge nicht auch von einer anderen Seite her sehen 
kann. Sie werden doch dafür Verständnis haben, 
daß derjenige, der dafür verantwortlich ist, daß 
dieses Budget durch ein nachfolgendes Budget ab­
gelöst wird, das ebenfalls vom Hohen Haus ver­
treten werden kann und der glaubt, zu einer ge­
wissen Vorsicht bei der Erstellung des Voranschla­
ges und bei der Vorausschau der Entwicklung ver­
pflichtet zu sein, daß so ein Budget naturgemäß von 
meiner War te aus von vornherein mit einer gewis­
sen Zurückhaltung bei der Beurteilung erstellt wird. 
Sie haben das zum Teil kritisiert. Aber wie würden 
wir ausschauen, wenn ein Binanzreferent dem 
Hohen Haus einen Voranschlag vorlegt, bei dem er 
selbst an d ie Grenzen de r Erwartungen geht, d ie 
Sie an d ie Entwicklung knüpfen. Wo würden wir 
nächstes Jahr landen und wie würde die wirtschaft­
liche Entwicklung dann weitergehen? Es is t nun ein­
mal so und auch das habe ich bei der Einbeglei-
tungsrede gesagt, daß selbstverständlich von ein­
zelnen Interessengruppen und Interessenvertretern 
ihre Probleme mit mehr Gewicht versehen werden 
oder in einem gewichtigeren oder bedeutenderen 
Licht gesehen werden, als dies von anderen der 
Fall ist und daß im wesentlichen nicht nur die Kom­
promisse, die bei den Budgetverhandlungen erzielt 
werden, sondern auch d ie Debatten in d iesem Ho­
hen Haus darauf hinauslaufen zu versuchen, diese 
unterschiedliche Beurteilung d e r Gewichte aufein­
ander abzustimmen und in Einklang zu bringen. 
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Deswegen, Herr Kollege Hasiba, habe ich gesagt, 
dieses Budget wie jedes andere ist ein Kompromiß. 
Selbstverständlich ist es ein Kompromiß. Ich be­
kenne mich zu diesem Kompromiß. Aber ich be­
kenne mich auch dazu, daß so ein Kompromiß nicht 
unbedingt meinen Idealvorstellungen von einem 
Landesvoranschlag entspricht. Das gehört dazu, 
sonst wäre es kein Kompromiß im wahrsten Sinne 
des Wortes. Mißverstehen Sie mich nicht, ich möchte 
hier nicht in d en Chor jener einfallen, d ie die 
Dinge allzusehr von ihrer e igenen Warte her sehen. 
Ich hoffe, Sie billigen mir zu, daß ich Ihnen, meine 
Damen und Herren, durchaus das Recht zuerkenne, 
Ihre Wünsche und Forderungen für wichtiger zu 
halten als die mancher anderer, dleTHier auftretenT 
Aber daß es der Regierung nicht erspart bleibt, die 
Dinge abzuwägen und eine Ar t Rangondnungskata-
log aufzustellen, d a s wissen Sie genauso gut wie 
ich. Wenn ich das beim Namen nenne und wenn 
ich herausstreiche, daß es sich daher bei diesem 
Landesvoranschlag um das Ergebnis dieser Reihun­
gen, Rangfestsetzungen und Bemühungen zu e inem 
einvernehmlichen Ergebnis handelt, so sage ich nur 
die Wahrheit . Ich sehe nicht ganz ein, wieso ich da­
von abgehen soll. Ich glaube daher, Hohes Haus, 
daß trotz der Doppelgesichtigkeit des Landesvor­
anschlages das Ergebnis ver t re tbar ist. 

Ich möchte aber noch e twas hinzufügen, was lei­
der bei den Verhandlungen hoch nicht in d iesem 
Ausmaß bekannt war, was aber doch zumindest 
heute zum Bild gehört, wenn Sie nicht von falschen 
Voraussetzungen ausgehen woll ten oder wenn Sie 
hier das Hohe Haus nicht ver lassen wollten in einer 
Vorstellung und in einer Meinung, die nicht ganz 
stimmt. Die stabilitätspolitischen Maßnahmen der 
Bundesregierung und der Gebietskörperschaften, d ie 
inzwischen über 'die Bühne gegangen sind und d ie 
Verhandlungen auf Länderebene und Ebene der 
Gebietskörperschaften, d ie erst am vergangenen 
Montag in Wien stattgefunden haben und die näch­
sten Montag die Regierung beschäftigen werden, ha­
ben dazu geführt, daß auf dem Kapitalmarkt eine 
Art Panik ausgebrochen ist. In erster Linie bei den 
Wiener Großinstituten. Die Institute in den Bun­
desländern s ind ers tens in der Größenordnung 
nicht vergleichbar und zweitens vielleicht teils von 
der Größenordnung her beeinflußt, teils aber doch 
vielleicht durch eine e twas gesündere Auffassung 
nicht in dem Maß von d iesen Eingriffen in den 
Kapitalmarkt betroffen, weil s ie ihren Geschäfts-
umfang nicht mit Hilfe von Geldmitteln ausgewei­
tet und beinahe müßte man sagen aufgebläht ha­
ben, die durch solche Maßnahmen in erster Linie 
betroffen werden. Das führt dazu, daß man heute 
als Bundesländerfinanzreferent geneigt ist die Ver­
mutung zu bestätigen, die der Herr Dr. Heidinger 
genauso ausgesprochen hat wie ich, daß manches, 
was zu dieser Ausweitung der Ziffern bei den Groß­
insti tuten geführt hat, ausländisches Kapital dar­
stellt, das auf nicht ganz durchsichtige oder durch­
schaubare Weise hereingekommen ist. Deshalb auf 
einmal d e r Ausbruch d ieser Panik. Eine Situation, 
die dadurch gekennzeichnet ist, daß sogar gegebene 
Promessen wieder zurückgerufen werden, daß Zu­
sagen widerrufen werden und nicht e ingehalten 
werden, d aß es dem Land Steiermark so geht, daß 

die Darlehenszusagen, die wir im Laufe des Jahres 
eingeholt haben, auf einmal fragwürdig geworden 
sind. Das heißt, daß alles das, was im außerordent­
lichen Haushalt des Landes durch Darlehensbedek-
kung verwirklicht werden soll, zumindest in d en 
ersten Monaten des Jahres 1973 kaum wird in An­
griff genommen werden können. Ich bin nicht so 
pessimistisch, daß ich glaube, daß diese e twas un­
durchsichtige Situation auf dem Geldmarkt sehr 
lange dauern wird. Aber momentan ist de r Staub 
aufgewirbelt und es bleibt uns nichts anderes übrig, 
als ein wenig zu warten, bis sich d ie Luft wieder 
geklärt hat, bis man beurteilen kann, wie die Dinge 
weitergehen sollen. 

Ich sage das, weil es keinen Sinn hat, hier an der 
Realität vorüberzugehen. Im Beschlußantrag zum 
Landesvoranschlag ist die Inangriffnahme de r Vor­
haben des außerordentlichen Haushal ts davon ab­
hängig gemacht, daß dem Land die Darlehen auch 
zugesagt sind. Ich muß hier ganz offen sagen, daß 
im Gegensatz zu dem Zeitpunkt der Erstellung die­
ses Voranschlages, wo wir solche Zusagen glaubten 
in der Hand zu haben, heute Widerrufe der betref­
fenden Kreditinstitute bei uns da sind, so daß ich 
für den außerordentlichen Voranschlag derzeit 
überhaupt keine Kreditzusage in der Hand habe 
und uns nichts anders übrigbleibt, als zu versuchen, 
solche Zusagen im Laufe des Jahres 1973 wieder 
zu bekommen. (Abg. Pölzl: „Herr Landesrat, dürfte 
nicht d ie Bonität ein bißchen durch den SPÖ-Par-
teitag gelitten haben?") Mir ist zwar nicht ganz 
klar, wie sich der SPÖ-Parteitag auf die Bonität des 
Landes Steiermark auswirken soll. Das bleibt Ihrer 
Beurteilung überlassen. Das hat mit de r Bonität des 
Landes Steiermark nicht das geringste zu tun, son­
dern einfach damit, daß die Wiener Großinstitute 
und durchaus nicht nur jene, die man a ls rot ge­
färbt bezeichnen könnte, heute die Übersicht über 
ihre eigene Situation offenkundig ver loren haben 
und daher zunächst eine Vollbremsung eingeleitet 
haben. Wie es weitergeht, habe ich schon gesagt, 
werden wir sehen. Die Situation können wir auch 
nicht ändern, Hohes Haus, 

Womit ich am Schluß angelangt bin und Sie bitte, 
diesen Landesvoranschlag 1973 zu genehmigen ein­
schließlich des außerordentlichen Haushalts, aber 
gleichzeitig zur Kenntnis zu nehmen, daß die Schwie­
rigkeiten der Verwirklichung und der Vorausschau 
aus den x-fach dargelegten Gründen noch nie so 
groß waren, wie zum gegebenen Zeitpunkt und daß 
es niemandem in diesem Hohen Haus möglich ist, 
heute zu sagen, in welchem Umfang j ene Vorhaben 
werden verwirklicht werden können, die nur durch 
Darlehen bedeckt sind. Ich d anke Ihnen. (Beifall.) 

Präsident: Ich erteile nun Herrn Landeshauptmann 
Dr. Nlederl das Wort. 

Landeshauptmann Dr. Niederl: Hohes Haus! 
Meine sehr verehr ten Damen und Herren! Wenn 
man die Landtagsdebatte betrachtet, d ie in den 
letzten drei Tagen über d ie Bühne gegangen ist, 
d ann erkennen wir, daß ein gewaltiges Ausmaß 
von Leistungen und Initiativen vom Lande aus­
gehen und zwar nicht nur in de r Gesetzgebung in 
der Exekutive, sondern vor allem auch in der Voll-
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ziehung. Ich glaube, wir alle haben wieder einmal 
e inen Überblick in Erinnerung gerufen bekommen, 
daß die meisten Lebensbereiche dieses Landes letz­
ten Endes auch durch d ie steirische Landesverwal­
tung berührt werden. Und wenn der Herr Landes-
f inanzref erent jetzt in seinem Schlußwort, ich möchte 
fast sagen etwas pessimistisch, aufgezeigt hat, wie 
es um dieses Landesbudget steht, so sollen wir 
doch eines klarstellen, bevor wir auseinander­
gehen, daß es nicht so ist, wie es vor 14 Tagen, 
glaube ich, noch geheißen hat, daß man im Lande 
Steiermark von einer totalen Verschuldung reden 
kann. Ja , meine sehr verehr ten Damen und Herren, 
es ist sicher hier nicht gesagt worden, auch nie 
zum Ausdruck gekommen, aber doch waren es 
Pressemeldungen, d ie wir gelesen haben und die 
darauf hingewiesen haben, als sei eine totale Ver­
schuldung hereingebrochen. Schulden macht ein 
sorgfältiger Kaufmann dann, wenn er weiß, daß 
er mit d iesen Schulden etwas leisten kann und 
zwar mehr leisten kann, als d ie Verschuldung 
ausmacht. Und ich glaube, auf d ieser Linie treffen 
wir uns doch. Wenn wir heute Kredite aufnehmen 
müssen, um Leistungen für die Menschen dieses 
Landes zu erbringen, so soll d a s se ine Fortwirkung 
haben und wir machen es doch nicht leichtfertig, 
wir gehen doch nicht hin und sagen, wir freuen 
uns, daß wir Kredite aufnehmen, sondern wir ma­
chen es einzig und allein aus dem Grunde, weil 
wir wissen, daß mit den Leistungen Menschen ge­
holfen wird. Und weil wir genau wissen und weil 
auch berechnet ist, daß d ie jährliche Rückzahlungs­
rate de r Annuität doch so bemessen ist, daß wir 
sie verkraften können. Und hier treffen wir uns 
mit jedem privaten Haushalt. Auch ein privater 
Haushalt muß letzten Endes prüfen, wenn er sich 
e twas kauft, ob er das wirklich zurückzahlen kann 
und auch wir haben geschaut, ob wir das können 
und auf d ieser Linie treffen wir uns. Wenn man von 
der Budgetpolitik spricht, d ann muß man das Bud­
get und d en Rechnungsabschluß doch auseinander­
halten. Was ich budgetiere an Einnahmen, an Aus­
gaben und Kreditaufnahmen ist sicher nicht d a s 
gleiche, als letzten Endes beim Rechnungsabschluß 
hereinkommt. Ich möchte hier nicht leichtfertig oder 
leichtsinnig sein, das sage ich gleich vorweg, aber 
wir wissen doch, daß wir natürlich eine gewisse 
Sorgfalt an den Tag legen. Sie beschließen ja, meine 
sehr verehr ten Damen und Herren, auch das Ge­
setz zu diesem Landeshaushalt, das gewisse Be­
schränkungen auferlegt. Beschränkungen auferlegt, 
die in den Punkten genau festgelegt sind und die 
uns sagen, daß wir nur dann außerordentliche Lei­
s tungen vollbringen werden, wenn es sich zeigt, daß 
die Einnahmen kommen. Das ist vereinbart und das 
werden wir auch machen. Es soll aber doch nicht 
so sein und das möchte ich hier auch sagen, daß 
wir im ersten halben Jahr in diesem Lande über­
haupt nichts mehr bauen. Denn wenn es so wäre — 
und ich habe es fast so verstanden, Herr Landesrat 
Dr. Klauser —, dann müssen wir von vorne be­
ginnen mit diesem Budget, d a müßten wir sagen, 
hören wir auf und fangen wir wieder neu an und 
streichen wir ab. So kann es j a nicht sein und das 
wäre auch unmöglich, das wäre j a gar nicht Sinn 
einer Landesverwaltung, sondern de r Sinn liegt 

wohl darin, daß wir unterscheiden, wo die Schwer­
punkte liegen müssen und wo die Schwerpunkte 
nicht liegen. Und ich glaube, so ist es auch gemeint 
gewesen letzten Endes. (Landesrat Dr. Klauser: „Da­
für haben wir ja 280 Millionen Investitionsrücklage, 
Herr Landeshauptmann!") Eben und damit ist doch 
jene Summe gegeben, die es uns möglich macht, daß 
wir das beginnen, was wir brauchen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir sol­
len auch eine Stimmung nicht aufkommen lassen in 
der letzten Stunde dieser Budgetdebatte, als woll­
ten wir e in Land verschachern. Nun, Sorgfalt ist 
immer am Platze und wir werden gemeinsam immer 
wieder trachten, daß sie vorhanden ist. Wir brauchen 
diese Sorgfalt, damit jene auch d ie Möglichkeit ha­
ben, die nach uns kommen werden und die hier 
sitzen werden, Budgets zu erstellen. Das ist der 
Sinn und Zweck, den wir haben. Und wenn von 
Stabilitätsmaßnahmen gesprochen wird, so sind sie 
ja letzten Endes auch vereinbart , sie wurden kri­
tisiert, sie wurden anerkannt, aber wir sollen doch 
eines sehr klar aussagen in diesem Lande, daß wir 
Stabilitätsmaßnahmen, wenn s ie notwendig waren, 
auch in d en vergangenen J ah ren immer wieder aus 
dem Budget heraus gesetzt haben, vielleicht ohne 
viel Ankündigungen und vielleicht ohne viel zu 
reden. 

Nun, meine sehr verehr ten Damen und Herren, 
ich möchte doch noch einmal am Schluß zusammen­
fassen, was uns bewegt, auch um manchen Miß­
klang, der während der Budgetdebatte aufgetaucht 
ist, zu klären. In den Vordergrund möchte ich eines 
stellen. Wichtig ist, daß bei aller Gegensätzlichkeit, 
bei allen Unterschieden der Gesinnung, doch jene 
Basis gefunden wird, von der aus wir für d ie Men­
schen dieses Landes da s bes te erreichen. Und wenn 
wir das Budget beschließen, glaube ich, haben wir 
d a s erreicht. Wichtig ist auch — da können wir, 
g laube ich, frohen Herzens zurückschauen —, daß 
jede persönliche Diffamierung vermieden wurde in 
diesem Hause. Und wir sollen uns eines auch für 
d ie Zukunft merken, jede Kritik und sei s ie noch so 
hart, ist richtig und ist am Platze, aber sie soll 
im Rahmen des Respektes und der Achtung vor dem 
anderen bleiben. Und ein Erfreuliches ist auch 
herausgekommen, ich meine, fast in der Mehrheit ist 
es hervorgekommen und zwar die k lare Erkenntnis, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, die eine 
breitere Basis gefunden hat, daß sich die Ausgaben 
doch noch nach den Einnahmen zu richten haben. 
Und wenn auch Forderungen aufgeklungen sind, so 
sind sie so in dem Maß geblieben und man hat 
anerkannt, daß diese Forderungen nur dann erfüllt 
werden können, wenn wir auch die entsprechenden 
Einnahmen haben werden. Meine sehr verehrten 
Damen und Herren, d ie Anforderungen an die 
öffentliche Hand wachsen und zwangsläufig wird 
es so sein, nicht nur in diesem Hause, sondern 
auch noch in der Vollziehung, daß wir eine Reihung 
der wichtigsten Angelegenheiten vornehmen müs­
sen. In der Steiermark wurde das bereits eindeutig 
markiert, sei es in der Bildung und Kultur, sei es 
in der Wirtschaft einschließlich der Land- und Forst­
wirtschaft, sei es im Verkehrswesen, in der Sozial­
politik oder im Gesundheitswesen. Der ideale Zu­
stand wäre es wohl, wenn Bund, Länder und Ge-

16* 
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meinden übereinstimmende Ansichten bei der Be­
urteilung der Probleme hätten. Wenn wir zusam­
men das alles beurteilen könnten, was notwendig 
ist für die Menschen in diesem Lande. Wer aber die 
Wirklichkeit kennt, der weiß, daß es sich hier um 
ein. Wunschdenken handelt, daß es sich hier um 
eine Theorie handelt, die man gerne verwirklichen 
möchte. Aber eines können wir doch feststellen, daß 
Bund, Länder und Gemeinden sich in wichtigen An­
liegen immer um einen gemeinsamen Standpunkt 
bemüht haben, daß sie versucht haben, diesen ge­
meinsamen Standpunkt durchzubringen und die 
Förderungsmaßnahmen darauf abzustimmen. Das 
ist in der Vergangenheit geschehen und das wird, 

dem in alle Richtungen, weil wir in der Emotion 
einer Diskussion oft so gerne bereit sind, alles zu 
regeln und besonders in der Gesetzgebung, wo wir 
bei aller wünschenswerten Klarheit doch eines of­
fen lassen sollen, die Beweglichkeit für die Voll­
ziehung, die große Verantwortung zu tragen bereit 
ist. Wenn wir das nicht haben, meine sehr verehr­
ten Damen und Herren, dann werden wir die viel­
schichtigen Bedürfnisse des Lebens nicht entspre­
chend berücksichtigen können. Es ist auch notwen­
dig, daß wir immer wieder bereit sind, jeden Fana­
tismus zu unterbinden, der irgendwo, auftaucht, und 
auch keine Dinge zu verlangen, die unerreichbar 
sind. Wir sollen uns das sehr überlegen, wenn wir 

bei einigem guten Willen, auch, in Zukunft ohne 
weiteres der Fall sein. Und zwar für alles, was in 
diese Übereinstimmung einbezogen werden muß. 
Und wir sollen nicht vergessen, daß es zwischen 
den Zentralen in Wien, und ich meine nicht die 
jetzige Regierung allein, das sage ich ausdrücklich, 
zwischen der Landesregierung, zwischen den ein­
zelnen Regionen und den Gemeinden natürlich 
viele Schichtigkeiten gibt, die nicht auf ein ein­
ziges Schema eingepreßt werden können. Wenn ich 
nur,das Beispiel der regionalen Wirtschaftspolitik 
nehme. Die wirtschaftlichen Ziele werden von uns 
aus so beurteilt, daß die ökonomischen Daten die 
Richtschnur sind. Aber wir wissen — und es ist 
heute deutlich bei der Budgetdebatte hervorge­
kommen —, daß wir auch darüber nachdenken, 
wie wir den Menschen der betroffenen Gebiete se­
hen, wie wir von diesen Menschen ausgehen und 
auf sie eingehen müssen und zwar auch dann, wenn 
der Computer und auch die kühle Statistik oft et­
was anderes sagen. (Allgemeiner Beifall.) 

Wir wissen sehr genau, daß dann, wenn etwas 
gewachsen ist, nicht über Nacht abgebaut werden 
kann. Das ist unser steirisches Problem, das wir 
haben. Ich war vor einiger Zeit in Finnland, wo man 
Industriebetriebe hineinsetzen kann, dort wo der 
optimale Platz ist für diesen Industriebetrieb, wenn 
man herrliche Wohnanlagen herum bauen kann, 
dann wäre es etwas anderes. Wir haben unsere 
Landschaft vorgegeben und sicher die Mobilität der 
Arbeitskräfte, aber sie soll doch nicht dazu führen, 
daß wir in diesem Land leere Räume haben, denn 
sonst würden deine Ziffern, lieber Herr Landes­
hauptmannstellvertreter, keine Geltung mehr ha­
ben. Denn diese leeren Räume würden zur Wüste 
werden. 

Wir sollen gewachsene Siedlungsstrukturen an­
erkennen und sie sollen ihre Lebensberechtigung 
haben und zwar auch dann, wenn sie nicht den 
Idealvorstellungen einer Theorie entsprechen. Ich 
sage das sehr ernst und bewußt deshalb, weil auch 
hier oft Meinungsverschiedenheiten in der Wissen­
schaft bestehen. Deshalb soll es unsere große Auf­
gabe sein, in diesem Hohen Landtag und in der 
Landesregierung zu trachten, daß wir diesen Blick 
immer haben für diese Dinge, natürlich auch zu 
trachten, daß wir den Blick für die Freiheit und 
Ordnung haben in diesem Land. Wir haben dafür zu 
sorgen, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
daß unsere Mitmenschen nicht in allen Lebens­
bereichen einer totalen Regelung unterworfen wer­
den. Ich sage das nach keiner Richtung hin, son-

über die einen oder anderen Dinge reden. Das, was 
in einem Lehrbuch steht, wenn man Volkswirt­
schaftslehre lernt oder anderes, sind sicher Ideal­
vorstellungen, die sehr schön sind. Aber die Wirk­
lichkeit ist vielfach nicht erreichbar, meine sehr 
verehrten Damen und Herren. Das muß jedem 
klar sein, bei aller Kritik. Daher wird jede Kritik 
immer wieder abgeschwächt, weil wir genau wis­
sen, daß die Wirklichkeit so selten erreichbar ist. 
Aber unser gemeinsames Bemühen geht dahin — 
und das haben wir erkannt in diesen drei Tagen —, 
daß wir gemeinsam bestrebt sind, das bestmögliche 
für dieses Land zu erreichen. Wir sollen daran den­
ken und den eigenen Maßstab nehmen, wenn es 
darum geht, zugunsten oder zu Lasten des anderen, 
des Mitmenschen, Entscheidungen zu treffen. Wenn 
wir diese Gesinnung haben, dann wird es uns leich­
ter fallen, über die -einen oder anderen Dinge zu re­
den und wir sollen die individuelle Sphäre des ein­
zelnen achten, ja wir sollen sie vor jenen schützen 
— und das sage ich etwas provokant in dieser 
Stunde —, wir sollen sie vor jenen schützen, die 
diese Steiermark nur einzig und allein mit dem 
Bleistift und dem Lineal bearbeiten wollen. Dazu 
ist das Leben in diesem Land nicht geeignet, meine 
Damen und Herren. (Allgemeiner Beifall.) 

Was hat uns erregt bei 'dieser Budgetdebatte und 
was hat zu manchen Debatten geführt? Ich habe kei­
nen persönlich gemeint, meine sehr verehrten Da­
men und Herren. Schauen Sie, es sind oft Kleinig­
keiten gewesen. Ab und zu waren es auch Klein­
lichkeiten neben sehr bemerkenswerten Ausführun­
gen, die wir hören konnten. Aber was uns wohl 
auch bewegt hat, war die wirtschaftliche Zukunft 
dieses Landes. Die Statistiken, die wir gehört ha­
ben, positiv oder negativ, wurden hochgespielt und 
binnen kürzester! Frist ist es oft so gewesen, daß 
das Gegenteil immer wieder ziffernmäßig bewiesen 
wurde, zu dem, was vorher gesagt wurde. Ich will 
das alles nicht schmälern. Ich weiß, daß immer 
eine ernste Absicht dahintersteht. Aber eines sollen 
wir klar sehen, von diesen Dingen hat niemand et­
was. Schon gar nicht die Bevölkerung. Davon kön­
nen wir weder heute noch in Zukunft leben. Es geht 
auch darum, daß man Vergleiche heranzieht und daß 
man wirklich originär und originell die Dinge an­
faßt. Der Herr Landesrat Dr. Klauser hat in einem 
Zwischenruf gemeint, das sei ein Plagiat. Ja, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, dann muß ich 
Sie fragen, ob wir nicht im Zeitalter von Plagiaten 
leben? Nicht nur heute, sondern auch in der Ver­
gangenheit und daß jene ganz selten sind, die 
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wirklich originäre oder originelle Gedanken zum 
Ausdruck zu bringen haben. Entweder sind es große 
Geister oder Naturtalente, die wir haben müssen, 
um das zu haben. 

Es ist auch nicht gut, wenn man Bundesländer­
vergleiche heranzieht; auf keiner Linie, auf keiner 
Basis. Wenn ich nur fremdenverkehrsmäßig orien­
tierte Bundesländer heranziehe, wenn ich nur indu­
striell orientierte Bundesländer vergleiche, dann 
wäre es genauso, als wenn ich Wien, Vorarlberg 
und Burgenland in einen Topf werfen würde. 

Eines hat die Debatte sehr deutlich gezeigt, daß 
die regionale Wirtschaftspolitik in unserem Land 
doch Erfolge hat. Das können wir nicht bestreiten. 
Das wurde hier auch einheitlich ausgesagt. Daß wir 
eine Stärkung der Wirtschaftskraft im Westen und 
Osten genauso haben wie im obersteirischen Indu­
strieraum, wo es nützlich ist, daß es anerkannt 
wurde, daß es notwendig ist, die Wirtschaftskraft 
auch dieses Raumes zu stärken. Daß wir natürlich 
auch Tendenzen haben, die uns Probleme machen. 
Das ist das Schicksal der verstaatlichten Eisen- und 
Stahlindustrie, das sind das Mur- und Mürztal. Das 
können wir nicht allein auffangen. Das wäre un­
möglich. Wir werden auch in der Zukunft nicht in 
der Lage sein und hier ist uns keine Schuld zuzu­
messen, außer man will es mit bösem Willen ma­
chen, uns hier Schuld zuzumessen. Unsere Verpflich­
tung ist es, das wissen wir ganz genau, daß der 
Bund als Eigentümer der verstaatlichten Industrie 
immer wieder aktiviert wind und daß wir, so wie 
in diesem Jahr, immer dieselbe Sprache finden, um 
darauf aufmerksam zu machen, was uns im Herzen 
in dieser Sache bewegt. Und doch möchte ich aus 
unserer Sicht einiges feststellen. Der strukturelle 
Umstellungsprozeß im Land ist voll im Gang. Das 
kann auch niemand bestreiten. Immer wieder haben 
wir vom Land aus unsere guten Dienste angeboten, 
soweit wir dazu in der Lage waren. Sei es im mitt­
leren Ennstal, sei es in Guggenbach. Seit etwa 
10 Jahren ist eine Bewegung eingeleitet in diesem 
Land, die erfreulich ist, mit unseren tüchtigen 
Menschen, mit der Arbeiterschaft, mit der Ange­
stelltenschaft und mit der Unternehmerschaft. Haben 
wir gemeinsam die Kraft und den Mut, diese Men­
schen voll in unser Streben einzubauen, meine sehr 
verehrten Damen und Herren. Arbeiter genauso 
wie Angestellte und Unternehmer. Es soll uns ge­
lingen, die einzelnen Regionen in ihrer strukturel­
len Umschichtung weiter voranzutreiben, die Be­
schäftigtenzahl dort zu erhöhen, wo es notwendig 
ist und die Wirtschaftskraft jener Gebiete zu för­
dern, wo es wichtig ist. 

Sorgen sind vorhanden, das wissen wir aus der 
kürzesten Vergangenheit. Ich möchte noch einmal 
sagen, sei es das mittlere Ennstal, sei es die Mur-
und Mürzfurche, sei es die Grundstoffindustrie oder 
sei es der Bergbau. Aber ich möchte doch auch sa­
gen, daß die Wege, die wir gehen, richtig sind und 
zwar mehr Investition in die Industrie. Die Steier­
mark ist an dritter Stelle in der Reihe der Bundes­
länder. 

In der Konsumgüterindustrie stehen wir vor Ti­
rol, Niederösterreich, Kärnten und auch Wien und 
im Fremdenverkehr, wir hörten es gerade vorher, 

haben wir ganz Erfreuliches aufgeholt. Unsere gro­
ßen Anstrengungen, meine Damen und Herren, ha­
ben auch der Ausgleichung der ungünstigen Stand­
ortlage der Steiermark gegolten. Daher ein forcier­
ter Ausbau unserer Infrastruktur, die hier ein­
gehend diskutiert wurde und zwar deshalb, weil 
wir in einer Randlage sind, die wir nicht selbst 
verschuldet haben, in die wir hineingestellt sind 
und die wir zur Kenntnis nehmen müssen. Und die 
Aussage für heute und für die Zukunft in unserem 
Lande soll es auch sein, unterschätzen wir den An­
teil der verstaatlichten Industrie nicht. Sei es in der 
Zahl der Beschäftigten oder im Bruttoproduktions­
wert. Wir wissen, was wir hier haben und pflegen 
wir das auch und sind wir auch bereit, konkret 
und konstruktiv mitzuarbeiten, soweit wir dazu 
in der Lage sind. Es geht heute nicht nur um die 
Arbeitsplätze schlechthin, um sie zu schaffen, damit 
die Menschen überhaupt Arbeit haben, das wissen 
wir sehr genau, sondern es geht mehr und mehr 
darum, jene Wertigkeit auch in den Arbeitsplätzen 
zu finden, um den arbeitenden Menschen ein besse­
res Leben zu vermitteln. Und hier sollen wir doch 
auch bemerken, daß gerade die industrielle und ge­
werbliche Ausbildung die Weiterführung dieser 
Ausbildung, Früchte getragen hat. Das erkennen 
wir, wenn wir heute in Betrieben sehen, daß der 
Aufstieg vom Arbeiter zum Facharbeiter und weiter 
doch erfreuliche Erscheinungen gezeigt hat. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wer 
daher die steirische Wirtschaft kritisch durchleuch­
tet, möge doch eines beachten, die Differenziert­
heit unseres Wirtschaftsgefüges, auf einer breite­
sten Basis, wie sie sich anbietet, möchte die viel­
schichtigen Lebensmöglichkeiten für die Menschen 
dieses Gebietes sehen und auch jene Gebiete be­
achten, die in der Theorie oft als räumungsbedürf­
tige Gebiete bezeichnet werden. Wir räumen sie 
nicht, weil es die Theorie so verlangt, sondern wir 
sind gemeinsam bemüht, sie so auszustatten, daß 
die Existenz und das Verbleiben der Bevölkerung 
in diesem Räume gesichert wird. (Allgemeiner Bei­
fall.) 

In der Land- und Forstwirtschaft werden wir 
unsere Politik fortsetzen, die schwierigen Probleme 
miteinander lösen, sei es der Ausbau unserer Voll­
erwerbsbetriebe, sei es die Förderung schwieriger 
Regionen des sogenannten ländlichen Raumes, sei 
es die Arbeitsteilung, Spezialisierung und ähnliches 
mehr. Und unsere Landeshauptstadt Graz liegt uns 
natürlich genauso am Herzen wie jede andere Re­
gion in diesem Lande. Die Budgetdebatte heute hat 
gezeigt, daß das nicht leeres Gerede ist, sondern 
daß das von jedem einzelnen Referenten dieser 
Landesregierung dann, wenn das Budget beschlos­
sen wird, in der Vollziehung ernst genommen wird. 
In dieser Gesinnung, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, möchte ich allen danken, den Jungen 
und Alten in diesem Lande, der gesamten Bevöl­
kerung, aber auch jenen, die immer mitarbeiten, 
sei es in einer freiwillig übernommenen Pflicht als 
Berater, als Experten, als Bedienstete des Landes, 
in hohen Funktionen genauso wie als Straßen­
arbeiter oder als Krankenschwester. Sie alle sind 
in diesen Dank miteingeschlossen. Und ich möchte 
Ihnen als den Landtagsabgeordneten und auch den 
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Mitgliedern der Landesregierung danken und zwar 
für die Verbundenheit und für die Zusammenarbeit 
über viele Gegensätze hinweg. Genauso dem Land-
tagspräsidenten und se inen beiden Vizepräsiden­
ten. Allen, die in den verdienten Ruhestand treten, 
möchte ich eines sagen. Wir wissen e s sehr zu 
schätzen, daß diejenigen, die in den Ruhestand tre­
ten, in guten und auch in schlechten Zeiten dem 
Land die Treue gehalten haben. Und wenn sie nun 
die Pension genießen, so sei Ihnen 'diese vom Her­
zen gegönnt. Wir bit ten aber weiterhin, den An­
liegen unseres Landes verbunden zu bleiben. 

Und noch etwas am Schluß, dieses Budget wird 
nur dann zum Tragen kommen, wenn wieder mög-
üchslr^rieie—Menscbennüese—EdeerrmrlrThrerrr-Geistr 
und Können erfüllen zum Nutzen und zum Wohl 
unserer Steiermark. Und in diesem Sinne, meine 
sehr verehr ten Damen und Herren, darf ich Ihnen 
als Landeshauptmann der Steiermark ein frohes 
Weihnachtsfest und ein glückliches, gesegnetes und 
erfolgreiches Jahr 1973 wünschen. (Allgemeiner 
Beifall.) 

Präsident: Ich erteile dem Herrn Berichterstatter 
das Schlußwort. 

Abg. Loidl: Ich verzichte auf das Schlußwort, 
Herr Präsident, und wiederhole meinen Antrag auf 
Annahme de r Gruppe 9. 

Präsident: Ich bitte um ein Händezeichen, wenn 
Sie dem Antrag zustimmen. (Geschieht.) Die 
Gruppe 9 ist angenommen. 

Wir kommen zum außerordentlichen Landesvor­
anschlag. Berichterstatter ist Abgeordneter Hans 
Brandl. Ich erteile ihm das Wort . 

Abg. Brandl: Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Im außerordentlichen Haushalt sind in den 
einzelnen Gruppen die Einnahmenansätze und die 
Ausgabenansätze gleich hoch. Ich bitte um Annahme 
des außerordentlichen Landesvoranschlages. 

Präsident: Keine Wortmeldung. Ich bitte um 
Annahme des außerordentlichen Landesvoranschla­
ges durch ein Händezeichen. (Geschieht.) Der außer­
ordentliche Landesvoranschlag ist damit angenom­
men. . 

Wi r kommen nun zu den Beschlußanträgen des 
Landesvoranschlages 1973. Herr Abgeordneter 
Hans Brandl, ich bitte Sie um den Bericht. 

Abg. Brandl: Es l iegen dem Hohen Landtag 30 
Beschlußanträge vor. Ich bitte den Herrn Präsi­
denten, darüber abstimmen zu lassen. Ich würde 
vorschlagen, daß getrennt abgestimmt wird über die 
Anträge, d ie gemeinsam beschlossen wurden und 
dann über die anderen. 

Präsident: Ich folge Ihrer Anregung und lasse 
die 30 Beschlußanträge in 2 Gruppen abstimmen. 

Als erste Gruppe die 4 Beschlußanträge, welche 
von der ÖVP und FPÖ unterstützt, von der SPÖ 
jedoch abgelehnt werden. Dies sind zu Gruppe 2 
die Anträge, betreffend Schaffung neuer Haupt­

schulen und Haüptschulsprengel für die Erhaltung 
von Kulturzentren im ländlichen Raum (Seite 3 
und 4), betreffend Schaffung einer zusätzlichen Aus­
bildungsstätte für den allgemeinen Krankenpflege­
dienst in Fürstenfeld (Seite 7), betreffend Errich­
tung einer Krankenpflegeschule im Bereich de r 
Oststeiermark, der Wests te iermark und de r Ober­
steiermark (Seite 7) sowie zu Gruppe 3 de r An­
trag, daß die einjährigen Hausbaltungsschulen als 
berufsbildende mittlere Schulen wei ter vers tärkt ge­
fördert und zusätzliche Schulen errichtet werden 
(Seite 8) des Mündlichen Berichtes Nr. 34. 

In der zweiten Gruppe sodann über d ie restlichen 
26 Anträge des Mündlichen Berichtes Nr. 34. Es 

irandeilrsich um 24^A.ntxäge, welche vonraiieir^dTeir 
Fraktionen des Hohen Hauses unterstützt werden 
und um 2 Anträge mit Unterstützung von ÖVP 
und FPÖ, wobei d ie SPÖ mitstimmen wird. 

Ich frage d en Herrn Berichterstatter, ob er den 
Antrag stellt, über die Beschlußanträge in dieser 
Reihenfolge abzustimmen. 

Abg. Brandl: Ich stelle d iesen Antrag. 

Präsident: Ich ersuche nun die Abgeordneten, die 
den 4 Beschlußanträgen der ersten Gruppe zustim­
men, um ein Zeichen mit de r Hand. (Geschieht.) Die 
Anträge sind angenommen. 

Ich ersuche d ie Abgeordneten, die den übrigen 
26 Beschlußanträgen des Mündlichen Berichtes 
Nr. 34 zustimmen, eine Hand zu erheben. (Ge­
schieht.) Die Anträge sind hiemit angenommen. 

Wir kommen zum Dienstpostenplan und ich er­
teile dem Berichterstatter Abgeordneten Dipl.-Ing. 
Franz Hasiba das Wor t zur Berichterstattung. 

Abg. Dipl.-Ing. Hasiba: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Im Dienstpostenplan für das 
Jahr 1973 sind insgesamt 14.854 Dienstposten vor­
gesehen. Das bedeutet gegenüber 1972 e ine Ver­
mehrung um 520 Dienstposten, d ie zum überwie­
genden Teil bei d en Sanitätsanstalten liegen. 

Bei den Wirtschaftsbetrieben des Landes ist er­
freulicherweise wiederum durch Einsparungen bei 
den Landesbahnen und bei den Landesforsten eine 
Verminderung de r Anzahl der Dienstposten zu ver­
zeichnen. 

Der Finanz-Ausschuß hat sich mit dem Dienst­
postenplan sehr eingehend befaßt und ich darf na­
mens dieses Ausschusses den Antrag stellen, den 
Dienstpostenplan des Landes Steiermark für 1973 
zu genehmigen. 

Präsident: Es liegt keine Wortmeldung vor. Ich 
schreite zur Abstimmung und ersuche .die Abge­
ordneten, die dem Antrag zustimmen, eine Hand 
zu erheben. (Geschieht.) 

Der Dienstpostenplan ist angenommen. 

Wir kommen zum Kraftfahrzeugsystemisierungs-
plan. Berichterstatter ist Abgeordneter Hans Brandl. 
Ich erteile ihm das Wort . 

Abg. Brandl: Es liegt dem Hohen Landtag in den 
Erläuterungen d e r Bericht über die systemisierten 
Kraftfahrzeuge sowohl des Landes Steiermark als 
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auch seiner Wirtschaftsbetriebe vor. Es gibt nur 
geringfügige Änderungen gegenüber dem Vorjahr. 
Ich bitte um Annahme des Kraftfahrzeugsystemisie-
rungsplanes. 

Präsident: Sie haben den Antrag des Herrn Be­
richterstatters gehört. Ich bitte um ein Händezei­
chen, falls Sie zustimmen. (Geschieht.) Damit ist 
auch der Systemisierangsplan für die Kraftfahr­
zeuge genehmigt. 

Wir haben noch über den Antrag des Herrn 
Hauptberichterstatters über die Regierungsvorlage, 
Einl.-Zahl 542, abzustimmen und erteile hiezu dem 
Herrn Hauptberichterstatter das Schlußwort. 

Abg. Brandt: Ich wiederhole meinen eingangs ge­
stellten Antrag. , 

Präsident: Sie haben den seinerzeitigen Antrag 
des Herrn Berichterstatters gehört. Wer mit den An­
trägen und Anisätzen der Regierungsvorlage, Einl.-
Zahl 542, e inverstanden ist, d en bitte ich um ein 
Zeichen mit der Hand. (Geschieht.) Damit ist der 
Landesvoranschlag 1973, der außerordentliche und 
der ordentliche Landesvoranschlag 1973 einschließ­
lich-Dienstpostenplan und Kraftfahrzeugsystemisie-
rungsplan angenommen. 

2. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Regie­
rungsvorlage, Einl.-Zahl 474, über den Tauschver­
trag der Realität der Republik Österreich, Einl.-Zahl 
2515, KG. V Gries, gegen die Realität des Landes 
Steiermark, Einl.-Zahl 643, KG. Gries. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Dr. Dieter Stre-
nitz. Ich erteile ihm das Wort . 

Abg. Dr. Strenitz: Es handelt sich bei der gegen­
ständlichen Vorlage um einen Tauschvertrag zwi­
schen der Republik Österreich und dem Land 
Steiermark. Zweck 'dieses Vertrages ist d ie Her­
stellung geeigneterer Formen der betreffenden 
Grundstücke. 

Ich stelle namens des Finanz-Ausschusses den An­
trag, der Hohe Landtag wolle beschließen: Der 
Tausch der der Republik Österreich gehörenden 
Realität, Einl.-Zahl 2515, KG. V Gries, mit den 
Grundstücken 1215/3 und 1215/4, gegen die dem 
Land Steiermark gehörende Realität, Einl.-Zahl 643, 
KG. V Gries, mit dem Grundstück 12.15/1, mit dem 
Tauschwert von 411.520 Schilling wird genehmigt. 

Präsident: Sie haben den Antrag des Herrn Be­
richterstatters gehört. Ich bitte um ein Händezei­
chen, falls Sie dem Antrag zustimmen. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

3. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Regie­
rungsvorlage, Einl.-Zahl 475, betreffend den An­
kauf eines 2379 m2 großen Grundstückes Parzelle 
Nr. 208/1, 652 und 207/1, KG. Mürzzuschlag. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Hans Brandl. 
Ich erteile ihm das Wort . 

Abg. Brandl: Das e rwähnte Grundstück soll zum 
Preis von 249.795 Schilling für das Landeskranken­
haus Mürzzuschlag angekauft werden. Ich ersuche 
um Zustimmung. 

Präsident: Sie haben d en Antrag des Herrn Be­
richterstatters gehört. We r dem Antrag seine Zu­
stimmung gibt, möge eine Hand erheben. (Ge­
schieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

4. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Regie­
rungsvorlage, Einl.-Zahl 479, über die Zuerkennung 
eines außerordentlichen Versorgungsgenusses an 
Frau Hedwig Leodolter. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Prof. Dr. Karl 
Eichtinger. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Prof. Dr. Eichtinger: Die Vorlage betrifft 
die Zuerkennung eines außerordentlichen Versor­
gungsgenusses an Frau Hedwig Leodolter. Die Vor­
lage wurde eingehend durchberaten und ich bi t te 
um Annahme. 

Präsident: Sie haben den Antrag gehört. Ich 
bitte um ein Händezeichen, falls Sie dem Antrag 
zustimmen. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

5. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Regie­
rungsvorlage, Einl.-Zahl 480, über die Zuerkennung 
eines außerordentlichen Versorgungsgenusses an 
Frau Herta Brell. 

Berichterstatter ist Abgeordnete Johanna Jam-
negg. Ich erteile ihr d a s Wort . 

Abg. Jamnegg: Hoher Landtag! Namens des Fi­
nanz-Ausschusses stelle ich den Antrag, der Wi twe 
nach dem ehemaligen Distriktsarzt Dr. Günther 
Brell, Frau Hedwig Brell, mit Wirkung ab 1. März 
1972 einen außerordentlichen Versorgungsgenuß in 
Höhe von monatlich 500 Schilling zuzuerkennen. Ich 
bitte um Zustimmung. 

Präsident: Sie haben den Antrag gehört. We r 
ihm zustimmt, möge eine Hand erheben. (Ge­
schieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

6. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Regie­
rungsvorlage, Einl.-Zahl 481, über die Zuerkennung 
eines außerordentlichen Versorgungsgenusses an 
die ehemalige Vertragsbedienstete Helene Löffler. 

Berichterstatter ist Abgeordnete Johanna Jam­
negg. Ich erteile ihr d a s Wort . 

Abg. Jamnegg: Im Namen des Finanz-Ausschusses 
stelle ich den Antrag, der Hohe Landtag wolle be­
schließen: Der ehemaligen Vertragsbediensteten 
Helene Löffler wird mit Wirkung ab 1. Juni 1972 
ein außerordentlicher Versorgungsgenuß in Höhe 
von monatlich 500 Schilling zuerkannt. 
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Präsident: We r dem Antrag zustimmt, möge eine 
Hand erheben. (Geschieht.) 

Der Ant rag ist angenommen. 

7. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Regie­
rungsvorlage, Einl.-Zahl 482, betreffend den An­
kauf der Räumlichkeiten im 2. Stock des Hauses 
Dietrichsteinplatz 15 von der Firma Austro Olivetti 
Büromaschinen AG., Olivetti-Haus. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Dr. Dieter Stre-
nitz. Ich erteile i hm das Wort . 

Abg. Dr. Strenitz: Es war mir ein Vergnügen, der 
Era4j^-Ab^.-Jamnegg^den-^V:or4r4tt-4assen—zu-^dürfen,-

Ich bit te d a s Hohe Haus, im Interesse e iner bes­
seren Unterbringungsmöglichkeit für d ie Abtei­
lung 14 zu beschließen: Die Steiermärkische Landes­
regierung wird ermächtigt, im Namen des Landes 
Steiermark sämtliche Räumlichkeiten im 2. Stock 
des Hauses Dietrichsteinplatz 15 von der Firma 
Olivetti zu einem Kaufpreis von 1,444.035,18 Schil­
ling anzukaufen und die bestehende Hypothek in 
der Höhe von 535.964,82 Schilling zu übernehmen. 
Ich bitte um Annahme. 

Präsident: Eine Wortmeldung liegt nicht vor. Wer 
dem Antrag des Herrn Berichterstatters zustimmt, 
möge eine Hand erheben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

8. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Regie­
rungsvorlage, Einl.-Zahl 483, betreffend den An­
kauf eines 384 m2 großen Grundstreifens aus Einl.-
Zahl 1146, KG. Wenisbuch. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Anton Prems-
berger. Ich erteile ihm das Wort . 

Abg. Premsberger: Die Vorlage beinhaltet den 
Grundstücksankauf von der Steiermärkischen Spar­
kasse, um die Gestal tung der Zufahrt zum Landes­
krankenhaus Graz durchführen zu können. Die Vor­
lage wurde im Finanz-Ausschuß behandelt und ich 
darf namens des Finanz-Ausschusses folgenden An­
t rag stellen: Der Ankauf des zum Zwecke d e r Ver­
brei terung der Zufahrt zum Landeskrankenhaus 
Graz erforderlichen Grundstückes im Ausmaß von 
384 m2 e inliegend in Einl.-Zahl 1146, KG. Wenisbuch 
— Eigentümer Steiermärkische Sparkasse in Graz 
—, zum Quadratmeterpreis von 380 Schilling, dnsge­
samt somit zu einem Preis von 145.920 Schilling, 
wird genehmigt. Ich bitte um Annahme. 

Präsident: Sie haben den Antrag gehört. Mangels 
einer Wortmeldung bitte ich um ein Händezeichen. 
(Geschieht.) 

Der Ant rag ist angenommen. 

9. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Regie­
rungsvorlage, Einl.-Zahl 484, über die Bedeckung 
über- und außerplanmäßiger Ausgaben gegenüber 
dem Landesvoranschlag 1972 — 1. Bericht. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Hans Brandl. Ich 
erteile ihm d a s Wort . 

Abg. Brandl: Im Namen des Finanz-Ausschusses 
stelle ich den Antrag, die außerplanmäßigen Aus­
gaben im Gesamtbetrag von 43,670.000 Schilling 
zu genehmigen. 

Präsident: Sie haben den Antrag des Herrn Be­
richterstatters gehört. Wer dafür ist, möge eine 
Hand erheben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

10. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Regie­
rungsvorlage, Einl.-Zahl 486, betreffend Bau- und 
Grundflächeninanspruchnahme von 10 Anrainern 

Jür das BaiivorhabenJMr.^6/72^ fSelzthal^Lassing^ 
Abschnitt „Lassing—Moos", der Landesstraße 276. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Karl Lackner. 
Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Lackner: Hoher Landtag! Ich beantrage, daß 
die Regierungsvorlage Einl.-Zahl 486, betreffend 
Bau- und Grundflächemnanspruchnahme für die 
Landesstraße Lassing, genehmigt wird. 

Präsident: Ich schreite zur Abstimmung und er­
suche die Abgeordneten, die dem Antrag zu)stim7 

men, um ein Händezeichen. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

11. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Regie­
rungsvorlage, Einl.-Zahl 487, betreffend Bau- und 
Grundflächeninanspruchnahme von Frühwirt Alois 
und Rosa für das Bauvorhaben Nr. 5/72 „Unter­
weißenbach—Unterstorcha" der Landesstraßen 92 
und 95. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Josef Schram-
mel. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Schrammel: Hoher Landtag! Ich darf namens 
des Finanz-Ausschusses den Antrag stellen, de r Ent­
schädigung für die Bau- und Grundflächeninan-
spnuchnahme für die Landesstraßen 92 und 95 mit 
einem Gesamtbetrag von 111.664,50 Schilling zu­
zustimmen. 

Präsident: Keine Wortmeldung. We r mit dem An­
trag des Herrn Berichterstatters e inverstanden ist, 
möge d ie Hand erheben. (Geschieht.) 

Der Ant rag ist angenommen. 

12. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Re­
gierungsvorlage, Einl.-Zahl 489, betreffend Bau- und 
Grundflächeninanspruchnahme sowie Objektseinlö­
sung von Peter Zöhrer für das Bauvorhaben „Be­
seitigung einer Engstelle in km 6,900" der Landes­
straße 297. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Josef Schram­
mel. Ich erteile ihm das,Wort . 

Abg. Schrammel: Für d iese Vorlage darf ich 
gleichfalls um Zustimmung ersuchen. Sie betrifft 
ebenfalls die Bau- und Grundflächeninanspruch­
nahme sowie Objektseinlösung für d ie Beseitigung 
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einer Engstelle der Landesstraße 297. Es ist hier 
eine Entschädigungssumme von 250.000 Schilling 
vorgesehen. 

Präsident: Keine Wortmeldung. Wer mit dem 
Antrag des Herrn Berichterstatters einverstanden 
ist, möge die Hand erheben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

13. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Re­
gierungsvorlage, Einl.-Zahl 490, betreffend Bau-
und Grundflächeninanspruchnahme sowie Objekts­
einlösung von Pichler Maria für das Bauvorhaben 
Nr. 27/72 „Strechau" der Landesstraße 322. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Dipl.-Ing. Dok­
tor Siegfried Eberdorfer. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Dipl.-Ing. Dr. Eberdorfer: Hoher Landtag! 
Ich stelle den Antrag, die Bau- und Grundflächen­
inanspruchnahme sowie Objekts einlösung von Pich­
ler Maria in Klamm Nr. 6 für das Bauvorhaben 
Nr. 27/72 „Strechau" der Landesstraße 322, Oppen-
bergerstraße, im Betrag von 444.500 Schilling zu 
Lasten der VP. 66|1,54 zu genehmigen. 

Gleichzeitig wolle der Zusatzantrag auf Änderung 
der letzten Worte „zur Kenntnis genommen" auf 
„genehmigt" ebenfalls bewilligt werden. 

Präsident: Sie haben den Antrag gehört. Keine 
.Wortmeldung. Wer für den Antrag stimmt, möge 
ein Händezedchen geben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen; 

14. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Re­
gierungsvorlage, Einl.-Zahl 491, betreffend Bau- und 
Grundflächeninanspruchnahme von 3 Anrainern in 
der KG. Mellach für das Bauvorhaben Nr. 55/72 
„Mellach" der Landesstraße 85. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Dr. Helmut Hei­
dinger. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Dr. Heidinger: Hoher Landtag! Die 
Vorlage liegt Ihnen vor. Ebenso der dazugehörige 
Mündliche Bericht Nr. 37. Ich stelle namens des 
Finanz-Ausschusses den Antrag, der Hohe Landtag 
wolle beschließen: Die Bau- und Grundflächen-
inanspruchnahme von 3 Anrainern in der KG. Mel­
lach für das Bauvorhaben Nr. 55/72 „Mellach" der 
Lanidesstraße 85, Dörfla—Mellach—Wildon, im Be­
trag von 516.884,75 Schilling zu Lasten der VP. 
661,54 wind zur Kenntnis genommen. 

Präsident: Wörtmeldungen sind nicht der Fall. 
Ich schreite zur Abstimmung. Wer für den Antrag 
ist, möge ein Zeichen mit der Hand geben. (Ge­
schieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

15. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Re­
gierungsvorlage, Beilage Nr. 47, Gesetz, mit dem 
das Blindenbeihiliengesetz geändert wird. 

Berichterstatter ist Abgeordnete Julie Bischof. Ich 
erteile ihr das Wort. 

Abg. Bischof: Hoher Landtag! Es erfolgt eine 
2. Novelle zum Blindenbeihilfengesetz vom 12. Juli 
1956. Es ergeben sich 3 Änderungen. Das Gesetz 
wurde im Finanz-Ausschuß gelesen. Es ist allen 
bekannt und ich bitte um Annahme. 

Präsident: Eine Wortmeldung liegt nicht vor. Sie 
haben den Antrag gehört. Ich bitte um ein Hände­
zeichen, falls Sie zustimmen. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

16. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Re­
gierungsvorlage, Einl.-Zahl 494, betreffend Bau-
und Grundflächeninanspruchnahme sowie Objekts­
einlösung von Stefanie Draxler für das Bauvorha­
ben Nr. 26/72 „Selzthal—Lassing" der Landes­
straße 276. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Karl Lackner. 
Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Lackner: Hoher Landtag! Die Regierungs­
vorlage 494 beinhaltet eine Grundflächeninanspruch-
nahme für die Landesstraße Selzthal—Lassing. Die 
Ablösesumme beträgt 1,835.000 Schilling. Dieser Be­
trag ist vom gerichtlich beeideten Sachverständi­
gen als angemessen betrachtet worden und ich er­
suche um die Annahme. 

Präsident: Eine Wortmeldung liegt nicht vor. Sie 
haben den Antrag gehört. Ich bitte um ein Hände­
zeichen, falls Sie zustimmen. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

17. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Re­
gierungsvorlage, Einl.-Zahl 495, betreffend Bau- und 
Grundflächeninanspruchnahme sowie Objektseinlö­
sung von Franz und Margarethe Bauer für das 
Bauvorhaben Nr. 26/72 „Selzthal—Lassing" der 
Landesstraße 276. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Karl Lackner. 
Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Lackner: Hoher Landtag! Die Regierungs­
vorlage 495 befaßt sich ebenfalls mit einer Ob­
jektseinlösung und zwar von Franz und Marga­
rethe Bauer für das Bauvorhaben Selzthal—Las­
sing. Die Ablösesumme beträgt 417.000 Schilling, 
die ebenfalls vom Sachverständigen als angemessen 
betrachtet wurde. Ich ersuche um Annahme dieses 
Antrages. 

Präsident: Keine Wortmeldung. Wer mit dem 
Antrag des Herrn Berichterstatters einverstanden 
ist, möge eine Hand erheben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

18. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Re­
gierungsvorlage, Einl.-Zahl 496, betreffend Bau- und 
Grundflächeninanspruchnahme sowie Objektseinlö­
sung von Franz Ritzmaier für das Bauvorhaben 
Nr. 26/72 „Selzthal—Lassing" der Landesstraße 276. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Dipl.-Ing. Dok­
tor Siegfried Eberdorfer. Ich erteile ihm das Wort. 
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Abg. Dipl.-Ing. Dr. Eberdorfer: Ich stelle namens 
des Finanz-Ausschusses den Antrag, ebenfalls für 
eine Bau- und Grundflächeninanspruchnahme sowie 
Objektseinlösung bei Franz Ritzmaier in Moos 
Nr. 41, für das Bauvorhaben „Selzthal—Lassing" 
im Gesamtbetrag von 176.460 Schilling die Zustim­
mung zu geben. 

Präsident: Ich bitte um ein Händezeichen, falls 
Sie zustimmen. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

19. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Re­
gierungsvorlage, Einl.-Zahl197, betreuend aenT 
Tausch von Grundstücken zwischen dem Land 
Steiermark und der Gemeinde Weißenbach an der 
Enns. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Harald Lauräch. 
Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Laurieb.: Die gegenständliche Vorlage be­
handelt einen Grundtausch zwischen dem Land 
Steiermark und der Gemeinde Weißenbach. Die 
beiden Grundstücke sind mit 492.000 Schilling 
gleichwertig. 

Der Finanz-Ausschuß hat diese Vorlage behandelt 
und ich bitte um Annahme der Vorlage. 

Präsident: Wer dem Antrag zustimmt, möge ein 
Händezeichen geben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

20. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Re­
gierungsvorlage, Einl.-Zahl 498, betreffend den 
Neubau eines zentralen Amtsgebäudes der Landes­
regierung, Tauschvertrag mit der Stadtgemeinde 
Graz. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Dr. Dieter Stre-
nitz. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Dr. Strenitz: Ich bitte das Hohe Haus zuzu­
stimmen und zwar dem Tausch zwischen der Stadt­
gemeinde Graz und dem Lande Steiermark bezüg­
lich der landeseigenen Liegenschaft Landesamts­
haus, Landhausgasse 7, und der gemeindeeigenen 
Liegenschaften Einl.-Zahl 16, Einl.-Zahl 27 und Einl.-
Zahl 1374, KG. Jakomini, bei Leistung eines ent­
sprechenden Wertausgleiches durch die Stadt Graz 
an das Land Steiermark. 

Präsident: Ich bitte die Damen und Herren, die 
zustimmen, um ein Händezeichen. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

21. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Re­
gierungsvorlage, Einl.-Zahl 502, betreffend den 
Tausch von Grundstücken zwischen dem Land 
Steiermark und der Marktgemeinde St. Gallen. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Harald Laurich. 
Ich erteile ihm das Wort. 
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Abg. Laurich: Diese Vorlage behandelt ebenfalls 
einen Grundtausch und zwar zwischen dem Lande 
Steiermark und der Marktgemeinde St. Gallen. Die 
beiden Grundstücke sind mit 962.500 Schilling be­
wertet. Ich bitte um Annahme dieses Antrages. 

Präsident: Wer dem Antrag zustimmt, möge 'ein 
Zeichen mit der Hand geben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

22. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Re­
gierungsvorlage, Einl.-Zahl 500, über den Erwerb 
der Liegenschaft Einl.-Zahl 117, KG. St. Martin, Ge­
richtsbezirk Brück an der Mur, von Frau Friede­
rike Zwerenz, Frau Rosa Schattauer und Herrn 
Gottfried Bohunovsky. 

Berichterstatter ist Abg. Hans Brandl. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Abg. Brandl: Hier handelt es sich um die Wohn­
versorgung einer kinderreichen Familie im Bezirk 
Brück an der Mur. Es geht um den Ankauf eines 
Objektes im Werte von 439.000 Schilling. Ich er­
suche um Zustimmung. 

Präsident: Ich bitte um ein Zeichen der Zustim­
mung. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

23. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Re­
gierungsvorlage, Einl.-Zahl 527, über den Ankauf 
der Liegenschaft Einl.-Zahl 109, KG. Pölfing, Ge­
richtsbezirk Eibiswald, von Frau Hedwig Sauruck. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Friedrich Aich-
holzer. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Aichholzer: Hoher Landtag! Das Land Steier­
mark kauft gemeinsam mit dem Bezirksfürsorge­
verband Deutschlandsberg ein Einfamilienwohnhaus 
im Werte von 300.000 Schilling zur Unterbringung 
einer kinderreichen Familie. Und zwar ist es die 
Familie Vollmann aus Pölfing, Das Wohnhaus bleibt 
im Besitze des Landes und des Bezirksfürsorgever­
bandes und zwar im Verhältnis von iU : Vi. 

Ich ersuche im Namen des Finanz-Ausschusses, 
diese Vorlage anzunehmen. 

Präsident: Ich bitte um ein Händezeichen, falls Sie 
dem Antrag zustimmen. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

24. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Re­
gierungsvorlage, Einl.-Zahl 528, über den Erwerb 
der Liegenschaft Einl.-Zahl 4, KG. Lassing-Schatt-
seite, Gerichtsbezirk Rottenmann, von Frau Jose­
fine Pernhofer.. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Harald Laurich. 
Ich erteile ihm das Wort. " 

Abg. Laurich: Der Bezirksfürsorgeverband Liezen 
ist an das Land Steiermark herangetreten, ein 
Wohnobjekt der Familie Frau Pernhofer in Lassing-
Schattseite zu einem Kaufpreis von 520.000 Schil-
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ling anzukaufen. In diesem Haus sollen 4 bzw. 5 
kinderreiche Familien untergebracht werden. 

Namens des Finanz-Ausschusses stelle ich den 
Antrag auf Annahme. 

Präsident: Ich schreite zur Abstimmung und bitte 
um ein Händezeichen, falls Sie dem Antrag zu­
stimmen. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

25. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Re­
gierungsvorlage, Einl.-Zahl 529, betreffend Bau- und 
Grundflächeninanspruchnahme sowie Objektseinlö­
sung von Neuper Johann als sichtbehinderndes Ob­
jekt an der Landesstraße 273. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Dipl.-Ing. Dok­
tor Siegfried Eberdorfer. Ich erteile ihm das Wort . 

Abg. Dipl.-Ing. Dr. Eberdorfer: Zur Beseitigung 
einer Sichtbehinderung an der Landesstraße 273 
in Raumberg, Gemeinde Irdming, ist ein Ankauf 
eines Bauobjektes sowie einer Grundfläche zum 
Betrag von 392.700 Schilling notwendig. Ich bitte 
um Annahme. 

Präsident: Sie haben den Antrag gehört. Mangels 
einer Wortmeldung bitte ich um ein Händezeichen. 
(Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

26. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Re­
gierungsvorlage, Einl.-Zahl 530, betreffend den An­
kauf des Erholungsheimes der Pensionsversiche­
rungsanstalt in Bad Gleichenberg zum Zwecke der 
Schaffung von weiterem Schul- und Internatsraum 
für die Landesberufsschule Bad Gleichenberg. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Heribert Pölzl. 
Ich erteile ihm das Wort . 

Abg. Pölzl: Der Bericht behandelt den Ankauf des 
Erholungsheimes der Pensionsversicherungsanstalt 
in Bad Gleichenberg zugunsten der Landesberufs­
schule in Bad Gleichenberg. 

Namens des Finanz-Ausschusses bitte ich um 
Zustimmung. 

Präsident: Ich bitte die Damen und Herren, die 
dem Antrag zustimmen, um ein Händezeichen. (Ge­
schieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

27. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Re­
gierungsvorlage, Einl.-Zahl 531, betreffend den Be­
richt über die bisherigen Verhandlungen, Maßnah­
men und Beschlüsse etc. der Landesregierung zur 
Übernahme der „Soltherme Binderberg 1" in der 
Gemeinde Loipersdorf, Bezirk Fürstenfeld, durch 
das Land Steiermark. 

Berichterstatter äst Abgeordneter Dr. Richard 
Piaty. Ich erteile ihm das Wort . 

Abg. Dr. Piaty: Hoher Landtag! Die Vorlage mit 
Einl.-Zahl 531 beinhaltet den Bericht über die bis­

herigen Verhandlungen, Maßnahmen und Be­
schlüsse der Landesregierung zur Übernahme der 
„ Soltherme Binderberg 1" in der Gemeinde Loipers­
dorf, Bezirk Fürstenfeld. Die Vorlage liegt Ihnen 
schriftlich vor und ich darf mich darauf beschrän­
ken, den Antrag zu verlesen. Der Hohe Landtag 
wolle beschließen: Die Steiermärkische Landesregie­
rung wird ermächtigt, im Namen des Landes das 
Bohrloch „Soltherme Binderberg 1", Gemeinde 
Loipersdorf, Bezirk Fürstenfeld, entsprechend der 
Niederschrift der Berghauptmannschaft Graz über 
die Verhandlung zwischen dem Amte der Steier-
märkischen Landesregierung und der Rohölgewiii-
nungs-AG. Wien vom 30. August 1972 zu überneh­
men und eine diesbezügliche Übernahmsbestätigung 
mit Wirksamkei t des Tages dieses Landtagsbe­
schlusses auszustellen. 

Präsident: Wer für den Antrag ist, möge ein Zei­
chen mit der Hand geben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

Ich ziehe nun d en Tagesordnungspunkt 38 vor, 
weil er sinngemäß zu diesem Tagesordnungspunkt 
gehört. 

38. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Re­
gierungsvorlage, Einl.-Zahl 599, betreffend den An­
kauf von Grundstücken in Loipersdorf bei Fürsten­
feld. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Alois Klobasa. 
Ich erteile ihm das Wort . 

Abg. Klobasa: Hoher Landtag! Es handelt sich 
hier um den Ankauf eines Grundstückes in Loipers­
dorf bei Fürstenfeld, auf dem die Firma Rohölge-
winnungs-AG. Wien Bohrungen durchgeführt hat, 
um Erdöl oder Erdgas zu finden. Hiebei stieß man 
in einer Tiefe von 1300 m auf heiße Quellen. 

Der Finanz-Ausschuß hat diese Vorlage behan­
delt, sie liegt Ihnen vor und ich bitte um Annahme 
der Vorlage. 

Präsident: Ich bitte um ein Händezeichen, wenn 
Sie zustimmen. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

28. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Re­
gierungsvorlage, Einl.-Zahl 538, betreffend den An­
kauf eines Grundstückes für die im Gemeindege­
biet Lebring-St. Margarethen zu errichtende Lan­
desfeuerwehr- und Zivilschutzschule. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Alois Seidl. Ich 
erteile ihm das Wort . 

Abg. Seidl: Namens des Finanz-Ausschusses darf 
ich ersuchen, der Regierungsvorlage, d ie e inen 
Grundankauf zum Inhalt hat, für die Landesfeuer-
wehrscbule in Lebrdng im Ausmaß von 1073 m2 

zum Kaufpreis von 250.000 Schilling die Zustimmung, 
zu geben. Ich darf um Annahme bitten. 

Präsident: We r damit e inverstanden ist, möge 
ein Händezeichen geben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 
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29. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Re­
gierungsvorlage, Einl.-Zahl 539, über den Verkauf 
des Landesbahngrundstückes Nr. 642/4, KG. Kir­
chenviertel, im Ausmaß von 4692 m2 an die Ge­
meinde Ratten. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Josef Schram-
mel. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Schrammel: Ich ersuche um Zustimmung für 
die diesbezügliche Vorlage und zwar wind hier der 
Verkauf eines Landesbahngrundstückes in der KG. 
Kirchenviertel behandelt mit einem Ausmaß von 
4692 m2. 

Präsident: Sie haben den Antrag gehört. Wer da-
für ist, möge ein Zeichen geben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

30. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Re­
gierungsvorlage, Einl.-Zahl 540, betreffend den Ab­
schluß eines Tauschvertrages über Grundstücke 
zwischen der Republik Österreich und dem Land 
Steiermark. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Dr. Dieter Stre-
nitz. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Dr. Strenitz: Namens des Finanz-Ausschus­
ses ersuche ich um Zustimmung zum Tausch der 
landeseigenen Grundstücke Nr. 220/1 der Einl.-
Zahl 777, KG. Algersdorf, gegen die bundeseigenen 
Grundstücke Nr. 381/4 und 381/5 der Einl.-Zahl 989, 
KG. Brück, im gleichen Wert von je 498.000 Schil­
ling. 

Präsident: Ich bitte um ein Händezeichen, wenn 
Sie zustimmen. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

31. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Re­
gierungsvorlage, Einl.-Zahl 543, betreffend Bau- und 
Grundflächeninanspruchnahme für das Bauvorhaben 
Nr. 1/72 „Mixnitz—Mautstadt" der Landesstraße 23. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Dr. Leopold 
Dorfer. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Dr. Dorf er: Hohes Haus! Es handelt sich hier 
um eine Bau- und Grundflächeninansprachnahme 
von Raimund und Maria Ritzinger für den Ausbau 
der Straße 1 „Mixnitz—Mautstadt" in einem Ge­
samtbetrag als Ablösesumme von 113.160 Schilling. 

Namens des Finanz-Ausschusses bitte ich um An­
nahme. 

Präsident: Wer für den Antrag ist, möge ein Zei­
chen geben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

32. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Re­
gierungsvorlage, Einl.-Zahl 544, über die Genehmi­
gung eines weiteren Grundankaufes in der Kata-
stralgemeinde Berndorf für den Neubau des Lan­
deskrankenhauses Brück an der Mur. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Hans Brandl. 
Ich erteile ihm das Wort. 

Periode — 5., 6. und 7. Dezember 1972 

Abg. Brandl: Für den Neubau des Landeskranken­
hauses Brück an der Mur werden noch zusätzlich 
30.000 m2 zum Preis von 3,582.600 Schilling benö­
tigt. Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

Präsident: Wer dem Antrag zustimmt, möge ein 
Zeichen mit der Hand geben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

33. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Re­
gierungsvorlage, Einl.-Zahl 545, betreffend Bau- und 
Grundflächeninanspruchnahme für das Bauvorhaben 
„Stadl—Kaltwasser" der Landesstraße 344. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Hermann Ritzin-
ger. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Ritzinger: Hohes Haus! Die gegenständliche 
Vorlage behandelt ebenfalls eine Bau- und Grund­
flächeninanspruchnahme für das Bauvorhaben 
„Stadl-Kaltwasser" mit einer Summe von 190.830,35 
Schilling. Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

Präsident: Ich bitte die Damen und Herren, die 
dem Antrag zustimmen, ein Zeichen zu geben. (Ge­
schieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

34. Bericht des Gemeinde- und Verfassungs-Aus­
schusses über die Regierungsvorlage, Beilage 
Nr. 53, Gesetz, mit dem das Statut der Landes­
hauptstadt Graz 1967 geändert wird. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Dr. Dieter Stre­
nitz. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Dr. Strenitz: Da nach dem Bundesgesetz 
Nr. 273 aus 1972 die Bezüge des Landeshauptman­
nes neu geregelt wurden und die Höhe vom Dienst­
alter abhängig ist, mußte nach Ansicht der Steier-
märkischen Landesregierung eine Änderung der 
Bestimmungen des Grazer Statuts hinsichtlich des 
Funktionsbezuges des Bürgermeisters erfolgen. Ich 
ersuche daher das Hohe Haus, folgendem Antrag 
zuzustimmen: 

Das Statut der Landeshauptstadt Graz 1967, 
LGB1. Nr. 130, in der heute gültigen Fassung wird 
wie folgt geändert: 

§ 38 Abs. 1 1. Satz hat zu lauten: „Der Bürger­
meister hat auf die Dauer seiner Funktion Anspruch 
auf einen Funktionsbezug in der Höhe des jewei­
ligen Bezuges des Ersten Landeshauptmannstellver­
treters." Artikel IL Dieses Gesetz tritt mit 1. Juli 
1972 in Kraft. Ich bitte um Annahme. 

Präsident: Sie haben den Antrag 'gehört. Wer 
ihm zustimmt, möge ein' Zeichen mit der Hand ge­
ben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

35. Bericht des Gemeinde- und Verfassungs-Aus­
schusses über die Regierungsvorlage, Beilage 
Nr. 51, Gesetz, mit dem das Landes-Verfassungs-
gesetz 1960 geändert und einige landesgesetzliche 
Bestimmungen neu erlassen werden. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Dr. Helmut Hei­
dinger. Ich erteile ihm das Wort. 
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Abg. Dr. Helmut Heidinger: Herr Präsident! Ho­
hes Haus! Die Beilage Nr. 51 l iegt Ihnen vor, die 
e ine Änderung der Landesverfassung beinhaltet. 
Und zwar d reh t es sich um eine formelle Ände­
rung. Der Verfassungsgerichtshof hat nämlich mit 
dem Erkenntnis vom 30. Juni 1972 die Bestimmung 
der Geschäftsordnung über das Forum bei Beschlüs­
s en aufgehoben, weil er der Meinung war, daß ver­
fassungsrechtlich eine Delegierung nicht zulässig 
ist und das in der Landesverfassung verankert wer­
d en müsse. Es wurden dabei auch einige Einzel­
best immungen aufgehoben, die dadurch saniert wer­
d e n sollen, daß sie im Art ikel II dieser vorliegenden 
Beilage angeführt sind. 

Der Gemeinde- und Verfassungs-Ausschuß hat 
sich mit d ieser Änderung beschäftigt, empfiehlt die 
Annahme und namens des Ausschusses bitte ich 
d a s Hohe Haus um Genehmigung. 

Präsident: Ich erteile dem Herrn Abgeordneten 
Dr. Götz da s Wort . 

Abg. Dipl.-Ing. DDr. Alexander Götz: Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Der Bericht­
ers ta t ter hat richtig ausgeführt, daß es sich hier 
praktisch um die formelle Berichtigung handelt, die 
sich durch ein Urteil des Verfassungsgerichtshofes 
als notwendig erwiesen, hat. Nach Bekanntwerden 
dieses Urteils des Verfassungsgerichtshofes hat die 
freiheitliche Landtagsfraktion darauf hingewiesen, 
daß sie die Auffassung vertritt , daß nicht nur diese 
Bestimmung der Landesverfassung Gegenstand von 
Überlegungen sein sollte und aus den gleichen for­
mellen Gründen, die darin bestehen, daß man die 
Landesverfassung nicht mehrmals abändern soll, 
waren und s ind wir der Meinung, daß derart ige 
Abänderungen gemeinsam zu erfolgen haben, wes­
halb wir der heutigen, die nur eine Sanktionierung 
sein soll, nicht zustimmen. 

Präsident: Eine weitere Wortmeldung liegt nicht 
vor. We r dem Antrag des Berichterstatters zu­
stimmt, möge eine Hand erheben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

36. Bericht des Gemeinde- und Verfassungs-Aus­
schusses und des Finanz-Ausschusses über den An­
trag, Einl.-Zahl 561, der Abgeordneten der ÖVP, 
SPÖ und FPÖ, betreffend die Erlassung eines Ge­
setzes über die Bezüge und Pensionen der obersten 
Organe des Landes (Steiermärkisches Bezügegesetz). 

Berichterstatter ist Abgeordneter Heribert Pölzl. 
Ich erteile ihm das Wort . 

Abg. Pölzl: Hohes Haus! Meine Damen und Her­
ren! Der Gemeinde- und Verfassungs-Ausschuß und 
der Finanz-Ausschuß haben über das eingebrachte 
Bezügegesetz beraten. 

Auf Grund ihrer Regierungserklärung vom 
27. April 1970 und vom 5. November 1971 hat die 
Bundesregierung eine Kommission, deren Mitglie­
der vom Bundeskanzler e rnannt wurden, einge­
setzt und ihr d ie Aufgabe übertragen, Vorschläge 
betreffend d ie Poli t ikerbesteuerung zu erstatten. 

Mitte Dezember 1970 hat diese Kommission ein 
Gutachten über die Besteuerung d e r Bezüge der 
Organe der Gesetzgebung erstattet. 

Im Dezember 1970 hat d iese Kommission der Or­
gane der Gesetzgebung, Nationalrat , Bundesrat, 
Landtage, bestimmter oberster Organe der Voll­
ziehung, Bundespräsident, Mitglieder der Bundes­
regierung, Staatssekretäre, Mitglieder der Landes­
regierung, Mitglieder des Verfassungsgerichtshofes, 
Präsident und Vizepräsident des Rechnungshofes 
und einige damit im Zusammenhang s tehende Fra­
gen erstattet. Unter Auswertung d ieser Überlegun­
gen hat die Bundesregierung dem Nationalrat 
einen Gesetzesentwurf über die Bezüge und Pen­
sionen der obersten Organe des Bundes (Bezüge­
gesetz) sowie einen Gesetzesentwurf über die 
steuerrechtliche Behandlung der Bezüge dieser vor­
hin genannten Organe zugeleitet. Schließlich wur­
den diese Gesetzesentwürfe nach e ingehender Be­
ratung im Finanz- und Budget-Ausschuß des Na­
tionalrates am 9. Juli 1972 durch d en Nationalrat 
verabschiedet. 

Bei der Festsetzung der Bezüge wurde eine Rela­
tion zu den Bezügen eines Beamten de r Allgemei­
nen Verwal tung der Dienstklasse IX für die Mit­
glieder de s Nationalrates hergestellt . Von dieser 
Basis ausgehend, wurde auch eine bestimmte Re­
lation für 'die Präsidenten des Nationalrates und 
d ie obersten Organe der Vollziehung sowie den 
Präsidenten und Vizepräsidenten des Rechnungs­
hofes festgelegt. 

In steuerrechtlicher Hinsicht wurde von der Über­
legung ausgegangen, die bisher im wesentlichen 
einkommensteuerfreigestellten Bezüge gewisser 
Funktionäre in Hinkunft der Lohnsteuer (Einkom­
mensteuer) zu unterwerfen, hiebei aber ein im gel­
tenden Einkommensteuerrecht (§ 9 Abs. 2 Einkom­
mensteuergesetz 1967) für die Besteuerung der Be­
züge von Bürgermeistern, Vizebürgermeistern und 
Stadträten gel tendes System zu verallgemeinern. 
Durch d ie Beschlüsse des Nationalrates ist es erfor­
derlich geworden, auch für den Bereich des Landes 
Steiermark eine Neuregelung der Bezüge und Pen­
sionen der obersten Organe des Landes vorzu­
nehmen. 

Diese Regelung lehnt sich im wesentlichen an die 
bundesrechtlichen Vorschriften — unter Berücksich­
tigung der bisherigen Verhältnisse — an. Von de r 
in den bundesrechtlichen Vorschriften vorgesehenen 
Progressivität der Bezüge der Abgeordneten und 
Regierungsmitglieder (Biennalvorrückungen) wurde 
jedoch Abstand genommen, weil der Grundsatz 
der Gleichheit aller Volksvertreter auch in einheit­
lichen Ansätzen zum Ausdruck kommen und die 
Unterschiede lediglich durch die Funktionstätigkeit 
gekennzeichnet sein sollen. 

Von der vorgesehenen landesgesetzlichen Rege­
lung ist der Herr Landeshauptmann ausgenom­
men, da dessen Bezüge und de ren steuerrechtliche 
Behandlung bereits durch die eingangs e rwähnten 
bundesgesetzlichen Vorschriften unter Bedacht-
nahme auf seine Stellung als Träger der mittel­
baren Bundesverwaltung geregelt wurden. 
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Als Berichterstatter .dieser zweifellos eine brei­
tere Öffentlichkeit interessierenden Gesetzesvorlage 
fühle ich mich verpflichtet darauf hinzuweisen, daß 
die nunmehr durch dieses Gesetz effektuierten Be­
züge und Entschädigungen der Mitglieder der Lan­
desregierung und des Landtages in der Regel vor 
allem den buchführenden Landwirten, freiberuflich 
Selbständigen, Lehrern, Beamten und Unterneh­
mern keineswegs eine materielle Verbesserung 
der bisherigen Entschädigungen bringen. Es wird 
sich noch herausstellen, daß, bedingt durch die 
nunmehr nach bundesgesetzlichen Vorschriften er­
folgte steuerliche Behandlung dieser Bezüge und 

-Entschädigungen^-seht- hckif!g_-eine_JVeiminderuBtg_ 
der bisherigen Bezüge eintreten wird. Abgesehen 
davon, finden durch diese wirksam gewordene 
steuerrechtliche Behandlung 'dieser Bezüge und Ent­
schädigungen , nach wie vor die Aufwendungen der 
Abgeordneten und Mitglieder der Landesregierung 
für gesonderte, ihnen aus ihrer Mandatsausübung 
erwachsenen finanziellen Verpflichtungen, wie 
z. B. Klubbeiträge, Bereitstellung von Beiträgen 
an Vereine und Organisationen usw., keine beson­
dere steuerrechtliche Berücksichtigung. 

Ich beantrage im Namen des Gemeinde- und 
Verfassungs-Ausschusses und des Finanz-Ausschus­
ses die Annahme dieses Gesetzes. 

Präsident: Sie haben den Antrag des Herrn Be­
richterstatters gehört. Wer ihm zustimmt, möge 
eine Hand erheben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

37, Bericht des Finanz-Ausschusses über die Re­
gierungsvorlage, Beilage Nr. 52, Gesetz über die 
Landesumlage. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Hans Brandl. Ich 
erteile ihm das Wort. 

Abg. Brandl: Hoher Landtag! Sehr geehrte Da­
men und Herren! Durch das neue Finanzausgleichs­
gesetz 1973 ist es auch notwendig geworden, ein 
neues Gesetz über die Landesumlage zu erlassen. 
Dieses Gesetz ist in 4 Paragraphen gegliedert. Ich 
bitte um Annahme. 

Präsident: Sie haben den Antrag gehört. Wer 
ihm zustimmt, möge eine Hand erheben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

39. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Re­
gierungsvorlage, Einl.-Zahl 560, über die Bedeckung 
über- und außerplanmäßiger Ausgaben gegenüber 
dem Landesvoranschlag 1972 — 2. Bericht. 

Berichterstatter ist Abgeordneter Hans Brandl. Ich 
erteile ihm das Wort. 

Abg. Brandl: Der 2. Bericht über außerplanmä­
ßige Ausgaben im Landesvoranschlag 1972 sieht 

einen Betrag von 126,279.107 Schilling vor. Die 
näheren Aufgliederungen finden Sie in den Be­
merkungen. Ich ersuche um Annahme. 

Präsident: Sie haben den Antrag des Herrn Be­
richterstatters gehört. Wer dafür ist, möge eine 
Hand erheben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

Von einzelnen Regierungsmitgliedern wurde den 
Bediensteten des Landes, vor allem jenen, die mit 
Jahresende aus dem aktiven Dienstverhältnis aus­
scheiden, für ihre Mitarbeit gedankt. Auch dem Prä-

-sidentenrdes-iÄndtag'es-obliegt— esrnamens-der-^Ab-
geordneten allen diesen Persönlichkeiten, die ihre 
ganze Lebensarbeit, ihr Wissen und Können dem 
Wohle und Gedeihen des Landes gewidmet haben 
und weiter widmen, den Dank der Heimat auszu­
sprechen. Wir wissen es wohl, alles, was wir hier 
im Hohen Hause beschließen und beraten, hat sein 
Leben und seine Wirkung nur, wenn es von den 
Beamten weitergegeben und gewissenhaft verwal­
tet wird. Besonders denke ich hier auch an einen 
Mann, dessen Namen wir aussprechen wollen, an 
Herrn Oswald Schmuck, der seit 15 Jahren treu und 
gewissenhaft um die Ordnung dieses Hauses und 
dieses Saales bemüht gewesen ist. (Allgemeiner 
Beifall.) 

Ich danke auch der Presse und dem Rundfunk 
und jedem einzelnen von Ihnen, meihe Damen und 
Herren, der bemüht gewesen ist, über die Aufgaben 
des Landtages, seine Arbeit, seine Probleme die stei-
rische Bevölkerung sachlich und umfassend zu in­
formieren. (Allgemeiner Beifall.) 

Einen ganz besonderen Dank spreche ich den Da­
men und dem Herrn aus, 'die mit großer Aufopfe­
rung und Aufmerksamkeit das Stenographische 
Protokoll geführt haben, (allgemeiner Beifall) und 
den Damen und Herren in der Präsidialkanzlei, die-
in sehr mühevoller Arbeit auch diese Tagung des 
Hohen Hauses vorbereitet haben. (Allgemeiner 
Beifall.) 

Zum Schluß Ihnen allen, meine verehrten Damen 
und Herren Abgeordneten, Herr Landeshauptmann, 
geschätzte Mitglieder der Steiermärkischen Landes­
regierung, einen herzlichen Weihnachtsgruß. Möge 
uns auch im kommenden Jahr der innere und äußere 
Friede erhalten bleiben, mögen unsere jungen Men­
schen es schätzen und erkennen, was es heißt, in 
einer freien, bei allen Unterschieden und Gegen­
sätzen, wo es um das Glück und Wohl der Menschen 
geht, doch einverständigen Gesellschaft zu leben. 

Und zur Heraufkunft des neuen Jahres 1973, wie 
es die steirdschen Bergleute sagen, ein herzliches 
„Glück auf!" und „Gottgib's!" 

Die Sitzung ist geschlossen. (Allgemeiner starker 
Beifall.) 

Schluß der Sitzung: 20.50 Uhr. 

Steierm. Landesdruckerei, Graz. — 822-73 
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